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ZEITSCHRIFT FÜR POLITISCHE ÖKONOMIE UND SOZIALISTISCHE POLITIK 


PROBLEME 
DES KLASSEN- 
KAMPFS 


BETRIEBSPOLITIK DER BLUFF 
BEI BMW Die Institution Universität 
(Kritik der ‚Arbeitersache‘) in ihrer Wirkung 

{ auf die Arbeitsweise 
ZUM PROBLEM DER und das 
ABLEITUNG DES Bewußtsein ihrer 


BÜRGERLICHEN STAATES Mitglieder 


VORBEMERKUNG 

zu dem Papier der „Betriebsgruppe bei BMW/München” 

Wir haben in unseren letzten beiden Artikeln zur Intensivierung der Arbeit in der 
BRD versucht, auf Basis einer Einschätzung der Akkumulationsbewegung des BRD- 
Kapitals den allgemeinen Zusammenhang von Intensivierung der Arbeit, Einführung 
neuerer Entlohnungsmethoden, Druck auf die Lohnrate und Aibeitsplatzunsicher- 
heit darzustellen. 1) Daß die verschiedenen Schichten der Arbeiter unterschiedlich 
von dieser allgemeinen Tendenz betroffen sind, haben wir nur angedeutet. Dabei 
tauchte schon das Problem auf, daß die in bestimmten Industriezweigen wohl am 
stärksten von der Arbeitsintensivierung betroffenen Schichten, nämlich Frauen 
und Gastarbeiter, wesentlich aus der gegenwärtigen gewerkschaftlichen Organisation 
der Interessenvertretung herausfallen, was auf der anderen Seite das Probiem 
einschließt, daß diesen Schichten auch weitgehend die Organisationsform fehlt, 
innerhalb und in Auseinandersetzung mit welcher sie ihre dem Kapital entgegen- 
stehenden Interessen und Bedürfnisse formulieren könnten. 

Das nachfolgende Papier, das im Sommer 1972 im Zusammenhang mit einer 
Auseinandersetzung mit der Gruppe „Arbeitersache“ entstanden ist, schließt in 
zweierlei Hinsicht an unseren Artikel an: Zum einen werden am Beispiel 
BMW-München die technologischen Bedingungen der Intensifikation der Arbeit und 
die Rolle neuerer Entlohnungsformen darin deutlich; zum anderen werden die Um- 
schichtungen innerhalb der Arbeiterklasse sichtbar; darüber hinaus wird die Rolle 
der Arbeitsemigranten im Betrieb und deren Verhältnis zur Gewerkschaft unter 
dem Aspekt der Entfaltung innerbetrieblicher Konflikte herausgearbeitet. 

Wir meinen, daß es den Genossen nicht zuletzt deshalb gelingt, ihre in der 
Einleitung formulierte Kritik an der „Arbeitersache” zu fundieren, weil sie über 
die Darstellung der wirklichen Verhältnisse im Betrieb den widersprüchlichen Pro- 
zeß der Entwicklung von Klassenbewußtsein bei den Arbeitern, die beschränkte Rol- 
le betrieblicher Aktionen um jeden Preis und die Folgen einer fehlerhaften Be- 
triebspolitik (weil nicht anknüpfend an den empirischen Voraussetzungen) aufzeigen 
können. Andererseits sind zentrale Probleme wie das Verhältnis Betriebsrat/ 
Vertrauensleute und Arbeiterschaft (insbes. Arbeitsemigranten) sowie die Bedin- 
gungen der Herausbildung betrieblicher Kader nur benannt und nicht näher 
ausgeführt. Im Rahmen des vorliegenden Papiers und auf Basis der Erfahrungen in 
einem Betrieb konnte dies auch nicht geleistet werden (es ist allerdings zu fragen, 


1) Wir möchten in diesem Zusammenhang auf die nach Erscheinen der PROKLA 4 und 5 
veröffentlichten Untersuchungen von Böhle/Altmann, Industrielle Arbeit und soziale 
Sicherheit, Ffm 1972 (Athenäum-Verlag) hinweisen, die materialreiche Studie wird aller- 
dings von der Sozialstaatsillusion der Verfasser geprägt. Ausführlich und kritisch wird 
das Problem der Intensifikation der Arbeit und die Möglichkeit der „Humanisierung der 
Arbeit” auf Basis der neuen Technologie im Kapitalismus bei W. Volpert diskutiert 
(W. Volpert, Psychologie der Ware Arbeitskraft, in: K.-J. Bruder (Hg.), Kritik der bürger- 
lichen Psychologie, Ffm 1973, Fischer-Taschenbuch). Zum offiziell-gewerkschaftlichen 
Standpunkt zum Problem der wachsenden Arbeitsbelastung und der “Humanisierung 


der Arbeit’ vgl. Gewerkschaftliche Monatshefte Nr. 1/1973; insbes. den Beitrag von H.O. 
Vetter! 
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inwieweit BMW nicht zumindest für die Automobilproduktion ein typisches 
Beispiel abgibt); die Diskussionen sollen aber in der PROKLA in dieser Richtung 
fortgeführt werden. 

Redaktionskollektiv Gewerkschaften 


BETRIEBSPOLITIK BEI BMW 
Kritik der „Arbeitersache“ 


Betriebsgruppe bei BMW /München („Projektgruppe Technologie München‘) 


Vorwort 


Ahem! Wohlan denn! 

In Anbetracht der weltpolitischen Lage insgesamt, ferner der zunehmenden 
und unaufhaltsamen Verschärfung der Widersprüche in der Welt auf allen Ebenen ; 
in Anbetracht, sage ich, der zunehmend brutaler und abgefeimter werdenden 
Agressionen des US-Imperialismus, die, obzwar von der sozialimperialistischen 
sowjetischen Renegatenclique, diesen fluchwürdigen Verrätern der Prinzipien des 
Marxismus-Leninismus, unterstützt, am heldenmäßigen Widerstand der freiheits- 
und friedliebenden Völker Südostasiens zuschanden werden wird, und den Vor- 
marsch des Sozialismus im Weltmaßstab nicht behindern kann, sondern im Gegen- 
teil noch beschleunigt — denn die Haupttendenz in der Welt ist die Revolution —; 
in Anbetracht weiterhin des unaufhaltsamen Vordringens der Revolution in allen 
Völkern der dritten Welt, die, ausgerüstet mit der scharfen Waffe des Marxismus- 
Leninismus und der Mao Tse-Tung-Ideen, den schon in Verrottung übergehenden 
US-Imperialismus demnächst in hohem Bogen auf den Misthaufen der Geschichte 
schleudern werden: 

In Anbetracht und Erwägung dieser Tatsachen richten wir ganz im Sinne 
des Roten Thälmann, des ehemaligen Vorkämpfers und Kanzlerkandidaten der 
Arbeiterklasse an alle fortschrittlichen, friedliebenden, demokratischen, aufrecht 
denkenden Menschen in der Welt den brennenden Appell: 

Treibt den revolutionären Kampf voran! und zwar entschieden, wenns geht! 

Mobilisiert kühn die Massen! 

Solidarisiert Euch schleunigst mit den Völkern der dritten Welt! 

Studiert eifrig die Werke des Vorsitzenden! 

Eßt anständig, Ihr werdets bei der Revolution brauchen können! 

Nur so kann es der einzig wahren und aufrichtig revolutionären west- 
europäischen proletarischen Vorhut der Arbeiterklasse gelingen, den Massen zur 
unaufhaltsamen, sieg- und glorreichen Revolution heroisch den Weg zu weisen. 

Dem Volke dienen, spalten, spalten, spalten! 


Euer Kollege Lorenz Wurzelmoser 
Halle 10, hinten rechts 


Einleitung 


Die Phase der „ideologischen” Auseinandersetzungen ist tot. Und deshalb schlies- 
sen wir mit dem vorangegangenen die Darstellung unseres politischen Selbstver- 
ständnisses ab. In dieses Paper gehen somit Voraussetzungen ein, die hier nicht 
weiter diskutiert werden. Wir verweisen auf die einschlägigen Veröffentlichungen, 
wie z.B.: Gruppe Internationaler Kommunisten Hollands: Grundprinzipien kommu- 
aistischer Produktion und Verteilung; Müller/Neusüß: Die Sozialstaatsillusion... 
in SoPo 6/7; etc. 

Die Basis unserer Arbeit ist die Tätigkeit im Betrieb. Warum? Zur Strategie- 
findung ist es für uns notwendig, den widersprüchlich verlaufenden kapitalistischen 
Produktionsprozeß nicht nur in seinen allgemeinen Bestimmungen zu begreifen, 
sondern auch in, seinen spezifischen Erscheinungsformen bei dem entsprechenden 
Einzelkapital. Diese Phase der Sondierung der objektiven Voraussetzungen ist im 
großen und ganzen so weit gediehen, — sie nimmt einen entsprechend breiten Raum 
in der Darstellung ein — daß ihre Ergebnisse (s.u.) uns heute das notwendige Hand- 
werkszeug für eine betriebs- respektive abteilungsspezifische Politik liefern. Der 
Vorwurf, wir würden in unserer Arbeit objektivistisch vorgehen, berührt u.E. gerade 
eine der wesentlichsten Fragen der Betriebspolitik in der augenblicklichen Ent- 
wicklung. Denn die objektiven Bedingungen müssen als Grundlage in eine Strategie 
zur Betriebsarbeit eingehen. 

„Die Menschen machen ihre eigene Geschichte, aber sie machen sie nicht aus 
freien Stücken, nicht unter selbsterwählten, sondern unmittelbar vorgefundenen, 
gegebenen und überlieferten Umständen” (Marx). Dies wird gerade von der ‘Arbei- 
tersache’ viel zu wenig berücksichtigt. Wir sind absolut nicht gewillt, uns unter 
einen Handlungszwang zu setzen, also strategielos zu versuchen, jeden Konflikt in 
eine Aktion umzubiegen. Um zu verdeutlichen, was wir darunter verstehen (bzw. 
wie wir glauben, wie Betriebsarbeit heute auf ein falsches Gleis abgleiten kann), 
haben wir die letzte Aktion bei BMW, bei der die Gruppe Arbeitersache maßgebend 
beteiligt war, einer Kritik unterzogen. 

Die zweite implizierte Bedeutung dieser Kritik (bzw. des gesamten Papiers) 
liegt in dem Versuch, die Voraussetzungen von unserer Seite für eine Kooperation 
zu schaffen. Unter Kooperation verstehen wir, wie gesagt, Keine „ideologischen” 
Debatten, sondern die Auseinandersetzung über die betriebsbezogene Praxis. 
Wobei im Rahmen dieser Auseinandersetzung bestimmte grundsätzliche Positio- 
nen wiederum zu reflektieren sind. 

Der Stand unserer politischen Arbeit setzt uns heute noch nicht in die 
Lage, zu bestimmten politischen Problemen fundiert Stellung zu nehmen. Darunter 
fällt einmal die Lage der Gastarbeiter bzw. der multinationalen Betriebsgruppen. 
Außer der banalen Feststellung, daß wir mit erheblichen 
Kommunikationsschwierigkeiten zu kämpfen haben, bleiben für uns andere Proble- 
me, wie z.B. das geduldige Ertragen der Ausbeutungssituation durch die Gastarbei- 
ter mit der Hoffnung, hinterher eine bequeme kleinbürgerliche Existenz im Heimat- 
land aufzubauen, noch ohne jegliche politisch brauchbare Einschätzung. 
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Um einem Mißverständnis vorzubeugen, sei hier ausdrücklich betont: Das 
Nachfolgende stellt selbst noch keine strategische Ableitung dar, sondern versucht 
einen Teil der Grundlagen herauszuarbeiten, die in eine Strategie eingehen müssen. 
Freilich reicht diese bei weitem nicht; und so macht sich die bisher von uns nicht 
geleistete Diskussion z.B. über den Proleb am Mangel strategischer Ausführungen 
bemerkbar. Doch sind diese Grundlagen notwendig, um nicht, wie es bei der 
Arbeitersache oft vorkommt, beliebig ins Blaue hineinzuagieren oder um von all- 
gemeinen Kraut und Rüben—Aussagen wie: „Der Begriff der Selbst- und Objekt- 
repräsentanz bezieht sich...unter anderem auf die ‘innere’ Wahrnehmung von Arbeit, 
Lohnform, Arbeitsorganisation, Familie, Kinder, Auto, Kantine. Also schlicht auf 
das, was Marx Mystifikation nennt.’(Revolutionärer Kampf) zu konkreteren Ver— 
mittlungsschritten zu gelangen. Aber wir sehen das „Objektivismusgeschrei” schon 
kommen! 


Fließbandproduktion 


Die Arbeitsplatzstruktur an den Montagebändern unterscheidet sich grundsätzlich 
in der gesamten Automobilproduktion von der Arbeitsplatzstruktur in den anderen 
Bereichen. 

Wir gehen in unserer Darstellung deshalb von der Fließbandproduktion aus, 
weil sie erstens den größten Teil der Automobilproduktion ausmacht und wir im 
Betrieb alle an den Montagebändern arbeiten, andererseits durch die Arbeitsorgani- 
sation an den Bändern auch für ein kleineres Potential von Internen Initiativen 
möglich sind. 

Deshalb soll im folgenden der Unterschied und die Wandlungstendenzen in 
der Arbeitsplatzstruktur zwischen Montagebändern und anderen Bereichen kurz 
dargestellt werden. 

Der Produktionsprozeß bei der PKW-Herstellung läßt sich grob in drei unter- 
schiedliche Abteilungen gliedern. 

Im Verformungsbereich der Metalle (spanlose und spanabhebende Ver- 
formung) ist eine Steigerung der Arbeitsproduktivität durch den Übergang von der 
spanabhebenden zur spanlosen Verformung möglich. In diese Richtung geht in den 
letzten Jahren auch die Entwicklung bei der Automobilindustrie. 

Als bedeutendste Entwicklung im Fertigungsbereich des Automobilbaus kann 
die Transferstraße angesehen werden. Hierbei durchläuft der Arbeitsgegenstand 
eine Reihe von verketteten Einzelmaschinen, wobei Transport, Einrichtung und 
Kontrolle von der Maschinerie vollautomatisch übernommen werden. 

j Es müssen nur noch die Arbeitsgegenstände eingelegt werden. (Anwendung: 
Motorbau). Der Einsatz von Transferstraßen wird in zunehmendem Maße auch im 
Karosseriebau interessant, weil diese sowohl für den Bau von Karosserieeinzelteilen, 
als auch für die Herstellung der gesamten Karosserie eingesetzt werden ".önnen (un- 
seres Wissens wird bis heute bei VW in Europa die einzige Transferstraise im Gesamt- 
karosseriebau eingesetzt). Durch die Einführung der Transferstraße kann der An- 
teil an variablem Kapital gewaltig gesenkt werden, da außer zur Überwachung keine 
Arbeitskräfte notwendig sind (die Einsparung an Löhnen liegt auf jeden Fall bei 
über 20 %), zudem sind beachtliche Qualitätssteigerungen damit verbunden. Doch 
rentiert sich für das Kapital die Aufstellung einer Transferstraße wegen der immen- 
sen Steigerung des Anteils an fixem Kapital nur dann, wenn die sprunghaft gestiege- 
ne Arbeitsproduktivität auch vollkommen ausgenutzt werden kann. Dazu kommt, 
daß sie äußerst unflexibel in ihrer Verwendungsmöglichkeit ist, was bedeutet, dal 
bei einer Typenumstellung hohe ‚„Investitionskosten” entstehen. in der Lackiererei 
ist es technisch möglich, die Lackierungsvorgänge vollautomatisch zu betreiben. 
Dies erfordert für die Grundierung und Lackierung, zwei technisch verschiedene 
Produktionsanlagen (Blektrophorese-Tauchverfahren und elektrostatische Spritzan- 
lagen). Es ist nur eine Frage der produzierten Stückzahlen, ob die dadurch hervorge- 
rufene Steigerung des Anteils an fixem Kapital durch Kostpreissenkungen weiter- 
gegeben werden kann. 

Im Montagebereich tritt gegenüber den vorher beschriebenen Entwicklungen 


ein scharfer Bruch auf. Sofern technisch überhaupt möglich, ist doch wegen des 
gigantischen Kostenaufwands, der durch die Kompliziertheit und Vielfalt der Bewe- 
gungsvorgänge entstünde, die Mechanisierung der Automontage (Maschineneinsatz) 
für die Kapitale unrentabel. Von Automatisierung kann gar keine Rede sein. Daher 
die Versuche des Kapitals, mit allen Mitteln die Arbeit zu intensivieren. 

Die Gestaltung der Montageorganisation an den Hauptbändern samt Neben- 
strecken wird durch den Einsatz von EDV-Anlagen so durchgeführt, daß eine hohe 
Stückzahl und in der Folge eine hohe Arbeitsintensität erreicht werden kann. 

Im Montagebereich ist die Arbeitsproduktivität nur äußerst schwierig und in 
sehr geringem Maße zu erhöhen, da sich die technische Struktur des Produktionspro- 
zesses, verglichen mit dem Verformungsbereich der Metalle, nur geringfügig ver- 
ändern läßt, solange das Bandsystem beibehalten wird. 

Variables Kapital einzusparen liegt nicht unmittelbar im Wollen und Profit- 
streben des einzelnen Kapitalisten; die Schranken seiner Möglichkeiten, Profit her- 
beizuschaffen, erscheinen ihm zum einen als technischer „Sachzwang” der Pro- 
duktionsmittel (und der Arbeitskräfte), zum anderen als äußerer Zwang der Kon- 
kurrenz und der zahlungsfähigen Nachfrage (im Krisenzyklus). 

Ideell kann das Kapital die auftretenden Friktionen und Grenzen überwinden, 
indem es zu einer neuen Stufe der Arbeitsproduktivität übergeht: „Daraus aber, 
daß das Kapital jede solche Grenze als Schranke setzt und daher ideell darüber weg 
ist, folgt keineswegs, daß es sie real überwunden hat, und da jede solche Schranke 
seiner Bestimmung widerspricht, bewegt sich seine Produktion in Widersprüchen, die 
beständig überwunden, aber ebenso beständig gesetzt werden.” (Marx). 

Gerade wegen der Klassenkämpfe in Frankreich und Italien gegen die hohe 
Arbeitsintensität an den Bändern sind unseres Wissens bei Volvo in Schweden, Fiat 
und Alfa-Romeo Versuche im Gange, durch gänzliche Änderung der Arbeitsplatz- 
struktur, eine Erhöhung der produzierten Stückzahlen zu erreichen (also eine Stei- 
gerung der Arbeitsproduktivität). Es wird probiert, ein Auto mehr oder weniger 
vollständig von einer Gruppe von Arbeitern zusammenbauen zu lassen. Die ersten 
vagen Angaben liegen noch nicht einmal für die Automobilindustrie vor: Bei 
Philips (Fernsehmontage) konnten 9 % Zeit erspart werden, doch sind die notwen- 
digen „Investitionskosten“ 2,8mal so hoch wie zuvor (vgl. „Metall“ 12/72). 

Direkt am Band sind in der Regel nur „angelernte” Arbeiter beschäftigt. 
Das gilt auch für die Nebenbänder und Vorbereitungsarbeiten. 

Mit dem Ende der Rezession 1968/69 und dem beginnenden Aufschwung 
wuchs innerhalb der Automobilindustrie (nicht nur in der PKW-Produktion!) 
schlagartig der Anteil der Fremdarbeiter. Es muß daher während der Rezession 
ein gewaltiger Umschichtungsprozeß bei den Lohnarbeitern begonnen haben, der 
von Entlassungen von deutschen Arbeitern begleitet sein mußte. Die Fremdarbeiter 
machen den Löwenanteil der „angelernten Arbeiter“ aus. 


Endmontageband 


Mit dem Fließband ist eine Kombination zwischen manufaktureller Werkzeug- 


arbeit und automatisch gesteuertem Produktionsablauf gefunden worden, bei dem 
die Arbeitsgegenstände ihre Formverwandlung in Stufenprozessen durchlaufen, 
bei denen die Arbeitsvorgänge auf möglichst kleinen Umfang reduziert sind. 

Die Reichweite des Prozesses ist durch die Summe der mit dem Band ge- 
steuerten einzelnen Tätigkeiten gegeben, also „technisch gesehen” durch die 
„Länge des Bandes”, vom Arbeiter her durch Umfang und Art der Werkzeuge und 
komplizierten Werkzeuge ( = Werkzeuge mit eigenem Antriebsmechanismus) die er 
benutzt. 

An das Endmontageband kommt die fertige Karosserie aus der Lackiererei. 
Es werden hier zunächst die kleineren Teile montiert, wie z.B. Fenster, Türgriffe, 
Scheinwerfer, Elektroinstallation, etc. Dann wird die fertige Karosserie auf das Fahr- 
gestell mit Motorblock montiert, die schon fertig montiert auf einem Nebenband 
herangeführt werden. Die Werkzeuge und komplizierten Werkzeuge, die der Arbei- 
ter dabei benutzt, sind nicht so schwer und unbeweglich, daß sie ihn in seinem 
Bewegungsspielraum einengen. Jeder Arbeiter ist aber in seinem Bewegungsspiel- 
raum dadurch begrenzt, daß er jedesmal, wenn er über den ihm zugemessenen 
Arbeitsraum hinaus dem Band folgen muß, den nach ihm Arbeitenden behindert. 

Entscheidendes Charakteristikum des Bandes ist die ferngesteuerte und me- 
chanische Zuführung der Arbeitsgegenstände und Abnahme der bearbeiteten Ar- 
beitsgegenstände. Hierbei gibt es zwei Möglichkeiten: 

Beim unterbrochenen Transport ist die Taktzeit vorgegeben. Die Arbeits- 
gegenstände ruhen während der Taktzeit an einem bestimmten Ort. Wie oft dies 
geschieht, hängt von der Zerstückelung des Arbeitsprozesses ab, die aber nicht 
itechnisch immanent, sondern durch das Bestreben des Kapitals,die Arbeit möglichst 
intensiv auszunutzen, gegeben ist. Da die Taktzeit dem Arbeiter durch das Band 
vorgegeben ist, lassen sich die innerhalb der Taktzeit herausgeschundenen Zeit- 
ersparnisse nicht zu kleineren Pausen aufsummieren, wie das bei Einzelmaschinen 
noch möglich ist. (Bei BMW haben wir noch kein derartiges Band entdeckt) 

Beim kontinuierlichen Transport bewegt sich das Band mit gleicher Geschwin- 
digkeit‘ weiter ; der Arbeiter muß bei der Ausführung seiner Tätigkeit das Band 
begleiten. Da die verschiedenen Tätigkeiten am Band linear hintereinander angeord- 
net sind und nur besondere Arbeitsoperationen , bei denen die Arbeiter sich nicht 
gegenseitig behindern, parallel ausgeführt werden können, erfordert die durch das 
Band gegebene Arbeitsorganisation einen Bewegungsspielraum pro Arbeiter, der bei 
vorgegebener Zeit pro Arbeitsoperation mehr oder weniger genau in Metern festge- 
legt werden kann. Dieser Bewegungsspielraum kann nicht beliebig verändert wer- 
den, ohne daß die einzelnen Arbeiter mit ihren verschiedenen Tätigkeiten gegensei- 
tigin Kollision geraten. 

Die Gestaltung des Arbeitsablaufes ist mit dem Band angelegt. Die Fließ— 
bandproduktion erzwingt eine lineare Organisation der einzelnen Formverwand- 
lungen des Arbeitsgegenstandes und damit eine entsprechende räumliche und 
zeitliche Hintereinanderfolge der einzelnen Tätigkeiten. Die vom Band beför- 
derten Arbeitsgegenstände sollen diese Folge möglichst ohne Verzögerung und 
ohne Aufenthalte auf Zwischenlagerplätzen durchlaufen. 


Der der Bandkonstruktion immenante Zweck ist die Aufspaltung ver- 
schiedener komplizierter Tätigkeiten in einfachste Handgriffe und Bewegungs- 
abläufe der Arbeit, die dann durch das Band wieder aufsummiert und je nach 
Art und Umfang auf die verschiedenen Arbeitskräfte verteilt werden können. 
Dies ermöglicht es also, Intensivierungen der Arbeit einfach durch Erhö Ing 
der Bandgeschwindigkeit zu erreichen. Das Fließband unterwirft den Arbeiter 
einfacher Arbeit, die immer wieder in der vom Band vorgegebenen Zeit wieder- 
holt werden muß, unterwirft ihn einem Arbeitstempo, auf das er keinerlei Einfhuß 
hat: „Das Band gibt die Möglichkeit, die Arbeit so stark zu unterteilen, daß sie je- 
der Qualität entkleidet und vollständig funktionalisiert, das heißt auf einen kleinen 
...und gut kontrollierbaren Beitrag zum „System“ reduziert wird.“ (H. Kem/ 
M. Schumann; Industriearbeit und Arbeiterbewußtsein, Ffm 1970 Teil I, Seite 76). 
Durch die Erhöhung der Bandgeschwindigkeit kann die Arbeit intensiviert werden. 

Kontrolle und Korrektur des Arbeitsablaufes sind gesonderte Tätigkeiten. 

Mit dem Produktionsmittel Band ist eine bestimmte Stufe der Arbeitspro- 
duktivität festgelegt, die nur in geringem Ausmaß weiter gesteigert werden kann. 
Es ist zwar möglich, die Zutransporte von Vorbereitungsstellen und Nebenstrecken 
zu den Montagebändern hin zu mechanisieren und hier die Arbeitsorganisation zu 
verändern, ebenso lassen sich neuere Werkzeuge einsetzen, doch ändert dies im We- 
sentlichen wenig. Eine Steigerung der Arbeitsproduktivität könnte also im Grunde 
nur entscheidend vorangetrieben werden, dadurch, daß die Kombination von 
Fließband und einfachster Handarbeit als ganzes verändert, bzw. ersetzt wird. 

Gerade in der Kombination von einfachster Handarbeit mit Werkzeugen und 
automatisch gesteuertem Transportsystem ist bereits angelegt, was dann durch 
die Konkurrenz der Kapitale herausgesetzt wird: Die andauernde Steigerung der 
Arbeitsinzensität zur Senkung des Kostpreises der Waren. 

Die lineare Organisation einfacher Tätigkeiten am Band ermöglicht es zwar, 
durch Umgruppierungen und andere Aufteilung der Tätigkeiten auf die Arbeits- 
kräfte noch eine bessere Auslastung der Produktionsanlagen zu erzielen, doch ist, 
nur die technische Seite des Produktionsprozesses betrachtet, ab einer bestimmten 
Anzahl von Arbeitskräften die Arbeitsplatzstruktur ausgefüllt. Mehr Arbeitskräfte 
können am vorhandenen Band nicht mehr beschäftigt werden, chne daß sie sich 
gegenseitig im Arbeitsspielraum einengen und somit behindern. 


Rohbaubänder 


Im Rohbau gibt es zwei Bandtypen, Platten- und Ovalband. Obwohl die beiden 
Bandtypen sehr unterschiedliche Arbeitsplatzstrukturen mit sich bringen, bilden sie 
im Produktionsprozeß eine organisatorische Einheit. 

An den Ovalbändern wird die Rohkarosse nur grob zusammengebaut (sie 
muß also noch von einem „äußeren Gerüst” zusammengehalten werden) und wird 
dann auf die Piattenbänder umgesetzt, wo sie fertig bearbeitet wird. 

Die Plattenbänder brauchen hier nicht weiter beschrieben zu werden, da sie 
im Großen und Ganzen dem Typ Endmontageband, wie er im Vorangegangenen 
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charakterisiert wurde, entsprechen. Nur kurze Bandabschnitte ähneln mehr dem 
Ovalband, und zwar dann, wenn größere Geräte montiert sind (Punktschweißma- 
schinen, Sigmaschweißgeräte), die ähnlich wie an den Ovalbändern den Bewegungs- 
spielraum einengen. 

Für die Ovalbänder müssen einige Aussagen, die für den Typ Endmonatgeband 
charakteristisch sind, modifiziert werden. So besteht ein erster Unterschied schon 
im Transportmittel. Die Karosserie wird auf einem Spezialwagen transportiert, der 
mit den verschiedensten Einrichtungen zum Festklammern und Zusammenklemmen 
der einzelnen Karosserieteile versehen ist. Dieser Wagen wird nun an verschiedenen 
Arbeitsplätzen ergänzt, zum Beispiel durch die Verklemmrahmen für Seitenteile, 
Fensterholme etc. Da diese Einrichtungen sehr schwer sind, müssen sie an Schienen 
hängend an den Wagen herangeführt werden. Deshalb sind die Arbeiter beim Mon- 
tieren weiterer Verklemmteile an den Wagen ziemlich genau auf einen Punkt fest- 
gelegt. Ebenso lassen alle „Komplizierten Werkzeuge” wie die schweren Schweiß- 
zangen oder Schweißgeräte wenig Spielraum. Alle Arbeiten mit ihnen sind auf eine 
bestimmte Bandstrecke fixiert (bei den Schweißgeräten ist sie durch die Kabellänge 
festgelegt, die Aufhängung der Schweißzangen kann auch bei größter Kraftanstren- 
gung nicht über einen bestimmten Punkt ausgezogen werden). 

Von daher ist der Bewegungsspielraum nicht durch die Zahl der Leute am 
Band und die Bandgeschwindigkeit festgelegt, sondern durch die Maschinerie. Die 
einzelnen Arbeitsplätze liegen fest und sind kaum veränderbar. Aus diesem Grund 
sind an den Ovalbändern an fast jedem Arbeitsplatz Notschalter montiert. Wird 
der Arbeiter nicht rechtzeitig, also innerhalb seines Bewegungsspielraumes, fertig, 
so muß er den Notschalter drücken, um seine Arbeit zu Ende führen zu können. Das 
Band wird dann also angehalten, was bei steigender Bandgeschwindigkeit immerhäu- 
figer vorkommt. Die Arbeiter kommen aus diesem Grund auch nicht mit den nach 
ihnen Arbeitenden in Konflikt. Wie bei einem Band mit unterbrochenem Transport, 
lassen sich auch hier herausgeschundene Zeitersparnisse nicht zu kleineren Pausen 
aufsummieren. 

Dadurch, daß die Länge fast aller Arbeitsplätze durch die Maschinerie fest- 
liegt, ist auch die Zahl der benötigten Arbeiter weitgehend unabhängig von Band- 
geschwindigkeitsänderungen. 

Ist die Bandgeschwindigkeit noch nicht allzugroß, können Teile von Arbeiten, 
die sonst am Plattenband ausgeführt werden, weil sie für den groben Zusammenhalt 
der Karosserie nicht notwendig sind, auf die einzelnen Arbeitsplätze am Ovalband 
verteilt werden. Dadurch können also Leute am Plattenband eingespart werden. (Die 
Zahl der notwendigen Arbeitsplätze am Ovalband liegt dagegen ja fest). Bei einer 
Steigerung der Bandgeschwindigkeit werden dann immer mehr von diesen Arbeiten 
auf das Plattenband verlagert (dort also auch mehr Leute eingesetzt, da am Platten- 
band die Arbeiten ja wie am Montageband, der Bandgeschwindigkeit und Anzahl 
der Leute entsprechend, neu aufgeteilt werdenkönnen), bis nur noch die notwendi- 
gen Arbeiten übrig bleiben und mit jeder weiteren Erhöhung der Bandgeschwindig- 
keit linear die Intensivierung der Arbeit steigt. Soll die zu produzierende Stückzahl 
weiter gesteigert werden, als durch eine Arbeitsintensivierung erreichbar ist, muß 
die ‘:aschinerie des Bandes total umgebaut werden, um eine neue Aufteilung der 
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Arbeiten (weitere Zerstückelung) zu erreichen, also die Möglichkeit zu schaffen 
mehr Leute am Ovalband arbeiten. 


Qualifikationsanforderungen 


a) motorische Leistungen: 

Die Anforderungen an Wissen und Können der Arbeiter für diese Tätigk: 
sind gering. Die notwendige manuelle Geschicklichkeit kann innerhalb k....: 
Zeit erworben werden. Wichtig ist die Fertigkeit, die wenigen Arbeiigrife 
schnell und Korrekt durchzuführen. Dafür ist eine große körperliche Resis' 
notwendig, weil sonst das hohe Arbeitstempo nicht durchgehalten ws. sn 
kann. (Die Arbeit muß nicht notwendigerweise schwere körperliche Arbeit sein.) 
Es zeigt sich also: Die Qualifikationsanforderungen an den Arbeiter sind praktisch 
nur vom Durchhaltevermögen des Arbeiters bestimmt, bzw. von der vorgegebenen 
Arbeitsintensität. 

b) sensorische Leistungen: 

Die Wahrnehmung der Kontrollaufgaben erfordert ebenfalls kaum Wissen und 
Können, dafür aber ein andauernd waches Reaktionsvermögen, das gezwungen 
ist, immer dieselbe Art von Fehlern zu erkennen. Das Reaktionsvermögen des Ar- 
beiters ist ständig an den Arbeitsprozeß gebunden, so daß keine Entlastung 
(Abschalten wie bei wiederholt mechanischer Tätigkeit) erfolgen kann. 


Lohnform und die Reaktion des Bandarbeiters darauf 


Die Lohnabrechnung ist eines der bestgehüteten BMW-Geheimnisse. 

Ebenso wie beim Einzelakkord sind alle Arbeiten bis in die einfachsten 
Teiloperationen aufgespalten und vom Stopper mit einer Vorgabezeit belegt. 
Die Berechnung des Akkords erfolgt dann wie beim Einzelakkord, nur daß 
hier das ganze Band einheitlich abrechnet. Nun ist aber die Arbeitsintensität 
in keiner Weise vom Arbeiter beeinflußbar, da die Geschwindigkeit des Bandes und 
damit die Akkordverrechnung von vornherein festgelegt ist. Der sogenannte 
Gruppenakkord am Band ist also kein Akkord in dem Sinne, daS der Arbeiter 
durch individuelle Steigerung seiner Arbeitsintensität den ihm ausbezahlten 
Geldbetrag erhöhen kann. Das hat zur Folge, daß den meisten Arbeitern der Lohn 
als einfacher Stundenlohn erscheint. Unterstützt wird dieser Eindruck noch durch 
den äußerst komplizierten Berechnungsmodus, dessen Ausdruck der reichlich un- 
überschaubare Bruttolohnzettel ist, aus dem weder Verrechnung noch Lohngruppe 
unmittelbar hervorgehen und wo von Seiten der Betriebsleitung bzw. des Betriebs- 
rats nicht der geringste Versuch gemacht wird, diesen Dschungel zu lichten. Die 
daher üblich praktizierte Methode den Stundenlohn festzustellen ist, den Brutto 
lohn durch die Stundenzahl zu teilen. Allein die Deutschen und die besser deutsch 
sprechenden Ausländer übertragen die Erfahrung mit dem Einzelakkord auf den 
Gruppenakkord am Band, d.h. höhere Stückzahl gibt mehr Geld, geringe Stückzahl 
weniger. Der genauere Berechnungsmodus ist aber nur für die wenigsten durch- 
schaubar. 
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un einerseits die Arbeitsintensität in keiner We 
en kann, zum anderen der Berechnungsmodus kompliziert 
ird und keinerlei Kampf gegen die Lohnform existiert, kann die Inten- 
n Kapital durchaus in die Höhs geschraubt werden, ohne daß sich der Lohn 


pen: 
Hung in verschiedene Lohngruppen hat am End 
@ in den verschiedenen Qualifikationen der Arbe krän 
ich. Es existiert ein Widerspruch zwischen der durch das Ban 
& inplizierten Arbeit und den verschiedenen Lohngruppen. 
Allgemeinen existieren am Band drei Lohngruppen (4, 
se gibt es Lohngruppe 6 nur für Springer und Nacharbeiter 
mit einer Lohngruppe belegt. Zusammenges 
75 % mit Lohngruppe 4 und zu 23 % mü 


awei Kriterien werden von der Hierarchie für die Eingruppierung in höhere 
Lobngruppen angegeben: 

a) Verantwortung 

(z.B. Einstellarbeiten, d.h. Arbeiten, die eine häufige Kontrolle des Arbeitsergeb- 
nisses erfordern, weshalb in der Vorgabezeit eine gewisse Pufferzeit miteinbezogen 
ist, die dazu führt, daß diese Arbeiten unter erheblich weniger Zeitdruck ausgeführt 
werden müssen, als die restlichen). 

b} große körperliche Anstrengung 

Nun bezieht sich große körperliche Anstrengung nicht auf die Intensität, mit der die 
Arbeit ausgeführt werden muß, sondern ob die Operation sowieso nur unter erheb- 
lichern Kraftaufwand ausgeführt werden kann. Das Argument mit der Verantwor- 
tung ist für die Arbeiter nicht einsichtig, da gerade diese Arbeiten dadurch auf- 
fallen, daß sie unter erheblich weniger Zeitdruck ausgeführt werden müssen als die 
anderen und für die Arbeiter nur die reale Arbeitsbelastung zählt. Anders die große 
körperliche Anstrengung, obwohl sich bei einem Vergleich der realen Arbeitsbe- 
lastungen am Band herausstellt, daß durch die hohe Intensität und die Unmöglich- 
keit, die Arbeiten total gleichmäßig zu verteilen, gerade Arbeiten mit Lonngruppe 4 
unter dermaßen hohem Zeitdruck ausgeführt werden müssen, daß dagegen Arbeiten 
mit Lohngruppe 5 auf Grund hoher körperlicher Anstrengung als relativ leicht gel- 
ten können. 


Hierarchie 


Im Rahmen dieses Papieres interessiert keine umfassende Darstellung, sondern nur 
die Aspekte, die ihre organisatorischen Auswirkungen auf die unmittelbare Produk- 
tion haben. 

Warum wir ein Kapitel eigens mit der Überschrift Hierarchie versehen haben, 
erklärt sich aus den ersten Eindrücken der unmittelbaren Betricbserfahrungen, Hier- 
bei erfährt man scheinbar selbständige Unterdrückungsfunktionen der Hierarchie 
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als unmittelbares personalisiertes Herrschaftsverhältnis. Im folgenden wird versucht 
aufzuzeigen, daß es sich hierbei um kein unmittelbares Hertschaftsverhältnis 
handelt, sondern daß die Funktionen der Sierarchie aus der besonderen Gestalt 
dieses kapitalistischen Produktionsprozesses entspringen. 

Es existieren zwei Abteilungen der Hierarchie: die Hierarchie entlang der Bän- 
der (Meister, V no: und die betrieblichen Planungsstellen (z.B. Zeitstudien- 
abteilung, Planungsabteilung für die zu produzierenden Stückzahlen), die je ver- 
schiedene Funktionen ausüb & 

In der sen ee in der mit dem Band und den entsprechenden Werkzev- 
gen die Str r der Arbeitsplätze gegeben ist, werden die notwendigen Arbeits- 
kräfte bei vor, rpegebener Stick durch Zeitstandards und Normen für jede einzelne 
Teilopsration festgelegt. Diese Aufgabe wird von der Zeitstudienabteilung erledigt 
Gibtes kleine Veränderungen in der Produktion, z.B. Verbesserungen der Werkzeu- 
ge oder Veränderung der Werkstücke, so erscheint dort der Stopper, um die neuen 
Zeiten zu ermitteln. (Bei einer Neuaufieilung der Arbeiten am Band konnten wir 
bisher keine a Zeitaufnahmen feststellen.) Der Stopper ist die Instanz der 
Zeitstudienab ng , mit der die Arbeiter direkt in Berührung kommen. Durch sie 
werden auch die Lohngruppen festgelegt, mit denen die einzelnen Arbeiten bewer- 
tet werden. Inwieweit es den Kapitalisten möglich ist, die Akkordvorgabezeiten 
im Zusammenhang mit einer Intensivierung der Arbeit zu erniedrigen, die Verrech- 
nung also beim Alten zu belassen, ist bisher nicht untersucht (z.B. welche Stellung 
hat der Betriebsrat in einem solchen Fall). 

Der Meister kann im Rahmen der durch das Band zugelassenen Möglichkeiten 
die Arbei vationen auf die vorhandenen Arbeitskräfte verschieden aufteilen. 
Bei der Verteilung der einzelnen Arbeitsgänge an die Arbeiter wird er sich nicht nur 
von den vom Stopper bestimmten Zeiten leiten lassen, sondern vor allem darauf 
ın. der tatsächliche Zeitaufwand mit dem gestoppten übereinstimmt. 
für die einzelnen Arbeiten festgelegt sind, sind dem Arbeiter selbst 
bt hekannt (die einzige bekannte Ausnahme ist das Band für die 
önnen die Arbeiter im Meisterbüro die Zeiten erfahren, aber 
aufnahme. 
ohne weiteres vorkommen, daß Arbeiten in verschiedenen 
schiedenen Meistern) unterschiedlich aufgeteilt sind. (Das kommt 
en großen Auto-Typen vor). Zum Beispiel ist das Anschließen der Kabel 
cherungskasten in der einen Schicht mit einer zusätzlichen Arbeit im 
verbunden, die ca. 10 % der Arbeitszeit einnimmt. In der anderen 
fallt diese Arbeit. Ist der Meister schlau, verteilt er die Arbeit einiger- 
nmanent „gerecht”, weil dadurch die Qualität am ehesten gewährleistet 
lich kommen Auswüchse und Schikanen gegen einzelne Arbeiter vor. 
eine allgemeine Agitation gegen die Willkür der Meister ist davon nicht 
ableitbar. (Hier pfuscht die Arbeitersache). Mit den Lohngruppen hat der Meister 
nichts zu tun. Wenn ein Arbeiter für seine Arbeit eine höhere Lohngruppe fordert, 
so kommt er dabei notwendig mit dem Stopper in Berührung. Die Intensität der Ar- 
beit ist durch die Bandgeschwindigkeit gegeben. Der Meister und dessen Vorarbei- 


ir 
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ter sind nur für die Qualität (möglichst wenig Ausschuß) des Produkts verantwort- 
lich. Da er diese Qualität mit einer von ihm nicht bestimmten Anzahl von Leuten 
erreichen muß, entsteht ein gewisses Konkurrenzverhalten zwischen Zeitstudien- 
abteilung und Meister. Der Meister steht im Widerspruch zur Zeitstudienabteilung 
die die Anzahl der Leute am Band möglichst niedrig halten soll, während jener aber, 
um seine Funktion möglichst optimal und bequem zu erfüllen, auf entsprechend 
viele Leute bedacht ist. Konkret sieht das so aus, daß der Meister, wenn der Stopper 
kommt, dem betreffenden Arbeiter ‚Anweisungen gibt, wie er möglichst langsam 
und umständlich arbeiten kann. Diese dabei zusätzlich gewonnene Zeit kommt aber 
nicht unbedingt dem einzelnen Arbeiter, an dem gestoppt wurde, zugute, sondern 
wird in den großen Topf der Zeiten geworfen und wieder neu verteilt. 

Schien es auf den ersten Blick, als habe der Meister keine antreibende Funk- 
tion, da diese das Band übernimmt, so kommt sie doch durch die Qualitätskontroll- 
funktion wieder herein. Er treibt den Arbeiter an, nicht schneller, sondern sauberer 
zu arbeiten. Das kommt aber einer Intensivierung der Arbeit gleich. Eine weitere 
Funktion des Meisters bzw. des Vorarbeiters ist es, die Anlernzeit, in der ständig 
zwei Mann an einem Arbeitsplatz arbeiten, möglichst frühzeitig zu beenden. (Frei- 
willig beendet sie niemand, besonders beim Umlernen). 

Beim Ovalband muß die Arbeitsplatzstruktur schon bevor das Band eingerich- 
tet wird von der Zeitstudienabteilung festgelegt werden. Da die Werkzeuge und Ge- 
räte ortsgebunden sind und den Bewegungsspielraum bestimmen, können die Arbei- 
ten später nicht mehr neu aufgeteilt werden (das betrifft die für den Zusammenhalt 
der Karosserie notwendigen Montagearbeiten, die bei entsprechender Bandge- 
schwindigkeit alleine übrigbleiben, aber nicht vom Plattenband herübergenommene 
Teilarbeiten, siehe oben), ohne daß die Produktionsanlage total umgekrempelt 
wird; das heißt, jeder Arbeitsplatz muß von Anfang an auf eine optimale Stück- 
zahl zugeschnitten sein. 

Der Meister kann hier nicht, wie in der Endmontage, die einzelnen Arbeiten 
verteilen (also für jeden Arbeiter zeitlich optimal die Teilarbeiten zusammenstellen), 
sondern er kann nur die Arbeiter nach ihrer physischen Konstitution auf die ver- 
schiedenen feststehenden Arbeitsplätze verteilen. (Das trifft exakt nur bei ausge- 
lasteter Produktionsanlage zu, ansonsten kann er die Teilarbeiten vom Plattenband 
auf die Arbeitsplätze verteilen, s.o.). 

Der Meister und die Vorarbeiter sind hier nicht nur für die Qualität der #.: seit 
verantwortlich, sondern auch für das Erreichen der vorgesehenen Stückzahl, da ja 
jedesmal, wenn ein Arbeiter am Ende seines Arbeitsplatzes noch nicht fertig ist, das 
Band von ihm angehalten wird. Die Bandgeschwindigkeit wird so auch nicht von 
einer unbekannten Instanz geregelt, sondern vom Meister bzw. Vorarbeiter, was 
auch jedem Arbeiter bekannt ist. Sie muß von ihnen den Fehlzeiten, die durch das 
Drücken der Notschalter entstehen, angepaßt werden. (Sehr häufiger Wechsel der 
Bandgeschwindigkeit während einer Schicht). Die Antreiberei wird also einmal über 
das Band vermittelt, zum anderen aber auch vom Meister und Vorarbeiter direkt 
wahrgenommen, indem sie darauf achten, daß die Notschalter nicht so oft gedrückt 
werden und nicht zu lange drin bleiben. 
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Arbeitszusammenhänge und Reaktionen der Bandarbeiter 


Der Haß auf das Band ist groß. Und jede vorübergehende Bandgeschwindig- 
keitserhöhung, die von einer nicht bekannten Instanz bestimmt wird, wird bemerkt 
und mit Fluchen bedacht. Meist ist das Band an sich der Adressat, nur selten wird 
„die BMW“ ausdrücklich dafür verantwortlich gemacht. So ist es auch im Rohbau, 
obwohl hier jeder Arbeiter weiß, daß Meister und Vorarbeiter die Bandgeschwindig- 
keit regulieren, um die vorgegebene Stückzahl zu erreichen. Auch hier wird auf das 
Band geflucht und nicht auf den Meister oder „die BMW“. Allein aus dem Haß des 
einzelnen gegen das Band ergeben sich keine vereinheitlichenden Momente, die zu 
einer kollektiven Aktion gegen das Band führen könnten. Die Flugblätter der 
Arbeitersache machen hier nichts anderes, als die allgemeine Motzerei auf Papier 
festzuhalten. 

Tritt zudem ein spezieller Konflikt auf, muß ihn primär immer der Einzeine 
ausfechten. Nur soweit auch andere von seinen Reaktionen über den Arbeitszu- 
sammenhang betroffen sind und miteinbezogen werden, kann kollektives Handeln 
entstehen. Um Konflikte auch unter dem Aspekt des Arbeitszusammenhangs be- 
trachten zu können, bedarf es einer genauen Beschreibung, wie dieser Zusammen- 
hang vom Band gesetzt ist. (Es wird hier speziell auf die Endmontage eingegangen. 
Wo bei den Ovalbändern im Rohbau Unterschiede dazu auftreten, wird extra darauf 
eingegangen). 

Normalerweise wird eine spezielle Arbeit von nur einem bzw. zwei Mann 
(wenn die Arbeit spiegelsymmetrisch am Auto auftritt) verrichtet. Anders verhält 
es sich bei Arbeiten, bei denen eine weitere Zerstückelung zur Anpassung an die 
Bandgeschwindigkeit unökonomisch ist. Je nach der Dauer dieses Arbeitsganges 
trifft dann nur jedes zweite oder dritte Auto auf denselben Arbeiter. Hier verrich- 
ten also mehrere Leute dieselbe Tätigkeit. Sie bilden dann durch den engen Ar- 
beitszusammenhang und den daraus resultierenden vollkommen gleichen Konflik- 
ten eine homogene Gruppe (ca. 2 — 6 Mann), die nach außen hin auch so auftritt. 

Eine andere Art des Arbeitszusammenhangs entsteht, wenn die Arbeiter hin- 
tereinander Operationen ausführen, die alle zur selben übergeordneten Arbeit gehö- 
ren. (Z.B. ist der Einbau des Armaturenbretts je nach Bandgeschwindigkeit,in, sagen 
wir, fünf Einzelarbeiten aufgeteilt, die je ein Arbeiter ausführt.) 

Da es sich hier um voneinander abhängige Teilarbeiten handelt, ist einwand- 
freie und rechtzeitige Ausführung der vorangegangenen Teiloperation die Voraus- 
setzung für die Ausführung der nächstfolgenden. Die negative Seite dieses Arbeits- 
zusammenhangs führt dazu, daß a) die Arbeiter in ihrem Arbeitsergebnis sich gegen- 
seitig kontrollieren, und b) häufig Streitigkeiten auftreten, wenn die vorangegange- 
ne Arbeit nicht rechtzeitig ausgeführt wurde. (Am Ovalband ist die vorangegangene 
Arbeit natürlich immer rechtzeitig ausgeführt, da sich die Arbeitsplätze ja nicht 
überschneiden können.) Inwiefern dieser Zusammenhang auch in ein vereinheit- 
lichendes Moment umschlagen kann, hängt ganz von der konkret vorliegenden 
Situation ab. 

Kann ein Arbeiter (oder auch eine sog. homogene Gruppe) der Bandge- 
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schwindigkeit nicht folgen,so wird er (sie) an den Endmontagebändern entweder am 
Band immer weiter abfallen, sich also von seinem angestammten Platz immer 
weiter entfernen, oder einen Teil seiner Arbeit unvollständig lassen. Beides bringt 
ihn über den oben genannten Arbeitszusammenhang mit seinen Kollegen in Kon- 


flikt. 
An den Ovalbändern würde er in einem solchen Fall den Notschalter drücken 


müssen, also höchstens mit Meister und Vorarbeiter in Konflikt kommen. Am End- 
montageband ist zwar die Möglichkeit, auf den Notschalter zu drücken, gegeben. 
Aus der Arbeitsplatzstruktur an diesem Band, die es dem einzelnen ohne weiteres 
ermöglicht, bis zu zwei Autos und in Ausnahmefällen auch mehr hinterherzuhängen, 
folgt aber, daß bei solchen Konflikten nie der Notschalter gedrückt wird, sondern 
immer mit Hilfe vom Springer oder allein durch den Druck, den der Vorarbeiter 
ausübt, versucht wird, den Rückstand wieder aufzuholen. Daraus resultiert ein 
prinzipiell anderes Verhältnis zum Notschalter als am Ovalband, wo die Betätigung 
des Notschalters für die Arbeiter nichts Außergewöhnliches ist. 

Wie weit sich solche Konflikte eskalieren können, welche Forderungen an die 
Hierarchie zu richten sind und welche Stellung sie im Bewußtsein der Leute einneh- 
men, welche Möglichkeiten es gibt, diese durchzusetzen und inwieweit auch andere 
Kollegen über den Arbeitszusammenhang in den Konflikt einbeziehbar sind, kann 
nicht allgemein angegeben werden, sondem muß am konkreten Fall untersucht 
werden. 

Die Tendenz, am Band die Arbeit auf immer einfachere und immer öfter 
auszuführende Tätigkeiten aufzuteilen, bringt eine ungeheure Monotonie und 
ständig einseitige körperliche Belastungen mit sich. Gegen die Monotonie liegen 
bisher keine Aussagen vor. Nicht so gegen die einseitigen körperlichen Abnutzungs- 
erscheinungen. Konsequenzen und Forderungen der Arbeiter an die Arbeitsorgani- 
sation treten in diesem Zusammenhang jedoch nur äußerst selten auf. Der Wunsch 
nach anderer Betätigung wird individuell nicht realisierbar, weil die hohe Bandge- 
schwindigkeit dem entgegensteht. Das nötige Geschick, um unter möglichst ge- 
ringern Kraft- und Zeitaufwand arbeiten zu können,behält man nur, wenn man stän- 
dig dieselbe Arbeit verrichtet. 

Zur Zahl der Leute am Band: Bei einer bestimmten Geschwindigkeit des 
Bandes nehmen die verschiedenen Operationen einen bestimmten Abschnitt des 
Bandes ein. Bei einer bestimmten Stufe der Produktion ist es also mch möglich, 
alle verschiedenartigen Operationen, die ja ihrerseits wieder in die einzelnen Teilar- 
beiten zerlegt sind, noch hintereinander anzuordnen. Bei einer Erhöhung der Band- 
geschwindigkeit dehnt sich der jeweilige Abschnitt aus, und da die Arbeitsintensität 
nicht im gleichen Maße gesteigert werden kann, überschneiden sich bei unveränder- 
ter Länge des Bandes daher gewisse Arbeitsoperationen. Es werden also Teilarbeiten 
verschiedener übergreifender Tätigkeiten parallel ausgeführt, die die Arbeiter ein- 
ander gleichgültig sein lassen, da kein innerer Arbeitszusammenhang vorhanden ist. 
Nimmt die Zahl der Arbeiter an einem Auto überhand, so werden sie sich gegen- 
seitig behindern und damit die Intensität steigern, (d.h. gehen 10 % der Arbeits- 
zeit durch Behinderungen flöten, so muß in 90 % der vorgegebenen Zeit 100 % der 
Arbeit verrichtet werden.) 
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Die dabei auftretenden Streitereien haben grundsätzlich anderen Charakter 
als die weiter oben beschriebenen. Es ist den Arbeitern unmittelbar einsichtig, daß 
nicht ihr ‚eigenes Verschulden”, also zu langsames oder unsauberes Arbeiten, die 
Ursache der ganzen Misere ist, sondern die objektive Situation am Band. Darım 
gelten Bänder mit zu vielen Arbeitern als schlecht, man setzt z.B. alle Mittel in Be- 
wegung, um zu dem neu eingerichteten Band zu kommen, wo man sich, vor allem zu 
Beginn, weniger Leute erhofft. 


Konsequenzen 


Reaktionen auf die Arbeitsbedingungen und die Arbeitsintensivierung laufen in er- 
ster Linie auf der individuellen Ebene ab. Die Konfrontationen entstehen zumeist 
„naturwüchsig‘, aus der Unmöglichkeit, dem Arbeitstempo zu folgen. Die Reaktio- 
nen, schlampiger zu arbeiten, mit der Arbeit hinterherzuhängen, im Rohbau dauernd 
individuell den Notschalter zu drücken, führen aus dem gegebenen Arbeitszusam- 
menhang entweder zum Krach mit den am nächstfolgenden Arbeitsplatz Arbei- 
tenden, oder zum Konflikt mit dem Vorarbeiter oder Meister. Allenfalls treten 
Forderungen zur Verbesserung der individuellen Situation auf. 

Nur scheinbar .wird dies bei homogenen Gruppen (s.o.) durchbrochen, indem 
sie in der Lage sind, auf Konflikte, die sie gleichermaßen betreffen, gemeinsam zu 
reagieren, dann also schon tendenziell geplante Konfrontationen und Forderungen 
zur Verbesserung der Gruppensituation entstehen. 

Aber hier wie dort, sind die Konflikte nicht soweit eskaliert, daß sich über 
das Individuum oder die einzelne Gruppe hinaus irgendwelche gemeinsamen Be— 
dürfnisse, geschweige denn Kampfperspektiven (außer phrasenhaften Plattheiten) 
angeben ließen. 

Ein Beispiel dafür ist die Stellung zu den Lohngruppen. Fast alle Arbeiter 
am Endmontageband sind von der Unsinnigkeit der Lohngruppeneinteilung über- 
zeugt, und zwar aus der realen Erfahrung, daß ja die leichteren Arbeiten mit Lohn- 
gruppe 5, die schwereren mit Lohngruppe 4 bewertet werden (s.o.). Ihr Verhalten 
steht aber bei der individuellen Austragung der Konflikte im Widerspruch dazu, 
indem sie zum Beispiel eine individuelle Aufbesserung ihrer Lohngruppe fordern. 
Das ist aber die einzige Möglichkeit, die eigene Situation zu verbessern, da For- 
derungen, die eine Infragestellung der Lohngruppen intendieren (z.B. eine DM mehr 
für alle) eine viel weitere Eskalation der Konflikte hin zu kollektiven Handlungs- 
möglichkeiten voraussetzen würden. 

Auf der Gesamtbetriebsebene kommt hinzu, daß in den verschiedenen 
Abteilungen ganz unterschiedliche Konfliktpotentiale und verschiedene Voraus- 
setzungen für Aktionen, die sich aus den Konflikten entwickeln könnten, von der 
Arbeitsplatzstruktur gesetzt sind. 

Während zum Beispiel an den Endmontagebändern eine individuelle Reaktion 
auf die Bandgeschwindigkeit die nachher Arbeitenden tangiert (mit der Arbeit 
hinterherhängen, s.o.), ist das an den Ovalbändern wegen der abgeschlossenen Ar- 
beitsplätze ausgeschlossen. Die Leute an den nächsten Arbeitsplätzen werden dort 
also nicht einmal negativ von dem individuellen Konflikt berührt. Andererseits 
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bieten die Ovalbänder durch die überall montierten Notschalter und das durch die 
Arbeitsplatzstruktur gesetzte Verhältnis zu den Notschaltern (der Notschalter muß 
;egrücki werden, wenn ein Arbeiter nicht innerhalb seines Bewegungsspielraums 
iertig wird, s.0.) eine Möglichkeit zu kollektiven Aktionen gegen die Bandgeschwin- 
digkeit, olıne daß es vorhergehender Diskussionen am ganzen Band und weitgehen- 
der Binigkeit über die Aktion bedürfte. Wir stehen natürlich nicht auf dem Stand- 
punkt, daß sich alle größeren Aktionen erst langsam aus „kleinen Konflikten”, 
die sich allmählich eskalieren, entwickeln müssen. Größere Arbeitsumorganisatio- 
nen, wie sie zum Beispiel in der Endmontage bei relativ einschneidenen Veränderun- 
gen in der vorgesehenen Stückzahl praktisch von einem Tag zum andern auftreten 
können, bieten natürlich die Möglichkeit von spontanen Reaktionen und deren 
raschem Umschlagen in eine kollektive Aktion, die das ganze Band umfassen kann. 
Ist diese Möglichkeit auch objektiv gegeben, so sind wir im Betrieb dennoch täglich 
nur mit den „kleinen Konflikten“ konfrontiert, müssen uns mit ihnen befassen und 
daran arbeiten, und können nicht darauf warten, daß die große Massenaktion uns 
vom Himmel herunter in den Schoß fällt. 

in einem Papier, bei dem nicht kontrolliert werden, kann, wer-es in die 
Hände bekommt, können natürlich keine weitgehenden Angaben über Möglich - 
keiten, Ansätze und Initiativen zu kollektiven Aktionen und Kämpfen gemacht 
werden. Da diese Ansätze noch alle in den Kinderschuhen stecken, die Lernpro- 
zesse sich erst noch entwickeln müssen, ist es das Dümmste was man tun kann, 
wenn man solche Initiativen per Flugblatt oder Betriebszeitung an die große Glocke 
hängt. Genauso ist es ohne Funktion, wenn nach solch rudimentären kollektiven 
Handlungen das ganze als leuchtendes Beispiel im Stile. „was haben wir gemacht” 
publizistisch vor dem Betriebstor breitgetreten wird. Erstens können dadurch die 
Arbeiter in den anderen Abteilungen den Lernprozeß nicht ohne weiteres nachvoll- 
ziehen, da bei ihnen andere Voraussetzungen gegeben sind, zweitens werden die 
Leute, die zum erstenmal etwas getan haben, dem Meister und den Vorarbeitern, 
die natürlich gemerkt hatten, daß da etwas nicht normal gelaufen war, auf dem 
Tablett präsentiert und dann permanent beobachtet. Sie schrecken natürlich dann 
vor weiteren Konfrontationen zurück und ihr Lernprozeß ist abgeblockt. Flugblät- 
ter und Betriebszeitungen können deshalb gegenwärtig nur aufklärenden Charakter 
haben, keinesfalls eine Initiativfunktion, und müssen von den Konflikten und Ar- 
beitsbedingungen in den einzelnen Abteilungen ausgehen. 

Es muß auch genau überlegt werden, ob diese Aufklärung vor den Toren 
unspezifisch an den gesamten Betrieb herangetragen werden kann, was unserer 
Ansicht nach nur sinnvoll ist, wenn über das Problem allgemein in den Abteilungen 
ein Informationsmangel besteht (z.B. Lohnproblematik), oder ob man nicht 
besser bei abteilungsspezifischen Problemen nach Mitteln und Wegen sucht, die 
Aufklärung gezielt nur in die betreffende Abteilung hineinzutragen. 

Daran zeigt sich aber schon, daß die konkrete Politik nur bestimmt werden 
kann, die Möglichkeiten und Bedingungen für konkretes Handeln nur aufgedeckt 
und initiativ gewendet werden können von Leuten, die im Betrieb arbeiten. 

Es lassen sich im gegenwärtigen Zeitpunkt schon kaum für einzelne Abtei- 
lungen, geschweige denn für viele Abteilungen gemeinsam, einheitliche Forderungen 
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herausziehen und schon gar nicht für den ganzen Betrieb gültige kollektive Aktions- 
möglichkeiten aufzeigen. Die einzige Möglichkeit, eine effektive Betriebspolitik zu 
machen, die sich an den tatsächlichen Verhältnissen orientiert, ist dann gegeben, 
wenn sich eine.genügend große Anzahl Leute entschließt, in den Betrieb hineinzu- 
gehen (wenn möglich, gezielt in die einzelnen Abteilungen), so daß die Politik 
von den im Betrieb gewonnenen Erfahrungen und beobachteten Strukturen her 
bestimmt werden kann. Nur Leute, die in den einzelnen Abteilungen integriert 
sind und weitgehend das Vertrauen der Kollegen gewonnen haben, sind in der Lage, 
bei Reaktionen der Arbeiter auf die Widersprüche im Produktionsprozeß Initiativen 
zu ergreifen,so daß beim Austragen der Konflikte und bei den in rudimentärer Form 
existierenden kollektiven Aktionen Lernprozesse möglich werden. 

Eine Politik vor den Toren (wie sie oft von der ‚Arbeitersache’ betrieben 
wird), die den ganzen Betrieb mit Forderungen konfrontieren will, welche zudem 
noch in den Köpfen von Intellektuellen entweder einfach aus Frankfurt (von der 
Gruppe Revolutionärer Kampf) übernommen oder auf das seltsame Fluidum Be- 
triebsstimmung zurechtgebastelt werden, das man durch eine Art „empirische Sozi- 
alforschung” vor den Betriebstoren zu erfahren glaubt und damit in Zusammenhang 
sogar Aktionsaufrufe von außen in den Betrieb hineinplärrt, ist notwendig zum 
Scheitern verurteilt. So, wie in der augenblicklichen Situation Strategiebestimmun- 
gen von der ‚Arbeitersache’ jenseits der Kritik der politischen Ökonomie vorgenom- 
men werden, gibt es für das Entstehen einer revolutionären Bewegung des Proleta- 
riats scheinbar nur die Wunschträume einiger Hände voll „frustrierter Revolutionä- 
re”, die durch beispielhaft „radikale Aktionen” vorbildliches Bewußtsein in die 
Massen tragen, das dann ais unspezifisches ‚„Revolutionsfluidum”’ letzteren anhaftet 
und sich bei gegebener Gelegenheit anderen Orts und anderer Zeit wieder ausbreitet 
(sogenannte ‚Virusrevolutionstheorie’ ). Als Grundlage wird dann in die Massen 
hineinprojiziert, daß sie schon ein Sozialisierungsbedürfnis hätten, das nur noch 
seiner bürgerlichen Ideologie entkleidet und von den ‚Revolutionären’ in die 
adäquate organisatorische Form gebracht werden müßte. Man mag das Ganze noch 
etwas sublimer verbrämen, die Kerngestalt bleibt die gleiche. Zugleich ist aber damit 
jegliche Widersprüchlichkeit des Verlaufs derkapitalistischen Produktion außerhalb 
des Reflektionsrahmens der Akteure vor den Betriebstoren. Können aber die auftre- 
tenden Widersprüche, wenn sie noch erahnt werden, nicht mehr als notwendiges Er- 
gebnis begriffenund von Form und Inhalt der kapitalistischen Produktion abgeleitet 
werden, so verliert sich eigentlich jede objektive Grundlage, warum eine revolutio- 
näre Bewegung des Proletariats entstehen sollte, und Politik gerinnt unter der Hand 
zur idealistischen Überzeugung, mit der gegen die äquivalent in allen Lebensberei- 
chen angesiedelten Unterdrückungs- und ‚Ausbeutungs’mechanismen gemosert 
wird (‚‚proletarischer Lebenszusammenhang”). 

Wird aber nicht mehr begriffen, wie die Widersprüche beim Einzelkapital 
durch die Konkurrenz vermittelt und ihm als äußere Zwangsgesetze aufgeherrscht 
werden, so ist es auch für eine sogenannte Avantgarde nicht möglich, beim Kampf 
gegen das Einzelkapital zu erkennen, wie sich der Kampf gegen das kapitalistische 
Produktionsverhältnis eskalieren kann. Ziel und Mittel des kapitalistischen Produk- 
tionsprozesses, also Wert- und Mehrwertbildungsprozeß, und die Herstellung spezi- 
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fischer Gebrauchswerte stehen immer in Konflikt: Worum es sich also hier drehen 
kann, ist die konkrete Erscheinungsweise dieser Konflikte an der Oberfläche und die 
Reaktion der unmittelbaren Produzenten auf diese Widersprüche und die Heraus- 
bildung ihres Bewußtseins. 

Wird dies nicht erkannt, so können Konflikte nur noch oberflächlich als 
Ausdruck eines Kraft- und Gegenkraftspiels von Unterdrückung und Auflehnung 
gesehen werden, wobei dann die lauthals geforderte „Arbeiterautonomie” zum 
reinen Postulats gerinnt, für das höchstens noch abstrakte Grundlagen in der Pro- 
duktion gefunden werden, aber nicht mehr konkret die Möglichkeit zu von Ar- 
beitern bewußt gestalteten Organisationsformen als Ergebnis ausgetragener Kon- 
flikte gesehen wird. Gerade solche von den Arbeitern gestalteten Organisations- 
formen müssen, um „autonome Gruppen” zu sein, den unmittelbar spontanen 
Konflikt überdauern, um als Kern weiterhin agieren zu können. Dies kann aber 
nicht bei einem beliebig bunt zusammengewürfelten Haufen der Fall sein, sondern 
nur, wenn diese Gruppen aus Konflikten hervorgehen, die sich an den notwendigen 
Widersprüchlichkeiten des unmittelbaren Produktionsprozesses entzündet haben. 

Wohin dann Aktionsvorbereitungen führen, bei denen sich die Form (Postu- 
lat ‚autonome Gruppen’) gegenüber dem Inhalt (Interessen der Arbeiter, an de- 
nen sich solche herausbilden können) verselbständigt, kann exemplarisch an den 
jüngst bei BMW abgelaufenen Aktionen studiert werden. Die Hoffnung, daß 
„autonome Organisationsformen” sich im Bewußtsein der Arbeiter unabhängig 
von den realen Widersprüchen verankern, um beim nächsten Konflikt als ausschlag- 
gebender Funke aufzublitzen, hat zwar einen richtigen Keim, der aber durch die 
Resignation verschüttet wird, die durch den Rückschlag nach solchen Aktionen 
erfolgt. 


Kritik der Aktion 


Die Kritik folgt dem chronologischen Ablauf der Aktion, wobei nicht auf ge- oder 

mißlungene organisatorisch-technische Details eingegangen werden soll; das Schwer- 

gewicht liegt auf Punkten, die im vorangegangenen Teil schon allgemeiner behandelt 

wurden. 

Ablauf in Stichpunkten: 

April/Mai: Diskussion der Italiener (1) (vgl. Anmerkung) untereinander, in die 
sich die „Lotta Continua“ und die „Arbeitersache“ einschalten. 

23.5.72 Brief an die Werksieitung mit der Forderung: „Jeder an seinen recht- 
mäßigen Arbeitsplatz”, „Eine Mark mehr für alle”. Verteilung eines 
Flugblattes mit dem Text des Briefs. 


26.3. Flugblatt, auf dem der Brief der Italiener und die beiden Forderungen 
erwähnt werden. 
29.5. Morgens Verteilung eines Flugblatts mit den Forderungen: „20 Minu- 


ten bezahlte Pause, Zurücknahme der Akkorderhöhungen, Jeder an 
seinen entsprechenden Arbeitsplatz, eine Mark für alle”,sowie der Parole 
„Stoppen wir die Produktion”. Ab ca. 11h sammeln sich die Italiener 
in der Kantine, Zug zum Personalbüro, fruchtlose Verhandlungen, ein 
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Italiener wird festgehalten. Zug zurück zur Kantine und von dort aus 
in die Halle 17/18. Handgemenge mit Meistern,anschließend Zug von ca. 
30 Mann durch die Halle, das Band steht ca. 5-10 Minuten. 

Auf Flugblättern wurde später von einem „richtigen Streik”, bzw. von einem 
„eineinhalbstündigen Streik von 2.000 Mann” gesprochen. Das ist unrichtig. Die 
Arbeiter verließen während des Umzugs und der Schlägerei einzeln und schnell ihren 
Arbeitsplatz am Band, um zu sehen, was los war, und arbeiteten dann schleunigst 
weiter, als das Band wieder anlief (Chaplineffekt). Die Forderungen der Italiener 
wurden während des Umzugs nicht durch Flugblätter oder ähnliches vermittelt und 
ihre Sprechchöre oder Rufe waren, da italienisch, den allermeisten unverständlich. 
Beim Verlassen der Halle Schlägerei. Auf dem Hof Versuch einer Versammlung 
(Werkschutz, Polizei, Meister anwesend), die dann noch vor Schichtwechsel aufge- 
löst wurde. (Schichtwechsel um 14.30 h). 

Wiederum wurde auf den Flugblättern falsch informiert, wo zu lesen stand, 
daß die Versammlung bis um 15 h gedauert hätte und zeitweilig von bis zu 2.000 
streikenden Arbeitern besucht worden wäre. Die Zahl 2.000 scheint uns stark über- 
trieben, desgleichen waren die Versammlungsteilnehmer mit Sicherheit keine 
streikenden Bandarbeiter (die Arbeit lief normal weiter), sondern Schichtwechsler. 
Di. 30.5. Morgens Flugblatt mit „Darstellung“ der Vorfälle. Die Italiener dürfen 

morgens das Werksgelände nicht mehr betreten, einige werden zur Ge- 
genüberstellung mit den Meistern gebracht. Gleichzeitig werden ihnen 
ihre Wohnheimplätze gekündigt. Morgens Polizei und Werkschutz im 
Wohnheim aus Anlaß einer unterschobenen ‚„Bombendrohung‘“; Verhaf- 
tungen und Schlägereien. Mittags Flugblatt dazu. Abends Zug von Stu- 
denten und Italienern vors Wohnheim. 

Mi. 31.5. Vor Schichtwechsel Gruppe von Italienern und Studenten vorm Tor 
mit Transparenten. Polizei kommt in Mannschaftswagen, hat auch 
einen Hund und Seile dabei, weiß aber offenbar nicht so recht, was sie 
mit beiden anfangen soll und drängt die Gruppe auf der Ausfahrt zu- 
sammen. Hinter dem Werkstor fährt die Feuerwehr auf, ein Feuer- 
wehrmann mit Schlauch postiert sich in der Mitte der Ausfahrt. Es 
sammeln sich Arbeiter, die sich bis auf einzelne militante Ausrufe 
ruhig verhalten. Bei Schichtwechsel ist die Gruppe vor dem Tor 
wieder weg. Abends Flugblatt dazu, mit der Forderung: „Wiederein- 
stellung der Entlassenen”. Aufmarsch von sympathisierenden Studen- 
ten der Uni. 

Do. 1.6. Feiertag. Es finden Sitzungen zur Einschätzung der Lage statt, abends 
ein Fest mit ausländischen Arbeitern, mit demselben Zweck. 

Fr. 2.6. Zum Schichtwechsel Flugblatt, das im Unterschied zu den vorangegan- 
genen nicht mehr nur einfach über die Vorfälle berichtet, sondern eine 
allgemeinere Einschätzung der Lage versucht, dennoch in wesentlichen 
Punkten (s.o.) falsch informiert. Abends Sitzung von Arbeitersache, 


Lotta, ML, Technologen über eine Versammlung am Samstagabend. 
(Chaos) 
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Sa. 3.6. Abends Versammlung, die hauptsächlich von Studenten und den 
Italienern selbst besucht ist. Anschließend Treffen in einer Kneipe. 
Es findet dort keine Diskussion mehr statt. 

Di. 6.6. Aushang des Betriebsrats, Flugblatt mit Erwiderung darauf. 

Mi. 7.6. Flugblatt mit Ankündigung einer Versammlung am nächsten Tag. 

Do. 8.6. Versammlung vorm Haupttor. 

Die Aktion läßt sich also in vier Phasen zergliedern: 1. Vordiskussion, 2. Um- 
zug am Montag, dem 29., 3. Wohnheim- und Polizeiaktionen, 4. Versuch, den 
Konflikt wieder in den Betrieb zurückzubringen. 

An der Vordiskussion sind zwei Punkte betrachtenswert: Einmal die strate- 
gische Diskussion der Forderung ‚Jeder an seinen gerechten Arbeitsplatz”, und zum 
zweiten die Behandlung der Italiener als „autonome Gruppe”. Eine Einschätzung 
der Forderung nach dem gerechten Arbeitsplatz für qualifizierte Arbeiter wäre ohne 
weiteres zu dem Schluß gekommen, daß diese Forderung prinzipiell rückschrittlich 
und praktisch nicht durchsetzbar ist. Denn die objektive Tendenz geht, wie oben 
ausgeführt, dahin, für die Arbeit in der unmittelbaren Produktion, besonders an den 
Montagebändern, Qualifikationen, die über eine ausreichende physische Leistungs- 
kraft hinausgehen, überflüssig zu machen. Qualifizierte Arbeiter werden nur noch 
bei Reparaturarbeiten, Antreiberposten und in Spezialabteilungen wie Werkzeug- 
macherei benötigt. Die Durchsetzung der Forderung, ‚Jeder an den seiner Qualifi- 
kation entsprechenden Arbeitsplatz” würde Zustände voraussetzen, die gerade in 
der Automobilindustrie schon seit geraumer Zeit nicht mehr anzutreffen sind und 
deren Abschaffung in der Tendenz der Kapitalentwicklung liegt. Diese Forderung 
wäre allenfalls für Einzelindividuen oder eine kleine Gruppe von Arbeitern durch- 
zusetzen, was aber praktisch daran scheitert, daß für so etwas keine Massenbasis 
möglich ist. 

Von dieser Erkenntnis wurde den Italienern nur der zweite pragmz.ische Teil 
vermittelt, was dazu führte, daß ihrer Forderung — zum Zwecke der Verbrei- 
terung der Basis ihrer Aktion — unvermittelt und ohne aktuelle Basis im Betrieb 
und ohne Zusammenhang die weiteren drei Forderungen angeklebt wurden, von 
denen angenommen wurde, daß sie „breitere Kreise“ interessierten und die der per- 
spektivlosen Aktion der Italiener den „korporativen Geruch” nehmen sollten. Die 
richtige Konsequenz aus der Einschätzung der Forderung als prinzipiell rückschritt- 
lich wäre gewesen, die Italiener auf die — auch durch ihre Aktion nicht veränder- 
baren — Verhältnisse an ihren konkreten Arbeitsplätzen hinzuweisen, sie zu einer 
breiten Diskussion am Arbeitsplatz und mit Kollegen zu bringen, die ihnen wo- 
möglich selber die Perspektivlosigkeit ihrer Forderung klargemacht hätte und 
stattdessen konkrete Handlungsmöglichkeiten am Arbeitsplatz selbst eröffnet hät- 
te. Warum ist das nicht geschehen? 

Hier kommt die Tatsache ins Spiel, daß man die Italiener von vornherein 
als „autonome Gruppe” betrachtete und von daher weder in ihre Diskussion 
eingriff, noch sich auch nur über den jeweiligen Diskussionsstand genauer infor- 
mierte. Wenn man bedenkt, daß es sich bei der Gruppe um Leute handelte, die sich 
erst seit kurzer Zeit in Deutschland und in einer größeren Fabrik befanden, und 
die zu einer selbständigen Einschätzung der Lage und zur Planung einer Aktion 
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nicht im Stande waren, entsteht der Verdacht, daß hier der Begriff „Autonomie” 
zur Ausrede heruntergekommen ist: Er ist weder inhaltlich noch organisatorisch 
gefüllt. Es handelte sich um eine lockere Ansammlung von Leuten, die sich um 
eine perspektivlose Forderung geschart hatten. Hier von Autonomie zu sprechen, 
die man nicht verletzen dürfe, heißt sich mit einem verwaschenen Begriff aus der 
Schlinge der eigenen Strategielosigkeit zu ziehen, die bei einer eingehenden Dis- 
kussion mit den Italienern wohl offenkundig geworden wäre. 

Zur Aktion selbst: 

Eine Solidarisierung der Arbeiter mit den Italienern war schon wegen der 
schlechten Vermittlung der Forderungen während des Umzugs unmöglich, und ob 
sie bei einer besseren Vermittlung ohne weiteres stattgefunden hätte, scheint uns 
fraglich. 

Was stattfand, war spontane Sympathie und Schadenfreude wegen der ver- 
droschenen Meister; die Frage ob bei dem Spektakel mitzumachen sei, haben nach 
unserer Erfahrung die Arbeiter negativ beantwortet. Die Italienergruppe blieb 
isoliert, die sofortige Kündigung war für die Betriebsleitung kein Risiko. Am näch- 
sten Tag war der Betriebsfriede bei BMW wieder eingezogen. 

Die Flugblattaktionen der nächsten Tage waren gekennzeichnet von der Ab- 
sicht, im Betrieb Empörung zu wecken. Was die Vorgänge im Betrieb selbst be- 
trifft, wurden sie mitnichten genauer analysiert, (der erste Versuch dazu wurde erst 
Ende der Woche gemacht) sondern einfach dargestellt, wobei man bei den wichtigen 
Punkten schlichtweg übertrieb. 

Dieses Verfahren läßt sich mit einem „Recht der Arbeiter auf positive Dar- 
stellung” nicht legitimieren; es ist notwendiger Bestandteil einer Politik, die auf 
Stimmungen spekuliert. Breiten Raum nahm die Berichterstattung über Zwischen- 
fälle im Wohnheim und über die Episode am Mittwochmittag ein. Die Absicht, 
Empörung zu induzieren, wurde allerdings nicht erreicht, vielmehr trafen diese 
Versuche, die Arbeiter zu mobilisieren, auf Desinteresse. Daß sie mit Erfolgshofft- 
nungen unternommen wurden, lag an der Art, wie Einschätzungen über die Vor- 
gänge im Betrieb zustande kamen. Das zeigte sich am deutlichsten in der Donners- 
tagssitzung (1.6.). Die „Stimmung” im Betrieb wurde als kampfbereit befunden, die 
Diskussion dortselbst über die Aktion und die Forderungen als rege, man hielt also 
einen erfolgreichen Verlauf der weiteren mit Flugblättern und Versammlungen zu 
führenden Kampagne für möglich. Wir haben diese Einschätzung nicht geteilt. Sie 
basierte hauptsächlich auf Eindrücken und Gesprächen vor dem Werkstor; so jedoch 
ist es prinzipiell nicht möglich, etwas über die wirkliche Kampfbereitschaft und den 
Stand der Diskussion im Betrieb zu erfahren: Zum einen ist die Auswahl der Arbei- 
ter, mit denen man diskutiert, willkürlich und unkontrollierbar, und zum zweiten 
besagt die Meinung, die ein Arbeiter nach Feierabend vor dem Tor äußert, wenig 
über sein tatsächliches Verhalten und seine tatsächlichen Überlegungen in der 
Situation selbst. Dies ist der entscheidende Punkt, und dagegen hilft auch kein 
größeres Aufgebot an Diskutanten oder Fragebögen. Zur Benutzung der zweifel- 
haften Kategorie Stimmung wurde früher schon Stellung genommen. 

Völlig falsch wurde auch die Wirkung der Konfrontation von Italienern und 
Studenten mit Polizei und Werksfeuerwehr am Mittwoch gesehen! Den Teilnehmern 
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vor dem Tor erschien die Aktion als Erfolg (Aufkreuzen von Bullen hat für Stu- 
denten eh was Prickelndes), von den Arbeitern dagegen wurde sie unseren Beobach- 
tungen nach, ohne sonderliche Rührung aufgenommen. 

Die letzte Chance, mit Arbeitern aus dem Betrieb zu diskutieren, wurde am 
Samstagabend vertan. Nach der Versammlung hätte wenigstens der Versuch ge- 
macht werden müssen, zur Sondierung der Lage im Betrieb mit einigen Arbeitern zu 
sprechen, statt dessen gab’s aufrüttelnde italienische Lieder. 

Die Aktivitäten der folgenden Woche, die zum Ziel hatten, nach dem Sprung 
aus dem Betrieb ins Wohnheim, den Sprung zurück in den Betrieb zu probieren — 
Flugblatt zur Betriebsratsstellungnahme und Versammlung am Donnerstag — hatten 
keine Resonanz mehr. 


Einige Monate später 


Der Stand der Erfahrungen, der in dem ersten Papier niedergelegt wurde, Konnte in 
den letzten Monaten um einige wesentliche Aspekte vergrößert werden, so daß dies- 
mals eine erweiterte Auflage folgt. Allerdings bleibt die erste Fassung unberührt. 
Die Erweiterung erfolgt in der Form eines Anhangs. Denn eine Verbesserung einzel- 
ner Kapitel der ursprünglichen Fassung hätte eine totale Neubearbeitung des ganzen 
Papiers zur Folge gehabt und dazu haben wir momentan keine Zeit. Außerdem 
glauben wir, daß die Form des Anhangs sogar einen bestimmten Vorteil mit sich 
bringt, sie läßt nämlich die Art und Weise unserer Erfahrungs- und Erkenntnisge- 
winnung deutlicher hervortreten. 

Die neuen Erfahrungsaspekte lassen sich grob folgendermaßen gliedern: 
1. Erster. Ansatz zum Verständnis der Gastarbeiterproblematik 
2. Die Reaktion der Arbeiter auf die Lohnform 
3. Der aktuelle Stand der Kämpfe am Band 

zu 1.Bei einem „Verrechnungs-Flugblatt”, in dem wir die Beziehung Gruppen- 
akkord und Lohn darstellten, und das die Information über eine Kontrolle der 
Akkorderhöhung -durch die Verrechnung im wesentlichen zum Inhalt hatte, sind 
uns wichtige Anstöße zur Erarbeitung der Gastarbeiterproblematik gegeben worden. 
Einmal bei der Übersetzung (Terminologie) und zum anderen bei der Resonanz im 
Betrieb (Abstraktionsfähigkeit). 

zu 2. In der Auseinandersetzung im Betrieb um die Akkorderhöhung konnten 
wir Erfahrung sammeln über die Reaktionen der Arbeiter auf die Lohnform. Die 
Voraussetzung dafür war, daß wir vorher über die besondere Art der Entlohnung am 
Band entschieden besser Bescheid wußten, als in unserem ersten Papier. 

zu 3. In der ersten Fassung des Papiers waren die Formen des Widerstands und 
die Bewußtseinslage der Arbeiter nur für die spezifischen Konflikte am Arbeitsplatz 
genauer analysiert. Durch die Entwicklung der letzten Monate, in der es im 
Rahmen der Produktionsveränderungen zu Akkorderhöhungen kam, die einen das 
ganze Band betreffenden Konflikt hervorriefen, konnten wir unsere Erkenntnis über 
Widerstand und Bewußtsein entsprechend erweitern. Die Frage, was bedeuten 
„kleine und große Konflikte” und ihre Vermitteltheit, können wir jetzt präziser 
fassen. 
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Des weiteren brachte uns das Geschehen um die Akkorderhöhung die erste 
unmittelbare Berührung mit dem Betriebsrat. Jedoch sind die Erfahrungen in dieser 
Hinsicht noch nicht so weit gediehen, als daß dazu bereits etwas Präzises, über den 
Rahmen allgemeiner Aussagen Hinausgehendes, von uns zu sagen wäre. Erwähnens- 
wert ist vielleicht, daß Betriebsrat und Vertrauenskörper zu dem ganzen Problem- 
komplex, der in unserem Papier behandelt wird, also auch zu der BMW-spezifischen 
Art der Entlohnung beim Gruppenakkord, keinerlei Aktivitäten entwickeln, so daß 
wir praktisch dazu gezwungen werden, hier die grundlegende Aufklärungsarbeit zu 
leisten, um überhaupt eine gewisse Voraussetzung dafür zu schaffen, daß am Ar- 
beitsplatz die Konflikte materialreicher diskutiert werden können. 


Erster Ansatz zum Verständnis der Gastarbeiterproblematik 


Wir besitzen nach wie vor keine strategische Einschätzung zum Problem der Fremd- 
arbeiter und können daher nur einige Punkte aufzählen, ohne in der Lage zu sein, 
deren inneren Zusammenhang darzustellen. 

1. Sprachschwierigkeiten: Was von Anfang an unsere Arbeit immens erschwert 
hat, sind die Sprachschwierigkeiten. Für die Arbeiter untereinander ist es kaum mög- 
lich, sich mehr als radebrechend zu verständigen. Dadurch entwickelt sich ein 
sprachliches Gemisch, das eigene Wortschöpfungen zeugt und sich nur auf den von 
den Arbeitern konkret erfahrenen Produktionsprozeß bezieht und worin Spielraum 
für einige Flüche eingeschlossen ist („Scheiße” z.B. ist überall bekannt). Den 
Genossen geht es natürlich ebenso: Da sich bei BMW an den Bändern bis auf ein 
paar verstreute Deutsche nur ausländische Arbeiter befinden (hauptsächlich: 
Türken und Griechen; weniger: Jugoslaven; wenig: Italiener und Spanier) ist den 
Genossen eine Diskussion so gut wie unmöglich gemacht. Auch über spontan auf- 
tauchende Konflikte läßt sich nur eine äußerst dürftige verbale Verständigung her- 
stellen. 

2.Die politisch-rechtliche Unsicherheit der Gastarbeiter dämpft selbstverständ- 
lich deren Bereitschaft, sich bei irgendeinem Konflikt auch nur ansatzweise zu 
exponieren. Denn die Fremdarbeiter, die nicht aus EWG-Ländern kommen, können 
beim Rausschmiß wegen Störung des Betriebsfriedens mit Sicherheit damit rechnen, 
daß ihnen die Arbeits- und Aufenthaltserlaubnis entzogen wird. Die Drohung mit 
Kündigung ist ein mächtiges Disziplinierungsinstrument, mit dem ihnen noch mehr 
Arbeit aufgebürdet werden kann. Schon allein deswegen ist es erforderlich, im Be- 
trieb Wege der Konflikteskalation zu suchen, auf denen von Seiten der Betriebslei- 
tung schlecht Einzelne herausgegriffen werden können. 

3. Gleich zu Beginn unserer Arbeit ist uns der Umstand aufgefallen, daß viele 
Ausländer (besonders Türken, Griechen, auch Jugoslaven) davon träumen, mit den 
hier zusammengesparten Resten ihres Lohns sich im Heimatland eine kleinbürger- 
liche Existenz aufzubauen. Abgesehen davon, daß eine Untersuchung nötig ist, 
wieweit dies im Zuge von Umwälzungen in ihren Heimatländern überhaupt noch 
möglich ist (es ist halt nicht möglich, daß die Türkei von 100.000 Kaffeehäusern 
übersät wird), weist dies auf eine ‚Fluchttendenz’ der Fremdarbeiter hin, die 
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genauer zu begründen bleibt. 

Anstoß zu den folgenden, zugegeben wackligen, Thesen, hat uns eine Flug- 
blattaktion zu Lohn- und Akkordverrechnung bei BMW gegeben. Im Verlauf 
der Aktion zeigte sich nämlich ein Verhalten bei vielen Ausländern, wie wir es schon 
im Papier unter ‚Reaktion der Bandarbeiter auf die Lohnform’ angedeutet haben 
(und noch in einem Abschnitt weiter unten ausführlich darstellen werden). Die 
ganze Kompliziertheit der Lohnverrechnung und der Berechnung des ‚Gruppenak- 
kords‘ (der ja eigentlich keiner ist) wird von vielen Fremdarbeitern gar nicht ver- 
standen, geschweige denn begriffen. Dem Schein des Gruppenakkords sitzen nur 
Fremdarbeiter aus Ländern mit fortgeschrittener Industrie auf. Für die Masse der 
anderen erscheint aber der Lohn so, wie er im Durchschnitt des Jahres auch ausge- 
zahlt wird: als Stundenlohn. (Was aber nicht umstandslos stimmt, wie später gezeigt 
wird.) Warum kommt es aber zu diesem Verhalten der ausländischen Arbeiter? 

Der überwiegende Teil der türkischen und griechischen Gastarbeiter bei BMW 
kommt aus Gebieten, in denen wenig oder keine Industrie und erst recht keine 
kapitalistische Großproduktion existiert. Die Produktions- und Verkehrsverhält- 
nisse haben z.T. noch feudalen Charakter oder es existiert einfachste bäuerliche 
oder handwerkliche Warenproduktion. Egal, wie dies nun im Einzelnen aussehen 
mag, diese Produktionsverhältnisse entwickeln keinen mystifizierenden Schein, 
der mit dem weit entwickelterer Kapitalverhältnisse zu vergleichen ist. 

Die Fremdarbeiter, die aus jenen Gebieten kommen, können daher über 
keine Erfahrung verfügen, die die Grundlage bildet zum Begreifen der ‚komplizier- 
ten‘ gesellschaftlichen Zusammenhänge, die mit den mit entwickeltem Kapitalver- 
hältnis einhergehenden Mystifikationen verbunden sind. Sie können aber auch nicht 
das nötige gedankliche Abstraktions- und Kombinationsvermögen hierfür besitzen. 
Sie werden nun, vielleicht nur für einige Jahre, in eine hochindustrialisierte kapitali- 
stische Gesellschaft geworfen und sind dort erst einmal von einem Wall „objektiver“ 
gesellschaftlicher Mechanismen umhüllt; dies gilt besonders für den Produktionspro- 
zeß. 

Im Betrieb stellt sich das Problem dann so: Erst Konflikte, die nicht im Keim 
schon wieder von der Betriebshierarchie erstickt werden, bilden ihre Erfahrungs- 
grundlage, den kapitalistischen Ausbeutungsprozeß in seiner Funktionsweise zu 
durchschauen und nicht nur das Empfinden totaler Unterdrückung zu haben. Die- 
ses Empfinden der Unterdrückung in Betrieb, Wohnheim usw. äußert sich dann in 
Flüchen, aus denen meist nur Hilflosigkeit herausschaut. Abstrakte Parolen und 
Aufklärung gehen daher über die Köpie dieser Gastarbeiter hinweg, ebensowenig 
nutzen ihnen schlichte Simplifizierungen im Stil: „Im Kapitalismus ist alles Terror: 
vom Frühstück bis zum Arbeitsplatz, vom Wohnheim bis zum Ficken”. Dies be- 
stätigt ihnen nur, was sie selber schon wissen, gibt aber keinen Ansatz zum Handeln. 

4. Fluktuation und Erfahrungszusammenhang: Es ist wichtig zu wissen, ob 
und wieweit so etwas wie ein „kontinuierlicher Kampferfahrungszusammenhang” 
der Gastarbeiter besteht. Leider sind wir in diesem Punkt auf Vermutungen be- 
schränkt: Die Fluktuationsrate der Bandarbeiter ist sehr hoch, wobei sie allerdings 
auch dadurch zustande kommt, daß die meisten ‚Anfänger’ die Probezeit nicht über- 
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stehen. Die Anzahl der spontanen Widerstandsaktionen hat mit dem erhehlici:: 
Zuwachs an Gastarbeitern erheblich abgenommen. 


Die Lohnform am Band (2) 


Die Lohnform am Band wird ‚Gruppenakkord’ genannt. Zunächst einiges zum 
Gruppenakkord im ‚arbeitswissenschaftlichen’ Sinn. Gruppenakkord tritt überall 
dort auf, wo zur Bearbeitung eines Werkstücks verschiedene, zeitlich und räumlich 
unmittelbar aufeinanderfolgende oder gleichzeitig stattfindende Bearbeitt:n 3 
auftreten. Alle Mitglieder der Arbeitsgruppe bearbeiten also pro Zeiteinheit 
Anzahl Werkstücke. Jeder Bearbeitungsvorgang ist, wie beim Einzelakkord, init 
einer Grundlohngruppe und einer Vorgabezeit versehen, aus denen sich dann der 
Lohn berechnet. 

Lohn = Grundlohn x Verrechnung 
Die Verrechnung wird gebildet durch das Verhältnis von ‚Vorgabezeit’ zu tat- 
sächlich benötigter Zeit pro Stück. Die Verrechnung kann in Prozent angegeben 
werden, üblicherweise wird sie aber in Minuten (‚Stückminuten’) angegeben: Stück- 
zahl pro Stunde mal Vorgabezeit pro Stück. Beispiel: Ein Arbeitsvorgang ist mit 
einer Vorgabezeit von 2 Minuten bewertet. Wenn pro Stunde z.B. 40 Stück angefer- 
tigt werden, ergibt das eine Verrechnung von 80 Minuten (= 80/60 = 133 %). Diese 
Verrechnung ist für alle Mitglieder der Arbeitsgruppe gleich hoch, da ja jeder die- 
selbe Stückzahl hat und die Vorgabezeiten ebenfalls gleich hoch sind. Lohnunter- 
schiede sind also nur durch unterschiedliche Lohngruppen möglich. 

In aller Regel ist eine bestimmte Mindestverrechnung festgesetzt oder vorge- 
schrieben, die immer über 60 liegt. Der Variationsspielraum der Gruppe bezüglich 
der Arbeitsgeschwindigkeit ist begrenzt: Nach unten durch die Mindestverrechnung, 
deren ständige Unterschreitung zu Kollisionen mit dem Meister führt und nach oben 
durch die Erfahrungstatsache, daß ständiges erhebliches Überschreiten der Mindest- 
verrechnung eine Neuaufnahme der Vorgabezeiten zur Folge hat, die dann kürzer 
ausfallen als vorher. 

Die Basis des Gruppenakkords ist also, wie beim Einzelakkord, die Möglich- 
keit der Arbeiter, ihren Arbeitseinsatz, wenn auch innerhalb gewisser Schranken 
selbst festlegen zu Können. 

Die Funktion des Gruppenakkords liegt auf der Hand: In der Arbeitsgruppe 
wird sich in der Regel das Interesse an einem möglichst hohen Lohn durchsetzen, 
und individuelles Ausscheren aus dem Arbeitsdruck braucht nicht mehr vom 
Meister geahndet zu werden, dafür sorgt die Gruppe selber. Umgekehrt bestehen 
natürlich auch gewisse Möglichkeiten zu gemeinsamem Auftreten gegenüber dem 
Meister etc. Dies kann hier nicht weiter diskutiert werden. 

Die Lohnform am Band, obgleich ebenfalls Gruppenakkord genannt, unter- 
scheidet sich von der eben dargelegten Lohnform in dem grundlegenden Punkt, 
daß am Band die Arbeiter ihre Arbeitsgeschwindigkeit nicht selber bestimmen 
können. Die Bandgeschwindigkeit, somit die Stückzahl, somit die Verrech:ung, so- 
mit letzten Endes die Lohnhöhe wird grundsätzlich vom Betrieb bestimmt. 
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‚Theorie‘ der Lohnberechnung am Band 


Wenn ein Auto von Anfang bis zum Ende des Bands durchgelaufen ist, wurden 
eine Menge einzelner Handgriffe und Arbeiten daran verrichtet. Jede einzelne 
Arbeit wurde gestoppt und ist mit einer Vorgabezeit und einer Lohngruppe be- 
wertet, Jeder Arbeiter verrichtet eine oder mehrere Arbeiten, und die Einteilung 
muß so erfolgen, daß jeder Arbeiter gleichviel Vorgabezeit zur Verfügung hat. 
Falls ein Arbeiter Arbeiten hat, die verschiedenen Lohngruppen angehörten, ergibt 
sich sein Grundlohn z.B. zu 75 % LG 4 + 25% LG 5. Die Verrechnung, d.h. die 
in einer Stunde pro Arbeiter geleisteten Stückminuten, ist für alle Arbeiter gleich: 
Sie berechnet sich für einen Monat aus der Stückzahl pro Monat StpM, der Anzahl 
der Arbeitsplätze am Band AP, der Anzahl der Arbeitsstunden pro Monat ASpM, 
und der Summe aller Vorgabezeiten von Anfang bis zum Ende des Bands VGZ zu 


Z x _StpM 

Verrechnung (in Stückminuten pro Arbeiter und Stunde) = Asın Sen 
diese Formel verfährt nach demselben Prinzip wie die oben beim Gruppenakkord 
angegebene. Es zeigt sich hier, daß die Verrechnung von der Stückzahl pro Monat 
abhängt, wenn man die Vorgabezeiten und die Anzahl der Arbeitsplätze als 
gleichbleibend annimmt. Der Lohn pro Stunde berechnet sich zu Grundlohn x Ver- 
rechnung (%). Bei BMW kommen noch zwei übertarifliche Zuschläge dazu: 
1. Bonus I: 30 Pf, der unseres Wissens an keine Bedingungen gebunden ist. 
2. Bonus II: 40 Pf. Dieser Bonus wird jeweils am Ende eines Kalendervierteljahres 

rückwirkend ausbezahlt. Wer vor Ablauf des Kalendervierteljahres kündigt,be- 

kommt den Bonus nicht, außerdem wird der Bonus für Krankheitszeiten nicht 

bezahlt. Daraus wird seine Funktion ersichtlich: Die Kündigungsrate zu bremsen, 

d.h. Kündigungsbereite jedenfalls noch bis zum Ende des angebrochenen Kalender- 

vierteljahrs im Betrieb zu halten; außerdem soll er den Krankenstand einschrän- 

ken. 

Ab 1. September 72 wurde der Bonus I in den Akkordgrundlohn aufgenommen, 

und der Bonus II auf 60 Pf erhöht; außerdem wurde der Grundlohn um 3 % er- 

höht. 

Die Berechnung des Lohns pro Stunde am Band stellt sich also folgendermaßen 

dar: 

a) vor dem 1.9.72 


Stundenlohn = Grundlohn x Verrechnung + Bonus I + Bonus II 
30 Pf 40 Ppf 


b) nach dem 1.9.72 


Stundenlohn = (Grundlohn + Bonus I) x Verrechnung + Bonus II 
erhöht 30 Pf 60 Pf 


Dies bedeutet gegenüber a) eine Erhöhung des Stundenlohns um ca. 5,8 %. 
Diese Erhöhung wurde vom Betriebsrat groß herausgestellt, die gleichzeitig statt- 
findende 6%ige Akkorderhöhung am Endmontageband wurde verschwiegen. Dies 
wirft ein Licht auf die Politik des Betriebsrats bei BMW. 
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Praxis der Lohnberechnung am Band 


Tatsächlich erfolgt die Lohnberechnung etwas komplizierter. Der einfache Fall, daß 
der Lohn nach obiger Formel berechnet wird, ist keineswegs die Regel. Dazu ein 
kurzer Exkurs über die Möglichkeiten der Betriebsleitung, die Arbeit am Band zu 
intensivieren: Wird mit der Bandfertigung eines neuen Typs begonnen, so werden 
nach ca. 3 - 4 Monaten, sobald die Anlaufschwierigkeiten vorbei sind, die 
Vorgabezeiten zum erstenmal gestoppt. Verbunden ist das mit einer Neuaufteilung 
der Arbeit, verbunden mit Intensivierung. Der Schein der Objektivität bleibt ge- 
wahrt, es werden unter Umständen sogar die Vorgabezeiten öffentlich bekanntge- 
macht. In der nächsten Zeit gibt es dann diverse Änderungen am Auto und an den 
Werkzeugen; Kniffe und Tricks werden meist von den Arbeitern selber gefunden. 
Das alles gibt eine Begründung ab, um die Zeiten erneut zu stoppen und damit er- 
neut zu intensivieren. Wenn das Band lange genug läuft, d.h. wenn die möglichen 
‚Verbesserungen’ ausgeschöpft sind, gibt es keinen Vorwand mehr, die Zeiten zu 
stoppen. Die Betriebsleitung intensiviert jetzt die Arbeit dadurch, daß sie einfach 
alle Vorgabezeiten um einen bestimmten Prozentsatz gleichmäßig senkt. (Die Rolle 
des Betriebsrats dabei ist noch nicht geklärt). Man steigert die Intensität der Arbeit 
aber nicht schlagartig im selben Verhältnis, denn das würde genauso auffallen wie 
eine plötzliche Senkung der Verrechnung aufgrund der kürzeren Vorgabezeiten, denn 
dies liefe auf eine plötzliche Senkung des Lohns hinaus. Folge: Bezahlt wird mittels 
der Verrechnung, wie sie sich vor Kürzung der Vorgabezeiten aus den alten Vorgabe- 
zeiten ergab. Die ‚wirkliche’ Verrechnung, d.h. die Stückminuten pro Arbeiter und 
Stunde, wird natürlich kleiner: Bezahlte und wirkliche Verrechnung fallen auseinan- 
der. Dies geschah z.B. zu Beginn dieses Jahres an einem Endmontageband. Die Kür- 
zung der Vorgabezeiten betrug 6 %, dies wurde natürlich nicht bekanntgegeben, da- 
für fanden im Lauf des Jahres verschiedene kleinere Arbeitsintensivierungen statt, 
bis die ‚wirkliche’ Verrechnung aufgrund der neuen kürzeren Vorgabezeiten der 
bezahlten entsprach. 


Die Reaktion der Arbeiter auf die Lohnform 


Die meisten Bandarbeiter sind bezüglich Lohnform, Verrechnung, Lohnberechnung 
völlig ahnungslos. Das Wort ‚Akkord’ wird zwar ständig benutzt, aber als Synonym 
für ‚Stückzahl’ oder ‚Arbeitsbelastung’. Die eigentliche Bedeutung von Einzel- oder 
Gruppenakkord ist kaum bekannt. 

Die Unwissenheit der Arbeiter über die Lohnberechnung hat zwei Gründe, 
nämlich einmal die nichtstattfindende Information der Arbeiter über die Lohnform 
und außerdem die iäglich gemachte Erfahrung. Die Information der Arbeiter über 
die Lohnberechnung und alle damit zusammenhängenden Fragen wäre, wenn man 
von den Meistern absieht, deren Interesse an schlechtem Durchblick der Arbeiter 
klar ist, jedenfalls Sache der Gewerkschaft oder des Betriebsrats. Beide kümmern 
sich nicht um diese Frage. Beitritt zur Gewerkschaft ist eine routinemäßig und 
kurz ablaufende Prozedur bei der Einstellung; es ist quasi das erste und letzte Mal, 
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daß der Bandarbeiter mit der Gewerkschaft zu tun bekommt; von sich aus unter- 
nimmt die Gewerkschaft keinerlei Schritte zur Information und Beratung der Ar- 
beiter, auch nicht über die Vertrauensleute. Es besteht für die Arbeiter noch die 
Möglichkeit, zum Vertrauensmann oder zum Betriebsrat zu gehen und ihn zu be- 
fragen. (Sie wird allerdings von den wenigsten benutzt). Die Auskünfte, die wir 
bei solchen Gesprächen erhielten, waren ohne jeglichen Informationsgehalt und ga- 
ben höchstens Anlaß zu Überlegung, ob hinter den unverständlichen Tiraden indi- 
viduelles Unvermögen stecke oder die Absicht, die Arbeiter im Unklaren zu lassen. 

Nach dem oben über Gastarbeiter Ausgeführten ist es klar, daß unter diesen 
Umständen für einen etwa aus einem Agrargebiet kommenden Arbeiter es völlig un- 
möglich ist, die Lohnform samt Zusammenhängen zu begreifen. Er bleibt auf die 
praktische Erfahrung verwiesen, und die stellt sich, vereinfacht formuliert, so dar, 
daß er eben eine bestimmte vorgeschriebene Anzahl Autos baut und dafür am Ende 
des Monats eine bestimmte Summe Lohn erhält, zusammen mit einem Lohnzettel, 
dessen verschlüsselte Angaben er nicht durchschauen kann. Er hat keinen Begriff 
von ‚Verrechnung’ und hat also keine Möglichkeit, die festgesetzte Stückzahl zu 
hinterfragen. Daraus resultiert ein von uns wiederholt festgestelltes Phänomen: Bei 
größeren Stückzahlveränderungen wird die neu festgesetzte und als ‚Normstückzahl’ 
bekanntgegebene Stückzahl meistens akzeptiert, sogar dann, wenn sie auf eine 
Arbeitsintensivierung hinausläuft. Ernsthafte Diskussionen oder Aktionsansätze 
entstehen nur dann, wenn diese bekanntgegebene Normstückzahl überschritten wird; 
dies erscheint als eine Art ‚Vertragsbruch’, 

Es gibt natürlich einzelne Arbeiter, die wissen, was mit ‚Gruppenakkord’ 
gemeint ist, und wie die Lohnberechnung grob funktioniert. Dies ist ein Teil der 
Deutschen oder der Gastarbeiter, die schon länger bei BMW arbeiten. Es hat sich 
gezeigt, daß diese Leute in der allgemeinen Diskussion nicht ins Gewicht fallen, 
und die vorherrschende Ahnungsiosigkeit bisher nicht beeinflußt haben. 

Die Ahnungslosigkeit der Bandarbeiter wird von der Betriebsleitung und den 
Meistern in ihrem Sinn benutzt. Die Meister ziehen die Akkordideologie immer 
dann aus der Tasche, wenn es darum geht, einzelne Aufmüpfige in &ie Schranken 
zu weisen. In der Regel wird jemand, der über zuviel Arbeit klagt, sofort mit den 
Einzelvorgabezeiten seiner Arbeit konfrontiert, und es wird ihm so quasi-objektiv 
nachgewiesen, daß er eben nicht zuviel Arbeit hat. Ferner ist der Umstand, daß die 
Arbeiter mangels Druchblick bei Umstellungen die neue Normstückzahl akzeptisren, 
für die Betriebsleitung ausgesprochen nützlich. Und schließlich bietet der mangelnde 
Durchblick die Möglichkeit, die Vorgabezeiten und die Verrechnung auf die oben 
beschriebene Art zu manipulieren. In einer solchen Periode der Akkorderhöhungen 
benutzt der Meister die Lohnform wiederum als Legitimationsmittel: Falls er von 
Arbeitern angesprochen wird, verweist er darauf, daß im Moment eh mehr bezahlt 
werde, als wirklich gearbeitet wird. 
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Der aktuelle Stand der Kämpfe am Band 


Die Situation bei BMW ist dadurch gekennzeichnet, daß die Arbeiter durch die 
absolute ‚Geschichtslosigkeit’ im Kampf gegen die vom Kapital gesetzte Form des 
Produktionsprozesses gezwungen sind, rein reaktiv auf die von uns im Papier be- 
schriebenen Strukturen zu antworten. 

Obwohl bis jetzt noch nicht genau untersucht, läßt sich dieses Beginnen oder 
auch Beharren der Kämpfe auf einem bestimmten Nullpunkt mit dem Eısetzen 
deutscher Arbeiter durch ausländische in Verbindung bringen. Auf alle Fälle waren 
bei BMW vor dieser Zeit wenigstens rudimentäre Formen des Widerstands eine 
Selbstverständlichkeit, wie den Aussagen älterer deutscher Kollegen zu entnehmen 
ist. Der Hauptteil der Bandarbeiter ist ja aus Ländern mit vorwiegend bäuerlicher 
Produktion wie Griechenland und der Türkei, denen damit die Erfahrung mit kapi- 
talistischer Industrie und damit auch Kampferfahrung abgeht (ca. 90% aller Band- 
arbeiter sind Ausländer). Italiener, die diesem Manko nicht unterliegen, werden seit 
den ‚Unruhen’ Anfang Sommer dieses Jahres (siehe oben) kaum mehr eingestellt. 
Hinzu kommt die große Fluktuation bei BMW. Sie beträgt ca. 4 - 5.000 im Jahr 
bei 18.000 Beschäftigten, von denen 12.000 Arbeiter sind. Allerdings geht bei 
dieser Zahl von 4 - 5.000 mit ein, daß ein großer Teil der Anfänger kaum die Probe- 
zeit von einem Monat übersteht, und dadurch die für uns wichtige Zahl um einiges 
kleiner wird. Durch die Fluktuation wird die Arbeiterschaft an einem Kontinuier- 
lichen Lernprozeß gehindert; Erfahrungen über Änderungen in der Produktion und 
über Intensivierung werden ebenso abgeblockt wie z.B. partielles Durchschauen der 
Lohnform. Die Fluktuation wird bedingt durch die schlechten Arbeitsbedingungen, 
die zu Arbeitsplatzwechsel innerhalb der BRD animieren, und durch die in die 
Heimatländer zurückkehrenden Gastarbeiter. Das quantitative Verhältnis zwischen 
beiden ist unklar. 

Wie schon oben erwähnt, gibt unser Papier die objektive, vom Kapital ge- 
setzte Seite an, an der sich primär der Widerstand der Arbeiter entzündet. Ande- 
rerseits gibt es auch den Rahmen her, innerhalb dessen sich die Lernprozesse der 
Arbeiter abspielen, und in dem sich mögliche positive Forderungen der Arbeiter 
entwickeln können. Der momentane Stand der Kämpfe ist dadurch charakteri- 
siert, daß die Arbeiter bei BMW noch mehr oder weniger bewußtlos auf diese 
Strukturen reagieren, also noch keine positiven Forderungen entwickeln konnten. 

Konkret zeigt sich dies in der Unvermitteltheit, in der die tagtäglichen 
Konflikte und die daraus gewonnenen Erfahrungen und Bedürfnisse den das ganze 
Band betreffenden Konflikten und den daraus resultierenden Aktionen und For- 
derungen gegenüberstehen. (Auf die Widersprüchlichkeit, mit der die kleinen Kon- 
flikte im Bewußtsein der Leute verarbeitet werden, haben wir schon in den ‚Konse- 
quenzen‘ hingewiesen). 

Grob kann man ja zwei Hauptebenen, an denen sich Konflikte entzünden, 
bestimmen: Zuerst die Konflikte, die sich nicht notwendig auf eine Veränderung, 
die das ganze Band betrifft, zurückführen lassen. Sie treten auf z.B. bei kleineren 
Veränderungen in der Produktion, wie neue Gestaltung des Armaturenbretts, 
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Ersetzen eines geübten Arbeiters durch einen weniger geübten, durch die Monoto- 
nie und die einseitige körperliche Abnutzung, oder wenn einem oder mehreren 
ganz einfach der Kragen platzt wegen der Hetze oder der Enge am Band. Häufig 
wird dabei durch den Arbeitszusammenhang eine kleinere Anzahl von Leuten in 
Mitleidenschaft gezogen. Krach gibts dann entweder unmittelbar mit der Hierarchie 
oder mit den Nachbarn. Gesetzt den Fall, es kommt nicht zu Streitereien unterein- 
ander, sondern zu einer Verständigung, so hat die Erfahrung gezeigt, daß sich solche 
Geschichten allein aus dem einen Grund nicht weitereskalieren lassen, weil hier das 
notwendige Exponieren einiger weniger dem Desinteresse der meisten anderen 
gegenübersteht. Dies ist aber vor allem den Gastarbeitern wegen der Repressionen, 
denen sie unterliegen, zu riskant. 

Auf der anderen Seite gibt es die das ganze Band betreffenden Veränderungen: 
Einmal Stückzahlveränderungen und diese häufig verbunden mit Arbeitsintensi- 
vierung (Stückzahlveränderung, die nicht mit einer Akkorderhöhung verbunden ist). 
Akkorderhöhungen können zu kollektiven Aktionen führen, aber dabei ist Voraus- 
setzung, daß jene nicht verschleiert durchgeführt werden (was möglich ist, s. 0.), 
sondern allen bekannt sind. Interessant ist nun, wie auf diesen unmittelbar auftre- 
tenden Konflikt reagiert wird: Die Aktion wendet sich nur gegen die aktuell vor- 
liegende zusätzliche Verschlechterung, damit notwendigerweise aber unbewußt gegen 
das Band, und zwar gegen das Band als Arbeitsintensivierungsapparat; die Situation, 
in die sie tagtäglich gepreßt sind, also überfüllte Bänder, unbegreifliche Lohn- 
gruppen, Monotonie, einseitige Belastung — subsummiert unter dem Begriff ‚Scheis- 
se’ — gibt zwar den Nährboden für die notwendige Agression her, bleibt aber un- 
angetastet. Das Einzige, was in einem solchen Fall zur Zeit für die Arbeiter an 
Erfahrungen herauskommen kann, ist die Möglichkeit kollektiven Handelns und 
eventuell ein Durchschauen der Lohnform. 

Hier setzt unser Interesse an den ‚kleinen’ Konflikten an. War einerseits 
davon die Rede, daß im jetzigen Stadium nur aktuell auftretende Konflikte , 
die das ganze Band betreffen (Akkorderhöhung), zu kollektiven Aktionen führen 
können,diese allerdings nur reaktiv sind und nur das Ziel haben, den ‚alten’ 
Zustand wiederherzustellen (die Stückzahl soll beim alten bleiben), so sind die 
Erfahrungen und Bewußtwerdungsprozesse gerade bei kleineren Konflikten, die 
immer aus der spezifischen Arbeitsorganisation des Bands entspringen, die Grund- 
lage dafür, daß bei übergreifenden Aktionen nicht nur der alte Zustand wieder 
hergestellt werden soll, sondern zusätzliche Forderungen entstehen können, und 
damit die Bandproduktion tendenziell in Frage gestellt werden kann. 

Um das Problem zu verdeutlichen: 

Es wird auf die tägliche Hetze und auf die Akkorderhöhungen, die beide vom Band 
als besonders günstigem Arbeitsintensivierungsapparat bedingt sind und wobei erste- 
res direkt von der Akkorderhöhung abhängig ist, in einer charakteristischen 
Weise reagiert: Gegen die Akkorderhöhung wehrt man sich im Gefühle des Betro- 
genwerdens und geht auf das Band als Arbeitsintensivierungsapparat notgedrun- 
gen aber unbewußt nurüber die Aktion ein.In engem Zusammenhang steht damit das 
Bewußtsein über die Lohnform, deren Charakteristikum das Akzeptieren einer 
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gewissen Normstückzahl ist, für die man eine bestimmte Menge Geld bekommt. 
Mit der täglichen Hetze und den dabei auftretenden kleinen Konflikten wird die 
Akkorderhöhung und die kollektive Handlung dagegen überhaupt nicht in Verbin- 
dung gebracht, wobei das Auffassen der täglichen Schwierigkeiten als individuelles 
Pech dasselbe Problem von anderer Seite zeigt. 

Beim Bewußtsein der Arbeiter von der Hierarchie und im Zusammenhang mit 
der Zerstückelung der Arbeit läßt sich in ähnlicher Weise zeigen, daß bei den Arbei- 
tern noch keine bewußte Verbindung zwischen ihren einzelnen Erfahrungen besteht. 
Die Tendenz des Kapitals, die Arbeit immer weiter aufzuspalten, als Voraussetzung 
für eine Intensivierung der Arbeit und die damit einhergehenden minimalen Qualifi- 
kationsanforderungen an die Arbeiter, fällt unmittelbar mit der Rolle der unquali- 
fizierten Gastarbeiter zusammen. Übrig bleibt aber für sie nur der Eindruck, 
für „die Deutschen” die Drecksarbeit machen zu müssen, andererseits erfüllt sie 
das Bewußtsein, einen wesentlichen Teil der Produktion aufrechtzuerhalten 
mit dem Gefühl der Unentbehrlichkeit und dem Bewußisein, die Produktion 
ohne weiteres lahmlegen zu können, wenn sie alle geschlossen ins Heimatland 
zurückkehrten. 

Die Funktion des Bands ist sowohl für uns als für die Arbeiter nicht so ohne 
weiteres aus der täglichen Situation, die man erfährt, erkennbar. In einer Situation 
fehlender Kämpfe bleibt uns nun nur die Möglichkeit, zu versuchen, mit Hilfe 
des Wissens, das wir einerseits aus einer allgemeinen Analyse des Bandes, ander- 
erseits aus der konkreten Erfahrung im Betrieb gewinnen, zwischen den unver- 
mittelt nebeneinanderstehenden Erfahrungen der Arbeiter eine Verbindung auf- 
zuzeigen. Das kann aber nur als Aufklärung und nicht schon als Aktionsaufruf 
in den Betrieb getragen werden und soll vor allem eine erweiterte Kommunikation 
unter den Arbeitern und Internen ermöglichen. Dabei hegen wir aber keinesfalls 
die Hoffnung, daß sich schon unmittelbar daraus Kämpfe entwickeln könnten. 
Dies bezieht sich nur auf eine längerfristige Arbeit: Bei offen auftretenden Kon- 
tlikten bzw. bei größeren Produktionsveränderungen ist es notwendig, speziell da- 
rauf einzugehen und mögliche Aktionen zu unterstützen. 

Was aus dieser Analyse an Aufklärungsarbeit sich ergibt (Flugblätter), hat 
ebensowenig zu tun mit einer Aufklärung über politische Ökonomie, wie mit dem 
Versuch, die Erfahrungen, die im Wesentlichen aus den kleinen Konflikten stam- 
men, zu Hauf zu tragen und immanent diese Konflikte dahin zu entwickeln, wo sich 
die Grenzen individueller Lösungsversuche ergeben. Auf den Flugblättern des ‚Re- 
volutionären Kampfes’ und der ‚Arbeitersache’ schaut das oft so aus, daß man aus 
den verschiedensten Konflikten einen verallgemeinerbaren Handlungsablauf heraus- 
zudestillieren sucht, also den exemplarischen Konflikt konstruiert. Vor dem Be- 
trieb wird dann der Erlebnisbericht eines Genossen verteilt, den man diesen 
exemplarischen Konflikt durchleben läßt, wobei sich dann natürlich zeigt, daß er 
notwendigerweise scheitert, da er den Konflikt individuell austrägt. Dieser Erlebnis- 
bericht endet konsequenterweise mit der Moral von der Geschicht: Alleine geht es 
nicht, „wir müssen uns gemeinsam wehren”. Daraus läßt sich aber keine Aufklärung 
ableiten, denn hier ist nur die Darstellung der Scheiße auf etwas allgemeinerer 
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Ebene gelungen, in der es jedem Arbeiter möglich ist, seine konkrete Scheiße wieder- 
zuerkennen, ohne daß ihm damit eine zusätzliche Information gebracht wird. 

Diese Überlegungen betreffs einer gezielten Agitations- und Aufklärungs- 
arbeit sind zwar unmittelbar Resultat unserer direkten Erfahrungen. Wer jedoch 
glaubt, daß wir in unserer Reflexion dieser Konzeption die Bedeutung von z.B. 
Gewerkschaften, Betriebsrat etc. unter den Tisch fallen lassen, verkennt die 
Situation. Gewerkschaften und Betriebsrat fallen bei der Anlalyse der gegen- 
wärtigen Situation der Bandarbeiter deshalb heraus, weil diese itraditionellen 
Vertretungsorgane der Arbeiterklasse bei BMW zu der Problematik der angelernten 
Arbeiter kein Verhältnis und somit auch keine Konzeption haben, sondern in 
Wirklichkeit höchstens dann in Erscheinung treten, wenn es gilt, offen ausge- 
brochene Konflikte abzuwiegeln, bzw. offen Front dagegen zu beziehen. (Daß 
BMW keine Ausnahme ist, sondern die deutschen Gewerkschaften generell 
keine Konzeption zu den Problemen der Angelernten haben, zeigt folgendes 
Zitat aus „Metall” Nr. 16, August 72: „In anderen Ländern haben sogar die 
Unternehmer bereits begonnen, sich Gedanken über die Angelernten zu machen, 
die Opfer des Arbeitstempos werden. Es ist Zeit, daß dies auch bei uns geschieht.”) 

Für die momentane Situation heißt das, daß die Angelernten in der Lösung 
ihrer Probleme total auf sich gestellt sind. Das bezieht sich nur auf die Arbeitsbe- 
dingungen. Das Verhältnis der Ungelernten und hier besonders der Gastarbeiter 
zu den gewerkschaftlichen Lohnkämpfen ist für uns noch ungeklärt. Das bedeutet 
aber — und hier ist die Frage, wie weit unsere Erfahrung verallgemeinerbar ist — 
daß sich die Kämpfe der Angelernten vorwiegend getrennt und somit vorläufig 
auch gegen die traditionelle Form der Gewerkschaft entwicklen werden. Falsch 
ist es, diesen Sachverhalt derart zu kategorisieren, daß es sich hier eigentlich um 
einen ökonomischen Kampf handle, der von den Gewerkschaften zu organisieren 
wäre. Wir schen gerade für die gegenwärtige Entwicklung die Notwendigkeit, 
daß die Angelernten autonom kollektive Erfahrungen machen. 

Allein aus der Tatsache, daß sich die Kämpfe gegen die Arbeitsbedingungen 
in den Kampf um den Wert der Ware Arbeitskraft einordnen lassen, im Endeffekt 
sich also doch im Rahmen des Kapitalverhältnisses abspielen, sind nicht die ent- 
scheidenden Spezifikationen begreifbar, die gerade durch den Kampf um die Ar- 
beitsbedingungen im Gegensatz zum Kampf um mehr Lohn hereinkommen. Hierbei 
müssen die ganzen konkreten Umstände berücksichtigt werden, wie das iberkom— 
mene Verhältnis der Gewerkschaft zu den Angelernten und umgekehrt, und daß das 
Hauptkontingent der Angelernten wiederum von den Emigrati gestellt wird. Deren 
Erfahrungen aus dem Heimatland (z.B. Gewerkschaften) und deren konkrete Situ- 
ation, so wie sie sich auch außerhalb des Betriebes stellt, spielen eine entscheidende 
Rolle. 

Diese Punkte sind im Großen und Ganzen für uns ungelöst; dies vorliegende 
Papier analysiert unserer Ansicht nach nur einen kleinen, wenn auch wesentlichen 
Teil der Situation, aus der sich (hoffentlich) Kämpfe entwickeln werden. 

Wir sind uns dessen ebenso bewußt, daß die konkreten Erfahrungen auf das 
Einzelkapital BMW und hier wieder auf die Bandarbeiter beschränkt sind. Die Not- 
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wendigkeit einer Kooperation und eines Erfahrungsaustauschs mit anderen Grup- 
pen, vor allem auch im Hinblick auf das Problem der Facharbeiter ergibt sich aus 
dem oben Gesagten von selbst. 


D 


2) 


Es handelt sich um eine ca. 20 - 30 Mann starke Gruppe von Italienern, die in Italien 
eine unserem „Facharbeiter” vergleichbare Qualifikation erworben hatten. Sie wurden 
sofort nach Abschluß der Schule von BMW unter Vertrag genommen, wobei ihnen zuge- 
sichert wurde, einen ihrer Qualifikation entsprechenden Arbeitsplatz zu erhalten. Tat- 
sächlich allerdings wurden sie sofort am Band oder an anderen Ungelernten-Arbeits- 
plätzen, teilweise auch mit Hilfsarbeiten beschäftigt. 


Diese Ergebnisse sind aus verschiedenen Aussagen von Betriebsseite herausdestilliert 
worden. Sie heben nicht die frühere Aussage über die Nichtöffentlichkeit der Lohnfin- 
dungsmethoden bei BMW auf. 
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DER BLUFF 


Die Institution Universität in ihrer Wirkung auf die Arbeitsweise ur! 
das Bewußtsein ihrer Mitglieder 


Wolf Wagner 


Vorbemerkung 

Schon vom Titel her scheint der folgende Aufsatz mit dem redaktionellen Konz: >: 
der „Probleme des Klassenkampfs‘ schwer vereinbar, scheint aus dem Rahme:. u 
fallen. Bedenkt man jedoch, daß die meisten Autoren und Leser dieser Zeitschrift 
entweder selbst Studenten und Dozenten oder durch die universitäre Ausbildung 
stark geprägt sind, dann erscheint es schon nicht mehr so abwegig, hier eine 
Reflexion auf die eigene Situation anzustellen, erst recht, wenn man es sonst für 
möglich halten sollte, daß eine solche Zeitschrift auf die Dauer den Eindruck einer 
Art Weltgeistes erwecken müßte, der alles in sich reflektiert, die Basis seiner eigenen 
Existenz aber nicht zu erkennen gibt. 

Der Aufsatz ist im Rahmen eines Ausschusses der SAZ (Sozialistische 
Assistentenzelle am Otto Suhr Institut) über „Didaktik des Hochschulunterrichts“ 
entstanden. In diesem Rahmen sollte er für die Universität das leisten, was Peter 
Fürstenaus Aufsatz „Zur Psychoanalyse der Schule als Institution“ 1) für den 
Bereich der Schule unternimmt, nämlich herauszuarbeiten, in welcher Weise das 
Verhalten der Studenten zueinander und das Verhältnis zwischen Dozenten und 
Studenten durch die Spezifik der Institution Universität auf einer unbewußten 
Ebene vorgeprägt ist. Erst wenn eine solche Prägung bewußt gemacht ist, wenn also 
bekannt ist, welche Einstellungen und Verhaltensweisen ganz spezifisch durch die 
Institution Universität gefördert oder behindert werden, ist es vielleicht möglich, 
daß inhaltlich-politische Zielsetzung und Durchführung der Lehrveranstaltungen 
nicht ständig unkontrollierbar auseinanderfallen und die Studenten dadurch in einer 
Tendenz zu vereinzelter Passivität oder theoriefeindlichem Aktivismus bestärkt 
werden; ist es vielleicht möglich, daß stattdessen unsere Lehrveranstaltungen 
vielleicht eher zu einem politischen Lernzusammenhang solidarisch agierender 
Studentengruppen werden können. 

Bei der Bearbeitung dieses noch bloß didaktischen Problems erweiterte sich 
aber die Fragestellung ganz folgerichtig: Wenn es möglich sein sollte, die spezifische 
Prägung 2) durch die Universität ganz allgemein darzustellen, so müßte es auch 


1) In: Das Argument, 29, 6. Jg., H. 2, Mai 1964, S. 65-78. 

2) Wenn hier von der „spezifischen“ Prägung durch die Universität gesprochen wird, so 
ergibt sich eine methodische Schwierigkeit, auf die Peter Fürstenau in:„Über Beratung, 
Therapie und Erforschung sozial definierter Neurotikergruppen‘““, in:Psychische Störun- 
gen bei Studenten — Symposion vom 22.—24. 3.1968 in Berlin, Hrsg. H.-U. Ziolko, 
Stuttgart 1969, S. 86 und 37 hinweist: Alle Aussagen über die spezifische Situafion von 
Studenten als Studenten müssen sich auf Plausibilitätsüberlegungen beschränken, da es 
zwar umfangreiches Datenmaterial über studentisches Verhalten und Einstellungen gibt, 
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möglich sein, zu untersuchen wie sich die Wirkung der Institution Universität auf 
ihre Mitglieder wandelt, wenn sich die allgemeinen Rahmenbedingungen verändern. 

Oder anders ausgedrückt: Die Untersuchung der allgemeinen, überindivi- 
duelien Verhaltensweisen und Einstellungen universitärer Intellektueller ist die 
Untersuchung des „subjektiven Faktors“ auf der Ebene der universitären Intelli- 
genz. Eine solche Untersuchung muß daher an sich selbst den Anspruch stellen, 
aufzeigen zu können, welche Bedingungen gegeben sein müssen, damit sich das 
Bewußtsein der universitären Intelligenz nicht nur punktuelle und individuell, 
sondern massenhaft wandeln kann, von den Verbindungsstudenten und existentia- 
listischen Kulturkritikern der fünfziger Jahre zu den — zumindest der Intention 
nach — solidarisch agierenden Studentengruppen der antiautoritären Studentenre- 
voite der sechziger Jahre. Natürlich wäre es notwendig, dazu die ganzen bil- 
dungs-ökonomischen Ergebnisse in ihrem Zusammenhang mit der Entwicklung der 
BRD zu einem Erklärungsversuch zusammenzufassen. Das könnte hier aber 
höchstens in Form eines Bluffs geleistet werden. Es geht hier daher also vielmehr 
nur darum, auf einleuchtende Weise darzustellen, wodurch das Bewußtsein der 
universitären Intelligenz besonders geprägt sein wird und wie diese besondere 
Prägung zum Verlauf der Studentenrevolte und ihrer weiteren Entwicklung 
beigetragen haben mag. Um Mißverständnisse zu vermeiden muß schon hier gesagt 
werden: der Ansatz dieses Aufsatzes ist nur ein Moment in der Erklärung der 
Studentenrevolte und ist sicherlich stark geprägt durch meine eigenen Erlebnisse 
während der Studentenbewegung, die jemandem, der damals z. B. im SDS selbst bei 
der Vorbereitung von Aktionen und Veranstaltungen beteiligt war, sehr fremd 
erscheinen müssen. Doch ist diese Sichtweise nicht bloß subjektiv einzelne 
Erfahrung, sondern wird von vielen geteilt, die damals auch ihre entscheidenden 
Lernprozesse in den autonomen Gruppen an der ‚Basis‘ mitgemacht haben. 

Der Aufsatz gliedert sich in zwei Teile, einen abstrakt-allgemeinen Teil, in 
dem versucht wird herauszuarbeiten, welche Einstellungen und Verhaltensweisen 
notwendig sind, um sich als Universitätsmitglied — als Dozent oder Student 3) — 
halten zu können, und einen konkret-handgreiflichen, in dem die besonderen uni- 


aber keinerlei empirisches Material vorliegt über nichtstudentische, gleichaltrige Mittel 
klasse-Jugendliche. Dies wäre aber notwendig um die Behauptung einer spezifischen 
Prägung durch die Universität empirisch zu untermauern. Das empirische Material, das im 
weiteren angeführt wird, kann daher keine Beweiskraft haben, sondern soll lediglich die 
Plausibilität der Erklärungsversuche stützen, und dem Verdrängungsversuch entgegen 
wirken, die hier behandelten Probleme als bloß OSI-spezifisch abzutun. 

3) In diesem Teil werden die „anderen Dienstkräfte“, das sind diejenigen Angestellten und 
Beamten der ‘Universität, die nicht Dozenten sind, noch aus der Analyse ausgespart, da 
sich für sie diese Frage im allgemeinen nicht anders beantwortet als für andere vom Staat 
beschäftigte Lohnabhängige, d. h. die Antwort ist einerseits wesentlich bestimmt durch 
die besonderen Tätigkeitsmerkmale, ob als Eisenbahner, Pförtner oder Bibliotheksange- 
stellte oder Sekretärin, und andererseits durch das „Treueverhältnis‘‘ zum Staat und die 
besondere persönliche Abhängigkeit vom Vorgesetzten. Die besondere Lage der „anderen 
Dienstkräfte‘“ wird daher besser im Zusammenhang mit den Verhaltensweisen der 


Studenten und Dozenten ihnen gegenüber behandelt, also im zweiten, dem konkreteren 
Teil. 
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versitären Verkehrsformen für die unterschiedlichen Gruppen analysiert werden. 

Es wurde mehrfach erwogen, diesen ersten, abstrakteren Teil wegzulassen, da 
er manche Leser davon abhalten könnte, den wichtigeren zweiten Teil zu lesen. 
Dann könnte die Analyse im zweiten Teil aber zu leicht als spritzig feuilleto- 
nistische ‚Oberflächenbetrachtung‘ abgetan werden. Erst wenn gezeigt worden ist, 
daß sich die besonderen universitären Verkehrsformen mit Notwendigkeit aus der 
Rolle ergeben, die der Universität im Reproduktionsprozeß der kapitalistischen 
Gesellschaft zufällt, kann der Versuch, sich die universitären Zwänge bewußt zu 
machen und sich gegen sie zu wehren, nicht mehr mit der Phrase von der 
‚Kleinbürgerlichen Borniertheit‘ abgewehrt werden. Es muß klar werden, daß eben 
dieser Versuch ein notwendiger Beitrag zu einer Strategie-Bestimmung an der 
Universität bedeuten muß, da er an denjenigen Bedürfnissen der Universitätsmit- 
glieder anzuknüpfen versucht, die im Widerspruch zur kapitalistischen Funktions- 
bestimmung der Universität stehen 4). 

Auf keinen Fall darf man den ersten Teil als Versuch zur Klassenanalyse der 
Studenten mißverstehen. Hier geht es vielmehr darum: mit dem Übergang der 
antiautoritären Studentenrevolte in die ML-Bewegung wurde das an der eigenen 
Bedürfnisstruktur, auf die eigene Emanzipation orientierte Bewußtsein als ‚klein- 
bürgerliches‘ an einem ‚proletarischen‘ Bewußtsein normativ gemessen und — 
zusammen mit den Ansätzen der Studentenrevolte — eben nicht aufgenommen und 
über seine Beschränkung hinausgeführt, sondern pauschal als bedeutungslos oder gar 
hinderlich bei ‚der Arbeit im Proletariat‘ abgetan 5). 

Die Frage ist nun: ist das Bewußtsein der Universitätsmitglieder — insbeson- 
dere der Studenten — tatsächlich dadurch geprägt, daß sie Kleinbürger sind im 
ökonomischen Sinne, also einfache Warenproduzenten, die zwar Produktionsmittel 
besitzen (und vielleicht — als Professoren — einige Lohnarbeiter beschäftigen), aber 
doch selbst mitarbeiten müssen? Kann man alle Aussagen, die Marx, Engels oder 
Lenin über die Kleinbürger gemacht haben, von daher einfach bruchlos auch auf die 
universitäre ligenz übertragen 6)? Oder besteht das Richtige in der Rede von 
&n Intelligenz‘ nicht vielmehr in einer strukturellen Analogie, die 
aber durchaus auch andere und selbständige Bewußtseins- und 


[3 annıheimer Papier: „Wie können wir die psychische Selbstbefreiung systematisch 
ere politische Praxis aufnehmen — in welcher Beziehung steht die psychische 
tbefreiung zur politischen Schlagkraft‘“; in allen linken Buchläden erhältlich, 
voschüre hektographiert. 
5) tesonders beispielhaft in: „Vorläufige Plattform der Aufbauorganisation für die 


Kommunistische Partei Deutschlands‘ (Rote Presse Korrespondenz, Nr. 56/57, 2. Jg. 
1970): „Zweitens gibt es sogenannte Arbeitsschwierigkeiten bei der Abfassung von 
Papieren, Flugblättern usw. Die Methode der Berichtigung ist: Man muß erstens erklären, 
daß diese sog. Arbeitsschwierigkeiten in einer bestimmten Phase der Studentenbewegung 
in Mode waren und muß die dahinterstehende Ideologie bekämpfen.“ (S. 7) „Diese 
Verhaltensweisen haben ihren gesellschaftlichen Ursprung in der kleinbürgerlichen und 
bürgerlichen Ideologie; das ist bei der Erziehungsarbeit zu beachten.“ (S. 8). 

6) So: Monika Steffen und Klaus Funken „Die einfache Kaderproduktion. Thesen zur 
Studentenbewegung als kleinbürgerlicher Massenbewegung“ in: Kursbuch 25, Okto- 
ber 1971, 8. 23-141. 
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Verkehrsformen begründen kann als bei den echten, ökonomisch bestimmten 
Kleinbürgern? Diese Fragestellung — als Ergebnis der Geschichte der Studenten- 
bewegung — gibt das Erkenntnis-leitende Interesse des ersten Teils an. 

Im Übrigen ist es wahrscheinlich am besten, wenn man zuerst ein wenig im 
zweiten Teil (möglichst weit hinten) herumliest, um zu sehen, worauf das ganze 
hinauswill — dann sollte man aber nochmal von vorn anfangen und der Logik der 
Gedankenführung folgen. 


Teil I: Der universitäre Produktionsprozeß 


A. Die wichtigsten Fragen 

Eine Untersuchung der allgemeinen Bewußtseinslage der universitären Intelligenz im 
Kapitalismus muß unserer Vorstellung nach so vorgehen: zuerst muß die besondere 
Weise der Produktion dargestellt werden, der sie unterwofen ist, und welchen 
konkreten Beitrag diese zur materiellen Produktion und Reproduktion des 
gesellschaftlichen Lebenszusammenhanges unter kapitalistischen Bedingungen lei- 
stet. Damit ist seine allgemeine gesellschaftliche Bedeutung umrissen und zugleich 
ist die Analyse des konkreten Arbeitsprozesses in seiner Funktion als bestimmte 
Bedürfnisse befriedigende Arbeit eingeleitet. Diese Seite ist darum von besonderer 
Wichtigkeit, weil sie die konkrete Form der Auseinandersetzung mit der gegebenen 
gesellschaftlichen und natürlichen Umwelt ausmacht und damit ganz entscheidend 
den Bereich möglicher Erfahrungen eingrenzt. Aber diese Konkrete Seite ist 
bekanntlich nur eine Seite eines jeden Produktionsprozesses in der entwickelten 
kapitalistischen Gesellschaft. 

Da die gesellschaftliche Reproduktion in der Kapitalistischen Produktions- 
weise durch den Austausch von Wertäquivalenten in der Zirkulation vermittelt ist, 
muß sich jeder Produktionsprozeß — auch der universitäre — auf diese Wertver- 
mittlung hin orientieren. Denn die Stellung in diesem Wertvermittlungsprozeß 
entscheidet für den Einzelnen wie für die unterschiedlichen universitären Gruppen, 
wie und wieviel sie vom gesellschaftlichen Gesamtprodukt zu ihrer eigenen 
materiellen Reproduktion erhalten. 

Beide Seiten zusammengenommen bilden die Grundlage, auf der folgende 
Überlegungen angestellt werden können: diejenigen Einstellungen und Verhaltens- 
dispositionen, die die individuelle materielle Reproduktion in diesem Bereich auf 
besserer Basis sichert, werden — weil sie größere Sicherheit bieten, in dem 
besonderen Bereich zu verbleiben — mit größerer Wahrscheinlichkeit anzutreffen 
sein. Diese erhöhte Wahrscheinlichkeit bestimmter Einstellungen und Verhaltens- 
dispositionen war'gemeint, als vorhin von der unbewußten Vorprägung durch die 
Institution Universität gesprochen wurde. Es wird eine Unmenge anderer Einstel- 
lungen und Verhaltensdispositionen geben, die man an der Universität antreffen 
kann, die aber nicht spezifisch durch die Institution Universität gefördert werden, 
die also für eine Untersuchung der universitären Bewußtseinsformen irrelevant sind. 

Die Fragen, die Aufschluß geben können über die besonderen Bewußtseins- 
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formen der universitären Intelligenz, lauten also 7): 

1. Welche Einstellungen und Verhaltensweisen werden durch die besondere Form 
der konkreten, gebrauchsorientierten Arbeit an der Universität als Voraussetzungen 
einer einigermaßen kontinuierlichen Arbeit in dieser Institution als Minimum 
gefordert, bzw. besonders gefördert oder unterdrückt? 

2. Welche Einstellungen und Verhaltensdispositionen werden durch die Institution 
Universität als Mittel zur Erlangung eines persönlichen Einkommens befördert bzw. 
unterdrückt? 

(Diese Fragen sollen im zweiten Teil im einzelnen beantwortet werden, wenn in den 
nun folgenden Überlegungen zur Stellung der Universität im gesellschaftlichen 
Reproduktionsprozeß die notwendigen Voraussetzungen dazu geschaffen sind.} 


B. Überlegungen zur Stellung der Univessität im gesellschaftlichen Reproduktions- 
prozeß 

Diese Überlegungen müssen separat nach dem universitären Produktionsprozeß als 
Forschungs- und als Ausbildungsprozeß, bei letzterem wieder separat nach der 
Stellung von Dozenten und Studenten gegliedert werden. 


I. Der Forschungsprozeß 

1.1. Das besondere Produkt des universitären Produktionsprozesses als Forschungs- 
prozeß ist Wissen als Lösung von Problemen. 

1.2. Die Probleme, die gelöst werden, kann man nach dem Grad ihrer unmittelbaren 
Relevanz für den materiellen Produktions- und Reproduktionsprozeß des gesell- 
schaftlichen Lebenszusammenhanges unter kapitalistischen Bedingungen unter- 


scheiden: 
a) Von unmittelbarster Relevanz sind die technischen Wissenschaften und die 


Resultate der ‚angewandten‘ Forschung in den Naturwissenschaften, deren Ergeb- 
nisse nach Rentabilitätsgesichtspunkten ausgewählt in den Verwertungsprozeß des 
Kapitals eingehen und individuellen Kapitalen zu Extramehrwert verhelfen können, 
also ein relativ unvermittelter Faktor in der Beeinflußung der Produktivkraft der 
Arbeit darstellen. Über die tatsächliche Anwendung der ‚angewandten‘ Wissen- 
schaften im kapitalistisch betriebenen Reproduktionsprozeß entscheidet das Kri- 
terium der Profitsteigerung und -sicherung, das auch die Problemstellungen und die 
Entwicklung in diesen Wissenschaftsgebieten entscheidend prägt. Auch von der 
stofflich-konkreten Seite her sind sie von allen Wissenschaften von unmittelbarster 
Relevanz für den materiellen Reproduktionsprozeß, wenn sie dazu beitragen, z.B. 
die Versorgung der Bevölkerung auf besserem Niveau oder die medizinische 


n Fürstenau formuliert das Problem sc: „Aufgabe... ist, die soziale Struktur und 
Funktionsweise — in unserem Fall: der Hochschule — in Richtung darauf zu klären, ob 
überhaupt und gegebenenfalls welche spezifischen, selektiven Einflüsse von der Hoch- 
schule als Institution auf die Persönlichkeitsstruktur ihrer studentischen Mitglieder 
regelhaft einwirken und wie die Studenten diese Einflüsse psychisch in der Regel 
verarbeiten.‘ (Fürstenau; Über Beratung..., a. a. O.;S. 85) Seine Antworten bleiben in 
dem Aufsatz jedoch leider auf den Aspekt der Beratertätigkeit in Gruppen psychisch 
gestörter Studenten beschränkt. 
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ideologischen Charakter 8). 

d) Schließlich gibt es noch die Gebiete der philosophischen Fakultät: 
Germanistik, Philosophie etc., bei denen der Zusammenhang zur materiellen 
Reproduktion des gesellschaftlichen Lebenszusammenhanges in seiner besonderen 
historischen Form sehr vermittelt ist: während bei den technischen Wissen- 
schaften der konkret-stoffliche Gegenstand als der eigentliche Stoff erscheint, mit 
dem man umgeht, und sich die Anforderungen des Verwertungsprozeßes als 
Rentabilitätsforderungen zu diesem Stoff äußerlich zu verhalten scheinen und als 
von außen kommende Anforderungen deutlich erkennbar sind, scheinen sich die 
philologischen und philosophischen Wissenschaften unbeeinflußt von der kapita- 
listischen Form der Gesellschaft mit einem sehr flexiblen, beliebig formbaren Stoff 
zu beschäftigen, nämlich mit Inhalt und Form menschlicher Reflektionen. Diese 
Indifferenz gegenüber der besonderen historischen Form der Gesellschaft ist aber in 
doppelter Weise eine Illusion: einmal sind diese Reflektionen in ihren Denkformen 
durch die Entwicklung der Waren-produzierenden Gesellschaft geprägt, zum 
anderen unterliegen sie in ihrem Inhalt meist denselben Mystifikationen und 
Verkehrungen wie die Wirtschafts- und Sozialwissenschaften nur eben in noch 
vermittelterer und noch schwerer erkennbarer Weise (z.B. die Vorstellung vom 
moralischen Individuum) 9). Wenn auch viele dieser Reflektionen den Keim dazu in 
sich tragen, den Charakter der kapitalistischen Gesellschaft treffen und ihre 
Auswirkungen kritisieren zu können, weil ihr gesellschaftlicher Gebrauchswert eben 
darin liegt, die chaotischen Lebenserscheinungen sinnhaft zu interpretieren und so 
oft genug das Leben erst lebenswert zu machen, so haben sie doch meist objektiv 
die Funktion, die kapitalistische Gesellschaft als besondere Form der gesellschaft- 
lichen Reproduktion ideologisch zu sichern. (Dies wird richtig wirksam eigentlich 
erst dadurch, daß in diesen Bereichen die Ausbildung der zukünftigen Ausbilder 
schwerpunktmäßig lokalisiert ist und über diesen Umweg die Reflektionen zur 
bürgerlichen Ideologie vereinfacht als gesellschaftlich herrschendes ‚Gedankengut‘ 
verbreitet werden.) 

Diese Wissenschaftsbereiche sind aber doch so weit von den Erfordernissen 
des materiellen Reproduktionsprozesses und den Verwertungszwängen entfernt, 
daß hier häufiger als anderswo Verselbständigungen sich entwickeln und For- 


8) Dazu für Interessierte folgende weiterführende Literatur, die ich selbst nicht gelesen 
habe, die mir aber für diesen Zusammenhang empfohlen worden ist: Beiträge zur 
inarzistischen Erkenntnistheorie; Hrsg.: Alfred Schmidt; (es 349) Frankfurt/M 1969. 
Helmut Reichelt: Zur logischen Struktur des Kapitalbegriffes bei Karl Marx; Frank- 
furt/M 1969. 

Hans-Jürgen Krahl: Konstitution und Klassenkampf; (Neue Kritik) Frankfurt/M 1971. 

9 Auch folgende Hinweise auf weiterführende Literatur kann ich nur weitergeben, da ich 
sie selbst nicht gelesen habe: 

Alfred Sohn-Rethel: Geistige und körperliche Arbeit; (Suhrkamp) Frankfurt/M 1970. 
ders.: Materialistische Erkenntniskritik und Vergesellschaftung der Arbeit; Internationale 
marxistische Diskussion 19; (Meıve) Berlin 1971. 

Kari Marx: Zur Kritik der Hegeischen Rechtsphilosophie; MEW 1, S. 378-391; (Dictz) 
Berlin. 

Kritik der bürgerlichen Germanistik: Das Argument 49; 10. Jg. Dezember 1968, Hett 6. 
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schungszweige entstehen, deren Existenz nur noch mit den im Teil II beschriebenen 
Mechanismen erklärt werden kann. 

Aber ob gesellschaftlich relevant oder nicht: Jedes Wissen, das ein Problem 
löst, befriedigt menschliche Bedürfnisse irgendeiner Art — hier das, Antwort auf 
eine Frage zu bekommen. Eine jede solche Antwort hat also Gebrauchswert. 

1.3. Der Produktionsprozeß aller Arten von Wissen hat im Kapitalismus folgenden 
äußeren Verlaufund folgende Voraussetzungen: 

a) Es müssen ausgebildete Wissenschaftler da sein, die genügend Zeit 
aufwenden und genügende Qualifikation ausweisen können, um das Problem zu 
lösen. D.h. Personen müssen für die Zeit der Problembearbeitung selbst und für die 
Zeit der vorgängigen Qualifikationen von anderen gesellschaftlichen Arbeiten 
freigestellt und solange durch das Produkt der Arbeit anderer versorgt werden. Im 
Kapitalismus geschieht dies durch extreme und dauerhafte Arbeitsteilung, durch 
Trennung der geistigen und physischen Potenzen des Produktions- und Repro- 
duktionsprozesses. Da es keine gesellschaftliche Planung gibt, kommen die 
Wissenschaftler an das für ihre eigene Reproduktion notwendige Produkt der Arbeit 
anderer nur über den Weg des Äquivalententausches in der Zirkulation. Sie müssen 
sich zu ihrem Produkt — egal ob es Ware ist oder nicht — verhalten wie zu einer 
tauschbaren Ware, für die sie Wertäquivalente erhalten oder aber sich selbst als 
Lohnabhängige begreifen, die ihre Ware Arbeitskraft verkaufen. 

b) Das Problem muß sich überhaupt stellen können und muß vom 


Wissenschaftler erkennbar sein. 
Da im Kapitalismus die materielle Produktion und Reproduktion des 


gesellschaftlichen Lebenszusammenhanges vom Verwertungsstreben der Einzel- 
kapitale bestimmi ist, stellen sich die meisten Probleme, die eigentlich Probleme der 
gesamtgesellschaftlichen Reproduktion sind, allein in der Form von Verwertungs- 
schwierigkeiten dieser Kapitale, z.B. als unterdurchschnittliche Profitrate wegen 
überhöhter Kosten. Gelingt es nun einem einzelnen Kapitalisten, eine Lösung des 
Problems zu finden, also z.B. durch eine Erfindung, den Kostenpreis seiner Waren 
radikal zu senken, so ist für ihn nicht nur ein wissenschaftliches Problem gelöst, 
sondern er kann einen Extraprofit realisieren. Dies kann er aber nur solange wie er 
der einzige ist, der über die Problemlösung verfügt. Er wird also alles tun müssen, 
um das Wissen geheim, d. h. privat zu halten. Deshalb ist er durchaus bereit, für den 
privaten Besitz, d.h. das ausschließliche Nutzungsrecht an diesem Wissen, einen 
Preis zu zahlen. Das Wissen wird gegen Geld eingetauscht. Es ist Ware geworden. Es 
ist aber nur Ware geworden, weil der Markt, auf dem es verkauft wird, radikal 
beschränkt worden ist — weil es aus einem allgemein zugänglichen Gebrauchswert 
zum Gegenstand der einmaligen Konsumtion durch den Käufer gemacht worden ist, 
die auch dem Produzenten des Wissens den gesellschaftlich relevanten Gebrauch 
dieses Wissens in einem anderen als diesem einmaligen Verkaufszusammenhang 
verbietet. Wäre nämlich die Problemlösung weiterhin allgemein zugänglich und 
verwendbar, würde kein Kapitalist für den Kauf der Problemlösung etwas bezahlen, 
genausowenig wie er bereit ist, Geld für den Kauf von Atemluft aufzuwenden. 
Andererseits ist jedoch unabdingbare Voraussetzung der Produktion von 
Wissen als Lösung konkreter Probleme, sogar Voraussetzung dafür, daß sich viele 
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Probleme überhaupt stellen können: Informationen über den Gegenstand, und zwar 
möglichst vollständige und für Wissenschaftler allgemein zugängliche und nutzbare 
Informationen. Jede Einschränkung des Zugangs und der freien Verwendung von 
problemrelevanten Informationen erhöht die Wahrscheinlichkeit einer falschen Fra- 
gestellung und erst recht die Wahrscheinlichkeit falscher Problemlösungen selbst bei 
richtiger Fragestellung. 

Zudem müssen Wissenschaftler auch während des Problemlösungsverfahrens 
mit anderen Wissenschaftlern in Gedankenaustausch stehen, um Lösungsansätze zu 
überprüfen und um die endgültige Lösung sich bewähren lassen zu können. Soll der 
Wissenschaftsbetrieb insgesamt kontinuierlich weitergehen, so darf die Lösung des 
Problems nicht unveröffentlicht bleiben, denn sie ist nichts anderes als gesuchte und 
nun gefundene Information zur Lösung weiterer Probleme: sie muß von ihrem 
Entdecker und von anderen Wissenschaftlern weiterverwendet werden können. 
Jeder Verschluß von neuen Problemlösungen behindert die Entwicklung der 
Wissenschaft als konkret nützliche Arbeit zur Lösung konkreter Probleme. 

Dadurch, daß Wissen nur dann zur Ware und „verwertet“ werden kann, wenn 
es privatisiert wird, treten die Bedingungen, die den Produktionsprozess des Wissens 
zum Wertbildungsprozess machen können, in direkten und diametralen Widerspruch 
zu den Bedingungen seiner Produktion im Produktionsprozess als konkretem, 
gebrauchswertorientiertem Arbeitsprozeß. 

Für den gebrauchswertorientierten Arbeitsprozeß haben wir als Bedingung der 
Möglichkeit richtiger und gesellschaftlich relevanter Problemlösungen die allgemeine 
Zugänglichkeit und Nutzbarkeit aller Informationen — insbesondere auch der neu 
produzierten Problemlösungen — herausgearbeitet. Zur Ware können Problem- 
lösungen aber nur werden, wenn sie diese allgemeine Zugänglichkeit und Nutz- 
barkeit verhindern, wenn sie also die Bedingungen der Möglichkeit ihrer eigenen 
zukünftigen Produktion beschränken. 

Die völlige Monopolisierung von Problemlösungen im Verwertungsinteresse 
einzelner Kapitale würde dazu führen, daß eine Reihe von Problemen, deren Lösung 
für die gesamtgesellschaftliche Reproduktion von entscheidender, für das einzelne 
Verwertungsinteresse aber von geringer Bedeutung oder sogar hinderlich wäre, der 
Wissenschaft zu spät oder überhaupt nicht gestellt würde. 

Da dem Staat im Kapitalismus die Aufgabe zufällt, die notwendigen 
Reproduktionsbedingungen bereitzustellen, die das Kapital selbst nicht erstellt, weil 
dabei nicht genügend Profit gemacht werden kann, ist der Staat in bezug auf die 
Wissenschaft in dem Widerspruch verfangen: einerseits müssen die Interessen der 
Einzelkapitale an dem monopolisierten, gekauften Wissen gewahrt werden, weil es 
sonst über mangelnde Neuinvestitionen zur Wirtschaftskrise und letztlich zur 
Staatskrise käme, und andererseits der Notwendigkeit, solches privatisiertes Wissen 
der gesamtgesellschaftlichen Reproduktionssicherung zugute kommen zu lassen, die 
schließlich auch Existenzbedingung des Gesamtkapitals ist. Diesem Widerspruch gab 
der bürgerliche Staat durch die Einrichtung der öffentlichen, staatseigenen 
Universität auf der einen, und die Einrichtung des Urheber- und Patentrechts auf 
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der anderen Seite eine Bewegungsform 10). 

c) Bei so extremer Arbeitsteilung zwischen Ausformulierung der Theorie und 
ihrer praktischen Anwendung ergibt sich ganz allgemein folgende 
Schwierigkeit. Damit die Problemlösung nicht nur von privater Relevanz, sondern 
von gesellschaftlicher Bedeutung ist, muß sie die Antwort auf eine gesellschaftlich 
gestellte Frage sein. Dazu ist Voraussetzung, daß der Wissenschaftler in Kontakt ist 
mit den Bereichen, wo sich relevante d.h. für die Produktion und Reproduktion des 
gesellschaftlichen Lebenszusammenhangs notwendige Fragen ergeben. Je isolierter 
der Wissenschaftsbetrieb von den Bereichen der materiellen Produktion und 
Reproduktion und ihrer institutionellen Sicherung, desto größer ist die Wahrschein- 
lichkeit gesamtgesellschaftlich irrelevanter Fragestellungen. 

Unter kapitalistischen Bedingungen stellt sich diese Schwierigkeit für das 
Kapital dann noch mit besonderer Schärfe, wenn die universitäre Wissenschaft nicht 
direkt dem Kapital untergeordnet ist, sondern nur indirekt beeinflußt werden kann. 
Da aber — wie sich schon unter Punkt b gezeigt hat — eine gewisse Autonomie der 
Universität wenigstens in Forschungsfragen aus wissenschaftsimmanenten Gründen 
notwendig ist (denn die Qualifikation von Forschern oder die wissenschaftliche 
Relevanz eines Forschungsprojektes kann von Nicht-Fachleuten nur ungenügend 
beurteilt werden, ohne Gefahr zu laufen, durch zu strenge äußere Eingriffe das 
Innovationspotential der Universität unnötig einzuschränken), beschränkt sich 
selbst der Staat im allgemeinen darauf, einen gewissen Zusammenhang zu den 
Problemen, die sich ihm als relevant darstellen und die daher eben die Probleme der 
bürgerlichen Gesellschaft sind, dadurch herzustellen, daß er sich die Entscheidung in 
der Personalpolitik und der finanziellen Forschungsförderung vorbehält. 

Die daraus resultierende relative Autonomie der Universität machte es 
möglich, daß in der Folge der Studentenrevolte auch Wissenschaftler an die 
Universität kamen, denen sich die zu bearbeitenden Probleme nicht nur aus dem 
Zusammenhang der Erhaltung der bürgerlichen Gesellschaft, sondern aus dem 
objektiven Interesse des Proletariats an der Aufhebung dieser bürgerlichen Gesell- 
schaft stellte. Diese marxistischen Wissenschftler mußten feststellen, daß die 
Universität schon so lange für bürgerliche Zwecke monopolisiert.war, daß selbst die 
Arbeitsmittel (Bibliotheken, Archive) auf deren einseitig, beschränktes Relevanz- 
kriterium hin ausgewählt und für Problemzusammenhänge im objektiven Interesse 
des Proletariats nur beschränkt verwendbar sind. 

Die Orientierung vieler Studenten und einiger Dozenten auf diese für 


10) Das industrielle Mäzenentum in Großbritannien, USA u. Frankreich, das dort einen 

großen Teil der Universitäten trägt, ist nur eine andere Art u. Weise, diesen Widerspruch 
in einer tragbaren Form aufzufangen: Ist eine Erfindung privat nutzbar, so tritt das 
Mäzenenverhältnis außer Kraft u. wird durch ein Arbeitgebeiverhältnis Kurzzeitig ersetzt, 
bis sich gesamtgesellschaftliche Notwendigkeiten krisenartig geltend machen. Vgl. Nitsch, 
W.; Hochschule — Soziologische Materialien; Heidelberg 1967, S. 13 f. 
Die Notwendigkeit einer Übernahme der Produktion von neuem Wissen durch größere 
Einheiten als Einzelkapitale, vorzugsweise durch den Staat, ergibt sich auch daraus, daß 
sie für Kapitalisten ein höchst unsicheres, weil kaum prognostizieibares Geschäft ist u. 
daher auf industrieller Basis nur sehr schwer betrieben werden Kann. 
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bürgerliche Begriffe irrelevante und flugs für ‚unwissenschaftlich‘ erklärte Problem- 
zusammenhänge ist neben dem Zwang zur Ökonomisierung von Ausbildung und 
Forschung ein Grund für die Einschränkung der Autonomie der Universität in allen 
neuen Hochschulgesetzentwürfen: über Fachaufsicht und Staatseingriff soll sich das 
Relevanzkriterium der bürgerlichen Gesellschaft wieder voll durchsetzen. 

1.4. Die Frage, ob universitäre Wissenschaftler Kleinbürger sind und ihr Bewußtsein 
daher einfach als das von Kleinbürgern zu behandeln ist, beantwortet sich für die 
Universität als Institution, an der Forschung betrieben wird,so: zwar kann das neu 
produzierte Wissen zur Ware und daher Wissenschaftler zu einfachen, selbständigen 
Warenproduzenten, also Kleinbürgern, werden; im allgemeinen aber — und erst 
recht als universitäre Wissenschaftler — sind sie staatliche Angestellte oder Beamte, 
also Menschen, die zu ihrer Reproduktion auf den Verkauf ihrer Arbeitskraft 
angewiesen sind 11). 

Trotzdem können Einzelne zeitweilig zu einfachen Warenproduzenten wer- 
den, wenn ihr neu produziertes Wissen patent- oder urheberrechtlich ausgewertet 
werden kann. Dies gilt praktisch aber nur für die technische Intelligenz. In den 
nichttechnischen Disziplinen bezieht sich das Urheberrecht wirtschaftlich nur auf 
die Druckrechte, nicht aber auf die Wiederverwendung der Problemlösung — also 
auf das Wissen selbst. 

Trotzdem — und hier liegt das Richtige in der Analyse von Steffen und 
Funken — verhalten sich die Wissenschaftler in allen Forschungsbereichen in der 
wissenschaftlichen Diskussion zu ihren eigenen Ergebnissen und denen anderer wie 
zu Waren, die zum „Gedankenaustausch‘ in die Zirkulation gegeben werden und 
deren Menge und ‚Wert‘ — wie im zweiten Teil noch genauer zu zeigen sein wird — 
über Ansehen und Einkommen des Produzenten entscheiden. 

Dies äußert sich am deutlichsten in einem ritualisierten Urheberrechtsschutz 
auch gegenüber dem Wissen selbst, nämlich der Brauch, bei Verwendung einer 
Problemlösung den Namen des Urhebers mit zu nennen. Dieser Brauch macht das 
Wissen selbstverständlich nicht zur Ware, denn es findet kein echter Tauschakt statt, 


11) Demnach wären sie Teil des Proletariats (vgl. erste Anmerkg. von Engels zur englischen 
Ausgabe der „Manifest der Kommunistischen Partei“ 1888, Marx/Engels Werke, Bd. 4, S. 
462). Aber die Frage, ob ein Wissenschaftler einfacher Warenproduzent, Lohnarbeiter 
oder staatlicher Angestellter ist, hat auf die Bestimmung der Rahmenbedingungen seines 
möglichen Bewußtseins — übrigens ähnlich wie die vieldiskutierte Frage, ob er 
produktiver oder unproduktiver Arbeiter ist — nur insofern Bedeutung, als in ihrer 
Beantwortung ein Maß für die relative Ferne zum Kapital, für den Grad der Subsumption 
unter das Kapital gegeben ist, aus dem zurückgeschlossen werden kann auf die 
Wahrscheinlichkeit sinnlicher Erfahrungen mit der Kapitalherrschaft. Das muß aber 
keineswegs bedeuten, daß die direkt subsumierten Wissenschaftler deswegen bessere 
Einsicht in den Charakter der Kapitalherrschaft oder ein antikapitalistisches Bewußtsein 
entwickeln müssen. Im Gegenteil: Da die direkte Unterordnung unter das Kapital -- etwa 
in der chemischen Industrie — vor allem und zuerst einmal verschärtten Zwang zur 
Produktion von Problemlösungen u. damit verschärfte Konkurrenz zwischen den 
Wissenschaftlern bedeutet, wird dic kritische Kommunikation über die eigene gemein 
same Lage unwahrscheinlicher, die isoliert angestrengte Fachidiotie mit Imponiergehabe 
dagegen wahrschcinlicher. 
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doch ist dieser Brauch Ausdruck einer strukturellen Analogie in der Verbreitung des 
Wissens zur Warenzirkulation. Die Analogie selbst hat ihre reale Basis darin, daß mit 
der Entwicklung der bürgerlichen Gesellschaft, d.h. mit der Entwicklung der Waren- 
produktion, alle Formen des Verkehrs zwischen den immer mehr zersplitterten Ein- 
heiten durch die verdinglichte Herrschaft des Produktes über den Produzenten und 
die Illusion der Autonomie des so beherrschten ‚Individuums‘ geprägt wird. So 
scheint es, daß die wissenschaftliche Erkenntnis allein dem genialen Individuum 
Goethe, Einstein, Hegel zu verdanken sei, und mit der Angabe des ‚Urhebers‘ wer- 
den zwei Zwecke erfüllt: Erstens wird dadurch kenntlich, was ‚fremde‘, was ‚eigene‘ 
Erkenntnis ist; zweitens soll so der relevante Produktionsausstoß eines jeden Wissen- 
schaftlers festgehalten und damit ein Maß für seinen Platz in einer Prestigehierarchie 
festgesetzt werden, die von nicht geringem Einfluß auf sein Einkommen sein 
kann 12). 


2.0. Der Ausbildungsprozeß 

2.1. Das zweite Produkt, das an der Universität produziert wird, ist eine erhöhte 
Qualifikation der Studenten. 

2.1.1. Die Studenten, die da qualifiziert werden, sind später in ihrer Berufsposition 
auf alle Klassen verstreut: Ein Teil wird Kapitalfunktionen ausüben, ein anderer Teil 
wird als Richter, Offizier oder Geheimdienstler direkt an der repressiven Herr- 
schaftsstabilisierung durch den Staat teilhaben, wieder andere werden als Rechts- 
anwälte, frei praktizierende Ärzte und Steuerberater genuin ökonomische Klein- 
bürger sein. Zur Vereinfachung der Analyse wollen wir im folgenden von den 
Verhältnissen ausgehen,die für die große Masse der Studenten gelten, nämlich, daß 
sie ihre Arbeitskraft später als Ware verkaufen müssen 13). 

2.1.2. Der Ausbildungsprozeß bildet konkrete Fähigkeiten in dem Arbeitsvermögen 
aus und macht die Arbeitskraft damit fähig, in komplizierten und komplexen 
Produktionsprozessen, Verwaltungs- und Aufsichtstätigkeiten eingesetzt zu werden. 
Die Qualifikation betrifft also zuerst die konkrete Seite, die Gebrauchwertseite des 
Arbeitsvermögens. 

2.1.3. Diese Veränderung des Gebrauchswertes der Arbeitskraft verursacht aber 
Kosten, und zwar sowohl auf Seiten der Ausbilder und der Ausbildungsinstitution 
wie auf Seiten der Ausgebildeten. Da sich der Wert der Ware Arbeitskraft 
bekanntlich nach der zu ihrer Produktion und Reproduktion notwendigen Arbeit, 
also den dazu verauslagten Kosten bestimmt, ist der Ausbildungsprozeß zugleich 
mit einer Steigerung im Wert der Ware Arbeitskraft verbunden, was zugleich — und 


12) Dies gilt besonders bei Lehrstuhlinhabern und solchen, die es werden wollen, wenn sie in 
Berufungs - und Bleibeverhandlungen eintreten. Aber auch sonst gibt es vielerlei 
Möglichkeiten: Referententätigkeit bei Stiftungen, Tagungen; Mitgliedschaft in Kurato- 
rien, Beiräten und Expertenkommissionen, Autorenschaft, Zweitdrucke in Readern; 
Teilnahme an internationalen Kongressen; Fernsehauftritte, Zeitungsartikel etc., Berater- 
verträge usw., usw. — viele Möglichkeiten, die sich um so leichter erschließen, je häufiger 
man gedruckt und zitiert wird. 

13) Vgl. „Zur Klassenanalyse d. Studenten‘ Bericht des Klassenanalyseprojektes, Okto- 
ber 1972, broschürt, 2. Auflage, Erlangen 1973. 
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dies ist im Kapitalismus relevanter — einen Abzug am Mehrwert bedeutet. 

2.2. Auch die Tatsache, daß die Ausbildung mit einer Wertsteigerung der Ware 
Arbeitskraft verbunden ist, macht die Dozenten noch nicht zu Warenproduzenten 
oder gar zu einfachen Warenproduzenten, denn die Qualifikation der Arbeitskraft 
ist nicht bloße Weiterverarbeitung irgendeiner Ware, sondern mit einer Reihe von 
wichtigen Unterschieden behaftet. Wären die Dozenten einfache Warenprodu- 
zenten, dann müßten sie gegen den Verkauf ihrer Ware ein Äquivalent eintauschen. 
Die Ware, deren Wert im Ausbildungsprozeß an der Universität durch die Dozenten 
erhöht wird, verkaufen aber nicht die Dozenten, sondern die ausgebildeten Lohnar- 
beiter selbst. j 

Wie also kommen die Ausbilder zu ihrem Wertäquivalent? Die Verhältnisse 
lassen sich am einfachsten zeigen, wenn man ein privat-kapitalistisches Ausbildungs- 
system annimmt (wie es heute noch in den USA in den meisten Colleges existiert): 
die Studenten zahlen hohe Schulgelder und Zulassungsgebühren, die den Preis 
darstellen für die Dienstleistung, die sie dafür erhalten. Die Verhältnisse sind hier 
noch nicht anders als z.B. beim Frisör: Die Dienstleistung befriedigt ein Bedürfnis, 
ist also Gebrauchswert und hat — da sie gegen Geld getauscht wird — Waren- 
charakter. Die Studenten kaufen diese Dienstleistung jedoch nicht nur ein, um das 
Bedürfnis nach höherer Qualifikation, also verbesserter Problemlösungsfähigkeit zu 
genießen, sondern sie wollen dadurch beim Verkauf ihrer Arbeitskraft einen 
höheren Preis erzielen. Aufgrund der Illusion, er werde für seine Leistung und nicht 
für seine Reproduktionskosten bezahlt, also wegen der Fetischisierung des Lohnes 
aus dem Preis der Arbeitskraft in den Preis der Arbeit selbst, Kann der Student gar 
nicht merken, daß er dem späteren Käufer seiner Arbeitskraft lediglich die höheren 
Kosten seiner Ausbildung in Rechnung stellt 14). Aber auch hier treten die 
Interessen eines Einzelkapitalisten, der sein Kapital in der Ausbildungssphäre 
angelegt hat, in Widerspruch mit dem notwendigen, durch den Staat getragenen 
Interesse des Gesamtkapitals an billigen Arbeitskräften, die zugleich die für die 
kontinuierliche Aufrechterhaltung des gesellschaftlichen Produktions- und Re- 
produktionsprozesses notwendigen minimalen Fähigkeiten besitzen. Der Staat muß 
daher Mindeststandards für die Ausbildungsstätten vorschreiben, und hat in der 
Folge die Ausbildung in nahezu allen Bereichen ganz übernommen. 

Während bei der Privatuniversität die Bezahlung für die Dienstleistung 
„Ausbildung“ direkt aus den Zulassungsgeldern der Studenten kommen, die dann 
ihrerseits diese Summen den späteren Käufern ihrer Arbeitskraft in Rechnung 
stellen, muß der Wertausgleich in einer staatlichen, gebührenfreien Universität über 
die aus den höheren Einkommen gezahlten höheren Steuern laufen, die aber zu 
einem großen Teil über Umwege an die nicht-akademisch gebildeten Proletarier 
‚überwälzt‘ werden. 

2.3. In dem Bereich, wo die Dozenten den Wert einer Ware, die zentrale Stellung in 


14) Diese Betrachtung wird belegt durch die vielfältigen Berechnungen, daß cs sich im 
Durchschnitt nieht lohne zu studieren, wenn man die aufgewandten Kosten zusammen 
mit dem versäumten Lohneinkommen auf das Lebenseinkommen des Akadcmikers 
anrechne und es dann mit dem eines qualifizierten Industriearbeiters vergleiche. 
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der Zirkulation hat, beeinflussen, in der Ausbildung, liegt in Deutschland bisher 
aber groteskerweise für sie selbst und ihre individuelle materielle Reproduktion als 
Universitätsdozenten die geringste Relevanz: Weder werden sie für ihre Funktion als 
Ausbilder — über das Vorexerzieren eines wissenschaflichen habitus hinaus — selbst 
ausgebildet, noch werden sie je auf den Erfolg ihrer Ausbildungstätigkeit überprüft, 
es sei denn abstrakt durch das Ausbleiben von ‚Hörern‘ (und früher Kolleggeldern), 
die man sich als Lehrstuhlinhaber aber wieder per Prüfungsordnung selbst verschrei- 
ben kann. Im Gegenteil, wenn sie als Ausbilder versagen, wird das dem Studenten — 
oft genug von den unfähigen Dozenten selbst — in der Prüfung als deren Versagen 
angelastet. Die Institution Universität sieht lediglich darauf, daß das formale Lehr- 
angebot erfüllt ist. (Diese Ineffizienz und die damit verbundenen hohen Kosten der 
Ausbildung sind Gründe dafür, daß das Kapital in einige n Bereichen, in denen sowie- 
so schon große Teile der Anlagen und Stipendien durch die Industrie finanziert wer- 
den, die Ausbildung auch auf Universitätsebene selbst organisieren will, und zwar 
weniger als profitable Warenproduktion denn als ein Mittel der Kostensenkung und 
der ‚Optimierung‘ der Personalpolitik). 

2.4. Die Rolle der Studenten im gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß ist die von 
im Qualifikationsprozeß stehenden zukünftigen Arbeitskräften. Dabei wäre es 
irreführend, die Studenten als einfache Warenproduzenten anzusprechen, da sonst 
schon das lernende und spielende Kleinkind so definiert werden müßte und auch 
z.B. ein Industriearbeiter bei der Ausbildung seiner Arbeitskraft bis zu ihrem 
erstmaligen Verkauf zu den Kleinbürgern, nach dem Verkauf zum Proletariat und 
während einer eventuellen Umschulung wieder zu den Kleinbürgern gerechnet 
werden müßte. Darüberhinaus befriedigt der Ausbildungsprozeß nicht nur die 
Bedürfnisse des späteren Käufers der Ware Arbeitskraft, sondern zuerst einmal die 
Bedürfnisse des Arbeitenden selbst. 

3.0. Es gilt also festzuhalten: Es ist völlig unangebracht, die universitäre Intelligenz 
(Studenten und Dozenten) der ökonomischen Funktion nach dem Kjeinbürgertum 
zuzuordnen. Wenn diese ursprünglich klassenanalytische Kategorie nicht zum 
bloßen politischen Schimpfwort wie Philister, Revisionist, Spießbürger, Seminar- 
marxist etc. verkommen soll, kann sie im Zusammenhang mit universitären Intellek- 
tuellen nur verwandt werden, um auf die strukturelle Analogie im Verhalten zum 
Produkt der Arbeit bei genuin ökonomischen Kleinbürgern und universitärer Intelli- 
genz zu verweisen. Dabei darf aber nie vergessen werden, daß es eben bloß eine 
Analogie ist und daß die Folgen für die Arbeits- und Bewußtseinsformen durchaus 
unterschiedlich sind. 


Teil II: Die Arbeits- und Bewußtseinsformen der an der Universität ar- 
beitenden Gruppen 


A. Zusammenfassung der bisherigen Ergebnisse 

Wir haben jetzt die allgemeine Analyse der Rolle der universitären Intelligenz im 
gesamtgesellschaftlichen Reproduktionsprozeß auf begrifflicher Ebene vorge- 
nommen und dabei die Formen der universitären Produktionsprozesse nach den 
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beiden Seiten des Arbeits- und Wertbildungsprozesses als Bedingungsgefüge für 
besondere Verhaltensdispositionen und Einstellungen grob eingegrenzt. Außer der 
scharfen Ablehnung, universitäre Intelligenz weiterhin pauschal als Kleinbürger 
einzustufen, können wir zur näheren Bestimmung des spezifischen Bewußtseins 
universitärer Intelligenz von folgenden Ergebnissen ausgehen: 1. Das spe 
Produkt des universitären Produktionsprozesses ist — ganz allgemein gesprochen — 
Wissen, und zwar in zwei Formen, einmal als neu produziertes Wissen: Neue 
Problemlösungen vornehmlich als Resultat der Forschungsprozesse; zum anderen 
vermitteltes oder angeeignetes Wissen: Inhalt und Ziel des universii 
dungsprozesses als Qualifikation der Ware Arbeitskraft. Die zentrale Rolle spielt 
also das Wissen, wobei wir unter Wissen nicht nur abfragbare Tatsachen dem 
vor allem das Beherrschen von Problemlösungen und Problemlösungsverfahren 
meinen 15). 

2. Das Wissen wird zwar nur unter ganz besonderen Bedingungen zur echten, d.h. 
gegen Geld direkt austauschbaren Ware, Bedingungen, die zudem an der Universität 
bloß als Ausnahme auftreten, doch besteht auch da eine strukturelie Analogie 
zwischen den Zirkulationsformen der Waren und den wissenschaftlichen Formen, 
das Wissen zu behandeln und durch ‚Gedankenaustausch‘ zu kommunizieren. Da 
das Wissen für die Dozenten und Studenten darüberhinaus auch noch der Schlüssel 
ist, der ihnen den Zugang zu den Mitteln der individuellen materiellen Repro- 
duktion verschafft, erscheint es als berechtigt, diese Seite des Wissens, im Kontrast 
zur unzweifelhaft vorhandenen Gebrauchsweriseite, entsprechend „die Tauschwert- 
seite des Wissens“ zu nennen. 


B. Weiterführung der Fragestellung 

Nun können wir die Frage beantworten, die wir in den methodischen Überlegungen 
zur Ermittlung des Bewußtseins der universitären Intelligenz als die zentrale Frage 
gekennzeichnet haben: Welche Einstellungen und Verhaltensdispositionen erhöhen 
die Wahrscheinlichkeit von Erfolg im universitären Bereich? Also für die Stu- 
denten: Welches Verhalten führt zu guten Übungs- und Prüfungsergebnissen und 
gutem sozialem Ansehen bei Dozenten und Kommilitonen? Für die Dozenten: Wie 
kommt man bei denjenigen, die über Bewerbungen und Rufe entscheiden, in den 
Ruf ein erfolgreicher und solider Wissenschaftler zu sein? 


15) Wir müssen uns hierbei klar sein, daß dieser Wissensbegriff Resultat eines historischen 
Abstraktionsprozesses ist, der sich gegen das kanonische Wissen wendet, das bis vor 
kurzem in seiner Enzyklopädik den Bildungsbegriff bestimmte. Die Verselbständigung 
der Methode gegen den Inhalt — zum Ausbildungsprinzip erhoben in dem Slogan vom 

„Lernen lernen“ — ist bedingt durch den rasanten Wandel der Berufsanforderungen im 

Kapitalismus, der ein einmal in der Jugend erlerntes Wissen innerhalb einer Generation 
mehrfach entwerten würde. 
Dabei verändert sich aber auch der Begriff von dem, was Methode ist, der bei Hegel und 
Marx noch die Darstellung und Entfaltung des konkret-inhaltlichen Stoffes meint 
(„Denn die Methode ist nichts anderes als der Bau des Ganzen in seiner reinen Wesenheit 
aufgestellt“ Hegel-Vorrede zur Phänomenologie) zur sezeptartigen Handlungsanweisung, 
die von Hegel als „dem Stoffe äußerlich‘ kritisiert wird. 


in 
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Allgemein: Mit der detaillierten Beantwortung der Frage nach den spezi- 
fischen Einstellungen und Verhaltensweisen, die im Bereich der Universität dazu 
führen, daß die individuelle Reproduktion für die Zeit des Aufenthaltes an der 
Universität auf materieller, sozialer und psychischer Ebene verbessert werden kann, 
mit dieser Antwort haben wir die Bewußtseinsformen und Verhaltensweisen 
herausgefunden, die spezifisch durch die Institution Universität gefördert werden 
und die man daher jenseits aller Unterschiede in der individuellen Sozialisation den 
„subjektiven Faktor“ der universitären Intelligenz nennen kann. 

Da an der Universität im allgemeinen keine Waren produziert werden, durch 
deren Verkauf die Produzenten ihren Unterhalt verdienen, müssen irgendwelche 
andere Kriterien bestehen, die darüber entscheiden, wer unter welchen Bedingungen 
an dieser Institution tätig sein und damit aus dem über Steuergelder und 
Stipendienfonds bereitgestellten Teil des gesellschaftlichen Gesamtproduktes an- 
teilig schöpfen darf. Diese Kriterien — so irrational und unausgewiesen sie immer 
sein mögen — entscheiden damit über den materiellen und sozialen Erfolg an der 
Universität, sind also erste Antwort auf unsere Frage. 

Für die Studenten sind die formalen Kriterien in den Prüfungs und 
Studienordnungen festgelegt. Dabei ist es immer weniger relevant, ob ein Student 
sein Geld von seinen Eltern oder aus einem Stipendienfonds bekommt — beide 
richten sich primär nach den Ergebnissen der Übungen und Prüfungen. Allerdings ist 
derjenige Student, der durch seine Eltern finanziert wird, noch einer Reihe 
zusätzlicher, oft höchst irrationaler Kriterien ausgesetzt, die aber nicht universitäts- 
spezifisch sind. 

Auch bei den Dozenten sind die formalen Kriterien, die über den Aufstieg 
entscheiden in Prüfungsordnungen festgelegt. Davon sind vor allem diejenigen 
Dozenten betroffen, die noch keinen Lehrstuhl auf Lebenszeit besitzen. Aber auch 
die Lehrstuhlinhaber sind über den Zwang, mit ihren Kollegen um Rufe zu 
konkurrieren, einem zwar weniger formalisierten aber keineswegs weniger nach- 
haltigen Druck ausgesetzt — auch wenn sie sich nicht um Weltruhm bemühen. 
Dieser Druck wird denn auch oft genug als ‚Erziehung zur Wissenschaftlichkeit‘ 
nach unten an Assistenten und Studenten weitergegeben. 

Auf formaler Ebene entscheiden also Prüfungen unterschiedlicher Art 
(Übungen, Examina, Promotion, Bewerbungen) über Aufstieg und Verbleib an der 
Universität. In diesen Prüfungen soll — laut Vorschrift — der erreichte Grad der 
Qualifikation festgestellt und verglichen werden: Das bedeutet vor allem eine 
Prüfung des Wissens, und zwar müssen gestellte Probleme in einer durch den 
Prüfenden anerkannten Weise gelöst werden; neben dem Umfang des reinen 
Faktenwissens wird also Problemlösungswissen zum Kriterium über Verbleib und 
Fortkommen an der Universität. Bei den Dozenten kommt noch das Kriterium hin- 
zu, wie viel neues Wissen sie selbst produziert und publiziert haben. 

In diesen Kriterien macht sich die oben entwickelte „Tauschwertseite‘‘ des 
Wissens geltend: Unterschiedliche Qualitäten müssen auf Quantitäten reduziert wer- 
den, um zwischen unterschiedlichen Bewerbern auswählen oder sie in eine formal 
abgestufte Leistungshierarchie einpressen zu können. Im Unterschied zur Wertgröße 
gibt es hier aber kein allgemein gültiges, objektives Maß, vielmehr wird dieses Maß 
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subjektiv durch die Prüfenden gesetzt: Man muß auf alle relevanten — und ws 
man wirklich gut sein will, auch auf alle irrelevanten Fragen (man weiß ja nie, 
der Prüfer für relevant hält) — eine Antwort bereit haben, die — und das ist 
wichtigste Kriterium — den Fragenden befriedigt, und zwar oft genug in der . 
Breite des Wortes, da in dem Verhältnis zwischen Prüfer und Geprüftem eine Un- 
menge von unbewußten und unkontrollierten Bedürfnissen und Ängsten mitspielt. 
So erweist sich, daß unter dem rationalen Schein der formalen Prüfungskriterien 
nicht nur die Möglichkeit zur dogmatischen Diskriminierung unbequemer wissen- 
schaftlicher Richtungen verborgen ist — etwa indem alle marxistisch beantwortsten 
Fragen a priori als unwissenschaftliche und bloß dogmatische Ideologie definiert 
werden — sondern darüber hinaus ist dies formal rationale Kriterium die Basis für 
Irrationalität: Statt wissenschaftlicher Qualifikation wird tendenziell bloßer wissen- 
schaftlicher habitus geprüft und gezüchtet — man muß dem Prüfenden auf wissen- 
schaftliche Weise hochkriechen. 

Diese oft als ‚Ungerechtigkeit‘ kritisierte Irrationalität hat aber durchaus ihren 
Sinn: der Zwang zur Anpassung an die Erwartungen des Prüfers unterwirft nur dem 
äußeren Schein nach unter die Willkür eines irrationalen Einzelmenschen. In 
Wirklichkeit repräsentiert der Prüfer bürgerliche Durchschnittserwartung, denn er ist 
selbst nur dadurch an diesen Platz gekommen, weil er die Prüfungen bestanden, die 
Erwartungen erfüllt hat. Die scheinbar irrationalen Prüfungen stellen also die 
Warenrationalität der Äquivalenz des durchschnittlich Gleichen für den Bereich der 
Universität her, was seinen äußerlich sichtbaren Ausdruck findet, in den Verhand- 
lungen der Kultusminister und Universitäten um gegenseitige Anerkennung der 
Prüfungen. Die Prüfungen erhalten so die Form von Etiketten auf die verkaufbare 
Ware — und, ganz entsprechend der strukturellen Analogie, wird nichts so 
gefürchtet wie der „Etikettenschwindel“ der darin besteht, daß Marxisten sich mit 
dem bürgerlichen Prüfungsetikett in die Stellenzirkulation ‚schleichen‘. 

Der Zwang zur Anpassung herrscht aber nicht nur an der Universität, er ist 
also nur insofern universitätsspezifisch als er sich auf das Verhalten gegenüber dem 
spezifischen Produkt der Universität auswirkt: Das, was gewußt werden muß, 
bestimmt sich nicht mehr primär an dem Bedürfnis, inhaltliche Probleme zu lösen, 
sondern orientiert sich stärker an der äußerlichen sozialen Bezierung zwischen 
Fragendem und Befragtem. Das sozial erwartete Wissen wird zum reiövanten Wissen; 
die soziale Erwartung ersetzt teilweise das oben entwickelte Relevanzkriterium des 
Bezuges zur materiellen Reproduktion, das seinen Platz objektiv nur darum halten 
kann, weil die soziale Erwartung eben nicht bloße individuelle Subjektivität, 
sondern eben auch durch die Vermittlungszusammenhänge zur materiellen Repro- 
duktion bedingt ist. 

Da in den Prüfungen also letztlich der Umfang des sozial erwarteten 
Problemlösungswissens entscheidet und da das, was sozial an Wissen erwartet wird, 
nie voll bekannt ist, wird es zur Notwendigkeit, möglichst viel Wissen arızuhäufen, 
denn man kann sich nie sicher sein, daß man genügend weiß und ob das, was man 
weiß, auch gerade den Erwartungen entspricht. Diese Notwendigkeit wird dadurch 
noch drängender und beständiger, daß der Umfang des Wissens nicht nur c :rch die 
Erwartungen in den Prüfungen, sondern auch durch die Erwartungen in d&r sonsti- 
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gen sozialen Kommunikation im universitären Bereich bestimmt ist. Das heißt, das 
inlprestige — und bei denjenigen, die keine sonstigen Bewährungsfelder haben, 
toch das Selbstwertgefühl — hängt ab vom Umfang und der Weise der 
"station des jeweils sozial als relevant erachteten Wissens. 
Man könnte demnach die universitäre Intelligenz genauso, wie sie mit 
bürgern in Analogie gesetzt wird, auch mit Schatzbildneın oder noch besser 
it Kleinbauern vergleichen: Je größer der Misthaufen vor dem Haus, desto größer 
das Ansehen im Dorf. 
liche Schatzbildung ist die Ansammlung von Geld, mit dem nicht einge- 
* wird, sie verhindert den Konsum — im Sprichwort: Man kann den Kuchen 
t haben und zugleich essen wollen. Mit dem aufgehäuften Wissen verhält es sich 
ganz anders: Man kann nicht nur über Wissen verfügen und dieses Wissen 
is zugleich verwenden, also den Kuchen haben und ihn zugleich essen, 
nan kann das Wissen auch bloß vortäuschen und — jedenfalls was die 
tseite des Wissens angeht-den gleichen Effekt erzielen, als ob man wirk- 
süßte: Man kann den Kuchen also essen, ohne ihn überhaupt zu haben. 

Das Vortäuschen des Wissens ist möglich, weil in Prüfungen und Gesprächen 
nicht die konkret-qualitative, tatsächliche Problemlösung entscl 
beim Gesprächspartner, der Prüfer ist, lediglich der Eindruck 
geforderte Wissen sei vorhanden. Da es also nur darauf ankommt, den Fragesteller 
zu befriedigen, genügt es, den Anschein von Wissen zu erzeugen: So wie man 
kreditwürdig sein kann, wenn man den Anschein von Reichtum erwecken kana, so 
ist es auch möglich, an der Universität die Kriterien über Verbleib und Forikommen 
zu einem guten Teil durch Bluff zu erfüllen. In den sozialen Beziehungen ist das 
dann noch viel einfacher. 

Die Möglichkeit des Bluffs wird sofort zur beinahe allgemeinen Notwendig- 
keit, denn die qualitative Unendlichkeit dessen, was möglicherweise gefordert 
werden könnte, wird nun nicht mehr ausgewogen durch das Wissen um die Grenzen 
dessen, was man sich z.B. als Erstsemester bisher hat erarbeiten können. Die 
Möglichkeit, schon im ersten Semester mit einem erfündenen oder aufgeschnappten 
Zitat aus dem 2.Band von Hegels Ästhetik den Eindruck eines Hegeikenners 
machen zu können, sprengt alle solchen Grenzen und — da der Bluff auf alle, außer 
den Bluffenden echt wirkt — wird die quantitative Anforderung auf allen 
Stufen unmäßig verschärft — so sehr, daß sie schließlich niemand mehr anders als 
durch Bluff erfüllen kann. Unter diesen Umständen können nur exirern Ichstarke 
noch auf den Bluff verzichten — oder solche, die in wenigstens einem Gebiet die 
Anforderungen tatsächlich erfüllen und immer wieder darauf verweisen können 16). 


‚eidend ist, sondern 


. 


16} Die vielfältigen Formen des Bluffs sollen hier nicht beschrieben werden (das kann dem 
Selbststudium des Lesers überlassen bleiben — womit schon eine Form vorgeführt wärel), 
aber es muß doch differenziert werden zwischen mündlicher und schriftlicher Form des 
Riuffens: Da das Wesentliche am Bluff darin besteht, so zu formulieren, daß jede 
Nachprüfung ausgeschlossen ist aber doch der Eindruck großen Wissens entsteht, ist der 
RBiuff in schriftlichen Arbeiten sehr viel schwieriger anzubringen als im mündlichen 
Verkehr, denn die Wissenschaft hat alles, was nicht nachpfüfbar ist, als unwissenschaft- 
lich ausgegrenzt. Außer dem Plagiat, das sehr gewagt ist, und daher relativ selten 
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Beinahe alle müssen also biuffen. Aber eben nur beinahe alle. Daher weiß 
keiner, ob der andere nicht vielleicht tatsächlich Bescheid weiß und den Bluff 
durchschauen, die Kreditwürdigkeit zerstören kann. Das macht aber den Bluff noch 
schwieriger und erzeugt neben der allgemeinen Konkurrenzsituation, die sich allein 
schon aus der Hierarchie des Wissens ergibt, die ständige Angst vor dem anderen, 
der den Bluff durchschauen könnte. Diese Angst verschwindet erst, wenn klar ist, 
daß der andere zu wenig weiß, um gefährlich zu werden. Da der andere aber eben 
dies fürchten muß, muß er die Kommunikation in Bahnen halten, in denen es auf 
keinen Fall zu einer solchen Entlarvung kommen kann. Ein Gespräch kann sich also 
aur als beinahe ritualisiertes, ganz vorsichtiges Abtasten entwickeln. Das Resultat ist 
gegenseitige Isolierung, die äußerlich meist als Arroganz erscheint 17). 

Zu der allgemeinen Konkurrenzsituation kommt also noch eine Distanzie- 
sung, die jede Solidarität und erst recht jede libidinöse Beziehung erschwert. In der 
daraus folgenden Isolierung verschärfen sich unter dem verinnerlichten Druck der 
unerfüllbaren Wissensanforderungen die individuellen Komplexe und Sozialisations- 
schwierigkeiten ins Katastrophale 18). Früher wurde versucht, diese Isolation durch 
die zeremoniell ritualisierte Kommunikation in den akademischen Verbindungen 
aufzufangen. Eine andere Möglichkeit waren die Studentengemeinden. Beide 
Organisationstypen hatten daher großen Zulauf und haben es an vielen Universitä- 
ten auch noch heute. Die anderen organisierten Hochschulgruppen politischer oder 
existentialistischer Richtuag blieben dagegen bis in die Mitte der sechziger Jahre im 
Vergleich sehr klein, denn sie waren vornehmlich auf intellektuelle Diskussionen 
ausgerichtet, die damit die Zwänge der universitären Konkurrenz wieder auf- 


bietei sich für den Bluff in schriftlicher Form, daher die exotisch-unver- 
ormulierang und — als wichtigstes und häufigstes Mittel — der wissenschaft- 
‚aral an, dessen ursprüngliche Bestimmung es war, gerade die Nachprüfbarkeit 
. Nirgendwo wird so viel geblufft wie in Fußnoten und in Literatuiver- 


ig, Konkurrenz ohne Freiheit zum Ausweichen und Spezialistentum 
ıließlicher zu Kennzeichen wissenschaftlicher Tätigkeit an unseren 
Momente, deren Reflex vielfach in Isolierung und Entfremdung, 
modernen Großbetrieb zu erkennen ist. Der Mensch leidet 
sidschmidt, Dietr.; „Die gegenwärtige Problematik (1956) in: Unter- 
zur Lage der deutschen Hochschullehrer; Hrsg. H. Plessner, 3 Bde, Göttingen 
i. Band S. 40. „Alles, was wir — direkt oder indirekt — tun, um unserer 
gst zu entgehen oder sie zu verstecken, gehört zur Angstabwehrfassade. indem 
aber immer wieder diese Angstabwehrfassade aufsetzen (was kein bewußter Vorgang 
ist, sondern meist ganz unbewußt und automatisch geschieht), Konservieren wir unsere 
gsi stati sie loszuwerden... Die Angstabwehrfassade erhält die Angst weil der 
Setreffende nie die Erfahrung machen kann, daß er auch mit seinen Fehlern und ohne 
sein Imponiergehabe akzeptiert wird von den anderen.‘ Mannheimer Paper, a. a. 0.5. 11 


je 


18) „Yon hundertiausend Studenten begehen jährlich durchschnittlich 25 Studenten Seibst- 
mord, aber vergleichsweise nur 19 Personen der Gesamtbevölkerung und sogar nur 
14 Personen der Altersgruppe 18-30 Jahre.“ (W. R. Moıgenstern; „Botschaft — Appell 
— Flucht, Selbstmord und Seibstmordversuch bei Studenten“ in: Analysen — Zeitschrift 
für Wissenschafts und Berufspraxis, 2. Jg. 1972, Nr. 1 Januar, S. 28. 
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nahmen. Linke organisierte Gruppen, deren Mitglieder durch ihre individuelle 
Sozialisation, Bekanntschaften, moralische Empörung oder gar in Ausnahmefällen 
durch bloß intellektuelle Erkenntnis links geworden waren, gab es also schon lange 
vor der Studentenbewegung. 


€. Exkurs: Versuch, einen Aspekt der Studentenbewegung zu erklären 
Um den „subjektiven Faktor“ in der Studentenbewegung zu analysieren, ist es also 
kein Problem, die Existenz einer führenden, aktiven Gruppe zu erklären, die 
aktuelle Vorgänge auf hohem Niveau analysierte. Das Problem ist vielmehr die 
sprunghafte Verbreiterung ihrer Basis in eine an ihrer Basis solidarische Massen- 
bewegung — eine Massenbewegung unter Studenten, die nicht nur als absteigende 
Schicht für die Erhaltung ihrer Privilegien kämpfte, sondern zugleich mit dem Ziel 
auftrat, eine allgemeine Demokratisierung der Gesellschaft herbeizuführen, und bei 
der wesentlicher Inhalt ihres Entwicklungsprozesses der Kampf gegen den Imperia- 
lismus war. Die bildungsökonomischen Bedingungen dieses Prozesses sind bekannt: 
19) Der äußere Druck durch Zwischenprüfungen, numerus clausus und Studienzeit- 
verkürzung erhöhte die Überforderung durch die Tauschwertseite des Wissens und 
zugleich würde es durch die Überfüllung der Veranstaltungen und den Mangel an 
Dozenten und Lehrmaterial immer schwieriger, sich die Gebrauchswertseite des Wis- 
sens zu erarbeiten. 

Als die vorhandenen linken organisierten Gruppen in dieser Situation in West- 
berlin und anderswo die Auflehnung gegen die traditionell anerkannten Autoritäten 
zuerst in Veranstaltungskritiken, die den beschränkten Gebrauchswert dieser Reno- 
mierveranstaltungen aufzeigten, und schließlich gegen die ganze Institution, gegen 
Inhalt und Organisationsformen der Universität vortrugen, mußte sie schon allein 
dadurch zu einem Kristallisationspunkt werden. Als sie darüberhinaus durch politi- 
sche Demonstrationen gegen den Imperialismus in Vietnam, im Kongo und in Per- 
sien und der Reaktion der Staatsorgane auf diese Demonstrationen das brutale Aus- 
einanderklaffen von Anspruch und Wirklichkeit der bürgerlichen Ge 
deutlichte, konnte sie neben den in ihren Privilegien Bedrohten auch roch die mora- 
lisch Empörten und die intellektuell Beeindruckten 20) um sich sammeln. 

Zur Massenbewegung spontaner und in sich für studentische Maßstäbe 
solidarischer Aktionsgruppen, die die Basis der Studentenbewegung ausmac“ 


19) Hier einige Literaturangaben zu Ursachen und Verlauf der Studentenbewegung, von de- 
nen ich auch wiederum die meisten nur weiterempfehlen kann: Zur Klassenanalyse der 
Studenten, Berlin (W), 1973; Marxistisch-Leninistische Hochschulgruppe Bau, Positions- 
papier, Berlin (W), 1971; Zur Entstehung und Geschichte der Studenten- und Schülerbe- 
wegung, Arbeiterpolitik, Bremen, 12/70; Thesen zur Studentenbewegung, Marxistisch- 
-Leninistische Hochschulgruppe Germanistik, Berlin (W), 4/71; Internationale Studenten- 
revolte, Kursbuch 13, Frankfurt/Main, 1968 

20) Schon 1968 führte die Beachtung durch einige anerkannte intellektuelle Autoritäten und 
einige ebenso anerkannte Zeitschriften dazu, daß die damalige Theorie der Neuen Linken 
ein wenig zum notwendigen, weil sozial akzeptierten Wissen wurde. (Ein Indiz: Der 


„Spiegel“ fing an, in sinnigem und unsinnigem Zusammenhang Herbert Marcuse zu er- 
wähnen). 
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und sich als soiche „Basis“-Gruppen stark von den führenden Gruppen im SDS und 
SHB unterschieden, denn diese waren weit; ı fuichterregend intellektuell und 
daher hierarchisch strukturiert, zu dieser Massenbewegung entwickelte sich die 
Studentenbewegung erst dadurch, daß sie anti-autoritär auftrat: Damit waren die 
individuellen Mängel und Fehler — wie mangelnd es Wissen, Orgasmusschwierig- 
keiten, die Aufgeregtheit beim Sprechen, da > Liebesbedürfnis und das Leiden 
unter der Einsamkeit usw. nicht mehr bloß private Schwierigkeit, die man möglichst 
verbergen und überspielen mußte, wollte man Anerkennung finden, sondern diese 
Schwierigkeiten wurden als gesellschaftlich produzierte Feh Jhaltın ‚a erkannt, die 
auf der gleichen Ebene liegen, wie die faschistoide Disposition irn autoritären Typ. 
Wenn man diese Schwierigkeiten vor gieichgesinnten Gruppe erkennen ließ und 
darstellte, entlarvte man sich nicht mehr selbst oder erzeugte gar die peinliche 
Situation, in der alle sich zu der Bemerkung gezwungen sehen: „Ach so schlimm ist 
es doch gar nicht mir Dir“. Anstatt sich selbst bloßzustellen, stellte man „das 
System“ bloß: Die eigene psychische Emanzipation war nicht nur Voraussetzung 
des Klassenkampfes, sondern erschien schon selbst als ein revolutionärer Akt 21). 
Unter diesen Vorzeichen war es möglich, in einem überfüllten universitären 
Seminar offen ohne Verlust an sozialem Ansehen die Hilflosigkeit gegenüber einem 
Problem zuzugeben. Damit war der Konkurrenzdruck zwar nicht abgeschafft, aber 
doch erheblich reduziert und damit auch der Bluff mit seinen isolierenden Folgen 
nicht mehr so notwendig. Damit schwand aber auch der Grund für die Isolierung 
und Distanz zwischen den Studenten und mit dem Schwinden der Distanz konnten 
sie sich zu einer solidarischen Massenbewegung verbinden, in der sich die libidinösen 
Beziehungen einigermaßen angstfrei betätigen konnten, denn der ‚Psychoterror‘, in 
den die solidarischen Diskussionen in den Wohngemeinschaften und Basisgruppen 
manchmal umschlugen, war weniger terroristisch, weil weniger isolierend, als das 
ritualisierte Spiel. ‚Wer-weiß-mehr-über-Hegel‘ der alten Universität. Die antiautori- 
täre Studentenbewegung entwickelte sich aber schon allein aufgrund der konkreten 
Seite der Auseinandersetzung mit der bürgerlichen Gesellschaft von den spontanen 
Selbstbefreiungszirkeln zu organisatorisch strukturierten Gruppen. Damit ging aber 
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21) Auch das Mannheimer Papier setzt hier die entscheidende Differenz zwischen Studenten 
bewegungen und klassenkämpferischer Politik an: Zitat S.25 £. „Auf eine einfache 
Formel gebracht, könnte man den Unterschied so ausdrücken: Der Student sieht den 
Klassenfeind größtenteils innerhalb, der Arbeiter außerhalb seiner eigenen Person. Wenn 
wir nun vernünftige Prinzipien der politischen Strategie ausarbeiten wollen, so dürfen wir 
dieses psychologische Unterscheidungsmerkmal unserer verschiedenen Klassenlage nicht 
übergehen. Wir sollten sehen, daß die Genossen aus dem Mittelstand erst dann zu 
radikalen Klassenkämpfern werden können, wenn sie den autoritären Feind (über-ich) in 
sich selbst überwunden haben. Um diesen inneren Feind aber zu überwinden, ist eine 
antiautoritär-emanzipatorische Phase notwendig .,.. Wir befürworten entschieden den 
Kampf gegen das eigene über-ich als eine notwendige Vorstufe des Klassenkampfes. Wir 
wenden uns aber dagegen, diesen Kampf bereits als Klassenkampf auszugeben. Wir 
müssen schen, daß es sich hier um eine mittelständische Befreiungsbewegung handelt, die 
zwar bereits klassenkämpferische Elemente in sich trägt, die aber erst dann zum 
eigentlichen Klassenkampf wird, wenn sie sich — nach der emanzipatorischen Übergangs 
phase — umsetzt in revolutionäre Arbeiterpolitik.‘“ (S. 25 1). 
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auch notwendig die Brarbeitung einer entwickelteren und wissenschaftlich geschärf- 
ten Theorie einher. Da aber die bloße Auflehnung gegen die Ordinarienherrschaft 
den institutionellen Charakter der Universität als Stätte, die Wissen schafft und 
prüft, nicht verändern konnte, blieben die Zwänge der Universität voll wirksam — 
und in dem Maße, in dem der Kampf der Universität zur Nebensache und der 
Appell an die Libido als Rückfall in die antiautoritäre Phase erklärt wurde, mußten 
diese Zwänge auch wieder auf die studentischen Angehörigen und Sympathisanten 
der linken Gruppen durchschlagen. 

Allerdings war inzwischen der theoretische Wissensanspruch gegen die Linken 
noch viel totaler geworden als je zuvor: Die gesamte marxistische Theorie und mit 
ihr die konkrete Totalität der bürgerlichen Gesellschaft samt ihrer Interpretation 
dusch die bürgerliche Wissenschaft soll kritisch begriffen sein. Dies ist aber nicht 
genug: Erst die revolutionäre Praxis gibt der Theorie ihren Stellenwert, und diese 
Praxis kann nur in enger, organisatorischer Verbindung mit dem Proletariat wirklich 
revolutionäre Praxis sein! 

Vor diesen unerfüllbaren theoretischen und praktischen Ansprüchen war es 
unausweichlich, daß die alten, von der Universität als Institution weiterhin 
erzeugten Konkurrenz- und Iscolierungsmechanismen sich auch innerhalb der Linken 
wieder durchsetzten. Damit fiel aber die spontane, weil libido-bestimmt agierende, 
solidarische Massenbasis in sich zusammen. Die Forderung nach Solidarität wird zur 
moralischen, abstrakten Forderung, die auch unter Genossen aufgesetzt wirkt — wie 
die Form der Auseinandersetzung immer wieder beweist. Vorwiegend dort, wo 
noch Gruppen außerhalb und gegen die Universität in Wohngemeinschaften und 
nicht-konkurrenzbezogenen Zusammenhängen bestehen, ist eine reale Basis für 
spontane Solidarität noch gegeben. Diese Entwicklung verschärft sich dort, wo die 
marxistische Theorie an der Universität selbst als Teil des normalen Lehrprogramms 
gelehrt und geprüft wird. Dort besteht die reale Gefahr, daß das terroristische Spiel 
‚Wer-weiß-mehr-über-Hegel‘ durch ‚Wer-weiß-mehr-über Marx-Engels-Lenin-Mao‘ 
etc. oder ‚Wer-ist-revolutionärer‘ abgelöst wird. In den Lehiveranstaltungen repro- 
duziert sich — dazu noch in formalisierter Weise — was in den politischen Gruppen 
längst dominant geworden ist: „Die steuernde Kraft für das, was gesagt bzw. 
verschwiegen wird, ist meistens nicht die politische Vernunft, sondern die Angst vor 
dem negativen Urteil der anderen, vor allem der Großgenossen ... Diese Angst ist 
oft verbunden mit einem Rivalentum, das mit seiner hintergründigen oder offenen 
Feindseligkeit genau den Leistungsterror und das Konkurrenzdenken unserer 
bürgerlichen Gesellschaft reproduziert. Wir sind Konkurrenten im Kampf um die 
Aneignung von Prestige und Status innerhalb der Gruppe 22).“ 

Die Studentenrevolte konnte also darum zur im Ansatz solidarischen, 
spontanen Massenbewegung werden, weil sie zeitweise in kulturrevolutionärem 
Impetus die isolierenden und angst-verstärkenden universitären Konkurrenz- und 
Leisiungszwänge wenigstens zum Teil außer Kraft setzen konnte. In dieser Zeit 
entwickelte sich die Theorie der „Neuen Linken‘ selbst zum sozialerwarteten 
Wissen, in einigen gesellschaftswissenschaftlichen Instituten sogar zu einem Teil des 


22} Mannheimer Papier, a. a.0.,8.5. 
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institutionell erwarteten Wissens. Jetzt, nachdem das kulturrevolutionäre Element 
völlig durch eine geradezu imitatorische Orthodoxie der Parteigründungen verdrängt 
worden ist, kann sich die Institution Universität wieder mit ihren besonderen 
bewußtseinsprägenden Zwängen voll auf Studenten, Dozenten und andere Dienst- 
kräfte auswirken. 

Bevor diese Auswirkungen im einzelnen dargestellt werden, müssen aber noch 
zwei wichtige Differenzierungen eingebracht werden: 1. Die unterschiedliche 
Wirkung in unterschiedlichen Fächern; 2. Die unterschiedliche Betroffenheit nach 
Geschlecht und sozialer Herkunft. 


D. Einige Differenzierungen 


1. Differenzierung nach Studienrichtungen 

Die Auswirkungen der Institution Universität auf die Studenten werden ganz 
entscheidend modifiziert je nachdem welche Fachrichtung sie studieren: Ob es sich 
um den Grad und das Ausmaß der Beteiligung in der Studentenrevolte oder um die 
Häufigkeit psychischer Erkrankungen, oder um erfolglosen Abbruch des Studiums, 
die Häufigkeit von Fächerwechseln oder gar um die Häufigkeit von Selbstmorden 
und Selbstmordversuchen handelt, alle Untersuchungen zeigen immer wieder das 
gleiche Verteilungsmuster innerhalb der Fakultäten: Die Fächer der früheren 
Philosophischen Fakultät stehen überall mit der häufigsten Inzidenz deutlich an der 
Spitze, gefolgt von den Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, dann den Natur- 
wissenschaften vor der Rechtswissenschaft und der Medizin 23). 


23) Vgl. Goldschmidt, D.: „Die objektive Studiensituation der Studierenden in der 
Bundesrepublik Deutschland als eine Stress-Situation“ in: Psychische Störungen, a, a. O., 
Ss. 51-66; S. 56 ff; und Lungerhausen, E.: Selbstmorde und Selbstmordversuche bei 
Studenten; (Hüthig) Heidelberg 1968, S. 38 ff., und ders.: „Zum Problem der Suicid- 
handlung an Universitäten“, in: Psychische Störungen, a. a. O., S. 103-111; S. 109: „, Bei 
allen Untersuchungen zeigte sich immer wieder, daß — handelte es sich um psychische 
Belastungen, Krankheiten oder Mißerfolge im Studium — Das Verteilungsmuster 
innerhalb der Fakultäten weitgehend dem entsprach, das wir bei den Suiciden fanden.“ 
Dabei ergeben sich bei der statistischen Aufstellung von Lungerhshausen die Schwierig- 
keiten, daß er die den Geisteswissenschaften verwandten Wirtschafts- und Sozialwissen- 
schaften zusammen mit der Rechtswissenschaft zählt und dadurch zu einer anderen 
Reihenfolge kommt. Die Einteilung Goldschmidts wird jedoch gestützt durch die 
Beobachtungen von: Rohr, Ch.:„Psychologische Variablen bei der Untersuchung von 
Leistungstörungen bei Studenten“ in: Psychische Störungen, a. a. O., S. 152-161, S. 
154; Böker, W.:,Psychische Probleme bei Studierenden. Symptomatik, Ursachen und 
Behandlungsmöglichkeiten“in: Zeitschrift für Psychotherapie und medizinische Psycho- 
logie, Stuttgart J. 19, 1969, H. 4, S. 137-153, S. 140. Bay, Ch.:„Political and Apolitical 
Students: Facts in Search of Theory“ in: Jorunal of Social Issues, Vol. 23, 1967, N. 3, p. 
76-91, 82f., sowie die meisten Fallstatistiken in „Psychische Störungen.“ Bei 
Lungershausen ist die Reihenfolge: ‚Innerhalb der Geisteswissenschaftlichen Fakultät 
am höchsten, ihnen folgen Naturwissenschaften, Medizin, Rechtswissenschaften, Wirt- 
schafts- und Sozialwissenschaften und schließlich die Studenten der technischen 
Fächer...“ Lungershausen: Selbstmorde ...., S. 39. 
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Der Grund für diese Übereinstimmung in der Verteilung allgemeiner Krisenan- 
fälligkeit und politischer Aktivität liegt wahrscheinlich einerseits darin, daß bereits 
besonders Strukturierte und Interessierte diese Fächer hoher Inzidenz wählen und 
andererseits, daß die Besonderheiten der Fächer solche Einstellungen und Ver- 
haltensdispositionen in besonderer Weise fördern. 

Für den ersten Faktor, die Selektion bei der Fächerwahl, stellt Lungershausen 

folgenden Erklärungsversuch auf: 
„Studenten der Medizin, der Rechts- und Wirtschaftswissenschaften, der Technik 
pflegen gewöhnlich ein festes Berufsziel zu haben. Sie benötigen die Universität nur, 
um die für ihren Beruf notwendige Ausbildung zu erhalten und haben dabei den 
Vorteil, daß die Universität ihnen dazu ein weitgehend festgelegtes Programm 
bietet, das in bestimmten Etappen zurückgelegt werden muß. Diejenigen Studenten, 
die unentschlossen zögernd, ihrer Lebenziele unsicher, das Studium beginnen, um 
dann später ‚weiter zu sehen‘, werden von vornherein mehr zu anderen Fakultäten 
neigen ...., die, jedenfalls am Studienbeginn noch keine Festlegung hinsichtlich der 
weiteren Zukunft erfordern.“ 

Diese präzisere Definiertheit des instrumentell für spätere Berufstätigkeit 
notwendigen Wissens ist damit zugleich ein Unterschied in der Spezifik der 
Fachrichtungen, der nach dem einmal begonnenen Studium die Verselbständigung 
des Wissens zum bloßen Medium der Bildung von Sozialhierarchien beschränkt. In 
der Folge wird zwar in den stark berufsorientierten Fächern ein schulartiger 
Leistungsdruck die Studenten zum Stöhnen bringen, da aber das zu erarbeitende 
Wissen einigermaßen überschaubar und kalkulierbar ist, besteht kein so ausgeprägter 
Zwang zum Bluff und daher auch keine so ausgeprägte Konkurrenz und Isolierung 
unter den Studenten: Sie können gemeinsam stöhnen und sich um der kalkulier- 
baren Berufsperspektive willen anpassen. Meist ist damit aber nur eine besondere 
Form der Konkurrenz, nämlich der universitäre Bluff, reduziert. Dafür findet dann 
um so schärfer eine vorgezogene berufliche Konkurrenz statt, die nur in der 
ritualisierten Kameradschaftszone der Verbindungen oder Verbindungs-ähnlicher 
Skatgemeinschaften zeitweise außer Kraft gesetzt werden kann. 

Dazu kommt, daß ein dezidiertes Interesse notwendig ist, um ein Fach zu 
wählen, das in der Schule überhaupt nicht gelehrt wird, während es viel näher liegt, 
aus Unentschiedenheit oder Unsicherheit eben das Fach zu studieren, in dem man 
während der Schulzeit am besten war. Unspezifisches Interesse und an fremden 
Beurteilungen festgemachte Motivationen betonen aber den Tauschwertcharakter 
von Wissen im universitären Sozialverkehr und machen so für die Notwendigkeit des 
Bluffs zugänglicher. 

Der zweite Faktor, die inhaltliche Spezifik der Fächer in ihrer Wirkung auf 
die Studenten stellt sich vor allem im unterschiedlichen Verhältnis zum Stoff dar: 
In einem Fach wie Jura, Physik oder Hochbau ist der größte Teil des Stoffes, den 
der Student während seines Studiums erarbeitet, kodifiziertes, Klassifizierbares und 
unbestreitbares Wissen, das man hat oder nicht, das also sehr schwer durch Bluff 
vorgetäuscht werden kann. Nicht der Zwang zum Bluff ist also das Problem, 
sondern die Belastungen durch das überreglementierte und überfrachtete Studium. 
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Ganz anders in den Geistes- und Sozialwissenschaften: „.... es fehlt nicht nur an der 
äußeren Organisation des Studiums, sondern deren Mängel sind oft Ausdruck 
höchst divergierender wissenschaftstheoretischer und methodischer Auffassungen 
der für die Lehre verantwortlichen Wissenschaftler 24)“. 

Die Auseinandersetzung zwischen den unterschiedlichen wissenschaftstheore- 
tischen, methodischen und politischen Richtungen erfolgt vor allem sprachlich 
argumentativ — schriftlich in den wissenschaftlichen Zeitschriften, mündlich in den 
Lehiveranstaltungen. Selbst die Kontrolle darüber, ob die eigene Arbeit richtige und 
sinnvolle Ergebnisse gebracht hat, kann nicht durch konkrete, überprüfbare 
Handlungen vollzogen werden, wie dies etwa in experimentellen Fächern der Fall 
ist. In den Geistes- und Sozialwissenschaften, für die man sich vor allem durch 
Bücher lesen und Nachvoliziehen fremder Gedankengänge ausbildet, kann man die 
Relevanz und Richtigkeit dessen, was man sich angeeignet hat, nur dadurch 
überprüfen, daß man das Gelernte in der wissenschaftlichen Diskussion in eigenen 
Worten für den Diskussionszusammenhang formuliert. Hat man etwas nicht kapiert 
— und das kann sich erst in dieser wissenschaftlichen Kommunikation herausstellen, 
die zugleich hierarchiebildende soziale Kommunikation ist — dann hat man eben 
nicht bloß Korrektur erfahren, die erst weiteres Lernen ermöglicht, sondern man 
scheint zugleich blamiert. Die Folge ist der Zwang, so vorsichtig und taktisch zu 
formulieren, daß man sich von allgemeinen, vagen Formulierungen, von denen man 
sich jederzeit distanzieren kann, langsam an präzisere und inhaltlich festgelegtere 
Aussagen herantastet, dabei ständig auf die Reaktionen — besonders den Gesichts- 
ausdruck der anderen achtet, um sich beim ersten bedenklichen Augenbrauen- 
zucken wieder in unkompromittierende Unverbindlichkeit retten zu können 25). 

Jede Kommunikation wird so zu einer Prüfung, über die diese besondere 
Spielart des Bluffs zwar immer wieder weghilft; die Unsicherheit, Entfremdung und 
Einsamkeit werden aber weiter verstärkt. 

Unsere Erklärung für die erhöhte politische Aktivität und Konfliktanfälligkeit 
der Studenten der Gesellschafts- und Geisteswissenschaften geht also davon aus, daß 
in diesen besonderen Studienrichtungen das Leiden unter der Institution Universität 
besonders akut ist, weil die dort stärker mögliche und notwendige Verhaltensform 
des Bluffs besonders isolierend ist, und daß darum eine Bewegung, die die 
Notwendigkeit des Bluffs und damit das Leiden unter der Universität reduziert, 
indem sie sich in anti-autoritärer Weise politisch gegen das herrschende System 
richtet, in diesen Fächern eine besonders breite spontan-identische Unterstützung 
finden muß. Ist diese Identifikation einmal erfolgt, so kommt in diesen Fächern 
noch verstärkend die größere Nähe der fachspezifisch geforderten Inhalte zu den 
Theorien der Studentenrevolte hinzu. 


24) Goldschmidt, D.: Die objektive Studiensituation...,a.a. O.,S. 59. 

25) Die weite Verbreitung der Redewendungen, mit denen sich der Redner von dem, was er 
sagen will schon distanziert, bevor er überhaupt angefangen hat, sind Indiz für diesen 
Zwang. Beispiele: Ich würde sagen wollen, daß... Einmal ins Unreine formuliert, würde 
ich meinen... ete.. 
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2. Differenzierung nach Schichtenzugehörigkeit 

Aus dem oben gesagten geht hemwor, daß zum Studium in den Geistes- und 
sozialwissenschaftlichen Fächern vor allem sprachliche Fähigkeiten notwendig sind 
— der eloquentere Student, der flüssig und überzeugend sprechen oder aber 
wenigstens schriftlich feinsinnig differenzierend formulieren kann, hat einen 
Vorsprung gegenüber anderen. Nun ist bekanntlich das Verhältnis zur akademisch 
distanzierenden und analytischen Sprache ganz entscheidend durch die Schichten- 
zugehörigkeit geprägt. Die schichtenspezifischen Sprachbarrieren haben bereits eine 
stark selektive Wirkung während der Schulzeit, die aber nicht nur die niedrige Zahl 
von Arbeiterkindern an der Universität als ganzer — verglichen mit dem Anteil der 
Arbeiter an der Gesamtbevölkerung — bewirkt, sondern zusätzlich noch über den 
Erfolg in den Schulfächern die wenigen Arbeiterkinder von den stark sprachlich 
orientierten Sozial- und Geisteswissenschaften wegkanalisiert 26). 

Die wenigen Studenten proletarischer Herkunft, die trotz allem in dieser 
Studienrichtung zu finden sind, werden es daher besonders schwer haben. (Die aus 
sprachlichen Schwierigkeiten resultierende soziale Isolierung ist im übrigen auch ein 
wesentlicher Grund für die außerordentliche hohe Konfliktanfälligkeit bei Auslän- 
dern) 27). 


3. Geschlechtsspezifische Differenzierungen 
Nach allen vorliegenden Daten wirkt sich die Institution Universität am verhee- 
rendsten auf Frauen aus: Die Rate von Suiziden und Suizidversuchen ist bei ihnen 
besonders hoch und weicht viel stärker von derjenigen der Frauengesamtpopulation 
der gleichen Altersgruppe ab als das bei Männern der Fall ist. Sie kommen häufiger 
in die psychotherapeutischen Beratungsstellen und brechen um ein Vielfaches 
häufiger ihr Studium erfolglos ab (dabei ist meist das angegebene Motiv, die Heirat, 
eher willkommener Anlaß als begründetes Motiv 28). 

Der Grund für diese Häufung ist zu suchen in der spezifisch weiblichen 
Sozialisation für ihre Rolle im gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß. Da den 


26) Vgl. Holder, R. L.: Sex, Social Class and Student Performance, in: Universities 
Quarterly. London, Vol. 24, 1970, N. 2, P. 166-172. 

27) Vgl. Lungershausen: Selbstmorde ... a. a. O., S. 22 und S. 26: Die Rate liegt bei ihnen 
um 18 % bei Suiziden und um 46 % bei Versuchen höher als bei einheimischen 
Studenten. Dabei gibt es keine nationale Differenzierungen. Vgl. auch: Jahnkes, S. und 
Ziolko, H.U.: „Untersuchungen an ausländischen Studenten bei neurotischen Störun- 
gen“, in: Psychische Störungen... a. a. O., S. 245-256. 

28) Vgl. Lungershausen: Selbstmorde.... a. a. O., S. 25 und 58. Die deutsche Universität ist 
darüberhinaus besonders frauenfeindlich. Das zeigt die Untersuchung von Anger, Hans: 
Probleme der deutschen Unwersität. Bericht über eine Erhebung unter Professoren und 
Dozenten, Tübingen 1960: 1960 lag der Prozentsatz weiblicher Universitätslehrer im 
Gebiet der BRD mit 3,5 % (Planmäßige Professoren sogar nur 0,6 %) bei einem Anteil 
von 21,4% an der Gesamtzahl der Studierenden sogar unter den Prozentanteilen von 
Spanien. Noch schlimmer sind die verbalen Äußerungen der befragten Professoren zu 
diesem Problem, z.B. unterstellten 34% Studentinnen andere Studienmotive als 
Studenten, wobei das „Angeln“ eines standesgemäßen Ehemannes im Vordergrund stand 
(Anger S. 451 (461): Wenn sie nett sind, werden sie geheiratet, der Rest ist negative 
Auslese (483). 
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Frauen die Aufzucht der nächsten Generation weitgehend allein überlassen ist, 
müssen bei ihnen auch die dafür notwendigen Einstellungen und Verhaltensdisposi- 
tionen besonders gefördert werden: Libidinöse Zuwendung, Einfühlungsvermögen, 
geduldige, abwartende Selbstdarstellung etc.; während Aggressivität, emotionale Dis- 
tanzierung, aktive Konfliktfähigkeit und andere für die Auseinandersetzung an der 
Universität förderliche Verhaltensdispositionen als ‚unweiblich‘ unterdrückt 
werden 29). 

Die durch die Notwendigkeit des Bluffs besonders libidofeindliche und 
isolierende Atmosphäre der Universität muß sich daher so schon viel gravierender 
auf die stärker libido-orientiert erzogenen Frauen auswirken. Dazu kommt aber 
noch — ein von allen Seiten abstrakt erhobener — bei den linken Studentinnen auch 
noch verinnerlichter Emanzipationsanspruch, der zu einer Distanzierung von der 
eigenen, zwar anerzogenen, aber doch vorhandenen Geschlechtsrolle auffordert 30), 
der also zu den übersteigerten intellektuellen Ansprüchen auch noch übersteigerte 
Verhaltensforderungen stellt. Diese Überforderung drückt sich oft in einem Hin- 
und Herschwanken zwischen zwei extremen Rollen aus: Einerseits der Rückgriff auf 
die anerzogene Weiblichkeitsrolle, die wenigstens ein Minimum von emotionaler 
Sicherheit bietet, die aber auch ihre besonderen Leistungsanforderungen stellt, wie 
Schönheit und Nettigkeit, und andererseits — besonders dann, wenn jemand auf 
diese Rolle anspricht — als Negation: Offene intellektuelle Aggression. Es ist nur zu 
verständlich,wenn sich bei Frauen an der Universität häufig eine allgemeine Un- 
sicherheit und emotionale Isolierung mit extremen Selbstwertzweifeln zum Dauer- 
zustand entwickelt. 


E. Die Situation der Studenten im Grundstudium 
Die folgende Darstellung basiert außer auf den in Fußnoten aufgeführten 
empirischen Untersuchungen auf eigenen Erfahrungen aus dem Bereich der Geistes- 
und Sozialwissenschaften und kann daher nur mit den oben entwickelten 
Differenzierungen auf andere Fächer und Bereiche übertragen werden. 

Der Wechsel von der Schule an die Universität bedeutet eine ungeheure 
Verunsicherung 31): Die Schule mit ihrem engen Zusammenhang in der Schulklasse 


29) Vgl. Müller, Ludmilla: Die Nichtbewertung der Arbeit der Kinderaufzucht im Kapitalis- 
mus und ihre Folgen für das Bewußtsein der Frauen. Diplomarbeit Soziologie, Berlin 
April 1972, vervielfältigtes Manuskript, S. 66 ff. 

30) „Hier macht sich der entscheidende Mangel der sozialistischen Emanzipationstheorie 
bemerkbar, nämlich das Fehlen psychologischer Kategorien, das sie bei sozialen und 
politischen Postulaten stehenbleiben ließ, die von den Frauen eine Assimilation an die 
Männer erforderte und ihre Geschlechtlichkeit verleugnete“, Bölke, G.: Die Wandlung 
der Frauenemanzipationstheorie von Marx bis zur Rätebewegung; Hamburg 1971, 8.21. 

31) „Tatsache ist, daß der heutige Studienanfänger sich bei der Immatrikulation einer neuen 
Welt konfrontiert sieht, die, falls er nicht selbst aus akademischem Milieu stammt, 
erhebliche Orientierungsprobleme aufgibt. Die Jagd nach Zulassungsgelegenheiten, 
Einschreiblisten, auf Sitzplätze in überfüllten Auditorien ete., das Wählen zwischen 
Pflichtvorlesungen und fakultativen Lehmeranstaltungen bedeutet für den einstigen 
Abiturienten eine Umstellung seiner Arbeitsmethodik, die sich grundlegend von der 
rezeptiv einordnenden Schülerhaltung unterscheidet.“ (W. Böker, a. a. O.,S. 144) 
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und den bekannten, vorausschaubaren Zwängen, den abgestuften Lernschritten, die 
an den Schüler herangetragen werden, denen er sich nur zu stellen braucht; diese 
Situation wird abgelöst durch eine Situation, die selbst unter den Bedingungen der 
technokratischen Hochschulreform noch gekennzeichnet ist, durch Anonymität, 
Undurchschaubarkeit und Desorganisiertheit: Man kennt keinen, keiner weiß richtig 
Bescheid, niemand ist zuständig, keiner hat den Überblick darüber, was die vielen 
verschiedenen Stellen verlangen. Der Anfang ist in der Regel nicht als Anfang eines 
vierjährigen Lernprozesses gekennzeichnet, sondern wird von den Erstsemestern 
selbst als erste Vorbereitung auf die Abschlußprüfung verstanden. (Dies kommt bei 
der Eingangsstudienberatung zum Ausdruck, wenn die Frage nach den Examensbe- 
dingungen ständig wiederkehrt; und tritt als Karikatur hervor, wenn bei einem 
Unfall ein Student, der im 2. Semester Medizin studiert, mit dem Hinweis zur Hilfe 
aufgefordert wird, er sei doch Mediziner). 

Haben die Übungen erst einmal angefangen, so wirkt die abstrakte Forderung, 
nicht bloß Anfänger, sondern Politologe zu sein, allein dadurch, daß einige wenige 
sie erfüllen wollen oder zu erfüllen scheinen. Dieser für Erstsemester übersteigerte 
Anspruch wird noch durch die Gebrauchswertseite des Wissens unterstützt, denn in 
der Behandlung eines jeden Teilproblems wird der Student über diesen Teil 
hinausgewiesen auf den gesellschaftlichen Gesamtzusammenhang und dazu noch auf 
Berge von Literatur, die er meint eigentlich lesen zu müssen. In einem nach 
Semesterjahrgängen gegliederten Studium wird wenigstens verhindert, daß in ein 
und derselben Übung Examenssemester mit Erstsemestern zusammensitzen, ande- 
rerseits kann derjenige, der es nicht schafft, sich an den Diskussionen zu beteiligen, 
sich nicht mehr vor sich selbst damit entschuldigen, daß die Diskussionsteilnehmer 
höhere Semester sind. Das, was in den Erstsemesterübungen, also an echten oder 
scheinbaren Leistungen erbracht wird, wirkt nun voll als von jedem zu erfüllender 


Hier muß kurz auf den Versuch eingegangen werden, das zu allen Zeiten tendenziell 
gesellschaftlich unangepaßte Verhalten von Studenten auf ein bloß entwicklungspsycho- 
logisches Problem zu reduzieren, indem die studentische Situation als „verspätete 
Adoleszenz“ (E. H. Erikson und H. Reichenbacher, referiert bei: W. Böker: Ebda, $. 
142), „festgehaltene Kindersituation“ (J. Krüber:,Die sozialen Bestimmungsgründe der 
studentischen Universitätskritik“, in: Psychische Störungen a. a. O., S. 32) oder einfach 
als „Pubertät“ definiert wird. Z. B.: „,... sollte man bei den erschwerten Anpassungspro- 
blemen an die Forderung des Studiums nie den vordergründigen soziologischen Aspekt 
der Pubertät außer acht lassen. Diese Entwicklungsperiode kann erst dann als 
abgeschlossen angesehen werden, wenn der junge Mensch sich auf der Ebene des 
angestrebten Berufes selbst erhalten kann.“ (D. Langen:,Studentische Probleme aus der 
Sicht prolongierter Pubertätsproblematik‘* in: Psychische Störungen ....a. a. O., S. 148). 
Demnach wäre das Kriterium der vollen charakterlichen Reife, ob man in den 
Arbeitsprozeß — wo möglich, in den Kapitalverwertungsprozeß integriert ist oder nicht, 
Die ernst zu nehmende entwicklungspsychologischen Überlegungen zu diesem Problem 
finden m.E. ihre reale Basis in den von D. Goldschmidt: Die objektive Studien- 
situation... S.53, und Böker (ebda, S. 145 f.) sowie M. L. Moeller für die 
Prüfungssituation beobachteten Erscheinungen, die von den genannten Autoren damit 
erklärt werden, daß durch die Institution Universität frühkindliche Ängste reaktiviert 
werden, die in dem für ‚Extravaganzen‘ toleranten universitärem Raum freier ausgelebt 
werden können als im Kapitalistischen Arbeitsprozeß. (M.L.Moeller: „Zur Psychodyna- 
mik der neurotischen Prüfungsangst“, in: Psychische Störungen ....a.a. O.,S. 221). 
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Anspruch. 

Da die Studenten als Schüler darauf erzogen worden sind, ihr Wissen dem 
Lehrer zur Begutachtung und zur Benotung vorzulegen, setzt sich diese Verhaltens- 
weise an der Uni fort. Das hat zur Folge, daß diejenigen Studenten, die die 
wirklichen oder projezierten Wissensansprüche wirklich oder per Bluff erfüllen 
können, sich in keiner Weise didaktisch zu ihren Kommilitonen verhalten. Ihr Ziel 
ist nicht, sich verständlich zu machen, sondern ihr Wissen zu produzieren, 
darzustellen. Dieses Verhalten verstärkt nun die oben skizzierten, institutionellen 
Zwänge der Universität, und die scheinbare oder wirkliche Erfüllung der übersteiger- 
ten Ansprüche wirkt durchaus terroristisch auf die anderen Teilnehmer der Übung, 
ohne daß dies so intendiert wäre. So bildet sich schon während der ersten Wochen 
eine Hierarchie heraus, die unter den übersteigerten, verinnerlichten Ansprüchen 
dazu erzieht, sich die notwendigen Blufftechniken anzueignen, denn ohne sie 
scheint man in Gefahr, herauszufallen. Man muß Zusammenhänge auch dort glatt 
formulieren können, wo man sie selbst noch nicht sieht. 

Wer noch nicht genügend Selbstvertrauen zum glatten Formulieren hat, der 
steht in Gefahr, verkürzt zu formulieren, nicht verstanden zu werden — niemand 
geht auf den Beitrag ein, er ist aus dem Diskussionszusammenhang herausgefallen. 
Geschieht dies öfter, dann hört man bei bestimmten Beiträgen schon gar nicht mehr 
richtig zu. Häufen sich solche Mißerfolge, so kann in dieser Phase des Studiums 
noch per Fächerwechsel oder Abbruch des Studiums ausgewichen werden. Im 
Hauptstudium stellt sich das Problem dann gravierender (dem entspricht die höhere 
Inzidenz von Suiziden und neurotischen Störungen im Hauptstudium). 

Da nur wenige die übersteigerten Ansprüche erfüllen können, oder eine so 
hohe Frustrationstoleranz haben, zu warten, bis sie sich über die Gebrauchswert- 
seite das nötige Wissen erarbeitet haben, da also die meisten darauf angewiesen sind, 
sich ihren Platz in der Sozialhierarchie und ihr Selbstwertgefühl über die 
Tauschwertseite des Wissens zu erkämpfen, sind nahezu alle mehr oder weniger 
darauf angewiesen, sich während der ersten Semester die nötigen Blufftechniken 
anzueignen. Diese sind vor allem sprachliche Techniken. Stellt man die richtigen 
Worte (Verwertungsschwierigkeiten, reale Bewegung des Kapitals, Theorie und 
Praxis, Dialektik, Emanzipation, Pluralismus etc.) in den richtigen verbalen 
Zusammenhang, so kann das wirken, als ob man den gesellschaftlichen Zusammen- 
hang selbst richtig begriffen habe. Allerdings ist es ein schwieriges und gefährliches 
Unterfangen: Es ist wie wenn man auf das frische Eis hinausgeht, von dem man 
noch nicht richtig weiß, ob es hält: Man setzt den Fuß nur zaghaft aufund verlagert 
das Gewicht ganz sachte und langsam auf die neue Stelle und wenn es knackt, zieht 
man sich schnell zurück. Und auch wenn es eine Weile nicht geknackt hat, man muß 
sich doch ganz leicht machen, man kann eigentlich gar nichts machen, was Spaß 
macht, man muß immer darauf achten, nur sachte aufzutreten, denn man weiß 
nicht, ob das Eis trägt. Und was das Schlimmste ist: Auf dünnem Eis kann man 
nicht zusammenstehen, da muß man Distanz halten. So wie die Bluffsprache 
verunsichert, isoliert und aktionsunfähig macht, so macht sie auch lernunfähig. Da 
die Blufftechnik darauf zielt, Fehler zu vermeiden, Mängel zuzudecken, werden 
Hypothesen und Fragen tendenziell nicht mehr formuliert, wenn sie das Risiko des 
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Fehlerhaften und Unvollständigen in sich tragen. Es sind aber genau diese ‚dummen‘ 
Fragen, ohne die Lernen gar nicht möglich ist. 

Darüberhinaus steht der Benutzer der Biufftechniken in der Gefahr, in 
folgende Zwickmühle zu geraten: Gelingt ihm die Beherrschung der Blufftechniken 
nicht, so sorgt die Häufung von Mißerfolgserlebnissen dafür, daß der behandelte 
Stoff negativ besetzt und damit die an der Gebrauchswertseite des Wissens 
orientierte Motivation ungeheuer erschwert wird. Gelingt aber die Beherrschung der 
Blufftechniken, so ist zwar das Nachholen der Gebrauchswertseite möglich, aber die 
Wahrscheinlichkeit ist groß, daß sich nur neue Anspruchsebenen eröffnen und es 
nicht mehr nötig erscheint, den beschwerlichen Umweg über das feste Ufer zu ma- 
chen. 

Der Druck, solche Techniken zu erlernen, ist heute bei politisierten 
Erstsemestern besonders stark. Zum einen ist der Umkreis des sozial geforderten 
Wissens bei Marxisten besonders groß und der Einstieg in das in sich gegliederte 
System gesellschaftlicher Zusammenhänge besonders schwierig, weil das richtige 
Einzelne ohne den Begriff des Ganzen falsch wird. Zum anderen wirkt der 
Anspruch, in der täglichen Agitation, in der politischen Arbeit und in der 
Auseinandersetzung mit anderen politischen Richtungen argumentativ überlegen zu 
sein, die Einsicht in die gegliederte Totalität also schon zu haben. Aus dieser 
Notwendigkeit entspringt die Tendenz, den Marxismus als bloßes Instrument zu 
begreifen, mit dem man „Bürger knacken‘ kann, und die Abneigung, sich mit 
bürgerlicher Wissenschaft konkret-inhaltlich auseinanderzusetzen, sie auf die reale 
Basis der Ideologie hin zu untersuchen, sie als wichtigen Teil der bürgerlichen 
Wirklichkeit anzusehen, und sich durch sie verunsichern zu lassen. 

Unter der Herrschaft dieser überwältigenden Zwänge zum Bluff taucht immer 
wieder die Gefahr auf, daß sich Begriffe zu bloßen Formulierungen und Schlagwör- 
tern verselbständigen, die von Lippe zu Lippe springen und so in einer Art osmoti- 
schem Prozeß zur ‚herrschenden Lehre‘ werden, ohne je auf breiter Basis selbständig 
erarbeitet und begriffen worden zu sein. 

Bei den durchaus inhaltlich politisierten und bewußten Genossen ist dieses 
bloße Erlernen einer Sprache, die die Teilhabe an der Totalität der realen 
Klassenkämpfe und ihrer Theorie signalisiert, ein Weg, der durch die Institution 
Universität beinahe aufgedrängt wird, um die lange Zeit zu überbrücken, bis die 
Gebrauchswertseite des Wissens nachgeholt ist. Und genau hier liegt dann die 
Gefahr, daß aus der osmotisch entstandenen herrschenden Lehre ein Dogmatismus 
der stimmigen Formulierung wird und vor lauter kämpferischer täglicher Praxis die 
theoretische Durchdringung der realen Bewegung nicht mehr geleistet werden kann. 
(Eine Organisation mit formalisierter Hierarchie, in der der einzelne Student 
Aufträge ausführt, die von oben aus dem größeren Zusammenhang kommen, auf 
den er in der Agitation und Auseinandersetzung hinweisen kann, ist in dieser 
Situation von besonderer Attraktivität. Die anderen, loseren Organisationen, die im 
Lernprozeß immer wieder schwanken und ihre Begrenztheit und Beschränktheit 
zugeben, sind dagegen in ihrer Wirkungsweise auf junge Semester nur noch mit den 
Seminaren früherer Jahr zu vergleichen: Langjährige Genossen und hohe Semester 
fechten in „hochtheoretischen‘“ Auseinandersetzungen um die Bestimmung der 
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richtigen Linie und appellieren an die jungen Genossen, Stellung zu beziehen, die 
erarbeitete Linie nach außen zu vertreten, ohne den Lernprozeß der jungen 
Genossen in Stufen zu organisieren). 

Das Grundstudium wird also durch die Institution Universität zu der Periode, 
in der die universitäre Tauschwertseite des Wissens sich durchsetzt. Das äußert sich 
besonders deutlich darin, daß die Berufsorientierung, die bei den meisten 
Erstsemestern als Ausdruck der konkreten Nützlichkeit des zu erlernenden Wissens 
explizit vorhanden ist, in den folgenden Semestern bei vielen Studenten verloren 
geht 32), und durch die Ansammlung von Wissen um der Ansammlung selbst willen, 
also durch die inneruniversitäre Tauschwertseite des Wissens ersetzt wird. Oft 
drängt sich die Frage der Berufsorientierung erst wieder als unbeantwortete Frage 
nach dem bestandenen Abschlußexamen in den Vordergrund. Meist aber und 
verschärft durch die angespannte Arbeitsmarktlage für bestimmte Gruppen von 
Intellektuellen und die politischen Einstellungskontrollen schlägt die Berufsorien- 
tierung auf die Gestaltung des Hauptstudiums durch. Das Hauptstudium steht also 
unter der Gefahr, entweder dieses Problem zu verdrängen oder aber die Berufspraxis 
nur per Anpassungsdruck wahrzunehmen. 


F. Die Situation der Studenten im Hauptstudium 

Die Lage der Studenten im Hauptstudium wird hauptsächlich durch das 
drohende Abschlußexamen bestimmt. Zwar kann sich in der ersten Zeit des 
Hauptstudiums trotz der institutionellen Zwänge nach den jahrelangen Studien eine 
dominant inhaltliche orientierte Motivation entwickelt haben, die auf diesem 
Gebiet den Bluff als störende und lernfeindliche Verfälschung zurückweist und 
klares, selbstbewußtes Arbeiten ermöglicht. Diese Möglichkeit, ein selbstbewußtes, 
gebrauchswertorientiertes Verhältnis zur Wissenschaft und zur Institution Univer- 
sität zu entwickeln, ist je nach individueller Sozialisation unterschiedlich ausge- 
prägt. 

Dieser Möglichkeit wirkt aber in allen Fällen die Abschlußprüfung als 
übermächtige Tendenz entgegen: sie hebt — wie oben entwickelt — vor allem auf die 
Tauschwertseite des Wissens ab, zwingt zur Gleichgültigkeit gegenüber dem 
konkreten Inhalt und stellt damit die strukturelle Analogie zwischen Wissen und 
Ware wieder voll her. Dies um so mehr, da die meisten Studenten ein völlig 
unrealistisches Verhältnis zu den Prüfungen haben: 1. weil die Prüfungsordnungen 
mit ihren Forderungskatalogen eine Enzyklopädik des Faches aufstellen, die von 
niemandem in einem zeitlich begrenzten Studium erfüllt werden kann und die dem 
wirklichen Prüfungsverlauf als im allgemeinen wohlwollende Diskussion um einige 


32) Vgl. Mielitz, Reinhard: Die Situation der Studienanfänger in der Philosophischen 

Fakultät — dargestellt am Beispiel der Philosophischen Fakultät Freiburg i. B“in: Neue 
Sammlung, Göttingen, Viertes Sonderheft 1967. 
Der Grund für diesen Wandel ist wohl darin zu suchen, daß sich das Denken und 
Verhalten immer mehr auf die universitären Bezugsgruppen und ihren intellektuellen 
Sozialnormen ausrichtet. Dadurch wird eine Tendenz zur Verseibständigung der 
Intellektuellen-Weit von jeder Realität erzeugt, die man in dem Theaterkommunismus 
mancher politischer Hochschulgruppen durchaus wiedererkennen kann. 
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vorbereitete Spezialgebiete tatsächlich nicht entspricht; 2. weil vielfältige psy- 
chische Konflikte sich an der Prüfungssituation aktualisieren können, so daß der 
reale Anlaß in den Hintergrund tritt und auf die Prüfungen Anforderungen 
projiziert werden, die sie zu einer mythischen Bewährungsprobe für alle Facetten 
der Persönlichkeit verselbständigen 33). 

So erzeugt die Prüfung mit all ihren wirklichen, offiziell vorgespiegelten und 
unkontrollierbar prejizierten Anforderungen einerseits den gewaltigen Zwang, sich 
in den Bluff zu flüchten, der so oft scheinbar geholfen hat; andererseits bedeutet die 
Prüfung aber gerade die Drohung, daß der Biuff duichschaut, die vorgeschützte 
Tauschwertsumme auf ihren realen Gebrauchswertinhalt, die Kreditwürdigkeit 
überprüft wird. Die Stoffe, die Gegenstand der drohenden Prüfung sind, werden 
durch die Angst negativ beseizt. Zugleich wird die inhaltliche Konzentration auf 
subjektiv interessante Stoffe zerstreut, um die möglicherweise geforderte Breite im 
Wissen zu erreichen. Die bereits bestehenden Minderwertigkeitsgefühle und Un- 
sicherheiten erzeugen das widersprüchliche Bedürfnis, den Bluff immer perfekter zu 
gestalten, wodurch die Angst vor der Aufdeckung in der Prüfung und damit die 
affektiv negative Besetzung des Stoffes noch weiter zugespitzt wird;und schließlich 
— wenn sich keine Gruppe zusammenfindet, die sich gegen die Prüfung gemeinsam 
wehrt und so wieder eine Basis für Solidarität und Selbstvertrauen aufkommen läßt 
— kann sich Prüfungsangst und negative Besetzung des Prüfungsstoffes bis zur 
völligen psychischen Blockade und selbstmörderischem Fluchtverhalten aufschau- 


33) „Nicht die mangelnde intellektuelle Leistungsfähigkeit ist die primäre Ursache der 
Prüfungsangst, sondern das unbewußte Erieben der Prüfungssituation als eine nicht 
verarbeitete Gefahrensituation der Kindheit in Zusammenhang mit Triebkonflikten“. M. 
L. Moeller: „Zur psychodynamik der neurotischen Prüfungsangst“ in: Psychsiche 
Störungen a. a.0.,8. 221. 

Dem kommt auch der irrationale Aufbau der meisten Prüfungen entgegen, der mit den 
unvorbereitbaren Klausuren und zeitlich rigide beschränkten Hausarbeiten mehr einem 
Hindernisrennen als einer wissenschaftlichen Leistung gleicht und damit seinen Ursprung 
in den mythischen Initiationsriten früherer Gesellschaftsstufen erkennen läßt. 

Der so künstlich gesteigerte Stress wirkt sich durchaus unterschiedlich auf unterschied- 
lich disponierte Personen aus und stelit so eine Diskriminierung her: „Stress... hat bei 
den betroffenen Personen mehr Leistungsmotivation angeregt, in vielen Fällen aber 
Furcht, Selbstschutz — und Aggressionstendenzen gefördert und hat Selbstzweifel und 
Selbstunterschätzung bis hin zu Straferwartungen und Regressionstendenzen erzeugt. Die 
emotionale Reagibilität wird eingeengt, man ermüdet leichter. 

im intellektuellen Bereich können unter Stress Auffassungsschärfe und Reaktionsge- 
schwindigkeit abnehmen, ebenso wie die Leistungsgüte und oft auch die Leistungsmenge; 
stereotypes, rigideres Denken tritt an die Stelle schöpferischen, flexibleren Denkens, das 
zur Entnahme von Anregungen aus der Umwelt befähigt. 

Diese Ergebnisse gelten in besonderem Maße für mißerfolgsängstliche Personen; bei 
Erfolgszuversichtlichen können durch Stress u. U. erst die letzten Reserven zu einer 
positiven Leistung mobilisiert werden.‘ (I. Wagner:,Über den Einfluß von Situations- 
faktoren in Leistungsprüfungen“in: Psychische Störungen... .a. a. O.,S. 177) 

Zu den bereits genannten Faktoren kommt noch oft eine Trennungsangst, die sich mit 
dem Prüfungsereignis verbindet, weiles das Ende eines Lebens unter wenigstens 
vertrauten Bedingungen bedeutet und in neue bedrohende Ungewißheit stößt. Dazu 
eindrückliche Fallgeschichten bei: Böker, a. a. O., S. 145 ff.. 
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keln 34). „Geklagt wird z.B. über Verstimmbarkeit und Erschöpfbarkeit bei 
Konzentrationsaufgaben: über Kopfschmerz, Schwindel und Schweißausbruch bei 
der Lektüre von Lehrbüchern, über Unrast, Merkfähigkeitseinbuße, Lustlosigkeit, 
allgemeine Mattigkeit und Schlafbeeinträchtigung. Man könne es allein auf der Bude 
nicht mehr aushalten, die Decke stürze ein, man brauche Menschen um sich oder 
Radiomusik. 

Andere spüren keinen Antrieb mehr, erwachen morgens bleischwer, bleiben 
lange liegen und ziehen sich am Abend bald wieder mit schlechiern Gewissen ins 
Bett zurück, weil sie den Tag hindurch nichts hinter sich bringen konnten. Die 
Zukunft bedrückt sie wie ein Berg. 

Häufig ist das Gefühl der Sinnlosigkeit, der allgemeinen tiefen Skepsis über 
den Zweck und die Verwendungsmöglichkeiten des aufgespeicherten Wissensstoffes, 
dessen gesellschaftliche Nutzanwendung dunkel blieb. Der Einstieg in komplexere 
Fachprobleme gelingt dann immer schwerer und unwilliger, ... “. 35) 


G. Die Situation der Dozenten 

Zwar wirkt der reale und projizierte Wissensdruck in den Übungen und im 
Kollegengespräch auf die Dozenten noch viel stärker als jemals auf die Studenten, 
aber bei allen Dozenten ist wenigstens ein Spezialgebiet vorhanden, auf das sie sich 
als Basis ihres Selbstbewußtseins immer wieder zurückziehen können und zudem 
haben sie die Blufftechniken bis zur Perfektion erlernt und geübt. Viel schlimmer 
als der Wissensdruck ist daher der Originalitätsdruck d.h. der Zwang, die eigene 
Qualifikation durch neue, möglichst epochemachende Problemlösungen unter 
Beweis zu stellen. Dabei ist der Originalitätszwang zugleich Veröffentlichungs- 
zwang, da die formale Qualifikation durch Veröffentlichungen eingelöst werden 
muß 36). 

Ist die neue Problemlösung keine epochemachende Entdeckung, die in ihrem 
Gebrauchswert von allen Fachwissenschaftlern anerkannt werden muß, so lassen 
sich auf die Veröffentlichungen als Ausweise der Qualifikation bei Bewerbungen 
und Berufungen völlig verselbständigte Tauschwertkriterien anwenden: Oft wird der 


34) C. Bloch („Y-a-t-il une psychopathologie de l‘&tudiant? “ in: Psychische Störun- 

gen... a. a. O., S. 17) nennt die Zahl von 33 % der Studenten, die über „inhibitons 
intellectuelle‘“ klagten. Böker berichtet, dafs 85 % der Studenten, die die Beratungsstelle 
aufsuchten über Lern- und Arbeitsstörungen klagten (Böker, S. 139) und resümiert, daß 
schwere Arbeitsstörungen vor dem Examen das häufigste Symptom war (S. 150). 
Franz Baumeyer (,„Arbeitsstörungen bei Studenten“ in: Zeitschrift für psychosoma- 
tische Medizin, Göttingen, J. 14, 1968, H. 2, s. 82) stellt die Hypothese auf, daß sich die 
allgemeinen Symptome erst im Hauptstudium so verschärfen, daß in den schlimmsten 
Fällen der Arzt aufgesucht werden muß und zwar meist erst der praktische Arzt, weil die 
Symptome somatische Ausprägungen erhalten. Diese Entwicklung mag auch Erklärung 
dafür sein, daß die meisten Selbstmorde von Studenten verübt werden, die 6. und höhere 
Semester sind. (Lungerhausen, Selbstmorde.... a. a. O.,8. 37). 

35) Böker, S. 140 £ 

36) Nur als Indikator: die Pol. Dok. — eine Dokumentation über wissenschaftliche 
Zeitschriftenaufsätze aus dem Bereich der Politologie — hat in den letzten sieben Jahren 
allein aus diesem Bereich über 12 000 Aufsätze besprochen. 
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persönliche Eindruck, der aus Vorurteilen, Sympathien, Abneigungen oder poli- 
tischen Differenzen stammen mag, im nachhinein durch ein Urteil über die 
„Qualifikation“ gestützt, indem die Zahl der Veröffentlichungen, die Anzahl der 
Fußnoten, Zitate und Literaturverweise verglichen und auf ihre formale Richtigkeit 
überprüft wird, um so durch die völlige Abstraktion von der konkret-qualitativen 
Seite der Wissenschaft aus den Bewerbern um Stellen und Titel den „Qualifizier- 
testen“ auszuwählen. Bekanntlich geschieht dies besonders deutlich gegenüber 
marxistischen Beweibern, was so eklatante Fälle wie in jüngster Zeit der Fall Holz 
und die soziale Medizin in West-Berlin dokumentieren 37). 

Aber auch bei nicht-marxistischen Dozenten wirkt diese irrationale Form der 
Selbstrekrutierung der Hochschullehrerhierarchie ausgesprochen terroristisch: Ent- 
weder man unterwirft sich völlig einem ‚Förderer‘ und gibt damit alle eigenstän- 
digen Ansätze auf, die dem „Förderer“gegen den Strich gehen könnten, oder man 
muß alles daran setzen, eine wirklich epochemachende Entdeckung zu publizieren 
— eine Zwangssituation, wie man sie sich ungünstiger für inhaltlich orientiertes 
Arbeiten kaum vorstellen kann 38). 

Da die Originalität Ausschließlichkeit für ihren Inhalt beansprucht, muß 
sie sich aus dem Individuum schöpfen. Der Originalitätsdruck wirkt daher isolierend 
und gegen die für die inhaltliche Arbeit wichtige Kommunikation und 
Diskussion. Da dies sich zum verschärften Wissensdruck addiert, besteht auch auf 
der Dozentenebene eine Tendenz zur Versachlichung der Beziehungen, zur 
Distanzierung und zur Unterdrückung der Libido. 

Diese Distanzierung ist begleitet von einer institutionell verstärkten Hierar- 
chisierung. Die an der Spitze der Hierarchie Stehenden müssen nicht mehr um ihre 
Position kämpfen, sie sind sich oft nicht einmal mehr der Tatsache bewußt, daß sie 
eine Position in einer Sozialhierarchie innehaben. Sie brauchen ihre Position meist 
nicht einmal zu verteidigen, weil sie eben aufgrund ihrer Spitzenposition so viel 
Selbstbewußtsein haben können, daß sie sich voll auf die Gebrauchswertseite des 
Wissens verlegen Können: Sie können essich manchmal leisten, mal nicht Bescheid 
zu wissen, die ‚dummen‘ Fragen zu stellen, geduldig, großzügig und selbstkritisch zu 
sein und dadurch immer besser und mehr zu lernen und so ihre Position zu festigen, 
ohne es selbst zu bemerken. 

Diese selbstsichere und gebrauchswert-orientierte Haltung ist jedoch sehr 
selten. Normalerweise sind alle Dozenten, ob Assistenten, Professoren oder 
Lehrstuhlinhaber unter permanentem Konkurrenzdruck und müssen sich daher 


37) Erst im Fall Mandel und bei dem Problem der Einstellung von Studenten mit 
ausgezeichneten Abgangszeugnissen in den Staatsdienst, bei denen sich nun überhaupt 
nichts finden lassen konnte, was man auf der Ebene der ‚Qualifikation‘ hätte vorbringen 
können, bei diesen Fällen wurde dann per Senat bzw. Ministerpräsidentenerlaß offen 
politisch argumentiert. 

38) Vgl. dazu insbesondere: Untersuchungen zur Lage der deutschen Hochschullehrer, 3 
Bände, hısg.: K. Plessner, Göttingen 1956 und dort im ersten Band: Ders.: Zur 
Soziologie der modernen Forschung und ihrer Organisation in der deutschen Universität 
— Tradition und Ideologie, 1924, ebda, S. 19 — 36, insbes. S. 31 ff., sowie im gleichen 
Band: Dietrich Goldschmidt: Die gegenwärtige Problematik (1956), S. 37-49. Die 
Abschaffung des ‚Privatdozenten‘ hat an dieser Situation nichts wesentliches geändert. 
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verstärkt nach der Tauschwertseite des Wissens orientieren — und je weiter oben sie 
in der Hierarchie stehen, wenn sie gar nach Weltruhm streben, desto eitler, 
verletzlicher und terroristischer müssen sie in der Weitergabe des verinnerlichten 
Druckes und in der Ausbeutung ihrer Umgebung sein. 

Die vielen, die unten und in der Mitte der Hierarchie sitzen und weiter hinauf 
wollen oder wenigstens nicht absinken wollen, stehen in der Gefahr, sich 
voneinander zu isolieren, ihre Beziehungen auf das sachlich Notwendige zu 
reduzieren. Sie müssen empfindlich reagieren auf alles, was ihre Position, deren sie 
sich gelegentlich schmerzlich bewußt sind, zu verschlechtern droht, und zugleich 
müssen sie so tun — und das erst recht, wenn sie links sind — als ob sie eben dies 
nicht täten, woraus nur neue Empfindlichkeiten entstehen. So hat die Tauschwert- 
seite des Wissens auf Dozentenebene einen besonders isolierenden und sprengenden 
Charakter wegen dem Zwang zur individuellen, schöpferischen Originalität. 

Es ist aber nicht nur der Originalitätsdruck, der auf Tutoren und Assistenten 
Konkurrenzdruck ausübt, sondern es kommt gegen Vertragsende noch der 
Flaschenhals der Stellen hinzu: es gibt sehr viel weniger Stellen für Promovierte als 
für Nichtpromovierte; und die Promovierten müssen sich dann wiederum um die 
wenigen Professorenstellen schlagen. Dieser institutionalisierte Auslesemechanismus 
heizt natürlich auch den Zwang zur Orginalität weiter an, daneben aber entsteht ein 
extremer Anpassungsdruck an die Personen und Kriterien, die über den Aufstieg 
entscheiden. Je dickbäuchiger die Flasche und je enger der Flaschenhals, desto 
schleimiger und intriganter droht die Konkurrenz zwischen den zukünftigen 
Bewerbern um die wenigen Stellen zu werden. Die Tauschwertseite droht absolute 
Dominanz zu erhalten. 

Dem wirkt aber der auf Dozentenebene viel unmittelbarere und unausweich- 
lichere Zwang zur Gebrauchswertseite des Wissens entgegen — und dieses 
Gegengewicht wiegt bei marxistischen Dozenten, die an der bürgerlichen Universität 
forschen und lehren noch viel schwerer: Die konkret-inhaltlichen Anforderungen 
der Gestaltung und Aufrechterhaltung von Lehre und Forschung, die Auseinander- 
setzung mit bürgerlicher Wissenschaft und bürgerlichen Wissenschaftlern wirken so 
unmittelbar als Gebrauchswertseite des Wissens und als die praktische Notwendig- 
keit des organisatorischen Zusammenschlusses, daß es über alle institutionell 
erzeugte Isolierung und Distanzierung zu einer ständigen Kooperation im organi- 
satorischen und zu ständigen gegenseitigen Hilfen im inhaltlichen, wissenschaft- 
lichen Bereich kommen kann 39). Dies ist aber nur der eine Aspekt der Faktoren, 
die für die Lage insbesondere der marxistischen Dozenten bestimmend sind. Denn 
die institutionellen Zwänge der Universität wirken zuerst einmal äußerlich weiterhin 
über den Zwang zur formalen Weiterqualifikation über Dissertation und Habilitation 
(auf Hochschullehrerebene wird sich die amerikanische Situation des ‚publish or 
perish‘ auch immer mehr in Deutschland durchsetzen). Da die Formalqualifika- 


39) Ein Versuch in diese Richtung stellt die SAZ (Sozialistische Assistenten Zelle) am 
Fachbereich 15 (Otto-Suhr-Institut) der FU Berlin dar. Sie wurde 1969 in der Phase 
gegründet, als sich die Studenten aus der Hochschulpolitik für etwa 2 Semster 
zurückzogen. 
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tionen an einer bürgerlichen Universität erworben werden müssen und da für alle 
Prüfungen gilt, daß nur die Antwort richtig ist, die der Prüfer für richtig hält, 
schlagen die bürgerlichen Wissenschaftskriterien schon auf institutioneller Ebene in 
jede auch noch so solidarische Dozentengruppe durch: Der Originalitätsdruck 
macht nach den Themen der anderen schielen. 

Weil marxistische Wissenschaftler sich aber nicht so einfach willkürlich ein 
Thema wählen könne m die zusammenhängende methodische Entfaltung 
des Gegenstandes bestimmie Fragen in bestimmter Reihenfolge aufwirft und 
bearbeitbar macht, trifft der institutionelle Zwang zur individuellen Originalität bei 
Marxisten auf eine Grmppe von Leuten, die meist zu gleicher Zeit über sehr eng 
verwandte Fragen arbeiten, die daher ganz besonders stark auf dauernde gegensei- 
tige Information für die inhaltliche Weiterführung angewiesen sind, die aber umso 
mehr fürchten müssen, daß die Weitergabe von Informationen und Entdeckungen 
zum Scheitern an der Hürde der formalen Qualifikation führt. 

Zu diesem äußeren Druck kommt nun als extrem verschärfender Faktor 
hinzu, daß der Originalitätsdruck bei den Dozenten, ähnlich wie der Wissensdruck 
bei den Studenten weniger auf realen institutionellen Anforderungen beruht, als auf 
den Projektionen der sozialen Anforderungen, die in den hierarchisch strukturierten 
Gruppen erzeugt und hochgetrieben werden. Diese sozialen Anforderungen haben 
gerade bei marxistischen Wissenschaftlern eine Tendenz, zum Alpdruck anzu- 
wachsen. Da es sich alles, was geschrieben wird, gefallen lassen muß, an der 
„methodischen Elle“ Marx gemessen zu werden, kann man schließlich nichts mehr 
schreiben als Verrisse anderer Arbeiten, indem man feststellt, daß sie der „methodi- 
schen Elle“ nicht genügen. Die Liste darüber, was alles getan, berücksichtigt, 
zuerst aufgearbeitet und miteinbezogen werden „müßte“ wird so umfangreich, daß 
man gar nicht mehr anfangen kann, weil jeder Anfang mit der Falschheit des 
Vorläufigen, Partikularen und eben Unvollkommenen behaftet ist. Man kommt von 
der methodischen Ebene der Betrachtung des allgemeinen Kapitalbegriffes gar nicht 
mehr herunter und ist in der inhaltlichen Weiterentwicklung völlig blockiert. 

Diesem doppelten Druck kann man sich einige Zeit entziehen, indem man auf 
Hochschulpolitik oder andere allgemein für wichtig erachtete Tätigkeiten ausweicht, 
ein Weg, der sich bei der gegenwärtigen Lage an den Hochschulen und der 
Terminüberlastung während des Semesters, die wissenschaftliche Forschung nahezu 
unmöglich machen, geradezu aufdrängt. Dies um so mehr, da eine aktive 
Hochschulpolitik Bedingung der Möglichkeit marxistischer Lehre und Forschung an 
der bürgerlichen Hochschule ist, da sie sonst von der bürgerlichen Wissenschaft als 
„dogmatisch“ und a priori unwissenschaftlich einfach aus dem Bereich sozial 
akzeptablen Wissens und damit auch aus der Institution Universität wegdefiniert 
würde. 


HA. Das Verhältnis zwischen Dozenten und Studenten 

Auch heute noch treten die Dozenten in den Übungen im allgemeinen weder 
didaktisch geschult, noch mit didaktischen Intentionen auf, sondern entweder 
werden Paukveranstaltungen des Grundstudiums abgehalten oder die Studenten 
werden im Hauptstudium für die Zwecke der Dozenten instrumentalisiert, d.h. der 
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Dozent setzt Studenten auf die Problematik seiner jeweiligen Arbeit an . fordert 
Probleralösungen auf seinem Problsmlösungsniveau 40). Durch eine solche, völlig 
undidaktische Insirumentalisierung wird der institutionelle Druck auf die on 
noch verschärft, die Lernsituation ers a. Das Wissen des Dozenten und seine 
assoziativen Randbemerkungen „oder ine Insistenz auf die Totalität umfassende 
Systematik, die ständig auf noch zu Erarbeitende es hinweisen, erzeugen tendenziell 
einen scichen Druck, daß die en ihn in irgendeiner Weise reduzieren oder 
abwehren müssen, wenn es nicht gelingt, zu einer durch die Gebrauchswertseite des 
Wissens bestimmte Zusammenarbeit zu gelangen. 

Dabei ae es zwei Wege: I Der eine ist der Weg der defensiven Arroganz, der 
übrigens auch in jeder anderen Hierarc ! 


hie zur Anwendung kommt; in Gesprächen 
über den Dozenten wird er mit allen Mitteln abqualifiziert, um so den Druck zu 
reduzieren. Da diess Kritik aber meist nur von einer Ebene aus möglich ist, die ein 
noch höheren Anspruchsniveau darstellt als dasjenige, gegen das man sich durch 
Kritik wehren will, wird durch den Abwehrversuch selbst der Druck noch 
verschärft. Das ist das Schlimme an der defensiven Arroganz, daß sie sich ständig 
selbst einen noch gewichtigeren Grund schafft, einen neuen isolierenden Affront zu 
produzieren und so die Unsicherheit noch zu verschlimmern. (Dies gilt selbstver- 
ständlich auch für das Verhältnis zwischen den Dozenten — für Marxisten auch nur 
dann nicht, wenn sie sich bewußt dagegen wehren). 

Zwischen linken Studenten und linken Dozenten nimmt dieser Weg der 
Anspruchsreduzierung meist nicht den Verlauf defensiver Arroganz, sondern 
besteht konkret im Vorwurf des Seminarmarxismus, der selbst dann erhoben wird, 
wenn derjenige, der den Vorwurf erhebt, selbst kein anderes Praxisfeld als das der 
Hochschule hat. Dabei geht einerseits der Begriff davon, was nun wirklich den 
Seminarmarxismus ausmacht, nämlich die bloß geistesgeschichtliche Beschäftigung 
mit Marx, verloren und andererseits wird dann nur zu leicht die praktische Relevanz 
einer Theoriebildung übersehen, die es sich zum Ziel setzt, die Kritik der Politischen 
Ökonomie für heute zu rekonstruieren also die reale Bewegung zu analysieren und 
so zu einer Strategie-Bestimmung beizutragen. 

Dieser Vorwurf wird durch eine strukturelle Differenz in der Stellung zur 
Hochschulpolitik bestärkt: Die Dozenten haben selbst als Tutoren mit einer 
Vertragsdauer von 5 Jahren (mit den Verlängerungen) eine längerfristige Perspektive 
in der aktiven Gestaltung der Hochschulpolitik als die Studenten. Ihre Politik wird 
daher tendenziell auf längere Dauer und geduldigere Entwicklung angelegt sein. Sie 
wird daher im allgemeinen weniger radikal sein und damit den Vorwurf auf sich 
ziehen, bloß ständische Interessenvertretung zu sein — ein Vorwurf, der durch die 
permanente Wiederholung seinen Sinn, zur selbstkritischen Überlegung anzuhalten, 
völlig verliert (auch dann, wenn sie wirklich nötig wäre). Sie ist auch darum weniger 
radikal, weil sie auf Dozentenebene nie vordergründige Mobilisierungspolitik oder 
primär Propagandafeldzug, sondern eben bloße Sicherungspolitik für die Möglich- 


40) Vgl. D. Goldschmidt: Die objektive Studiensituation...., a. a. O., S. 59 und für den 
amerikanischen Bereich: D. R. Brown: Student Stress and the Institutional Environment, 
Nr. 3, S. 92-107, insbesondere 8. 98 £. 
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keit marxistischer Forschung und Lehre ist (und an der bürgerlichen Universität als 
vom industriellen Kapitalverwertungsprozeß relativ abgehobene staatliche Institu- 
tion auch nur sein kann). 

Der zweite Weg besteht darin, da wo eine unüberwindbare Distanz gegeben 
ist, den Druck, den diese Distanz ausübt, dadurch abzuwehren, daß die Distanz 
offen als unüberwindbar deklariert wird. Den total Überlegenen begegnet man mit 
jüngerhafter Verehrung. Den Uneingeweihten gegenüber verhält man sich dann gern 
als Eingeweihter. 

In beiden Fällen ist Solidarität oder gar eine libidinös besetzte Beziehung 
zwischen Dozenten und Studenten nur gegen den universitären Zusammenhang 
möglich, denn wie immer die Abwehr erfolgt, sie wirkt auf Dozenten wie Studenten 
verunsichernd und isolierend. Besonders im Fall der defensiven Arroganz reagiert 
der angegriffene Dozent tendenziell mit immer perfekterer, dichterer und unangreif- 
barerer Argumentation, die Lernprozesse noch mehr behindert und das Verhältnis 
von Druck und Gegendruck noch weiter eskaliert. 


I. Die Situation der „anderen Dienstkräfte“ 
Nach dem Berliner Universitätsgesetz werden diejenigen Universitätsmitglieder, die 
weder Studenten noch Dozenten sind, ‚andere Dienstkräfte‘ genannt. Soweit sie mit 
den Studenten und Dozenten überhaupt nicht direkt in Kontakt kommen, 
unterscheidet sich ihre Situation nicht wesentlich von der anderer staatlicher 
Bediensteter in gleicher Funktion (Rechnungs-, Bibliotheks- und Archivwesen, 
Verwaltung etc.). Für diejenigen unter ihnen, die einen Hochschulabschluß haben, 
gilt allerdings genauso wie für akademisch gebildete ‚andere Dienstkräfte‘ über- 
haupt, daß sie vor sich selbst wie vor anderen, immer mit den Dozenten verglichen 
werden und in Versuchung sind, zu meinen, sie müßten ihren Status ‚rechtfertigen‘. 
Diejenigen ‚anderen Dienstkräfte‘, die dauernd mit Studenten und Dozenten 
umgehen müssen, haben darunter zu leiden, daß sie ganz unten auf der universitären 
Sozialhierarchie angesiedelt sind. Denn als Personen, die an der Konkurrenz um 
wissenschaftliche Stellen, Prüfungsnoten und intellektuell-wissenschaftliche Aner- 
kennung institutionell nicht beteiligt sind, haben sie auch keinen Einfluß darauf, 
was man wissen muß — oder besser: wovon man auf keinen Fall merken lassen darf, 
daß man es nicht weiß —, um akkzeptiert zu werden. Man kann sie also ohne 
Nachteil nicht beachten oder arrogant behandeln, scheint es. Sie gehören somit gar 
nicht zu der Bezugsgruppe, die das allgemeine Klima der Universität bestimmt, 
sondern werden vieimehr meist als bloßes Hilfsmittel behandelt, um die 
universitären Funktionen aufrecht zu erhalten. Entsprechend gestalten sich dann 
auch die sozialen Beziehungen zwischen Studenten und Dozenten einerseits und 
den ‚anderen Dienstkräften‘ andererseits: Die Dozenten — egal ob links oder nicht 
— soweit sie auf die Arbeitsergebnisse der ‚anderen Dienstkräfte‘ angewiesen sind, 
tendieren zu einem Verhalten, das dem eines betont freundlichen und zuvor- 
kommenden Arbeitgebers gleicht, der sein treues Personal nicht verlieren will — eine 
Attitüde, die dadurch nur noch penetranter wird, daß versucht wird, die Stimmen 
der ‚anderen Dienstkräfte‘ in den Gremien für die eigene Position in den 
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hochschulpolitischen Auseinandersetzungen zu instrumentalisieren. Das Ergebnis ist 
eine Atmosphäre süßlich-klebriger Intrige statt der Vertretung klarer und eigenstän- 
diger Interessen. 

Die Studenten, die meist weniger auf die Arbeit der ‚anderen Dienstkräfte‘ 
angewiesen sind — oder dies wenigstens meinen können — gestalten ihre sozialen 
Beziehungen zu den Pförtnern, Sekretärinnen, Bibliothekarinnen, Mensabe- 
diensteten etc. je nach individueller Erziehung und aufgestauter Aggression 
unterschiedlich. Allgemein ist jedoch die Tendenz, daß sie den ‚anderen Dienst- 
kräften‘ gegenüber, weil diese über keine hierarchie-relevanten Sanktionen verfügen, 
viel leichter, weil folgenloser, Aggressionen abführen können, sei es durch 
distanzierte Arroganz oder bloße Gedankenlosigkeit oder schlichte Unverschämt- 
heit. Diese Tendenz gilt selbstverständlich auch für linke Studenten, insbesondere 
da sie — wie gezeigt — dem Wissensdruck besonders extrem ausgesetzt sind. Bei 
ihnen besteht aber der wichtige Unterschied, daß ihr Verhalten besonders kritisch 
beobachtet wird — erst recht dann, wenn ‚links‘ sein als moralische Anstrengung ‚es 
besser zu machen als die anderen‘ interpretiert wird (ein Mißverständnis, das leider 
von einigen studentischen Organisationen ständig gefördert wird). Das Resultat ist 
eine meist mißtrauische bis feindselige Einstellung der ‚anderen Dienstkräfte‘ gegen 
die Studenten (besonders gegen die ‚linken‘) — also gerade bei der Gruppe von 
Werktätigen, denen die Studenten täglich begegnen. 


Schlußbemerkung 

Eigentlich gehört an den Schluß eines solchen Aufsatzes die Antwort auf die Frage 
„Was folgt daraus? “. Dazu bin ich aber weder fähig noch willens, denn das würde 
eine genaue Kenntnis der Verhältnisse an der jeweiligen Universität und der 
Geschichte und Struktur der einzelnen politischen Gruppen voraussetzen. 

Einige Hinweise kann man jedoch auch ganz allgemein geben: 1. Solange die 
Universität eine von der Produktionssphäre relativ isolierte Intelektuellenklave ist, 
lassen sich die skizzierten Zwänge und die Tendenz zur realitätsblinden Verselb- 
ständigung von Theoriegespinsten auch auf politischer Ebene nur bekämpfen, aber 
nicht völlig abschaffen. 

2. In allen Fällen wird es das entscheidende Mittel zur Bekämpfung dieser 
Zwänge sein, sie nicht als individuelles Versagen vor dem moralischen Anspruch zu 
brandmarken, sondern sie immer wieder am eigenen Verhalten aufzuzeigen und 
bewußt zu machen als produziert durch die kapitalistische Form der gesellschaft- 
lichen Reproduktion. Dadurch kann es vielleicht gelingen, einmal die Auswirkungen 
dieser Zwänge in dereigenen Gruppe zu reduzieren und zugleich ein weitverbreitetes 
Bedürfnis unter den Universitätsmitgliedern als politisches Bedürfnis anzusprechen. 
Beides ist entscheidend, um die grundsätzliche Solidarität wiederherzustellen, die 
wichtigste Bedingung einer antikapitalistischen Perspektive ist, die aber auch 
nirgendwo in der Form bedroht ist wie bei Intellektuellen. 


6 Probleme des Klassenkanpfs Nr.7 8 


ZUM PROBLEM DER ABLEITUNG DES BÜRGERLICHEN 
STAATES* 


Die Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft, der Staat und die allge- 
meinen Rahmenbedingungen der Produktion 


Sybille von Fiatow 
Freerk Huisken 


Hi a 


vol DD der gegenwärtigen Diskussion über einen histo- 
risch-materialistischen Begriff des bürgerlichen Staates 


Die in der gegenwärtigen Fhase der Rekonstruktion Marxscher Theorie auffälligen 
Bemühungen um eine historisch-materialistische Theorie des bürgerlichen Staates 
werden vor allem dadurch erschwert und bringen wohl auch deshalb derart hetero- 
gene Charakteristika und Ableitungen hervor, weil die Frage nach dem Verhältnis 
von allgemeinem Begriff des Kapitals und Empirie in unterschiedlichster Weise 
beantwortet oder als Frage nicht einmal gestellt wird. 

Wo die „Anstrengungen des Begriffs‘ von vornherein mit der Gewöhnung an 
eine Terminologie verwechselt werden und wo die Analyse eines konkreten Stückes 
Zeitgeschichte kein Problem darstellt, weil sie angeblich in den theoretischen Fun- 
dierungen historisch besonderer Revolutions-Taktiken (Lenins Imperialismus- 
Theorie) (1) bereits hinreichend geleistet worden ist, dort kann das Verhältnis von 
aligerneinem Begriff und Empirie kein Problem mehr darstellen; denn die Selektion 
empirischer Phänomene hat allein den Zweck, die unbefragt übernommene Imperia- 
lismus-Theorie zu verifizieren. Der Erklärungsschematismus, dem auch der Staat 
subsumiert wird, ist bei diesen Gruppen (,KPD“, KSV, KB-Gruppen, KSB...) von 
bestechender Simplizität: der Imperialismus bringe ‚Schrecken, Elend, Unter- 
drückung, Verwilderung und Ruin“ (2) mit sich und lasse auch den Klassencharak- 
ter des Staates, welcher als Ausschuß der Bourgeoisie jene Tendenzen befördern 
muß, immer ofiensichtlicher werden. Der Staat ist hier wesentlich identisch mit 


* Die folgenden Überlegungen sind im Kontext einer Veranstaltung an der Bremer Univer- 


sität entstanden. Sie fußen in ihren methodischen Teilen, insbesondere jenen über die 
„Oberfläche“, auf Diskussionen, an denen wir seit Beginn des Jahres 1972 in Erlangen 
teilgenommen, und die wir später in Bremen weitergeführt haben. Einige Resultate ihrer 
„Oberflächen“-Diskussion publizierte im Dezember 1972 die MARXISTISCHE GRUPPE/ 
Theoriefraktion (Erlangen) im CIRKULAR No. 3 unter dem Titel „Zur Oberfläche des 
Kapitals“. 

1) Die beiden wichtigsten neueren Veröffentlichungen zu Lenins Revolutions- und Imperia- 
lismustheorie sind von den dogmatisch-leninistischen Gruppierungen offensichtlich noch 
nicht zur Kenntnis genommen worden. Wir meinen: Ch. Neusüß, Imperialismus und 
Weltmarktbewegung des Kapitals, Erlangen 1972; und Projekt Klassenanalyse, LENINIS- 
MUS -— neue Stufe des wissenschaftlichen Sozialismus? 2 Bde., Westberlin 1972 

2) Das Programm der Westdeutschen Kommunisten, Sondernummer des „Neuen Roten 
Forum‘, 1972, 5. 23 
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Heer, Polizei, Justiz etc. (3). Seine anderen Funktionen z. B. auf sozialpolitischem, 
arbeitsrechtlichem oder bildungspolitischem Gebiet müssen diesem Erklärungs- 
muster zufolge immer dann, wenn sie offensichtliche Verbesserungen der Lage der 
Arbeiterschaft hervorbringen — erinnert sei an das historische Beispiel der gesetz- 
lichen Regelung des Arbeitstages, der Fabrikgesetzgebung, aber auch an aktuelle 
Maßnahmen wie Verbesserung des Kündigungsschutzes, Werkarzt-Gesetz etc. — als 
reine Betrugs- und Verschleierungsmanöver interpretiert werden. Resultat der 
Beschränkung auf die eigentlich tautologische Bestimmung des bürgerlichen Staates 
als Klassenstaat (4) ist, daß jeder politischen Erscheinung dieser obendrein zum 
moralischen depravierte Begriff unvermittelt appliziert wird. Erscheinungen, welche 
in sich keine Spur des Erscheinenden mehr offenbaren und deshalb nur dann einer 
Analyse zugänglich sind, wenn der logische Gang der Verkehrung wesentlicher 
Beziehungen der bürgerlichen Produktionsweise bekannt ist (5), müssen zwangs- 
läufig vergewaltigt werden (6). Ebenso versagen muß dieser Staatsbegriff, wenn sich 
seine Tauglichkeit in der Auseinandersetzung mit bürgerlicher Wissenschaft erweisen 
soll. Gegenüber bürgerlichen Vorstellungen vom Staat als wesensmäßig neutraler, 
allgemeinwohl- bzw. wohlfahrtsorientierter Instanz bleibt nur die Aussage, daß es 
sich bei solchen Theorien um pure Verschleierungen des wahren Kerns handele; vor 
der entscheidenden Frage, wie es denn zu diesen bürgerlichen Theorien komme, 
muß ein solcherart methodisch bestimmter Staatsbegriff Kapitulieren. Der Ausweg 
für jene dogmatischen Gruppierungen verläuft analog zu der Kennzeichnung fakti- 
scher Sozialpolitik durch den bürgerlichen Staat als Betrugsmanöver, nämlich daß 
bürgerliche Wissenschaftler sich solche Theorien im Interesse der Bourgeoisie aus- 
denken. Wo die durch die marxsche Theorie mögliche doppelte Kritik bürgerlicher 
Wissenschaft — als Kritik ihrer Resultate und als Nachweis der Notwendigkeit ihrer 
! Entstehung — verkürzt wird auf die reine Gegenübersiellung von Resultaten bürger- 
"licher und marxistischer Theorie, muß zwangsläufig auch die Frage ihrer Aneignung 
zu einer Sache des Glaubens, der Piausibilität oder von außerhalb des Marxismus 


3) Ebenda, $. 25 

4) Vgl. dazu Teil IV 

5) Um Mißverständnissen vorzubeugen: Es wird hiermit nicht behauptet, eine logische Ent- 
wicklung allgemeiner Kategorien sei bis hin zu empirischen Erscheinungen möglich. Die 
Differenz zwischen allgemeiner Untersuchung, welche die Analyse des Kapitals im all- 
gemeinen, die Bewegung der Einzelkapitale in der Konkurrenz (= Herausbildung des 
Produktionspreises) und die aus der trinitarischen Formel entspringenden Beziehungen 
der Oberfläche enthält, und der empirischen Untersuchung eines konkreten Stückes Zeit- 
geschichte ist nicht durch Ableitungen der Empirie aus der allgemeinen Untersuchung 
überwindbar, Vgl. hierzu z. B.: Projekt Klassenanalyse, Zur Taktik der proletarischen 
Partei, Marxsche Klassenanalyse Frankreichs von 1848-1871, Westberlin 1972, S. 24 ff 

6) „ Hierin liegt im übrigen der methodische Grund dafür, daß diesen Gruppierungen nur zwei 

© gleichermaßen verhängnisvolle Möglichkeiten bleiben, sich auf das vorfindliche Bewußt- 

sein der Arbeiter zu beziehen: Entweder konfrontieren sie das jeweilige Bewußtsein, wie 
verkehrt es auch immer sein mag, mit den allgemeinen Kategorien von Lohnarbeit und 
Kapital und deren imperialistischen Qualitäten wie „Fäuinis“, Stagnation, Elend etc. und 
müssen dann zwangsläufig als Sekte sich isolieren; oder sie hängen sich opportunistisch 
an jede jeweilige „Bewegung“ an, ohne sie selbst zu begreifen. 
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liegenden Dezisionismen (Sich-auf-den-Standpunkt-stellen) werden (7). 

In z. T. explizit kritischer Intention an dem verkürzten Staatsbegriff (Staat als 
Instrument des Kapitals oder der Monopole, als Ausschuß der herrschenden Klasse, 
als Gewalt- und Unterdrückungsapparat) dogmatisch-leninistischer Gruppierungen 
werden seit einiger Zeit andere Bestimmungen des Staates in die Diskussion ge- 
bracht, welche auf der einen Seite Phänomenen wie der sozial- und infrastruktur- 
politischen Intervention des Staates und den objektiven Wurzeln der Sozialstaats- 
ilusion reformistischer oder revisionistischer Provenienz gerecht zu werden ver- 
suchen, und welche auf der anderen Seite jene vor allem im Demokratiebegriff 
enthaltenen Gleichheits- und Freiheitsvorstellungen als Charakteristikum des bürger- 
lichen Staates abzuleiten sich bemühen. 

Der Aufsatz von Müller/Neusüß „Die Sozialstaatsillusion und der Widerspruch 
von Lohnarbeit und Kapital‘ (8) leistet dabei ein doppeltes: Erstens gibt er mit der 
Übernahme von Bestimmungen aus der „Deutschen Ideologie“ — „Durch die Eman- 
zipation des Privateigentums vom Gemeinwesen ist der Staat zu einer besonderen 
Existenz neben und außer der bürgerlichen Gesellschaft geworden; ... “ (9) — die 
reale Basis der Entstehung des Scheins von Klassenneutralität des bürgerlichen 
Staates an; zweitens versucht er die Notwendigkeit von sozialpolitischer Interven- 
tion des bürgerlichen Staates aus der Analyse des Kapitels über den Arbeitstag in 
Bd. 1 von „Das Kapital“ (10) zu begründen, welches insgesamt von der Antinomie 
zwischen dem Recht des Kapitalisten als Käufer und dem Recht des Lohnarbeiters 
als Verkäufer der Ware Arbeitskraft ausgeht. Müller/Neusüß resümieren diesen 
Aspekt: „Die oben erwähnte Antinomie zwischen dem Recht des Kapitalisten als 
dem Käufer und dem Recht des Arbeiters als dem Verkäufer der Ware Arbeitskraft 
wird nach Marx durch Gewalt entschieden; sie konstituiert zugleich den Staat in 
einem doppelten Charakter. Einerseits werden die sozialpolitischen Funktionen des 
Staates überhäupt erst durch die wirklichen oder drohenden Kämpfe der Arbeiter 
als Klasse durchgesetzt; ohne sie wäre seine Existenz als ideeller Gesamtkapitalist 
und scheinbar selbständige Instanz nicht möglich. Andererseits konstituieren diese 
Klassenkämpfe immer auch die Arbeiter als Klasse im Sinne eines handelnden Sub- 
jekts, damit aber auch die Tendenz zur Aufhebung des Kapitalverhältnisses und 
seines Staates; dieser Tendenz entspricht wiederum die militärische Unterdrückungs- 
aufgabe des Staates (11). Von diesem Ansatz aus ist es möglich, zu differenzieren 
zwischen der Bestimmung des bürgerlichen Staates als Garanten der Aufrechterhal- 
tung der kapitalistischen Produktionsweise (12) und der oben angeführten Bestim- 


n Auf den Staatsbegriff in der Theorie vom Stamokap gehen wir hier nicht ein. Dies nicht 
etwa deswegen, weil sich die Beschäftigung mit der sogenannten revisionistischen Theorie 
nicht lohne, sondern im Gegenteil, weil es ungleich mehr Aufwand erfordert und un- 
gleich bedeutsamer ist, gerade angesichts der unverhofften Publizität der Stamokap- 
Theorien als Resultat der Berichterstattung über die Juso-Fraktionierung. 

9) Vgl. Sozialistische Politik Nr. 6/7, 1970, S.4 ff 

9 Marx/Engels, Die deuische Ideologie, in: MEW 3, S. 62 

10) Karl Marx, Das Kapital, MEW 23-25, Bd. I S. 245 tf. Im folgenden werden die drei 
Bände des „Kapital“ zitiert als KI-Ml. 

11)  Müller/Neusüß, a.a.0.,S. 52 f 

12) Ebenda, 8.43 tf 
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mung des bürgerlichen Staates als Instrument der herrschenden Klasse. Gerade das 
„Arbeitstag“ -Beispiel zeigt schlagend, wie die optimale Ausbeutung der Arbeitskraft 
durch die Einzelkapitale die Quelle der Verwertung des Werts und damit die auf 
Lohnarbeit gegründete Produktionsweise selbst gefährden kann. Zur Aufrechterhal- 
tung der kapitalistischen Produktionsweise notwendige Maßnahmen, weiche der 
Staat ergreift bzw. zu ergreifen gezwungen wird, können sich somit z. T. gegen das 
Interesse der einzelnen Kapitale richten. Damit wird es von dieser Staatsauffassung 
her möglich, die den rein instrumentalistischen Staatsbegriff kennzeichnende Ver- 
wischung der Differenzen zwischen der Funktion des Staates für die Einzelkapitale, 
Tür die Kapitalistenklasse und für das Kapital bzw. Gesamtkapital zu kritisieren. Zu 
einer Bositiven Bestimmung des bürgerlichen Staates reicht dieser Ansatz noch nicht 
aus. 

Über Müller/Neusüß hinauszugehen versuchen zwei weitere Ansätze, die den 
unseres Erachtens fortgeschrittensten Stand in der Diskussion um Genese und 
Funktion des bürgerlichen Staates darstellen. Mit dem Ableitungszusammenhang 
des Projektes Klassenanalyse (13) und demjenigen Elmar Altvaters (14) werden wir 
uns deswegen etwas näher beschäftigen. 


]. Projekt Klassenanalyse 


Das Projekt Klassenanalyse wirft Müller/Neusüß vor, daß diese zwar mit dem Hin- 
weis auf die „besondere Existenz (des Staates) neben und außer der bürgerlichen 
Gesellschaft“ die Basis der Entstehung der Sozialstaatsillusion benannt, diese jedoch 


13) Projekt Klassenanalyse, Zur Kritik der „Sozialstaatsillusion“, in: Sozialistische Politik, 
Heft 14/15, 1971, S. 193 £f; dass., Zur Taktik der proletarischen Partei a.a.0.,S. 128 ff 

14) Elmar Altvater, Zu einigen Problemen des Staatsinterventionismus, in: Probleme des 
Klassenkampfs, Heft 3, 1972, S. 1 ff. In der letzten Zeit sind eine ganze Reihe von 
Arbeiten zum Staat erschienen oder erstmals in deutscher Sprache zugänglich gemacht 
worden, auf die wir hier nicht eingehen. Sie enthalten zwar z. T. wichtige Analysen, 
geben jedoch für die uns hier zentral interessierenden Fragen nach der Ableitung des 
bürgerlichen Staates als notwendiges Resultat der bürgerlichen Produktionsweise wenig 
her. Verwiesen sei u. a. auf: R. Miliband, Der Staat in der kapitalistischen Gesellschaft, 
FaM 1972; ders., Marx und der Staat, Westberlin 1971; die in der „Kritischen Justiz‘ 
(Heft 2, 1971) partiell wiedergegebene Kontroverse zwischen Miliband und Poulantzas; 
C. Offe, Strukturprobleme des kapitalistischen Staates, FaM 1972; H. Gerstenberger, 
Elemente einer historisch-materialistischen Staatstheorie, in: Kritische Justiz, Heft 2, 
1972, W. Lefevre, Zum historischen Charakter und zur historischen Funktion der 
Methode der bürgerlichen Soziologie, FaM 1971, S. 65 ff; J. Ritsert, €. Rolshausen, Der 
Konservativismus der kritischen Theorie, FaM 1971, S.59 ff, A. Evers, M. Lehmann, 
Politisch-ökonomische Determinanten für Planung und Politik in den Kommunen, 
Offenbach 1972. 
Besonders sei auf die Arbeit von D. Läpple, Die allgemeinen materiellen Bedingungen der 
gesellschaftlichen Produktion und Staatstätigkeit in der kapitalistischen Produktions- 
weise. — Grundlagen zu einer Kritik der Infrastrukturtheorien —, Westberlin 1972 
(Manuskript der Diplomarbeit), verwiesen. In ihr sind einige neue Hinweise zum Problem 
der „allgemeinen Rahmenbedingungen“ etc. enthalten, die wir aber nicht mehr in unsere 
Erörterung einbeziehen konnten. 
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nicht abgeleitet hätten. Wir schließen uns dieser Kritik an: Statt der bekaup 
Konstitution des bürgerlichen Staates haben sie ausgeführt, wie bestimmte M 
nahmen über den Staat durchgesetzt werden, und wie die Form dieser Durchsetz 
zugleich eine weitere Funktion des Staates, seine militärische, hervorruft. 3 
bürgerlichen Staat selbst und seine besondere Form erfassen sie damit noch nicht 
15). 

x Das Projekt Klassenanalyse stellt sich deshalb die Aufgabe, die Genesis des 
bürgerlichen Staates als ein notwendiges Produkt der bürgerlichen alechatt 
„tolglic h die Verdoppelung der bürgerlichen Gesellschaft in Gesellschaft und S 

} zu erklären. Als zentrale Kategorie erweist sich bei ihm im folge: 
Begriff „gemeinschaftliche Aufgaben“, der aus „gemeinsamen, Interessen“ resvl- 
tiere: Die Entwicklung der Gesellschaftlichkeit der Produktion bedinge eine Zu- 
nahme dieser gemeinschaftlichen Aufgaben (17), welche jedoch aufgrund des kapi- 
talistischen Charakters der Gesellschaftlichkeit der Arbeit als vermittelte nicht von 
den individuellen Warenbesitzern selbst erledigt werden könnten. Dieser Wider- 
spruch könne sich nur lösen, indem der Gesellschaft von Privaten die Gesellschaft 
als solche gegenübergestellt wird, „indem also die Gesellschaft, das Allgemeine, 
worunter die besonderen Individuen subsumiert sind, eine selbständige Existenz 
neben und außer der Gesamtheit der die Gesellschaft konstituierenden Privaten 
gewinnt. Dies ist die Verdoppelung der Gesellschaft in Gesellschaft und Staat. Alle 
gemeinsamen Interessen werden von der Gesellschaft losgelöst, der Selbständigkeit 
der Gesellschaftsmitglieder entrissen und ihnen als allgemeines, durch den Siaat 
vertretenes und verfolgtes Interesse gegenübergestellt (18).‘“ Im folgenden werden 
zwei Funktionen des bürgerlichen Staates knapp angedeutet, die Funktion der Her- 
stellung allgemeiner Produktionsbedingungen des Kapitals und die Funktion der 
Erhaltung der bürgerlichen Ordnung durch die Anwendung von außerökonomischer 


15) Auf das Problem, ob ein allgemeiner Begriff des bürgerlichen Staates sich vielleicht nur 
durch die vorgängige Bestimmung von Staatsfunktionen erarbeiten läßt; oder anders |} 
formuliert, ob die „Form“ des bürgerlichen Staates sich nicht erst aus der Analyse seiner ' 
„Inhalte“, also der Staatsfunktionen, ergibt, werden wir unter Teil IV eingehen. 

16) Projekt Klassenanalysc, Zur Kritik..., S. 194. Im folgenden beziehen wir uns nur auf 
die spätere Fassung in „Zur Taktik der proletarischen Partei... .“, S. 128 ff 

17) Synonym werden vom Projekt Klassenanalyse die folgenden Begriffe benutzt: „gemein- 
schaftlicn‘“, „a priori gemeinschaftlich“, „unmittelbar gemeinschaftlich‘. Die inhaltliche 
Bestimmung kommt dabei zu kurz. Aber offensichtlich handelt es sich um „allgemeine 
Rahmenbedingungen der gescllschaftlichen Reproduktion“, die der Inhalt der „gemein- 
schaftlichen Aufgaben“ und „Interessen“ sind. Inwieweit diese jedoch mit den — als 
Inhalt der ersten von zwei Funktionen des bürgerlichen Staates benannten — „allge- 
meinen Bedingungen produktiver Tätigkeit“, „gesellschaftlichen Produktions- und Ver- 
kehrsbedingungen“, „allgemeinen Produktionsbedingungen des Kapitals“, „allgemeinen 
Produktions- und Verkehrsbedingungen“, „allgemeinen Bedingungen des Verwertungs- 
prozesses“ identisch sind, vermögen wir nicht mehr zu sagen. Leider macht die stili- 
stische Variationsfreudigkeit — alte Begriffe finden sich auf den beiden $. 130 und 131 
der Verfasser einen exakten Nachvollzug der äußerst kKomprimierten Ableitung sehr 
schwer. 

18) Projekt Klasscnanalyse, Zur Taktik... .,S. 130 f 
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Gewalt (19). 

Ausgehend von dem vom Projekt Klassenanalyse verwendeten Begriff der 
„gemeinsame Interessen“ in der „Gesellschaft der Privaten“, welche sich in gemein- 
schaftlich zu erledigenden Aufgaben darstellen, scheint es uns wichtig zu sein, nach 
dem hier zugrundeliegenden Gesellschaftsbegriff zu fragen. Offensichtlich verwen- 
det das Projekt Klassenanalyse den Begriff „Gesellschaft“ nicht identisch mit 
„kapitalistischer Produktion“. „Gesellschaft“ scheint das soziale Resultat der je- 
weiligen Produktionsweise zu sein, d. h. die spezifische soziale Strukturierung einer 
Menschenansammlung innerhalb eines fiktiven Nationalgebietes. Diese Strukturie- 
rung der Gesellschaft verbleibt in der Ableitung des Projektes Klassenanalyse auf 
der Ebene der Agglomeration von einzelnen Privaten, deren Beziehung unter- 
einander nur durch den wechselseitigen Austausch von Waren und durch den darin 
verkörperten Bezug der Resultate der eigenen Arbeit aufeinander hergestellt wird. 
Die synonyme Verwendung der Begriffe „individueller Warenbesitzer‘‘ und ‚„indivi- 
dueller Warenproduzent‘‘ an dieser Stelle läßt keinen anderen Schluß zu, als daß die 
Ableitung des bürgerlichen Staates — sprich: die Ableitung der Notwendigkeit der 
Verdoppelung der Gesellschaft bzw. der Besonderung des Staates — auf der sysre- 
matischen Ebene der einfachen Warenzirkulation angesiedelt ist. Nur unter den 
Bedingungen der systematischen Kategorie der einfachen Warenzirkulation fallen 
individueller Warenproduzent und Warenbesitzer zusammen; als Privateigentümer an 
den Mitteln und Instrumenten der Vergegenständlichung der Arbeit und als Eigen- 
tümer der Resultate eigener Arbeit, der Waren, kann dieser sich Resultate fremder 
Arbeit als Gebrauchswerte im Zirkulationsvorgang W-G-W aneignen. Die vorher 
vom Projekt Klassenanalyse entfalteten Besonderheiten der beiden Kategorien von 
Warenbesitzern (20), solchen von Kapital und solchen von Arbeitskraft, scheinen 
für die Staatsableitung folgenlos zu bleiben. Es sei denn, die Privatheit der Gesell- 
schaftsmitglieder umfasse das Privatinteresse der Lohnarbeiter und des Kapitals und 
diese Privatheit bzw. das aus ihr resultierende Interesse lasse sich in irgendeiner 
Weise als gemeinsames Interesse fassen. Doch genau dieses Problem wird nicht 


‚ geklärt: Worin kann das gemeinsame Interesse dieser zwei verschiedenen Gesell- 


! schaftsklassen angehörenden Privaten denn bestehen? Worin besteht das_Allge- 
| meine, worunter die besonderen Individuen — und doch wohl jene, welche die Ware 


Arbeitskraft und jene, welche Produktionsmittel besitzen — gleichermaßen sub- 


sumierbar scheinen? Oder läßt die Kategorie der „gemeinsamen Interessen‘ nur 
jene exklusive Gemeinsamkeit der Kapitalbesitzer zu? Wenn dies so wäre, dann 
wäre der Gesellschaftsbegriff des Projektes Klassenanalyse gleichermaßen exklusiv. 

Nun ließe sich unter Bezug auf die Bestimmung der Unterschiede und Ge- 
meinsamkeiten der beiden besonderen Kategorien von Warenbesitzern allerdings 
antworten: Die Qualität, welche alle Warenbesitzer der in diesen Waren existenten 
verschiedenen Arbeits- und Eigentumsverhältnisse und ohne Berücksichtigung der 
ökonomischen Bestimmung der Waren zu unterschiedlosen privaten Individuen 


19) Ebenda, S. 131 f. Auf diese beiden Funktionen gehen wir weiter unten (Teil IV) etwas 
näher ein. Hier interessiert nur der allgemeine Ableitungszusammenhang. 
20)  Ebenda, S. 129 
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macht, ist ihr Gleichgelten im Austausch. Sie existieren doch „im Austauschprozeß 
als individuelle Warenbesitzer, von denen jeder sein Privatinteresse verfolgt“ (21). 
Im Austauschakt stehen sie sich als freie und gleiche Besitzer von Waren gegenüber. 

Kann man dem zunächst einmal zustimmen (22), so stellt sich jedoch die alte 
Frage in abgewandelter Weise erneut: Wie lassen sich aus dem Gleichgelten der 
Besitzer unterschiedlicher Warensorten im Austausch gemeinsame Interessen ab- 
leiten? Worauf könnten sich diese gemeinsamen Interessen überhaupt beziehen, 
wenn jenes Gemeinsame letztlich nur die Äquivalenzbeziehung im Austauschakt, 
d.h. die Größengleichheit der einander gegenüberstehenden Waren zum Ausdruck 
bringt, aber von der ökonomischen Funktion der jeweiligen Waren ebenso abstra- 
hiert wie von den vorausgesetzten Eigentumsbeziehungen auf seiten der Besitzer 
jener zwei besonderen Arten von Waren? Vermuten könnte man eine Antwort 
dergestalt, daß der Staat jenes allen Warenbesitzern gemeinsame Interesse an Siche- 
rung der Bedingungen des Äquivalententauschs garantiere. Wenn eine solche Ant- 
wort auch deswegen unbefriedigend bliebe, weil sie nicht erklärt, wieso Waren- 
besitzer Interessen formulieren können unter Absehung von der kapitalistischen 
Formbestimmtheit ihrer jeweiligen Waren (23), so hätte doch eine solche Antwort 
den Vorteil, daß sie sich direkt auf die entwickelten Voraussetzungen bezöge. Doch 
fällt, wie bereits dargestellt, die Antwort entschieden anders aus: Inhalt der ge- 
meinsamen Interessen der Privaten sind gemeinschaftliche Aufgaben, die näher als 
„allgemeine Rahmenbedingungen der gesellschaftlichen Reproduktion“ (24) ge- 
kennzeichnet werden. Und diese muß der Staat — unter bestimmten Bedingungen 
(25) — „im Gegensatz zu den Interessen der Arbeiterklasse erfüllen‘ (26). Haben 


wir eben noch mühsam versucht, den hinter der Staatsableitung stehenden Ge- . 


sellschaftsbegriff als Agglomeration von in den Tauschbeziehungen gleichgeltenden 


Privaten herauszudestillieren, so wird hier unvermittelt wieder jener Gesellschafts- 


begriff ins Spiel gebracht, der die kapitalistische Gesellschaft als antagonistische : 


Klassengesellschaft faßt. Die „gemeinsamen Interessen“ sind hier wieder vergessen, 
die antagonistische Interessenlage wird unvermittelt in den Vordergrund gedrückt. 
Die individuellen Warenbesitzer, welche bis eben noch allein unter dem Aspekt des 
Warenverkaufs aber unter Absehung von den in den Waren selbst verkörperten 


21) S.o. 

22) Wir gehen unter 1.3. auf die Frage nach dem Verhältnis von einfacher Warenzirkulation 
und Staatsabieitung noch etwas genauer ein. 

23) Wir behaupten nicht, daß dieses unmöglich sei. Nur fehlt beim Projekt Klassenanalyse die 
Entfaltung jener Ebene, von der aus die unterschiedlichen Waren selbst ihren jeweiligen 
Eigentümern nicht mehr in ihrer kapitalistischen Formbestimmung, sondern als gleiche 
Quellen von Einkommen erscheinen. Vgl. Teil II. 

24)  Ebenda, S. 130 

25) „Diese allgemeinen Produktionsbedingungen des Kapitals — im Unterschied zu den 
besonderen jedes einzelnen Kapitals — werden vom Staat hergestellt, sobald sie für die 
Verwertung des Kapitals notwendig sind, aber ihre Erstellung entweder nicht profitabel 
genug ist, um von den einzelnen Kapitalen als seibständige Anlage betrieben zu werden 
oder wegen des den Einzelkapitalen äußerlichen Zusammenhangs des Produktions- 
prozesses (? ) von diesen nicht durchgeführt werden kann (Ebenda, S. 131). 

26) Ebenda,S.131 


89 


Arbeitsverhältnissen und Eigentumsbeziehungen betrachtet wurden, präsentiert das 
Projekt Klassenanalyse jetzt als eigentumslose und ausgebeutete Klasse, weiche 
nicht den Hauch von Gemeinsamkeit mit ihren Ausbeutern besitzt. 

Die Sprünge und Ungereimtheiten in der Staatsableitung des Projekts Klassen- 
analyse lassen sich in folgender Weise zusammenfassen: Die allgemeine Bestimmung 
der Form des bürgerlichen Staats als Besonderung von der Gesellschaft ist auf einer 
anderen methodischen Ebene angesiedelt als die Bestimmung der zwei allgemeinen 
Funktionen des bürgerlichen Staates. Während die Bestimmung der Form des bür- 
gerlichen Staates das Resultat einer unvermittelten Kompilation der Bestimmungen 
der einfachen Warenzirkulation (Gleichgelien der individuellen Warenproduzenten, 
gemeinsame Interessen der Privaten) mit dem Theorem von den allgemeinen Rah- 
menbedingungen gesellschaftlicher Produktion und Reproduktion [gemeinschaft- 
liche Aufgaben (27)], welches die Entfaltung der Bestimmungen der Konkurrenz 
der Einzelkapitale voraussetzen würde, darstellt, bringen die zwei allgemeinen Funk- 
tionen des Staates den antagonistischen Charakter der kapitalistischen Produktion 
in der Form des Klassengegensatzes rein zum Ausdruck. In den inhaltlich bestimm- 
tenn Funktionen des bürgerlichen Staates kommt sein Charakter als „Instrument der 
herrschenden Klasse“ (28) zum Durchbruch; die Form, in der er sie erledigt, ver- 
schleiert den Klassencharakter wiederum (29). Damit läßt sich unsere Kritik zu- 
nächst auf eine einzige Frage reduzieren: Wie ist es logisch möglich, daß die Genese 
: des bürgerlichen Staates als „besondere Existenz neben und außer der bürgerlichen 
Gesellschaft“ das Resultat der Artikulation der gemeinsamen Interessen aller Waren- 
 besitzer an der Erledigung gemeinschaftlicher Aufgaben ist, wenn diese schließlich 
: als allein im Interesse der herrschenden Klasse, also der Besitzer der besonderen 
. Ware Kapital (als Geld- oder Warenkapital), liegende Aufgaben gekennzeichnet wer- 
. den? Und: Ausschließlich der Zirkulation soll es geschuldet sein, daß den Besitzern 
‘ der Ware Arbeitskraft bestimmte notwendige Aufgaben (allgemeine Rahmenbedin- 
' gungen der Produktion und Reproduktion) als in ihrem Interesse liegende erschei- 
nen, obwohl sie ihrem Interesse widersprechen? 

Beim Projekt Klassenanalyse findet sich keine Antwort auf diese Fragen. Das 
Problem der Vermittlung der Ebenen, zwischen denen es permanent hin- und her- 
springt, ist noch nicht geleistet; nämlich die Vermittlung der Ebene, auf der die 
Gesellschaftsmitglieder einander gleich gelten und somit unter ein Allgemeines sub- 


27) Vgl. dazu das „Wegebau“-Beispiel von K. Marx, Grundrisse der Kritik der politischen 
Ökonomie, Berlin-Ost 1953, S. 422 ff (Im folgenden zitiert als GR). Wir werden erst 
unter Teil V auf die Schwierigkeiten eingehen, welche der Versuch mit sich bringt, den 
Staat aus diesem Zusammenhang abzuleiten. 

28) Projekt Klassenanalyse, Zur Taktik....,S. 131 

29) Dies wird z. B. auch an der folgenden Stelle sehr gut deutlich: Die Funktion des Staates 
als Instrument zur Erhaltung der bürgerlichen Ordnung „ist versteckt hinter der Legiti- 
mation vermittelst der den Verkehr der individuellen Warenbesitzer im Austauschprozeß 
regulierenden und diesen gegenübergestellten, in rechtlichen Normen fixierten Gesetze 
der Freiheit und Gleichheit der Warenzirkulation. Diese spezifische Vermittlung ist zu- 
gleich die Grundlage für dic Illusion vom Staat als Vertreter der Interessen der gesamten 
Gesellschaft (Ebenda, 8. 132).“ 
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sumierbar sind, mit jener anderen Ebene, auf der sie als Angehörige verschiedener 
Klassen aber auch als miteinander Konkurrierende ihre besonderen und z. T. als 
besondere widerstreitende Interessen geltend machen müssen. 

“ Ehe wir versuchen, selbst eine vorläufige Antwort auf diese Fragen zu geben, 
soll an Hand des Aufsatzes von E. Altvater noch ein weiteres Problem angedeutet 
werden. 


2. E. Altvater 


Auch bei E. Altvater spielen die allgemeinen Rahmenbedingungen der Produktion 
und Reproduktion eine entscheidende Rolle. Sein Ausgangspunkt ist jedoch nicht 
die systematische Ebene der einfachen Warenzirkulation, sondern die der Bewegung 
der Einzelkapitale in der Konkurrenz. Er will sich nur einer Seite „staatlicher Ak- 
tionen“ zuwenden, „nämlich seinen Aktionen auf die vielen Einzelkapitale. Ent- 
scheidend für unser Problem ist dabei die Frage, in welcher Weise die reale Zu- 
sammenfassung der aus vielen Einzelkapitalen bestehenden Gesellschaft erfolgt und 
welche Bedeutung dabei dem Staat zukommt (30).‘“ Die Konkurrenz als die Form, 
in der sich durch die Beziehung der Einzelkapitale aufeinander die immanenten 
Gesetze des Kapitals durchsetzen, ist nach E. Altvater damit zugleich die Form, in 
der sich jene gesellschaftlich notwendigen Funktionen, welchen nicht das Mehrwert- 
hecken zentrale Bestimmung ist, nicht ausführen lassen. So sind für „die reale 
Zusammenfassung der aus vielen Einzelkapitalen bestehenden Gesellschaft“ solche 
Funktionen (31) notwendiges Komplement zur Konkurrenz, aber in der Form der 
Konkurrenz nicht realisierbar. „Das Kapital kann somit von sich aus in den Ak- 
tionen der vielen Einzelkapitale, die in ihm angelegte Gesellschaftlichkeit seiner 
Existenz nicht produzieren; es bedarf auf seiner Grundlage einer besonderen Ein- 
richtung, die seinen Grenzen als Kapital nicht unterworfen ist, deren Handeln also 
nicht von der Notwendigkeit der Mehrwertproduktion bestimmt ist, die in diesem 
Sinne eine besondere Einrichtung ‚neben und außer der bürgerlichen Gesellschaft‘ 
ist, und die gleichzeitig auf der unangetasteten Grundlage des Kapitals den 
immanenten Notwendigkeiten nachkommt, die das Kapital vernachlässigt (32).“ 


\ 
j 
} 


30) E. Altvater, Zu einigen Problemen..., $.5. Eine „andere Seite‘, auf die E. Altvater 
nicht eingehen will, ist die Bestimmung des Staates als „Organ der Herrschaft des Kapi- 
tals über die Lohnarbeiterklasse‘“ (S. 5). Er tut dies allerdings kursorisch doch in den 
Ausführungen über die Rolle des Staates im Konflikt zwischen Lohnarbeit und Kapital 
(S.149). 

31) Zunächst werden diese Funktionen nur negativ von der Konkurrenz aus bestimmt: 
„Nicht alle gesellschaftlichen Funktionen aber lasscn sich in diesem Sinne Kapitalistisch 
ausführen, sei es wcil die Produktion bestimmter (materieller) Produktionsbedingungen 
keinen Profit abwirft, sei cs weil der Allgemeinheitsgrad mancher Regelungen unter 
jeweils konkreten Bedingungen zu groß für ihre Wahrnehmung durch Einzelkapitale mit 
ihren jeweiligen Sonderinteressen ist (Ebenda, S. 7).“ Später nennt E. Altvater dann 
einen Katalog von vier Funktionen, den er dann genauer ausführt (S. 9 ff). Auf diesen 
Katalog gehen wir unter Teil IV noch ein. 

32) Ebenda, $S. 7,Speır. F&H. 
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In eine das Funktionieren der bürgerlichen Gesellschaft erschwerende 
„Lücke“ tritt hier — pointiert formuliert — einem deus ex machina gleich die 
„Einrichtung“ bürgerlicher Staat. Die Gleichsetzung von „Gesamtkapital“ und „Ge- 
sellschaft“ (33) enthält dabei eine ähnliche Amputation der Gesellschaft, 


2. T. beim Projekt Klassenanalyse der Fall war. Die Gesellschaft als Resultat der 
Beziehung der Kapitalbesitzer aufeinander entläßt die Besitzer von nichts anderem 
als ihrer Arbeitskraft in außergesellschaftlichen Raum. Ihre Existenz als Waren- 
besitzer in der Zirkulation, in welcher das Projekt Klassenanalyse diese Gruppe von 
Gesellschaftsmitgliedern an anderer Stelle noch hineinschmuggeln wollte, fällt her- 
aus, dito ihre Interessen — ob allgemeine oder besondere. Der Staat erscheint daher 


\bei Altvater präzise gesprochen auch nicht als „Lückenbüßer“ der bürgerlichen Ge- 


2 "sellschaft, sondern als „Zusatzorgan‘“ des Gesamtkapitals. _ 


Diese Argumentation kann u. E. allenfalls als negativer Ausgangspunkt zur 
Begründung der allgemeinen Notwendigkeit der Besonderung des Staates dienen. 
Jedoch ist mit dem Nachweis der Schwierigkeiten der Garantie und Herstellung 
bestimmter Voraussetzungen der Produktion der Schritt zur positiven Bestimmung 


“noch nicht geleistet. Der Nachweis, daß etwas zu geschehen hat, ersetzt nicht den 


a 


Nachweis, unter welchen allgemeinen Bedingungen überhaupt etwas geschehen 
kann. Den Staat in seiner bürgerlichen Bestimmung positiv abzuleiten bedeutet, die 
Bedingungen zu entwickeln, unter denen sich so etwas wie „Staat“ überhaupt kon- 
stituieren kann. Mit anderen Worten: Sobald mit der Entfaltung der inneren Natur 
des Kapitals als Wechselwirkung vieler einzelnen Kapitalien aufeinander sowohl die 
Formen der Durchsetzung des Wertgesetztes als auch die Schranken seiner gesell- 
schaftlichen Realisierung aufgewiesen worden sind, ist positiv allein die tendenzielle 
Notwendigkeit der Überwindung derartiger Schranken bestimmt, nicht jedoch 
schon positiv die Sphäre abgeleitet, in welcher bzw. aus welcher heraus dies nur 
geschehen kann. Der Staat kommt in dieser Ableitung nur als allgemeine Erfah. 


. Fungstalsache, nicht als logische Bestimmung hinein. ” 


“Eine derartige positive Bestimmung schien beim Projekt Klassenanalyse aus 
den Bedingungen der Warenzirkulation zu resultieren. Doch war jenes Gleichgelten, 
welches die Individuen unter ein Allgemeines subsumierbar machte, auf einer syste- 
matischen Ebene der Entwicklung des Kapitalbegriffs angesiedelt, auf der der gesell- 
schaftliche Antagonismus von Lohnarbeit und Kapital noch nicht einmal darstell- 
bar, geschweige denn in seiner verkehrten, den Antagonismus wiederum löschenden 
Weise entwickelbar ist. Ein derartiger Versuch fehlt bei Altvater (34). Das Problem 
stellte sich deswegen bei ihm klarer. 

Wir können jetzt die kursorische Erörterung zweier aktueller Staatsableitun- 


33) Vgl. dazu S.5: „...reale Zusammenfassung der aus vielen Einzelkapitalen bestehenden 
Gesellschaft .. .“, (Spert. F& H) 

34) Unseres Erachtens liegt die Bedeutung des Aufsatzes von E. Altvater weniger in dem 
Bemühen um eine Staatsableitung, als vielmehr in dem Versuch, die Bedingungen der 
Herstellung allgemeiner materieller Produktionsbedingungen durch den Staat etwas dif- 
ferenzierter zu erörtern. Seine Unterscheidung zwischen „Herstellung“ und „Betrieb“ 
(8. 20) trägt wohl auch zur Klärung einiger interpretationsbedürftiger Passagen im 
„Wegebau“-Beispiel in den „Grundrissen .. .““ bei. 


gen abschließen und die sich für uns daraus ergebenden Fragestellungen noch einmal 
resümieren. 


3. Staatsableitung und einfache Warenzirkulation 


Dem Anspruch einer „Ableitung“ der Besonderheiten des bürgerlichen Staates aus 
dem Begriff des Kapitals (‚Das Kapital“, Bd. 1-3) gerecht zu werden, bedeutet den 
systernatischen Zusammenhang zu benennen, von dem aus dieser „politische“ Be- 
reich aus den „ökonomischen“ Formen entsteht (35), und die Notwendigkeit der 
Entfaltung jener Form des bürgerlichen Staates aufzuweisen, die bisher als Besonde- 
rung des bürgerlichen Staates bzw. als Verdoppelung der bürgerlichen Gesellschaft 
in Gesellschaft und Staat bezeichnet wurde (36). 

So wie die Entwicklung der Funktion des Kredits etwa erst möglich ist, nach 
der Entfaltung der Bestimmungen des Geldes als Zahlungsmittel, der Zirkulations- 
gesetze, insbesondere wie sie aus der Kreislaufform des Geldkapitals resultieren, der 
Profitrate und der Entwicklung des zinstragenden Kapitals, so muß es auch bei den 
aus den ökonomischen Zusammenhängen erwachsenen „politischen“ Gestaltungen 
der bürgerlichen Gesellschaft möglich sein, die logischen Voraussetzungen anzu- 
geben und im Prozeß ihrer Nachzeichnung zugleich die Kriterien zu entwickeln, 
welche eine differenziertere Ausbreitung der in diesem „politischen“ Bereich wirk- 
samen Gesetze und Beziehungen erlauben. Es ist jedoch dabei der Irrtum zu ver- 
meiden, überall dort — um auf das Kredit-Beispiel zurückzukommen -, wo Marx 
den Kredit bereits erwähnt, diesen für logisch bereits entwickelt oder entwickelbar 
zu nehmen. 

So taucht der Kredit in K I aber besonders in K Il an zahlreichen Stellen auf, 
ohne daß man mehr über ihn zu sagen vermöchte, daß es sich um Geld handelt, 
welches von irgendwoher kommend, Schranken der Zirkulation überwinden, also 
z.B. die Umschlagsgeschwindigkeit verringern kann etc. Würde man den Kredit 
‚ dadurch als hinreichend bestimmt kennzeichnen, daß man angibt, wo er jeweils als 
Feuerwehr einspringen kann, so wäre man mit dem Kredit in etwa so verfahren, wie 
E. Altvater mit dem Staat, der bei ihm auch nur negativ, als „Lückenbüßer“ er- 
scheint. Nun taucht der Kredit in K II allerdings noch in anderer Beziehung auf. 
Dort, wo Marx „Die Zirkulation des Mehrwerts“ (37) untersucht, entwickelt er 


35) Vgl. zur Problematik der Begriffe „politisch“ und „ökonomisch“ die Anmerkung 103. j 

36) Auf eine Interpretation der spärlichen Andeutungen über das Buch vom Staat in den 
Briefen von Marx wollen wir uns nicht einlassen. Verwiesen werden soll allerdings auf 
einen Aufbauplan, in weichem Marx implizite Anmerkungen über das Verhältnis von 
Gesellschafisbegriff zu Staatsbegriff macht: „VI. Das Kapital als Quelle des Reichtums. 
Der Kapitalist. Nach dem Kapital wäre dann das Grundeigentum zu behandeln. Nach 
diesem die Lohnarbeit. Alle drei vorausgesetzt, die Bewegung der Preise, als die Zirkula- 
tion nun bestimmt in ihrer inneren Totalität. Andererseits die drei Klassen als die Pro- . 
duktion setzt in ihren drei Grundformen und Voraussetzungen der Zirkulation. Dann der 
Staat (Staat und bürgerliche Gesellschaft. — Die Steuer, oder die Existenz der unproduk- 
tiven Klassen... .). (GR, S. 175) er: 

37) KI,S.321 ff;vgl auch KU, S. 513 
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zugleich die Möglichkeit der Freisetzung von Geldkapital (38) und damit eine der 
allgemeinen Voraussetzungen dafür, daß der Kredit als Form des Kapitals real her- 
ausgesetzt werden Kann. 

Damit sind in der Untersuchung der Gesetzmäßigkeit des Kapitals, soweit sie 
aus dem Zirkulationsprozeß des Kapitals resultieren, neben einigen konkreten Bei- 
spielen für seine Funktion implizit die allgemeinen Voraussetzungen dafür ent- 
halten, daß im weiteren Fortgang der Entwicklung des Kapitalbegriffs der Kredit in 
seiner expliziten Gestalt und Rolle untersucht werden kann. Dafür jedoch ist es 
unerläßlich, die Kategorie der Profitrate zu entwickeln, deren Ausgleichungsprozeß 
zu vermitteln das. Haupigeschäft des Kredits ist (39). 

Übertragen wir dieses methodische Beispiel auf die Problematik der Staats- 
ableitung, so läßt sich präzisieren: Es reicht weder aus, die in der Entwicklung des 
Kapitalbegriffs implizit enthaltenen allgemeinen Voraussetzungen der Existenz des 
bürgerlichen Staates zu benennen, noch ihn als Summe seiner faktischen Aktivitäten 
konstituieren zu wollen, sondern es muß der methodische Ansatzpunkt heraus- 
gefunden werden, von dem aus er als reale Existenz notwendig wird: von dem aus — 
um eine Wendung von Marx aus einem anderen Zusammenhang aufzugreifen (40) — 
„die innere Tendenz als äußerliche Notwendigkeit“ im systematischen Entwick- 
lungsgang zutage tritt. 

“Die leitende inhaltliche Fragestellung ist bereits vorgegeben: Von welchem 
Zusammenhang aus begründet sich die Notwendigkeit der expliziten Verdoppelung 
der Gesellschaft in Gesellschaft und Staat? 

Es verführt an dieser Stelle, analog zur Dialektik der Wertform, d.h. der aus 
dem Widerspruch von Gebrauchswert und Wert resultierenden Verdoppelung der 
Ware in Ware und Geld, die Analyse des Staates zu beginnen. Müller/Neusüß haben 
diesen Entwicklungsprozeß auch zur Begründung der Besonderung des bürgerlichen 
Staates herangezogen: „Das Geld erscheint nun als selbständiges Ding, dem die 
besondere, historisch-gesellschaftliche Eigenschaft des Wertes als natürliche .... an- 
haftet. Der gleiche ‚Fetischismus‘ ist bei der Form des Staates festzustellen. Nach 
der bürgerlichen Auffassung hat es entweder den Staat immer schon gegeben, ist der 
Mensch ‚von Natur auf den Staat hin geschaffen‘, bzw. ist der Staat für ein 
menschliches (d.h. bürgerliches) Leben unentbehrlich... Daß er bloß Besonderung 
dieser spezifischen, der kapitalistischen Produktionsweise ist, ist in dieser Ver- 
kehrung auf den Kopf gestellt (41). Müller/Neusüß bleiben bei der formalen 
Analogie, ohne daß zugleich jener die Besonderung des Staates notwendig 
machende Widerspruch entwickelt worden wäre. Während beim Geldfetisch der 
Widerspruch von Gebrauchswert und Wert als bewegendes Motiv ausgemacht wer- 
den kann, ist der Staat die dingliche Gestalt von etwas Unbekanntem. Die aus der 


38) KI,S. 323 

39) KHLS.451 und GR, S. 418 

40) Gr, S. 317. Zugleich soll betont werden, daß es sich bei diesen methodischen Erörterun- 
gen nicht um eine Analogisierung handelt, sondern nur um die Illustration eines Vor- 
gehens anhand eines Beispiels. 

41)  Müller/Neusüß, a.a.O., S. 54 
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a, welcher die notwendige Verdoppelung der Gesellschaft zum Resultat hat? 

Ist ein derartiger Widerspruch bereits auf der begrifflichen Ebene der ein- 
fachen Warenzirkulation (vgl. Projekt Klassenanalyse) in der Weise zugänglich, daß 
er als Resultat der kapitalistischen Form der Produktion begriffen werden kann? 

Die Antwort muß dabei die Reflexion der Kategorie des „Interesses“ eben- 
so beinhalten wie die der Kategorie „Gesellschaft“; denn so wie letztere u. E. die 
Kategorie „Klasse“ voraussetzt, welche die Mitglieder einer Gesellschaft mit kapita- 
listischer Produktion allererst hinreichend zu strukturieren in der Lage ist, setzt 
erstere die Unterscheidung zwischen Charaktermaske und Subjekt notwendig des- 
wegen voraus, weil Interessen nur dann geäußert werden können, wenn zwischen 
objektiver Bestimmung eines Dinges (Geld, Ware, Kapital) und seinem „Hüter“ 
(44), Träger, Besitzer... eine begriffliche Differenz besteht, welche ihrerseits über- 
haupt nur ableitbar ist aus der Möglichkeit des wie auch immer gearteten Ausein- 
andertretens von Bewußtsein und den wesentlichen Gesetzmäßigkeiten der bürger- 
lichen Produktion. 

Die begriffliche Ebene der einfachen Warenzirkulation scheint nun zunächst 
in der Tat der Ansatzpunkt zu sein, von dem aus zumindest jenes Gleichgelten 
abgeleitet werden könnte, das in gemeinschaftlichem bzw. allgemeinem Interesse 
zum Ausdruck kommt. Denn: „Um diese Dinge als Waren aufeinander zu beziehen, 
müssen die Warenhüter sich zueinander als Personen verhalten, deren Willen in jenen 
Dingen haust, so daß der eine nur mit dem Willen des anderen, also jeder nur 
vermittelst eines, beiden gemeinsamen Willenaktes sich die fremde Ware aneignet, 
indem er die eigene veräußert. Sie müssen sich daher wechselseitig als Frivateigen- 
tümer anerkennen. Dieses Rechtsverhältnis, dessen Form der Vertrag ist, ob nun 
legal entwickelt oder nicht, ist ein Willensverhältnis, worin sich das ökonomische 
Verhältnis widerspiegelt. Der Inhalt dieses Rechts- oder Willensverhältnisses ist 
durch das ökonomische Verhältnis selbst gegeben (44).“ D.h. privater Besitz an den 
Bedingungen der Produktion, den Produktionsmitteln, und damit an den Resultaten 


42) H. Reichelt, Zur logischen Struktur des Kapitalbegriffs bei Karl Marx, FaM 1970, 8. 63 
43)  Marx/Engels, Die deutsche Ideologie, a.a.0., S. 33; Spert. F&H 
44) K1S.99 
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der Privatarbeit, den Produkten selbst, „Freiheit, Gleichheit, Eigentum und 
Bentham“ (45) beherrschen die Sphäre der einfachen Warenzirkulation der Form 
W--G-W. Die Bestimmungen der einfachen Warenzirkulation entwickelt MarxinK I 
vor der Analyse des Entstehungsprozesses von Mehrheit und damit vor der positiven 
Bestimmung von Kapital. Die einfache Warenzirkulation ist somit — von der histo- 
rischen Dimension einmal abgesehen (46) — ein systematischer Schritt auf dem 
Wege vom Geld zum Kapital. In der einfachen Warenzirkulation dient das Geld nur 
als Zirkulationsmittel der Metamorphose der Ware. Zugleich ist aber mit der Fixie- 
rung des Tauschwerts im Geld die Möglichkeit angelegt, sich von der Bestimmung 
als Zirkulationsmittel zu lösen: „Soweit aber der Tauschwert als solcher fixiert wird 
im Geld, steht ihm der Gebrauchswert nur noch als abstraktes Chaos gegenüber; und 
eben durch die Trennung von seiner Substanz fällt er in sich zusammen und treibt 
aus der Spähre des einfachen Tauschwerts, dessen höchste Bewegung die einfache 
Zirkulation, weg (47).‘“ Aus diesem Stellenwert der einfachen Warenzirkulation im 
logischen Gang der Entwicklung des Kapitalbegriffs werden seine weiteren Be- 
stimmungen erklärbar: 

Die Befriedigung von Bedürfnissen ist der Ausgangspunkt und der Endpunkt 
der Zirkulation. „Der Kreislauf W-G--W geht aus von dem Extrem einer Ware und 
schließt ab mit dem Extrem einer anderen Ware, die aus der Zirlculation heraus und 
der Konsumtion anheimfällt. Konsumtion, Befriedigung von Bedürfnissen, mit 
einem Wort, Gebrauchswert ist daher sein Endzweck (48). 

Dies schließt ein, daß der Gebrauch der Ware, ihr Konsum, ganz außerhalb der 
Zirkulation liegt; „es geht die Form des Verhältnisses nichts an;... und ist ein rein 
stoffliches Interesse, das nur noch ein Verhältnis des Individuums A in seiner Natür- 
lichkeit zu einem Gegenstand seines vereinzelten Bedürfnisses ausdrückt. Was es mit 
der Ware... anfängt, ist eine Frage, die außerhalb des ökonomischen Verhältnisses 
liegt.“ [Hier (beim Austausch von Arbeitskraft gegen Kapital; d. V.) erscheint 
umgekehrt der Gebrauchswert des gegen das Geld Eingetauschten als besonderes 
ökonomisches Verhältnis, und bestimmte Verwendung des gegen das Geld Ein- 
getauschten bildet den letzten Zweck beider Prozesse. Dies unterscheidet schon 
formell den Austausch zwischen Kapital und Arbeit vom einfachen Austausch — 
zwei verschiedene Prozesse (49).‘“] 

Die Aneignung von Gebrauchswerten (Waren) im Austausch, d.h. Resultate 
fremder Arbeit durch Tauschwert, setzt auf eigene Arbeit gegründetes Eigentum 


45) KI,S.189 
46) In zahlreichen Stellen deutet Marx an, daß die Bestimmungen der einfachen Warenzirku- 
;  lation zugleich auch historische Realität besitzen (vgl. z.B. KI,S. 128 Anm. 73, KI, 

S.184, KIH, S.354, GR, S. 915 etc.). Aus diesen Angaben kann jedoch nicht die 
Existenz einer ganzen historischen Phase oder Periode der einfachen Warenzirkulation 
vor der kapitalistischen Produktionsweise abgeleitet werden (vgl. K IL, S. 909). Darauf 
weist das Projekt Klassenanalyse in seiner Lenin-Untersuchung hin. (Vgl. Projekt Klassen- 
analyse, Leninismus... ., S. 76 ff) 

47) GR,S.179 

48) K1I,S.164 

49) GR,S.185 f;Sper. F&H 
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(Waren) voraus; so daß nur auf der Basis eigener Arbeit, die Resultate fremder 
Arbeit angeeignet werden können (50). 

In der Tat finden wir unter den systematischen Bedingungen der einfachen 
Warenzirkulation Gleichheit in jeder Beziehung: Auf allen an der vereinzelten Aus- 
tauschakten beteiligten Seiten herrschen die gleichen Intentionen, die gleichen 
Eigentumsverhältnisse, die gleichen Aneignungsverhältnisse, von den Äquivalenz- 
beziehungen der am Austauschakt beteiligten Dinge (Ware, Geld) einmal ganz ab- 
gesehen! „Es ist nöglich, irgendeinen Unterschied oder gar Gegensatz unter 
ihnen aufzuspüren, nicht einmal eine Verschiedenheit‘ (51), wenn man von den auf 
verschiedene Gebrauchswerte gerichteten unterschiedlichen Bedürfnissen absieht, 
welche jedoch gerade den Grund der sozialen und ökonomische Gleichheit (52) der 
Warenbesitzer darstellen. 

Den Staat bereiis hier, z. B. aus einem Widerspruch zwischen den selbstsüchti- 
gen Interessen der einzelnen Warenbesitzer und ihrem gemeinsamen Interesse an 
Erhaltung von Tauschbedingungen, ableiten zu wollen, würde die Verwechslung 
zweier Dinge bedeuten: die allgemeine Basis der Vorstellungen von Freiheit und 
Gleichheit (53), welche zunächst aus den systematischen Bedingungen der ein- 
fachen Warenzirkulation abgeleitet werden, mit jener Ebene von Freiheit und 
Gleichheit, welche aliererst das Resultat der Entwicklung der differentia spezifika 
der kapitalistischen Produktionsweise darstellt. Von diesen, also der Trennung von 
Eigentum und Arbeit und den darauf aufbauenden Gesetzen der Mehrwert- und 
Kapitalproduktion mußte hier noch abstrahiert werden, wenn sie als logisches 
Resultat der Funktion des Geldes innerhalb der einfachen Zirkulation erst ent- 
wickelt werden sollen. 

Unter den Bedingungen der einfachen Warenzirkulation waren Freiheit und 
Gleichheit sowohl auf den formellen Zirkulationsakt als auch auf seine inhaltlichen 
Voraussetzungen (Eigentumsverhältnis, Intention, Aneignungsform) bezogen; wenn 
die Trennung des Eigentums von der Arbeit die Basis der Produktionsweise darstellt 
und den charakteristischen Widerspruch zwischen Eigentum und Nicht-Eigentum 
setzt, läßt sich weder der Freiheits- noch der Gleichheitsbegriff in dem Inhalt und 
Form der einfachen Warenzirkulation umfassenden Sinne beibehalten. 

Gleichheit und Freiheit bleiben allein bezogen auf den formellen Austausch- 
akt, die schlichte Äquivalenzbeziehung unter Absehung der Eigentums- und An- 
eignungsverhältnisse, unter Absehung von den jetzt differierenden Intentionen der 
Warenhüter und von der unterschiedlichen ökonomischen Bestimmtheit der zu 
tauschenden Waren. Als Freiheit und Gleichheit präsentierende Tauschbeziehung 
wird das Verhältnis des Austauschs zwischen Kapitalist und Arbeiter „ein dem 
Zirkulationsprozeß angehöriger Schein, bloße Form, die dem Inhalt selbst fremd ist 
und ihn mystifiziert. Der beständige Kauf und Verkauf der Arbeitskraft ist die 


50) GR,S.902£,185 und 414 

51) GR,S. 153 

52) GR,S. 154 f 

53) „Gleichheit und Freiheit sind also nicht nur respektiert im Austausch, der auf Tausch- 
werten beruht, sondern der Austausch von Tauschwerten ist die produktive, reale Basis 
aller Gleichheit und Freiheit.“ GR, S. 156 
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Form. Der Inhalt ist, daß der Kapitalist einen Teil der bereits vergegenständ! 
fremden Arbeit, die er sich unaufhörlich ohne Äquivalent aneignet, stets 
gegen größeres Quantum lebendiger fremder Arbeit umsetzt. Ursprünglich 
uns das Eigentumsrecht gegründet auf eigene Arbeit... Eigentum erscl 
auf Seite des Kapitalisten, als das Recht, fremde unbezahlte Arbeit oder 
dukf, auf Seite des Arbeiters, als Unmöglichkeit, sich sein eigenes Pro 
eignen (54).““ Allerdings bezieht sich dies nicht auf alle Austauschbezi { 
der Basis kapitalistischer Produktion. Gehen wir von der Metamorphose des Geld 
kapitais aus 


G_wM 


...P...W'-G’ 
A ’ 


so bezieht sich das Auseinanderfallen von Eigentumsverhältnissen und er 
hältnissen, von Form und Inhalt des Tausches nur auf den Akt G--A, Geld gegen 
Arbeitskraft, bzw. Geldkapital gegen Arbeitskraft. Im Austauschakt G-PM ist jene 
Gleichheit auch inhaltlich insofern gewahrt, als sich das Geldkapital des einen gegen 
das Warenkapital des anderen Kapitalisten, sprich Eigentümers von Produktions- 
mitteln austauscht. Das Eigentum beider ist qualitativ gleich, ist Kapital (von daher 
also in seiner ökonomischen Funktion unterschieden von den Bedingungen der 
einfachen Warenzirkulation, in denen zwar auch das Eigentum beider am Aus- 
tauschprozeß Beteiligten qualitativ gleich war, jedoch kein Kapital, sondern primär 
Produktionsmittel mit der Funktion die Reproduktion seines Eigentümers zu ge- 
währleisten). Im Austauschakt W'-G’ haben wir dann, wenn W’ sich stofflich in PM 
darstelit, die gleichen Bedingungen vorliegen, wie unter G-PM. Anders verhält es 
sich, wenn W’ sich in Lebensmitteln (LM) verkörpert. Sie tauschen sich dann nicht 
gegen Geld als Geldkapital, sondern gegen Geld als Revenue, dessen Bestimmung im 
jeweiligen Verzehr ihres Warenäquivalents liegt (55). Die Formen der Revenue spie- 
len dabei zunächst keine Rolle; denn ob die Revenue als Lohn für unproduktive 
oder produktive Arbeit, als Teil der Rente oder des Unternehmergewinns erscheint, 
ändert an seiner ökonomischen Funktion, den individuellen Konsumtionsfonds zu 
bilden, nichts. Gravierende quantitative Unterschiede in den Konsumtionsfonds 
sind dagegen spürbar, die ihrerseits jedoch auf qualitative Unterschiede zurückzu- 
führen sind, die wir bereits erfaßt haben. In G-A stellt G die im Lohn erscheinende 
Wertgröße der Arbeitskraft dar; in G-PM stellt G jenes Geld dar, welches das in den 
PM verkörperten Mehrwert ihres Besitzers realisiert, wovon ein Teil seine Revenue 


-PM __.„ 
bildet. Der entscheidende Unterschied ist somit bereits in G-W_ı enthalten; 
; Keramlttelt erscheint er in W’ (LM). -G’ (Revenue) wieder. Innerhalb der Gesamtheit 


| inhaltlich Gleichheit der Austauschenden gewahrt Wird (G-PM; bzw. 

! W(PM)-G'), und auch mit solchen, in denen allein formell die Gleichheit gewahrt 
ist (G-A). 

Waren unter den abstrakten Bedingungen der einfachen Warenzirkulation 


54) K1S.609 f; vgl. GR,S. 194 f 
55) Vgl. zu den beiden Revenuebegriffen K 1, $. 618, Anm. 33 
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Freiheit und Gleichheit „dem fact nach‘ (56) im Austausch und in den ihr zu- 
grundeliegenden ökonomischen Eigentums- und Aneignungs-Verhältnissen der Aus- 
tauschenden gegeben, so werden sie „bei Betrachtung konkreterer ökonomischer 
Verhältnisse als die einfache Zirkulation sie darstellt“ (57) zu ausschließlichen Be- 
stimmungen des Austauschs, welche dann für diese entwickelteren ökonomischen 
Verhältnisse nur dem Schein nach gelten. Allerdings hat dieser dem Zirkulationsakt 
immer zakommende Freiheits- und Gleichheitsbezug auf den verschiedenen Ebenen 
der Entwicklung des Kapitalbegriffs eine unterschiedliche Bedeutung. In den 
„Grundrissen ...‘“ deutet Marx dies folgendermaßen an: „Im Gang der Wissenschaft 
betrachtet erscheinen diese abstrakten Bestimmungen (der einfachen Zirkulation; 
d. V.) gerade als die ersten und dürftigsten; wie sie zum Teil auch historisch vor- 
kommen; das Entwickeltere als das Spätere. Im Ganzen der vorhandenen bürger- 
BERERG Gese ellschaft erscheint dieses Setzen als Preise und ihre Zirkulation etc. als der 
in denen diese scheinbare Gleichheit und Freiheit der Individuen verschwindet 
(58).“ Das Ganze der bürgerlichen Gesellschaft welches von den ‚‚dürftigen‘ Kate- 
gorien der einfachen Warenzirkulation nicht zu erfassen ist, fällt also auseinander in 
die oberflächlichen Prozesse des Austauschs auf der einen Seite und auf der anderen 
Seite in die Prozesse „in der Tiefe“, die in den Eigentums- und Aneignungsverhält- 
nissen von Produktion und Reproduktion als prozessierende Widersprüche gerade 
permanent Unfreiheit und Ungleichheit hervorbringen bzw. befestigen. Der reale 
Widerspruch, der z. B. in der ökonomischen Charaktermaske des Lohnarbeiters als 
Widerspruch von Eigentum und Nicht-Eigentum, von Warenbesitzer im Austausch 
und Personifikation von Eigentumslosigkeit in den Verhältnissen der Produktion 
und Reproduktion zum Ausdruck kommt, ist diesem Dualismus von „Oberfläche“ 
und „Tiefe‘“ der bürgerlichen Gesellschaft geschuldet. Seine logische Aufhebung ist 
erst das Resultat der Entwicklung des Kapitals bis hin zu seiner „fetischartigsten 
Form“ (59), in der die Mystifikation der kapitalistischen Produktionsweise voll- 
endet (60) ist, in der der aus der Zirkulation entspringende Schein nicht mehr als 
solcher durch seinen Widerspruch zu faktischer Unfreiheit und Ungleichheit zu 
fassen ist, sondern in dem gewöhnlichen Bewußtsein der Produktionsagenten von 
den Eigentums- und Aneignungsverhältnissen seine Entsprechung findet. Das Resul- 
tat der Mystifizierung der die kapitalistische Produktionsweise „in der Tiefe“ kenn- 
zeichnenden wesentlichen Verhältnisse ist ihre verkehrte Erscheinungsform, in der 
sie den Phänomenen der „oberflächlichen“ Zirkulation entsprechen (603). 


56) GR,S.195 

>37)  GR,S. 904 

58) GR, S. 159; Sper. F&H 

59) K. Marx, Theorien über Mehrwert, in: MEW 26.3, S. 445 (im folgenden als TMW zitiert). 

60) Vel KU, S. 838 

60a) Das Projekt Klassenanalyse übersieht diesen zentralen Zusammenhang z. B. auch dort, 
wo es den Prozeß der Generierung von Klassenbewußtsein entwickelt. Seine Fragestellung 
ist zunächst noch adäquat: „Bei einer Untersuchung der Entwieklungsbedingungen von 
Klassenbewußtsein ist zunächst zu klären, wie die Verkehrung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse zustande kommt, der auch die Arbeiterklasse unterworfen ist, so daß sie 
unter normalen Reproduktionsbedingungen das Kapitalverhältnis als scheinbare Natur- 
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Am Ende der Entfaltung des Kapitalbegriffs, in der Entwicklung der 
„Revenuen und ihrer Quellen‘ (Trinitarische Formel; 61) ist jene methodische 
Ebene ansatzweise dargestellt, die Marx an verschiedenen Stellen mit dem Begriff 
der „Oberfläche“ charakterisiert: „Die Form der Revenue und die Quellen der 
Revenuen drücken die Verhältnisse der kapitalistischen Produktion in der fetisch- 
artigsten Form aus. Es ist ihr Dasein, wie es an der Oberfläche scheint, von dem 
verborgenen Zusammenhang und den vermittelnden Zwischengliedern getrennt 
(527. 

Die zentrale These unserer Überlegungen läuft nun darauf hinaus, daß erst 
von den Bestimmungen der Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft aus sich jene 
Zusammenhänge ergeben, die es erlauben, das Wesen des bürgerlichen Staates in den 
Griff zu bekommen; und zwar in einer Weise, welche die in den diskutierten Staats- 
ableitungen enthaltenen Schwierigkeiten und Ungereimtheiten auflöst. 


form akzeptiert“ (Projekt Klassenanalyse, Klassenbewußtsein und Partei, Westberlin 
1972, 8.1230). Danach zerfällt jedoch für das Projekt Klassenanalyse der gesell- 
schaftliche Erfahrungsbereich der Lohnarbeiter in zwei Teile: in einen des Scheins und in 
einen anderen offensichtlicher Herrschaftsverhältnisse. Somit ist das Bewußtsein der Ar- 
beiter widersprüchlich bestimmt: In der Sphäre des formellen Tauschs ist er in den 
Gestaltungen des Scheins befangen (S. 124), sobald aber die „Arbeitskraft im unmittel- 
baren Produktionsprozeß vom Kapital angewandt wird, wird dieser Schein der nur sach- 
lichen Abhängigkeit der Warenbesitzer relativiert“ (S. 124). Damit ist die richtig gestellte 
Frage nur halb beantwortet. In welcher Weise der Produktionsprozeß im Bewußtsein 
erscheint, inwieweit Verkehrungen auch die unmittelbare Produktion betreffen, wird 
nicht als Problem empfunden. Somit ist — nach Auffassung des Projekts Klassenanalyse 
— eigentlich mit dem Übergang vom 4. zum 5. Kapitel des K I alles Entscheidende in 
bezug auf das Bewußtsein der Lohnarbeiter ausgesagt: Sie verlassen die Sphäre von 
Freiheit und Gleichheit (K I, S. 189 f) und betreten die „Gerberei“ (K.I, S. 191). Diese 
erscheint im Bewußtsein so, wie sie nun einmal ist, als Herrschaftsverhältnis. Und Resul- 
tat der zyklischen Bewegung des Kapitals ist dann die Auflösung der ‚„widersprüchlichen 
Bewußtseinsverfassung‘ (S. 125), die Herausbildung von Klassenbewußtsein. Uns stellt es 
sich dagegen umgekehrt dar: Wenn dieser Widerspruch zwischen Produktion und Zirkula- 
tion erkannt ist, ist das Wesen dieser Produktionsweise zugleich begriffen. Das Problem 
ist, wie die Mystifizierung des Gesamtprozesses, welche die genauen oberflächlichen 
Bestimmungen der Zirkulation in Einklang mit der Produktion bringt, aufzulösen ist. Die 
Mystifizierung des Gesamtprozesses entwickelt Marx im Kapitel „Die Revenue und ihre 
Quellen‘, wobei er das Verhältnis von Lohn als Revenue zu seiner Quelle der Arbeit 
bereits in K I entwickelt hat. Den Lohnfetisch nun reklamiert auch das Projekt Klassen- 
analyse für seine Konstruktion; allerdings nicht als „Bestandteil“ der „Trinitarischen 
Formel“, sondern als isoliertes Zirkulationsphänomen (S. 124). Die Bedeutung des Lohn- 
fetischs (wie auch der anderen verkehrten Erscheinungsformen des Neuwerts) liegt 
jedoch gerade in seiner die Produktionsweise verkehrenden Rolle, Er löscht den Antago- 
nismus von notwendiger und Mehr-Arbeit aus und harmonisiert die Produktion im Be- 
wußtsein der Lohnarbeiter. (Vgl. a. Anm. 69). 

61) KI,Kap. 48-51 

62) TMW, 26.3, S. 445. Der Begriff ‚Oberfläche‘ wird bei Marx nicht immer einheitlich 
verwendet. Im folgenden dient er nur noch zur Kennzeichnung der „fetischartigsten 
Form“ der Produktion. In dieser Weise hat er sich als Terminus in Diskussionen in 
München, Erlangen, Bremen etc. herausgebildet. (Vgl. Cirkular 1 und 3, der MARXISTI- 
SCHEN GRUPPE/Theoriefraktion, Erlangen) 
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ll. Die Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft 
I. Die Herausbildung der Oberfläche 


In dem „Die Revenuen und ihre Quellen“ überschriebenen Abschluß der Kritik der 
politischen Ökonomie, in den Marx nach seinen eigenen Worten den „Klassenkampf 
als Schluß, worin sich die Bewegung und Auflösung der ganzen Scheiße auflöst .. .“ 
(63) mit aufnehmen wollte, werden zusammenfassend die Resultate der gesell- 
schaftlichen Distribution des geschaffenen Reichtums [dem Neuwert nach betrach- 
tet (64)] dargestellt: als zusammenfassende Darstellung der Resultate der Verwand- 
lung des gesellschaftlichen Neuwerts in Profit bzw. Zins, in Grundrente und in 
Arbeitslohn. Als Resultate dieses Distributionsprozesses des gesellschaftlichen Neu- 
"werts in Zins bzw. Profit, Grundrente und Arbeitslohn sind sie von uns zurückführ- 
bar auf ihre gemeinsame Quelle, auf die Quelle von Wert und Mehrwert, abstrakt 
menschliche Arbeit. Für sich genommen und im gewöhnlichen Bewußtsein der Pro- 
duktionsagenten an der Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft scheinen sie nicht 
mehr als das, was sie sind: sie werden nicht auf das allen Gemeinsame bezogen, 
sondern auf das, was die drei Arten von Produktionsagenten ihr Eigentum nennen, 
auf Kapital, Boden und Arbeit (bzw. Arbeitskraft). In der wirklichen Bewegung von 
der Quelle jedes Werts und Mehrwerts bis hin zu der Distribution in Zins, Grund- 
rente und Lohn verschwinden für die jeweiligen Besitzer der stofflichen Vorausset- 
zungen der Produktion (Arbeitskraft, Produktionsmittel und Boden) die Zusam- 
menhänge zwischen ihrem Einkommen und seiner tatsächlichen Quelle. 

Dieser, nach verschiedenen Gesetzen ablaufende Prozeß der Mystifizierung 
der kapitalistischen Plusmacherei durchzieht die drei Bände des „Kapital“ als: 


Verwandlung des Werts der Arbeitskraft in Preis der Arbeit 


In der Verwandlung des Werts der Ware Arbeitkraft in Lohn liegt zugleich die 
Ursache der Verschleierung der Differenz zwischen dem Wert der Arbeitskraft und 
ihrer wertschaffenden Potenz: „Auf der Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft 
erscheint der Lohn des Arbeiters als Preis der Arbeit, ein bestimmtes Quantum 
Geld, das für ein bestimmtes Quantum Arbeit gezahlt wird (65).“ Nicht mehr die 
Arbeitskraft wird als verkäufliche bzw. verleihbare und zu verleihende Ware erfaßt, 
sondern die Arbeit, die sie leistet: „Alle Arbeit erscheint als bezahlte Arbeit... Auf 
dieser Erscheinungsform, die das wirkliche Verhältnis unsichtbar macht und gerade 
sein Gegenteil zeigt, beruhen alle Rechtsvorstellungen des Arbeiters wie des Kapita- 
listen, alle Mystifikationen der kapitalistischen Produktionsweise, alle ihre Freiheits- 


63) Marx/Engels, Briefe über „Das Kapital“, Berlin 1954, S. 272 

64) Daß nur der Neuwert betrachtet wird, hängt an der Oberflächenvorstellung, daß sich 
auch der konstante Teil in die Bestandteile v und m, damit in die Wertmasse, welche sich 
in drei Einkommensarten auflöst, teilt. (Vgl. hierzu KL, S. 362--388, 439 ff und K UI, 
S. 844 ff) 

65) KLS.557 
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illusionen ... (66).“ 


Verwandlung des Mehrwerts in Profit 


Mit der Verwandlung des Mehrwerts in Profit, d.h. mit dem Prozeß, innerhalb 
dessen der Mehrwert auf das gesamte vorgeschossene Kapital und nicht mehr allein 
auf v bezogen wird, wird der Profit zu einer Erscheinungsform des Mehrwerts, 
„worin sein Ursprung und das Geheimnis seines Daseins verschleiert und ausgelöscht 
ist... Im Verhältnis von Kapital und Profit, erscheint das Kapital als Verhältnis zu 
sich selbst, ein Verhältnis, worin es sich als ursprüngliche Wertsumme von einem 
von ihm selbst gesetzten Neuwert unterscheidet. Daß es diesen Neuwert während 
seiner Bewegung durch den Produktionsprozeß und den Zirkulationsprozeß erzeugt, 
dies ist im Bewußtsein. Aber wie dies geschieht, das ist nun mystifiziert und scheint 
von ihm selbst zukommenden, verborgenen Qualitäten herzustammen (67).“ Im 
Prozeß der Mystifizierung der tatsächlichen Quelle des Reichtums tritt neben das 
Verhältnis Arbeit — Arbeitslohn, das „Kapital als Verhältnis zu sich selbst“ bzw. 
das Verhältnis von Kapital — Profit (68). 


Spaltung des Profits in Gewinn und Zins 


Mit der Besonderung des Geldkapitals tritt jene Spaltung des Profits in Unter- 
nehmergewinn und Zins (für geliehenes Geldkapital) ein, die sich schließlich derart 
befestigt, daß die Teilung des Profits in Unternehmergewinn und Zins im Bewußt- 
sein und in den Berechnungen des Kapitalisten auftritt, selbst wenn das Geldkapital 
nicht geliehen, sondern ihm selbst gehört: „Der Kapitalist, der mit eigenem Kapital, 
so gut wie der, der mit geborgtem Kapital arbeitet, teilt seinen Rohprofit ein in 
Zins, der ihm als Eigentümer, als seinem eigenen Verleiher von Kapital an sich 
selbst, und in Unternehmergewinn, der ihm als aktivem fungierenden Kapitalisten 
zukommt. Es wird so für seine Teilung, als qualitative, gleichgültig, ob der Kapitalist 
wirklich mit einem anderen zu teilen hat oder nicht. Der Anwender des Kapitals, 
auch wenn er mit eigenem Kapital arbeitet, zerfällt in zwei Personen, den bloßen 
Eigentümer des Kapitals und den Anwender des Kapitals; sein Kapital selbst, mit 
Bezug auf die Kategorien von Profit, die es abwirft, zerfällt in Kapitaleigentum, 
Kapital außer dem Produktionsprozeß, das an sich Zins abwirft, und Kapital im 
Produktionsprozeß, das als prozessierend Unternehmergewinn abwirft “ (69), das als 


66) KLS.562 

67) KII,S.58 

68) Die Entwicklung des Profits zum Durchschnittsprofit wird hier nicht dargestellt. Vgl. im 
übrigen zum gesamten Mystifizierungsprozeß' K III, S. 835-839 und TMW, 26.3, 
S.AT2 Ef 

69) KII,S.388. Mit dieser Verwandlung hat es noch seine besondere Bewandtnis. In der 
Form des Zinses, den das Kapital außerhalb des Produktionsprozesses abwirft (K III, 
S. 390), ist die „‚Kapitalmystifikation in der grellsten Form“ (K III, S. 405) erreicht. „Das 
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| ZUR KRITIK DER MARXISTISCHEN GRUPPE /theoriefraktion 


] PAPA 


Die auf einer vorwiegend methodischen Ebene geführte Kritik 


gewinnt - obzwar ein krgebnis der Erlanger Kontroverse 


zwischen den Basisgruppen/SOZNATEK und der Marxistischen 
Gruppe/theoriefraktion und eigentlich nur als vorläufige 
Diskussionsgrundlage gedacht - trotz ihrer Knappheit und 
Vorläufigkeit eine über den Rahmen einer bloö lokal-bornier- 
ten Polemik hinausgehende Relevanz vor allem für die sich 
als nicht-dogmatisch und nicht-revisionistisch verstehende 
Linke,da sie einerseits vielerorts bislang weitgehend unfe- 
flektiert übernommene Vorstellungen (etwa über deh Begriff 
dsr "Ableitung" im Marxschen "Kapital"”,das Verhältnis von 


Theorie und Empirie oder von normativen und deskriptiven 


Sätzen,die "Oberfläche"der bürgerlichen Gesellschaft,die 
widersprüchlichkeit bürgerlicher Wissenschaft etc.) einer 
kritischen Überprüfung unterzieht,andererseits an einigen 

| Stellen der Kritik eigene Vorschläge vorgetragen werden 

(etwa zur methodisch gerechtfertigten Vorgehensweise bei der 
Theoriebildung oder speziell bei der Erstellung einer Klas- 
senanalyse),die einen fruchtbaren Diskussionsprozeß initiieren 


können. 


Inhaltsverzeichnis : I.Zum Problem der Theoriebildung 
II.Zum Verhältnis von Theorie und Empirie 
III.Zur Klassenanalyse 
IV.Sozialistische Intelligenz und Arbeiter- 


bewegung 
V.Zur Hochschulpolitik 


IN BUCHLÄDEN ODER ÜBER DEN POLITLADEN ERLANGEN 


CA. 60 SEITEN CA. 2,50 DM 


Lohn für die Lohnarbeit des Unternehmers erscheint. 


Verwandlung des Surplusprofits in Grundrente 


Schließlich die Verwandlung des Surplusprofits in Grundrente für den Eigentümer 
des Bodens, welcher als Grundlage der kapitalistischen Landwirtschaft dient. Der 
Teil der Mehrarbeit der agrikolen Lohnarbeiter, welcher — die Verwicklungen durch 
die Konkurrenz beiseite gelassen — dem Eigentümer des Bodens [,‚Das Grundeigen- 
tum setzt das Monopol gewisser Personen voraus, über bestimmte Portionen des 
Erdkörpers als ausschließliche Sphären ihres Privatwillens mit Ausschluß aller an- 
deren verfügen zu können (70).“] als Rente (Pachtzins) gezahlt wird, erscheint 
diesem als Produkt des Bodens selbst. 


Als Resultat dieser hier nur knapp angedeuteten Nachzeichnung der Voll- 
endung der Mystifikation der kapitalistischen Produktionsweise können wir fest- 
halten: 

1. Im Prozeß der Distribution des disponiblen Reichtums der bürgerlichen Ge- 
sellschaft, d.h. ihres jeweiligen Neuwerts, verschwindet der Zusammenhang 
zwischen Ursache und Resultat, zwischen wertschaffender Potenz und Wert in 
zunehmendem Maße, bis an der Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft und 
„im gewöhnlichen Bewußtsein der Produktionsagenten“ (71) in der Erschei- 
nungsform der Bestandteile des Neuwerts jede Spur der gemeinsamen Quelle 
‚ausgelöscht ist. 


2. Die Resultate des Distributionsprozesses sind ‚Revenuen, d.h. Einkommen in 
der Form des Lohns, des Zinses und der Rente. 

3. Sie gehören alle derselben Sphäre an, der des Werts bzw. Geldes. 

4. Als derselben Sphäre angehörige Einkommensarten können sie sich nur quan- 
titativ, in der Höhe der jedesmaligen Revenue unterscheiden, nicht jedoch 
qualitativ. 


Kapital erscheint als mysteriöse und selbstschöpferische Quelle des Zinses, seiner eigenen 
Vermehrung... Im zinstragenden Kapital ist... dieser automatische Fetisch rein her- 
ausgearbeitet, der sich selbst verwertende Wert, Geld heckendes Geld, und trägt es in 
dieser Form keine Narben seiner Entstehung mehr. Das gesellschaftliche Verhältnis ist 
vollendet als Verhältnis eines Dings, des Geldes, zu sich selbst (K III, S. 405).“ Das 
zinstragende Kapital stellt sich dann dar ‚nicht in direktem Gegensatz zur Arbeit, son- 
dern umgekehrt, ohne Verhältnis zur Arbeit und als bloßes Verhältnis eines Kapitalisten 
zum anderen“ (K III, S. 395). Resultat ist, daß der Expleitationsprozeß selbst als bloßer 
Arbeitsprozeß erscheint, „wo der fungierende Kapitalist nur andere Arbeit verrichtet als 
der Arbeiter‘ (KIII, S. 396). Die Betrachtung des Unternehmergewinns als Lohn für 
eigene Arbeit — das Verhältnis „Unternehmergewinn — fungierender Kapitalist‘ ist dann 
eine Form des Verhältnisses „Lohn — Arbeit‘ — wird jedoch noch weiterentwickelt bis 
zu dem Punkt, wo als Resultat der Spaltung in Verwaltungslohn und Unternehmer- 
gewinn der Kapitalist vollständig „als überflüssige Person aus dem Produktionsprozeß‘“ 
verschwindet (vgl. S. 401 ff). 

70) KILS. 628 

7) KHLS.33 
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Als Einkommen erscheinen sie als das jeweilige Resultat der drei Revenue- 
quellen Arbeit, Boden und Kapital. Die Revenuequellen werden gleicher- 
maßen als „wirkliche Quellen“ und nicht nur als Verteilungsgründe der 
Revenuen betrachtet. Das Einkommen scheint ihnen direkt bzw. ihrer Ver- 
äußerung (als Verkauf, Verleih, Verpachtung) geschuldet zu sein: „Grund- 
eigentum, Kapital Arbeit verwandeln sich daher aus Quellen der Revenue in 
dem Sinn, daß das Kapital dem Kapitalisten einen Teil des Mehrwerts, den er 
aus der Arbeit extrahiert, in der Form des Profits, das Monepol an der Erde 
dem Grundeigentümer einen anderen Teil in der Form der Rente attachiert 
und die Arbeit dem Arbeiter den letzten noch disponsiblen Wertteil in der 
Form des Arbeitsichns zuschlägt, aus Quellen, vermititelst deren ein Teil des 
Werts in die Form des Profits, ein zweiter in die Form der Rente und ein 
dritter in die Form des Arbeitslohns sich verwandelt — in wirkliche Quellen, 
aus denen diese Wertteile und die bezüglichen Teile des Produkts, worin sie 
existieren oder wogegen sie umsetzbar sind, seibst entspringen und aus denen 
als letzter Quelle daher der Wert des Produkts selbst entspringt (72).“ 

Die Revenuequellen Arbeit, Boden und Kapital gelten nur als stoffliche, d. h 
sie gehören gleichfalls"einer Sphäre an, der der Stofflichkeit. Jede sie unter- 


'scheidende ökonomische Qualität ist ausgelöscht. Das Kapital ist nicht mehr 


ein gesellschaftliches Verhältnis, sondern nur noch produziertes Produktions- 
mittel (73); das Grundeigentum ist nicht mehr die durch den Grundherrn 
monopolisierte Erde, welche die bestimmte gesellschaftliche Voraussetzung 
für den agrikolen Produktionsprozeß ist, sondern natürliche, nicht-produzierte 
Produktionsvoraussetzung; Lohnarbeit schließlich ist hier nicht die Form der 
Arbeit unter den Bedingungen besonderer Produktionsverhältnisse, sondern 
gilt als Arbeit überhaupt, als subjektive Bedingung der Produktion. In ihrem 
Zusammenwirken im Produktionsprozeß erweist sich ihre Gleichrangigkeit, 
denn was wäre die eine ohne die andere. 

Das Disparate der drei Quellen ist allein ihre stoffliche Verschiedenheit. 

„In diesem Sinne also bieiet die Formel: Kapital — Zins (Profit), 
Erde — Rente, Arbeit — Arbeitsiohn, gleichmäßige und symmetrische Inkon- 
gruität (74). 


Kommen wir nun zu den subjektiven Trägern der Verhältnisse. In der Bezie- 


hung von Revenue auf Revenuequellen erscheinen die Eigentümer der jeweiligen 
Revenuequelle einander als gleiche, gleichrangige und unabhängige: Ihr Einkommen 
entstammt der Sphäre des Werts, der Bezug des Einkommens auf eine Quelle ist 
jedesmal der Bezug von Geld auf eine stoffliche Quelle, und in dem alle Quellen als 

„wirkliche Quellen‘ betrachtet werden, die es nur ordentlich zu nutzen gilt, sind sie 
unabhängig voneinander. Die Bestimmungen der Gleichheit der Privateigentümer 


72) 
73) 


74) 


K II, S. 834 

Das Geld, welches als Mittel zum Tausch gegen Produktionsmittel fungiert, muß hier 
nicht gesondert berücksichtigt werden. 

KHLS. 832 
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sind damit erfüllt, zumal jene beiden Momente von Unterschisdlichksit -diestoffliche 
Verschiedenheit der Quelle und die unterschiedliche Revenuehöhe (die hier zu- 
nächst als empirisches Faktum hineinkommt) — notwendige Konstituentia von Frei- 
heit und Gleichheit der Privateigentümer von Arbeit, Boden und Kapital darstellen. 
Als stofflich verschiedene Quellen (Arbeit bzw. Arbeitskraft, Erde, Produktions- 
mittel) s sind sie notwendige Bestandteile des Produktionsprozesses als Arbeitsprozeß 
betrachtet. In der Unabdingbarkeit ihres Zusammenwirkens im gen liegt 
auf der Basis stofflicher Verschiedenheit hier ihre Gleichrangiskeit, welche im ge- 
meinsamen Resultat, dem Produkt, ausgedrückt im dafür erzielten Preis, als quanti- 
tative Komposition des Warenpreises aus den Elemenien Lohn, Zins und Rente, ih 
Pendant findet. Die Tatsache ihrer Unabhängigkeit wird dadurch nicht aufgehoben, 
denn das Zusammenwirken im Arbeitsprozeß ist nur der Ausdruck ihrer Freiheit, 
ihres freien Entschlusses, aus der Revenuequelle Boden, Kapital, Arbeit in dieser 
Weise Revenue zu ziehen. Die Tatsache, daß regelmäßige Revenue aus der Quelle 
fließt, diese also stets aufs neue wieder verliehen, verkauft oder verpachtet werden 
kann, ist nur Zeichen dafür, daß jene freie Entscheidung richtig war; und die diver- 
gierende Revenuehöhs wirkt zunächst nur als Stimulus, die eigene Revenuequelle 
optimal zu nutzen (75). Dies beinhaltet umgekehrt, daß die dem subjektiven Willen 
und Können überlassene optimale Vernutzungsweise dieses Eigentums als Grund für 
das Mehr oder Weniger an Revenuequantum gelten muß. Und dieser Bezug der 
Subjekte auf ihr Privateigentum, nämlich auf der Basis freier Verfügbarkeit über die 
eigene Revenuequelle zwischen verschiedenen Möglichkeiten ihrer optimalen 
Nutzung wählen zu können, konstituiert zugleich die Kategorie des Interesses als 
Resultat der logischen Möglichkeit der Differenz zwischen Charaktermaske und 
Subjekt. Als Charaktermasken sind die Produktionsagenten Personifikationen all- 
gemeiner ökonomischer Gesetze, die sich hinter ihrem Rücken, d.h. ohne daß sie 
ein Bewußtsein davon haben, durchsetzen. Als Subjekte, welche sich frei dünken 
müssen, sofern sie über privates Eigentum verfügen Können, haben sie Interessen, die 
insgesamt und ausschließlich die optimale Nutzung ihres eigenen Eigentums zum 
Zwecke hoher Revenuegewinnung betreffen. [Es muß nicht betont werden, daß der 
Rahmen und die Möglichkeiten der optimalen Nutzung ihrer Revenuequelle quanti- 
tativ und qualitativ allgemein vorbestimmt sind (76).] In diesem Sinne kennzeich- 
nen den Privateigentümer überhaupt, d. h. unabhängig von der stofflichen Verschie- 

. denheit des jeweiligen Eigentums, wesentlich drei Interessen: 

| „a) das Interesse an der Erhaltung der Revenuequelle selbst, 

ı b) das Interesse an möglichst hoher Revenue, i.e. das Interesse an möglichst 
| großer Ausbeute durch die Verfügung über die eigene Revenuequelle, 

\ c) das Interesse an kontinuierlichem Fluß der Revenue, die in dieser Bestimmt- 


75) Die sehr harmonischen Beziehungen auf der Oberfläche dürfen hier noch nicht mit den 
weniger harmonischen Beziehungen in der empirischen Realität verglichen werden. 
Gegenwärtig gilt es nur, die Oberfläche in ihren zentralen Bestimmungen zu fassen; die 
Bewegung an der Oberfläche (Durchsetzungsmöglichkeiten von Interessen), von der aus 
erst jene weniger harmonischen Beziehungen in ihrer Latenz an der Oberfläche zu ent- 
wickeln sind, werden weiter unten angedeutet. 

76) Vgl. dazu KIN, S. 866 ff 
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heit des kontinuierlichen Flusses Einkommen ist (77).“ 

Resultat der Verfolgung dieser Interessen durch die drei Gruppen von 
Revenuequellenbesitzer ist letztlich die Erhaltung der diese drei Gruppen als Klasse 
auszeichnenden Bestimmungen, d.h. Aufrechterhaltung der Klassenbeziehungen. 
Sicherung des Eigentums der „Revenuequelle Arbeit“ bedeutet tatsächlich Siche- 
rung des eigenen Nicht-Eigentums; Interesse an kontinvierlichem Fluß von Re: 
heißt — wenn man die Oberfläche verläßt — nichts anderes als Sicherung 
aussetzung für einen reibungslosen Kapitalverwertungsprozeß, Jedoch ist 
tümern dies mit der Artikulation des Interesses nicht bewußt. D. h. 
Privateigentümer erkennen nicht den Zusammenhang zwischen ihrem Int 
Sicherung des Privateigentums und der spezifischen Form, in der produziert wi 
bzw. den Auswirkungen dieser Produktionsweise. Das allen gemeinsame Interesse 
zielt tatsächlich auf die Erhaltung bestehender Bedingungen; subjektiv meint es 
jedoch nur die optimale Nutzung der jeweiligen Revenuequelle. 

In dem Interesse an Erhaltung der Revenuequelle und in der Anerkennung der 
gegebenen Formen, mittels Austausch Revenue aus seiner Quelle zu ziehen, ist in 
dem Interesse an Sicherung des eigenen Eigentums zugleich die Anerkennung des 
anderen Eigentums gegeben. Es ist somit die „Aufrechterhaltung der gegebenen ° 
gesellschaftlichen Bedingungen, der allgemeinen Verkehrsformen, und der mit ihren 
gegebenen Mittel zur Durchsetzung der Interessen der Privateigentümer die Bedin- 
gung der Durchsetzung dieser Interessen selbst, also allgemeines Interesse der Privat- 
eigentümer schlechthin, ein Interesse, das allen Privateigentümern zukommt und 
gemeinsam ist“ (78). In der stofflichen Verschiedenheit der Revenueguellen ist 
dagegen die Möglichkeit der Artikulation besonderer Interessen angelegt, durch 
deren Verfolgung allererst das allgemeine Interesse deutlich wird. Die Aufrecht- 
erhaltung von Privateigentum überhaupt ist somit Voraussetzung der Artikulation 
besonderer Interessen und ist zugleich ihr allgemeinstes Resultat (79). 

Als Privateigentümer überhaupt, als Vertreter des allgemeinen Interesses an 
Aufrechterhaltung der Bedingungen von Privateigentum — welcher stofflichen Sub- 
stanz auch immer — konstituieren die Privateigentümer an der Oberfläche jene 
Sphäre des realen Scheins von Gleichheit, Freiheit und Unabhängigkeit, welche die 
Möglichkeit der Entfaltung des bürgerlichen Staates in sich. birgt. Im Zuge der 
Entwicklung des Kapitalbegriffs ist somit hier jene Ebene abgeleitet, die als falscher 
Schein der antagonistischen Klassenverhältnisse Gesellschaft als soziales Resultat 
der Beziehungen unabhängiger, gleicher Privateigentümer faßt. Verhüllt sind die 
tatsächlichen Beziehungen der Menschen unter- und gegeneinander als Angehörige 
von Klassen, denen sie objektiv angehören. Sie wähnen sich in der Sphäre von 
Freiheit und Gleichheit, welche nun nicht mehr das Resultat einer — methodisch 
unzulässigen — Ausbreitung der Bestimmungen des Austauschaktes oder der ein- 


77) Zur Oberfläche des Kapitals, in: Cirkular 3, hg. MARXISTISCHE GRUPPE/Theorie- 
fraktion, Erlangen 1972, S.4 

78)  Ebenda,S.7f 

79) Inwieweit die hierin angelegte Verdopplung identisch ist mit derjenigen, die Marx in den 
Frühschriften (vgl. „Zur Judenfrage“, MEW 1, S. 355 etc.) entwickelt hat, kann nicht 
ohne Auseinandersetzung mit dem Verhältnis von Marx zu Hegel untersucht werden. 
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fachen W sondern Resultat der Entwicklung jenes Bewußtseins, 


in dem die k ischen Formbestimmung nach gerade als Nicht-Eigentümer, 
als von Eigentum „los ve Ir ig, frei‘ (80) gekennzeichneten Lohnarbeiter nun sich 
selhst ze Privatel mer erscheinen können, neben jenen, die es wahrhaftig, 


dus ie diese den an erst setzende 


eigene: 


er den Staat, vornehmlich die Notwendigkeit 
drei genannten Interessen näher untersucht 


de: aieigentümer von Revenuequellen 


!ien die drei grundlegenden Interessen selbst etwas genauer unter- 

wäre notwendig, sie zum einen für sich und zum zweiten unter 
t drei stofflich verschiedenen Revenuequellen und den aus ihnen 
vesultiesenden Konsequenzen für die Harmonie bzw. Disharmonie im Prozeß ihrer 
Durchsetzung zu untersuchen; insbesondere müßte eine genauere Bestimmung der 
Konflikte zwischen den Eigentümern besonderer Revenuequellen im Prozeß der 
Realisierung ihrer eigennützigen Interessen erfolgen. Dies kann hier alles nicht ge- 
schehen. Es bleibt insgesamt bei einigen Andeutungen, in denen vor allem die 


80) KT,S.183 
81) An dieser Stelle ist ein meihodischer Hinweis zur Oberfläche notwendig. In zahlreichen 
Wortverbindungen legt die Verwendung des Begriffes „Oberfläche“ bei Marx die Inter- 
pretation nahe, die Oberflächenbestimmungen seien immer die tatsächlich empirisch 
vorfindlichen Bestimmungen. E. Altvater nimmt diese Interpretation auf und spricht von 
„empirische(r) Oberfläche“ (E. Altvater, Zu einigen..., S. 3). Wenn Marx etwa von der 
„fertige(n} Gestalt der ökonomischen Verhältnisse, wie sie sich auf der Oberfläche zeigt“ 
(K IH, 8. 219) spricht, dann meint er nicht den konkretesten Ausdruck abstrakter 
i her Gesetze, sondern den mystifiziertesten. Diese mystifizierteste Form der 
Produktionsweise im Bewußtsein und in der realen Existenz ist in Zeiten, in 
welchen die genannten Interessen befriedigt werden, in welchen keine Störungen und 
Kämpfe die harmonischen Beziehungen trüben, im idealen Durchschnitt mit empirischen 
Verhältnissen zu vergleichen. (Auch dann noch sind letztere nur als durch Zufälliskeiten 
und nationale Besonderheiten modifizierte Beziehungen der Oberfläche zu verstehen.) 
Wera jedoch — wodurch auch immer verursacht — im Bewußtsein z. B. der Arbeiter jene 
Verkehrungen erschüttert werden, sie in einer spezifisch-historischen (und damit empir+- 
schen) Situation ansatzweise Klassenbewußtsein zu entwickeln beginnen, dann sind ihre 
Handlungen und ihr Bewußtsein bereits bezogen auf die wahren Verhältnisse und nicht 
mehr auf ihren verkehrten Schein. Die Empirie ist dann für sie partiell dechiffrierte 
Oberfläche.. Verläßt man diese schr schematisierten Vorstellungen, dann ist konkret- 
historische Empirie immer die Totalität von Kämpfen und von Harmonie, von Ober- 
flächenvorstellungen und revolutionärem Bewußtsein, von Interessenpolitik und system- 
sprengender Aktion; und zwar in allen Schattierungen und Variationen. Die bestimmen- 
den ausfindig zu machen, ihre Ursachen zu cıklären und im Prozeß der „naturwüchsigen‘“ 
Dechiffrierung der Oberfläche „die Richtung zu halten“ ist die Aufgabe von Sozialisten. 
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Grundeigentümer zu kurz kommen. 


a) Erhaltung der Revenuequelle 


Das Interesse an der Erhaltung der Revenuequelle ist das erste und vordringlichste 
Interesse. Ohne ihre Erhaltung flösse keine Revenue, weder sporadisch, noch kon- 
tinuierlich. Die Erhaltung der Quelle ist somit Voraussetzung bzw. Mitiel der Ver- 
folgung der anderen Interessen. 

Die Erhaltung der Revenuequelle erfordert ihre Sicherung vor Mißbrau ch nn 
jeder, den normalen Verkehrsformen der bürgerlichen Gesellschaft widerspre 
den Art und Weise. Da diese durch die Äquivalenzbeziehungen des Tausches gesetzt 
sind, läßt sich präzisieren: Erhaltung der Revenuequelie bedeutet zunächst ihre 
Sicherung gegen Aneignungsweisen, die außerhalb des Tausches liegen; 
gegen Raub, Diebstahl, mutwillige Zerstörung, Plünderung etc. Alle For i 
Eigentumswechsels, welche nicht auf dem Äquivalententausch basieren, wider- 
sprechen den normalen Aneignungsformen. Und die Bestrafung von unüblichen 
Aneignungsformen zielt auf nichts anderes als auf die Einhaltung der formalen 
Tauschbeziehung. Den Subjekten wird sie als Sicherung des Privateigentums bzw. 
als Sicherung der freien Verfügung über die Revenuequellen durch ihre Eigentümer 
bewußt. Doch sind dieser freien Verfügung auch Grenzen gesetzt; jene Grenzen, 
welche den Spielraum der Verfügungsmöglichkeiten über die Revenuegquelle ihrer 
kapitalistischen Bestimmung nach markieren. Die Revenuequelle muß also unter 
besonderen Bedingungen sogar vor ihrem Eigentümer geschützt werden. 

Das Interesse an Erhaltung der Revenuequelle hat jedoch je nach der stoff- 
lichen Eigenart der Revenuequelle andere inhaltliche Bestimmungen. Bei den 
Revenuequellen Kapital und Boden umfaßt dies interesse sämtliche Maßnahmen, 
die bei Dingen, welche eine materiell-sachliche Existenzform besitzen, angemessen 
sind. Die Revenuequelle Arbeit dagegen existiert nicht in materiell-sachlicher, son- 
dern in immateriell-leiblicher Form. Schutz vor physisch-psychischer Verletzung 
durch andere ist hier die primäre Weise der Sicherung dieser besonderen Revenve- 
quelle. 

Da die drei besonderen Revenuequellen als Eigentum zu ihrem Schutz und zu 
ihrer Erhaltung zwei verschiedene Arten von Maßnahmenkomplexen verlangen — sie 
müssen sich auf materiell-sachliche und immateriell-leibliche beziehen — schlagen 
sich diese auch in dementsprechend unterschiedlichen Schutzbestimmungen nieder 
und konstituieren nun von sich aus Eigentumsbegriffe, welche nicht mehr die 
Revenuequellen Boden und Kapital allein meinen, sondern (zunächst) jedes ma- 
terielle Gut. Die Unterscheidung zwischen der Quelle von Revenue und den 
mittels dieser Revenuequelie zu erstehenden „Quellen“ von Genuß, zwischen dem 
Auto als Produktionsmittel und seiner Funktion als Kunsumtionsmittel fällt hier 
weg. Von hier aus ist es auch zu verstehen, daß für den Eigentümer der Revenue- 
quelle Arbeit die langlebigen Konsumtionsmittel — Auto, Eigenheim, Wasch- 
maschine —, die heute allmählich im gesellschaftlichen Durchschnitt in den Wert der 
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ft eingehen, wesentlich eher der Oberflächenkategorie „Privateigen- 
ben scheinen als die Arbeit bzw. Arbeitskraft. 
> undifferenzierte Subsumtion von Konsumtionsmittel und Einkommens- 
; Enisprechung in einem verdinglichenden juristischen Eigentums- 
daraus nicht zu folgern, die Eigentümer der Revenusquelle Arbeit 
ıtz dieser besonderen immateriellen Form des Eigentums kein Inter- 
. Dieses wird explizit artikuliert, wenn z. B. der Schutz vor Arbeits- 
fordert wird, „die einen kaputt machen“, also die Revenuequelie 
ren oder ihre kontinuierliche Nutzung erschweren können. Die 
e aus den Spezifika der Revenuequelle Arbeit resultierende Siche- 
igentums geschieht, ist das Gesetz. Jedoch nicht jenes, welches den 
Kapital gegen Diebstahl oder welches den Eigentümer von Grund 
widerrechtliche Benutzung oder Zerstörung sichert. Das Fabrik- 
apiiel), das jetzt geplante Werkarzt-Geseiz etc. können als Beispiele für 
solche Gesetze gelten, die — allgemein subsumierbar unter die Gesetze, welche auf 
Sicherung des Privateigentums abzielen — den besonderen Charakteristika der 
Revenvequelle Arbeit geschuldet sind. 

Und wie die sachliche Gestalt im juristischen Eigentumsbegriff Anlaß von 
Verwirrungen ist, so können hier gleichermaßen die Bestimmungen zum Schutz der 
Leiblichkeit, da sie auf jeden „Leib“ bezogen sein müssen und da sie in ihrer 
juristischen Form keinen Unterschied zwischen dem Leib als Quelle von Ein- 
kommen und dem Leib als reinem „Gefäß des Genusses‘“ vornehmen, trotz ihrer 
ökonomischen Unterschiede auf die Arbeitskraft und auf die Physis des Kapital- 
und Bodeneigners bezogen sein. Trotz bzw. gerade wegen der von seinem Öökonomi- 
schen Ursprung abweichenden Bestimmung des Privateigentums, der daraus folgen- 
den unterschiedslosen Fetischisierung von allem und jedem als Eigentum (unter- 
schieden allenfalls im Wert, nicht der ökonomischen Funktion nach), ist das Inter- 
esse an Erhaltung der Revenuequelle als Privateigentum die Basis des allgemeinen 
Interesses an Sicherung von Privateigentum. Dieses alle Revenuequelleneigentümer 
einigends Interesse ist nichts anderes als der Ausdruck der Tatsache, daß ohne 
Aufrechterhaltung der Existenz von Privateigentum überhaupt auch seine Nutzungs- 
weisen nicht gesichert wären. Interesse an Sicherung von Privateigentum überhaupt 
ist aber identisch mit dem Interesse an Aufrechterhaltung der bestehenden, auf 
Privateigentum und Tauschbeziehungen basierenden gesellschaftlichen Verhältnisse. 

Die verschiedenen Existenzweisen des Privateigentums (materieli-sachlich, 
immaterieli-leiblich), welche verschiedene Formen und Instrumente ihrer Garantie 
notwendig machen, sind es denn auch, die als erste Quelle offensichtlicher Kon- 
flikte zwischen den Eigentümern stofflich verschiedener Revenuequellen bei der 
Durchsetzung der besonderen inhaltlichen Bedingungen des allen gemeinsamen 
Interesses an Erhaltung des Privateigentums auftauchen. So sind die Bedingungen 
des Arbeitsplatzes, welche auf Dauer das Privateigentum an der Revenuequelle 
Arbeit verletzen bzw. seine kontinuierliche Nutzung erschweren, als Privateigentum 
des Kapitalisten gerade Gegenstand seines Interesses an ihrer unveränderten Er- 
haltung und Wirkungsweise. Die materiell-sachliche Existenzform der Revenue- 
quelle Kapital (Produktionsmittel) wird in ihrem Fungieren zur Ursache der Ver- 
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des i inieyesses 


Das alien Revenusempfängern gemeinsame Interesse an möglichst hoher Revenue 
äußert sich nicht dort, wo sich die Eigentümer von Revenuequellen als jeweilige 
Eigentümer im Tausch gegenüberstehen und als Privateigentümer überhaupt ein 
Interesse an der Sicherung des Eigentums bzw. an der Wahrung der Äquivalenz- 
beziehungen im Tausch artikulieren. Wo Käufer und Verkäufer sich gegenüber- 
stehen, wechseln nur gleichgroße Wertquanta die Hände, kann somit die Vermeh- 
rung von Revenue nicht ihren Ausgangspunkt haben. Erst wenn mehrere Verkäufer 
das gleiche Produkt erwerben wollen, wenn also eine Beziehung zwischen Käufern 
untereinander und den Verkäufern untereinander besteht, kurz! wenn sich die 
jeweiligen Privateigentümer von Revenuequellen als Konkurrenten zueinander ver- 
halten, ist an der Oberfläche die Möglichkeit der Revenuevermehrung für den Ein- 
zelnen innerhalb der normalen Formen geselischaftlicher Beziehungen (d.h. durch 
Tausch, nicht durch Raub etc.) ausgemacht. 

Es herrscht — zunächst — Konkurrenz der Arbeiter untereinander, der Kapi- 
taleigner und der Grundeigentümer untereinander. In ihrem jeweils gleichen Inter- 
esse, eine möglichst hohe Revenue für die jeweilige Form der Veräußerung ihres 
Privateigentums (Verkauf, Verleih, Verpachtung) zu erhalten, sind sie Konkurren- 
ten, soweit sie sich auf ein von ihnen getrenntes Drittes, den jeweiligen Marktpreis 
und über dieses Dritte vermittelt aufeinander beziehen. [Zwar ist der Marktpreis 
selbst Resultat des Erscheinens der Privateigentümer als Käufer oder Verkäufer auf 
dem Markt; zugleich ist er jedoch immer als jeweiliger Marktpreis vorfindlich und 
somit den Konkurrenten gegenüber etwas Selbständiges. Konkurrenz ist somit „das 
Verhältnis eines Subjekts zu einem von ihm und anderen Subjekten produzierten, 
gleichwohl getrennten Ding (dem Preis). Erst auf dieser Bestimmung ist es möglich, 
eine zweite aufzubauen. Wenn man nämlich zwei Subjekte betrachtet, so verhalten 
sie sich in bezug auf den Preis ganz ähnlich. Erst jetzt kann man sie als Rivalen 
betrachten. Der alltägliche Sprachgebrauch ... greift nur diese zweite Bestimmüng 
auf, indem er vergißt, daß die Rivalität ein gleiches Ziel voraussetzt, das gleiche Ziel 
aber erst produziert sein muß (82).“] Wird ihr Interesse, den jeweiligen Marktpreis 
82) Reihe Sozialistisches Studium, BandI BWL, hg. AK-Fraktion der Roten Zellen, Rote 

Zelle Ökonomie München, (München) 1972, S. 25 
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bzw. einen möglichst hohen Marktpreis bzw. einen möglichst großen Überschuß 
über den Kostpreis zu erzielen nicht befriedigt, so sind sie gezwungen, in einer ihrer 
Revenuequellen entsprechenden Weise auf den Marktpreis zu reagieren. Sie werden 
versuchen, ihr Privateigentum als Verkaufsobjekt den Bedingungen günstigerer 
Nachfrage anzupassen. Dies geschieht jedoch nicht auf dem Markt, sondern außer- 
halb des Marktes, wo das jeweilige Privateigentum verändert werden kann. Es ist 
dies ein weiterer Bereich von Freiheit als bürgerlicher Freiheit: die freis Wahl zwi- 
schen verschiedenen Marktstrategien zum Zwecke der optimalen Nutzung der eige- 
nen Revenuequelle. 

Je nach den stofflichen Unterschieden der Revenuequellen selbst fällt dieser 
Prozeß anders aus! 

Die einzelnen Kapitalisten reagieren auf den Marktpreis il { 
sie die Produktivkraft der Arbeit zu vermehren versuchen bzw. — so st 
ihnen dar — den Kostpreis zu verringern versuchen; oder, wenn 
Produkt es bzw. des Koprne nicht zu höherer Besense fahr: 


auf den Marktpreis für die Arbeit, indem sie versuchen, "sich nelbst in die Lage zu 
versetzen, schneller, besser, mehr oder — wenn notwendig — andere Arbeit zu 
verrichten, als sie gelernt haben. 

Diese Reaktionsweisen auf den Marktpreis betreffen nicht nur die Eigentümer 
der drei stofflich unterschiedlichen Revenuequellen jeweils insgesamt, sondern 
differenzieren sich je nach der Differenzierung der Revenuequellen selbst: die Wein- 
bergbesitzer werden zu anderen Maßnahmen greifen als etwa die „Äckerbesitzer, 
Waldbesitzer, Bergwerksbesitzer (oder) Fischereibesitzer“ (83); die Ingenieure 
andere als die Monteure und die Handlanger andere als die Facharbeiter. Es bilden 
sich Fraktionen innerhalb der drei großen Gruppen von Revenuequelleneigentümern 
und z. T. sogar quer zu diesen. In ihrem Interesse an der Erhöhung ihrer jeweiligen 
Revenue verhalten sie sich zunächst als Rivalen, als Gegner, deren Interesse nur 
allgemein gleich ist, dessen besondere Ausprägung bei dem einen Eigentümer von 
Arbeit (Kapital, Boden) jedoch die Realisierung desselben besonderen Interesses bei 
dem anderen Bigentümer von Arbeit (Kapital, Boden) ausschließen kann. In dem 
Moment allerdings, in dem sie als Figentümer gleichartiger Revenuequellen, gleicher- 


„ maßen auf bestimmte Bedingungen angewiesen sind, um in der K onkurrenz be- 


stehen zu können bzw. um in der Konkurrenz eine Revenueerhöhung durchsetzen 
zu können, ist das Konkurrenzverhältnis zwischen den Eigentümern gleichartiger 
Revenuequellen (bzw. der jeweiligen Fraktionen) außer Kraft gesetzt, wird es 
latent. Dann artikulieren sie gemeinsam das Interesse an der Realisierung solcher 
Bedingungen, die für alle Eigentümer gleicher Revenuequellen gleichermaßen | Vor- 
aussetzung sind, um das Eigentum so präparieren zu können, daß es zu den günstig- 
sten Konditionen verkaufbar wird. Sclche allgemeinen, durch die Konkurrenz selbst 
aufgezwungenen, Voraussetzungen der Konkurrenz sind für die Eigentümer von 


i ‚ Arbeit z. B. die Ausbildung, hinreichende allgemeine Reproduktionsmöglichkeiten 


; (Gesundheitswesen, Freizeit) für sich selbst und die Familie; für den Eigentümer von 


83) KIE,S. 893 
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Kapital betrifft dies die Entwicklung der Wissenschaft als allgemeiner. Vorausset- 


“Solche aus der Konkurrenz resultierenden und zugleich ihre Voraussetzung 
darstellenden Interessen zur Schaffung von Bedingungen, um in einer der jeweiligen 
Revenuequelle angemessenen Weise diese selbst „marktgerecht präparieren“ zu 
können, zielen in erster Linie also auf die Herstellung gleicher Konkurrenzvoraus-. 
setzungen auf der Basis der hier unbegriffenen Distributionsgesetze von Reichtum, 

“d.h. auf der Basis der bestehenden Art der Verteilung und der darauf basierenden 
Erscheinungsformen als direktem Verhältnis von Revenuequelle zu Revenue. Sofern 
die Eigentümer der drei stofflich verschiedenen Revenuequellen jeweils Interessen 
an der Herstellung von für sie selbst jeweils gleichen Konkurrenzvoraussetzungen 
artikulieren, deren gleichzeitige und gleichwertige Realisierung nicht möglich ist 
(z. B. Interesse der Arbeiter an Ausbildung und Kapitalisten an Straßenbau), treten 
sich nun die drei großen Gruppen selbst gegenüber: als Konkurrenten um das insge- 
samt geschaffene Neuwertprodukt. Somit führt die Konkurrenz innerhalb der drei 
Revenuequellenbesitzer zur Konkurrenz zwischen den drei Gruppen, zur Distribu- 
tionskonkurrenz. Begriffen wird diese Distributionskonkurrenz nur als Maßnahme, 
welche bestimmte, sich offensichtlich nurmehr moralisch begründende Ungerechtig- 
keiten in der Berücksichtigung der drei großen Gruppen von Eigentümern korrigie- 
ren will. Geahnt wird nicht der tatsächliche Zusammenhang: gesehen werden nur 
Disproportionalitäten an der Oberfläche. (Z. B. spiegelt die DKP-Parole „Runter 
mit der Rüstung, rauf mit der Ausbildung“ dieses Denken der Distributionskonkur- 
renz an der Oberfläche im Bereich der Herstellung gleicher Konkurrenzvoraus- 
setzungen wider.) 

In der bisherigen Betrachtung bezogen sich die Interessen auf die zur Erzie- 
lung hoher Revenue notwendige marktgerechte Präparierung ihres Eigentums, d.h. 
sie bezogen sich auf den vor ihrem Fungieren in der Produktion gesetzten Aus- 
tausch. 

Das Interesse an möglichst hoher Revenue läßt sich jedoch auch festmachen 
am Fungieren in der Produktion und dem gemeinsamen Resultat des gleichrangigen 
Fungierens der Revenuequellen als Produktionsfaktoren, dem Produkt. Wenn der 
Preis des gemeinsamen Produkts eine Komposition der drei Einkommensarten ist, 
wird das Interesse an hoher Revenue der drei Eigentümergruppen abhängig von der 
Höhe des für ihr Produkt erzielten Preises. Ausgangspunkt ist jetzt nicht der indivi- 
duelie Eigentümer einer Revenuequelle (Arbeit, Boden, Kapital), welcher einem 
anderen gegenübersteht; Ausgangspunkt ist hier vielmehr der individuelle Betrieb 
und das Produktenquantunı, welches sich gegen ein Quantum gleicher Produkte 
eines anderen Betriebes auf dem Markt durchsetzen soll. Die Konkurrenz innerhalb 
einer Sphäre einigt so zunächst alle Privateigentümer von Arbeit, Boden, Kapital 
eines Betriebes gegen jene eines anderen Betriebes. (Die Redeweise „Wir sitzen alle 
in einem Boot“ hat hier seinen realen Kern!) Der Einigkeit beim Verkauf des 
Produktes, welches sie gemeinsam schufen, folgt auf dem Fuße die „Keilerei“ (84} 


84) TMW, 26.3, 5.494 
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darüber, wer von den Beteiligten sich welchen Anteil (generell oder zusätzlich) 
aneignen soll (35). Da an der Oberfläche die Verteilung des erzielten Preises nicht 
nach Kriterien erfolgen kann, die in den beteiligten Produktionsfaktoren angelegt 
sind, diese sich vielmehr als nur stofflich Bestimmte nicht quantifizieren lassen (86), 
kann das Orientierungsdatum nur außerhalb der Bestimmung der Revenuequellen 
im schlichten Vergleich mit jenem Revenuequantum liegen, welches andere erhalten 
oder das man selbst unter anderen Bedingungen erhalten hat. Der Bezugspunkt ist 
somit eine immer schon vorfindliche Verteilungsproportion, deren Plus und Minus 
jeweils zum Gegenstand der „Keilerei“ wird, dessen durchschnittliche Proportionen 
aber an der Oberfläche nicht befragt werden (87). (Die in der Forderung nach 
„gerechtem Lohn‘ enthaltene Kritik an „Ungerechtigkeiten“ der Verteilung kann 
sich somit nie auf ein absolutes Kriterium stützen, sondern immer nur auf relative 
Beziehungen; d.h. ungerecht ist der Lohn in bezug auf die steigenden Preise, die 
Veränderungen in den notwendigen Reproduktionsmitteln, den Profitanteil, die 
individuelle oder kollektive Leistungssteigerung (Tempo) etc., nie jedoch beispiels- 
weise auf den Wert der Ware Arbeitskraft oder die Rate von notwendiger zu leben- 
diger Arbeit; vorausgesetzt dies ließe sich in der Empirie überhaupt quantitativ 
exakt bestimmen.) 

Damit wird zum Bezugspunkt so etwas wie eine Durchschnittsrevenue, die 
selbst das Resultat der sich hinter dem Rücken der diversen Privateigentümer voll- 
ziehenden Ausgleichsbewegungen der Preise (Herausbildung des Marktpreises) ist, 
ausgedrückt in den Bestandteilen des Preises, nämlich den Einkommensarten. Darin 
ist zugleich die Möglichkeit der Einigkeit aller Privateigentümer einer Sphäre gegen- 
über der Koalition aus allen Privateigentümern einer anderen Sphäre angelegt. Diese 
Konkurrenz findet ihre Voraussetzung nicht in einem möglichst hohen Preis für das 
Produktenquantum eines Betriebes, sondern für das einer Sphäre, so daß ihr Re- 
sultat die „Aufteilung des Werts des Sozialprodukts auf die einzelnen Sphären der 
Produktion‘ (88) ist. Auch hier folgt der Einigkeit die Uneinigkeit auf dem Fuße 
(bzw. ist in der Empirie permanent mit einbezogen), welche letztendlich zu be- 
triebsübergreifenden Interessengruppierungen von Eigentümern stofflich gleicher 
Revenuequelle führt. So ist hier — man kann diesen Prozeß auch noch bis hin zur 
Konkurrenz auf dem Weltmarkt verlängern — von einem anderen Ausgangspunkt 
aus wiederum die Form der Distributionskonkurrenz erreicht, welche sich jetzt 
allerdings nicht auf die Chancengleichheit der Konkurrenzvoraussetzungen, sondern 
direkt auf die Revenuehöhe bezieht. Der Zusammenschluß der jeweiligen Revenue- 
quelleneigentümer zu Interessenverbänden ist die Folge der Durchsetzung der Distri- 
butionskonkurrenz aus einer Sphäre heraus zur Konkurrenz um die Aufteilung des 


85) Die MG/Tf hat eine ähnliche Bestimmung in ihrer Oberflächenanalyse ($S. 10 f). Sie 
beginnt jedoch u. E. unbegründet mit der Konkurrenz zwischen den Sphären und läßt die 
„Keilerei‘ nur bezogen auf die Durchschnittsrevenue [bei ihnen „Durchschnittsrevenue- 
rate“ (? )] gelten. 

86) Vgl. Cirkular 3, Zur Oberfläche...,S. 9 

87) Die diesen Proportionen zugrundeliegenden quantitativen Bestimmungen faßt Marx 
zusammen in K II, S. 866 ff. 

88) Vgl. Cirkular 3, Zur Oberfläche...,S. 10 
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gesamten Kuchens (89). 

Basis der jedesmaligen „Keilerei‘ ist die Oberflächenvorstellung, daß in dem 
Preis der Produkte zugleich der eigene Einkommensanteil enthalten sei. Da dieser 
auf die Revenuequelle selbst bezogen wird, ergibt sich noch ein weiterer Aspekt der 
„Keilerei“: Wenn nämlich das Eigentum als Produktionsfaktor dieses Revenue- 
quantum hervorbringt, dann muß die noch intensivere Nutzung ein entsprechend 
größeres Quantum hervorbringen. In dem Interesse an höherer Revenue ist somit 
neben der Distributionskonkurrenz um ein gegebenes Wertquantum immer zugleich 
das Motiv enthalten, durch bessere Vernutzung der eigenen Revenuequelle den 
eigenen Einkommensanteil am Produkt zu vergrößern, was sich dann in Vergröße- 
rung des gesamten Quantums ausdrückt. Dies hat Marx im Auge, wenn er die 
„Keilerei“ resümiert: es „zeigt sich dann doch schließlich als Endresultat dieser 
‚Konkurrenz zwischen Erde, Kapital und Arbeit, daß, indem sie sich untereinander 
stritten über die Teilung, sie durch ihren Wetteifer den Wert des Produkts so ver- 
mehrt haben, daß jeder einen größeren Fetzen bekommt, so daß ihre Konkurrenz 
selbst nur als der stachelnde Ausdruck ihrer Harmonie“ (90) im gemeinsamen Ar- 
beitsprozeß erscheint. 

Und widersprüchliches Resultat dieses „stachelnden Ausdrucks der Har- 
monie“ ist, daß in der Verfolgung des Interesses an hoher Revenue zugleich die 
Bedingungen angelegt sind, welche einen kontinuierlichen Fluß der Revenue ten- 
denziell verhindern. So steht z. B. die Überstrapazierung der Arbeitskraft — ob als 
Resultat der optimalen Nutzung der Produktionsmittel in ihrer technischen Struk- 
tur oder ob unter einem selbst gesetzten Imperativ — ihrer permanenten Veraus- 
gabung entgegen. 


c) Sicherung des kontinuierlichen Flusses der Revenue 


Überschneidungen der drei generellen Interessen haben dazu geführt, daß bereits 
zwei Aspekte dieses Interesses erwähnt worden sind. Zum einen ist natürlich die 
permanente Sicherung des Privateigentums zugleich die Voraussetzung seiner kon- 
tinuierlichen Nutzung; zum anderen enthalten die Forderungen nach gleichen Kon- 
kurrenzvoraussetzungen innerhalb der drei Gruppen teilweise Gesichtspunkte, die 
über die momentane Verbesserung der Marktchancen hinaus auf deren längerfristige 
Sicherung abzielen (Sicherung von Patenten; Vielseitigkeit in der Ausbildung... ..). 

Da auch der in der Durchsetzung der Interessen auftauchende Konflikt zwi- 
schen dem Interesse an hoher Revenue und dem an ihrem kontinuierlichen Fluß 
bereits angesprochen ist, bleibt hier nur noch der Hinweis auf die Rolle des zykli- 
schen Wirtschaftsverlaufs an der Oberfläche und im Bewußtsein der Eigentümer der 
Revenuequellen. 

Bei den Eigentümern der Revenuequelle Arbeit komnit dieses Interesse in den 


89) Diese Entwicklung wird durch die Größe, Multinationalität etc. von Konzernen noch 
modifiziert (vgl. Konzernbezogene Gewerkschaften usw.). 
90) TMW, 26.3, 5.494 
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Forderungen nach „Sicherung des Arbeitsplatzes“ zum Ausdruck. Der naturwüchsig 
anmutende Krisenzyklus erfordert Maßnahmen, welche die Sicherung von Revenue 
auch unter Bedingungen schlechter Marktchancen gewährleisten. Hierzu gehören 
das Stempelgeld und die Rente ebenso wie das Interesse an Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfalle, wenngleich in diesem Fall nicht die Zyklizität der Kapitalbewegung 
die Ursache der Unterbrechung des Revenueflusses darstellt. Übergeordnet ist in 
jedem Fall das Interesse an krisenlosem Funktionieren der Wirtschaft. Inwieweit ein 
solches Interesse, welches nicht nur von den Eigentümern einer besonderen 
Revenuequelle artikuliert wird (91), bei gleichzeitiger Verfolgung z. B. des Inter- 
esses an hoher Revenue duichzusetzen ist, soll weiter unten angesprochen werden. 


DE. Die Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft und der Staat 
1. Die Möglichkeit der Genese des bürgerlichen Staates (92) 


Die Möglichkeit der Subsumtion der privaten Eigentümer stofflich verschiedener 
Revenuequelien unter ein Allgemeines setzt ihr Gleichgelten voraus. Dies nicht als 
formallogische Abstraktion bis hin zu dem Punkt, wo sie nur noch „Mensch“ sind, 
‚sondern. als.Resultat der. Bestimmung ihrer Interessen, wie sie aus dem Privat- 
eigentum selbst hervorgehen. Ihr Gleichgelten muß explizit die Form des ge- 
_meinsamen und allgemeinen Interesses annehmen (92a), um die Qualität zu er- 
reichen, von der aus das Heraussetzen neuer (politischer) Formen aus den ökono- 
mischen Beziehungen, in denen sie immer schon verborgen sind, zu begründen ist. 


a. Allgemeine Interessen 


in den Vorstellungen und Beziehungen der Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft 
verfangen sind die Eigentümer der Revenuequeilen Arbeit, Boden und Kapital als 
Privateigentümer auf die Erhaltung der Bedingungen des ökonomischen Verkehrs 
angewiesen, wie sie aus dem Privateigentum selbst hervorgehen. Schutz und Siche- 
rung des einen Privateigentums vor Zugriffen der Nicht-Eigentümer oder Eigentümer 
anderer Revenuequellen (93) ist die allen Privateigentümern gemeinsame Forderung, 
konstituiert das erste grundlegende, allen gemeinsame und somit allgemeine Inter- 
esse. 


91)  Interessenunterschiede, die sich aus der Größe und damit aus den Konzentrations- 
möglichkeiten ergeben, werden hier nicht berücksichtigt. 

92) Vgl. den Hinweis am Ende von IL.1 

923) Es muß hier der Unterschied zwischen den drei Interessen der Revenuequelleneigentümer 
an Erhaltung, optimaler und kontinuierlicher Nutzung der Revenuequelle und den 
allgemeinen Interessen beachtet werden. Eıstere gelten zwar auch für alle, jedoch für jede 
Gruppe nur in ihrer besonderen Form. Letztere haben einen Doppelaspekt: sie existieren 
in besonderer Ausprägung und in ihrer Allgemeinheit als jedem gleiches Interesse. 

93) Vgl. Teill2a 
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Im Prozeß der Verfolgung ihres Interesses an möglichst hoher Revenue in der 
Form des Lohns, des Zinses und der Rente sind die Privateigentümer darauf ver- 
wiesen, ihre Konkurrenzbeziehungen, in denen sie als Einzelne zunächst mit ande- 
ren einzelnen Eigentümern der gleichen Revenuequelle um ein Drittes in rivalisie- 
rende Beziehung treten, zu transzendieren. Das Resultat ist die Distributionskon- 
kurrenz, in der die drei Gruppen der Revenuequelleneigentümer um einen ange- 
messeneren, gerechteren etc., auf jeden Fall größeren Anteil am gesamten Neuwert 
ringen. Voraussetzung dafür, daß alle drei Gruppen möglichst erfolgreich in dieser 
Konkurrenz abschneiden, ist das gleichmäßige Wachsen des gesamten Produkten- 
werts, sprich: das gesicherte Wirtschaftswachstum. Dies ist Inhalt des zweiten all- 
gemeinen, d.h. alle einigenden Interesses der Privateigentümer. Da die Eigentümer 
der Revenuequellen auf den kontinuierlichen Fluß der Revenue angewiesen sind, 
richtet sich ihr drittes allgemeines Interesse auf das reibungslose, krisenfreie Funk- 
tionieren der Wirtschaft. 


b. Konkurrenzvoraussetzungen 


Neben diesen drei allgemeinen Interessen haben wir in der Analyse der Konkurrenz- 
beziehungen an der Oberfläche solche Interessen ausmachen können, die nicht in 
dem Sinne allgemeine Interessen darstellen, daß sie alle Privateigentümer einigen 
körnten. Und doch sind es Interessen, die die Privatheit des Einzelnen in der 
Konkurrenz „aufhebt‘ und ihn zur Koalition mit anderen treibt. Es handelt sich 
dabei nicht unbedingt um die Koalition aller Eigentümer der gleichen Revenue- 
quelle; zumindest wäre das Ziel einer solchen Koalition von allen Eigentümern 
stofflich gleicher Revenuequelle hier nicht identisch mit dem Ziel der Distributions- 
Konkurrenz: ein größerer Anteil am „Kuchen“. Vielmehr sind es Interessenkoali- 
tionen, welche sich um Forderungen nach gleichen Konkurrenzvoraussetzungen 
bilden. Sie können — wie wir gezeigt haben — sowohl bei der Konkurrenz um den’ 
besten Preis für die Veräußerung der drei Arten von Privateigentum (Arbeitsmarkt, 
Markt der Produktionsmittel bzw. Geldmarkt und Immobilienmarkt), als auch bei 
der Konkurrenz um den besten Preis für die Veräußerung der Produkte, welche das 
Resultat des harmonischen Fungierens der drei Produktionsfaktoren sind, ent- 
stehen. Damit können solche Interessengruppen aus den diffusesten Koalitionen 
bestehen: von der Gesamtgruppe der Eigentümer einer der drei Revenuequellen (94) 
reicht das Spektrum bis hin zur Koalition der Eigentümer aller drei Revenuequellen 
innerhalb einer Sphäre (95). Gemeinsam ist jedoch allen derartigen Koalitionen, daß 
sie sich auf Voraussetzungen der Konkurrenz beziehen und in den Oberflächenvor- 
stellungen verfangen sind, d.h. es handelt sich jeweils um die Konstitution von 
Interessengruppierungen und nicht — möglich etwa im ersten Fall des genannten 


94) Vgl. das Schema auf Seite 135, letzte Spalte. 
95) Etwa die gesamte Landwirtschaft eines Landes als Koalition von Lohnarbeitern, Kapital 
und Bodenbesitzern, welche Subventionen verlangt: der Bergbau, Schiffbau etc. 
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Spektrums — um ihre Konstitution als „Klasse für sich“ (96). Derartige Interessen 
lassen sich zwar nicht im obigen Sinne als allgemeine Interessen charakterisieren, da 
sie nicht alle Privateigentümer umfassen; gemeinsam haben sie jedoch mit den drei 
genannten allgemeinen Interessen, daß sie sich auf außerhalb der Konkurrenz 
liegende Inhalte beziehen, die gleichwohl Mittel bzw. Voraussetzung der Konkur- 
renz sind. 

Nur in diesem Sinne, also unabhängig von der Größe der jeweiligen Interessen- 
gruppe, lassen sich auch diese Interessen als allgemeine Interessen charakterisieren, 
welche die Vereinzelung der Privaten in der Konkurrenz in einer auf die Konkur- 
renz bezogenen Weise aufzuheben vermögen; [etwa im Gegensatz zur Konstitution 
einer Revenuequellengruppe als Klasse, in der der immanente Bezug auf die Kon- 
kurrenz nicht mehr das Entscheidende ist (97)]. Wenn in den folgenden Abschnit- 
ten von „allgemeinen Interessen‘ ohne nähere Kennzeichnung geredet wird, dann 
sind beide Bestimmungen gemeint (98). 

Die Sphäre der Entstehung solcherart allgemeiner Interessen ist die Sphäre, in 
der der bürgerliche Staat entstehen kann. Seine logische Voraussetzung ist diese 
Sphäre der Öffentlichkeit (99) (bzw. Staatlichkeit), die zunächst nur die Möglich- 
keit der Entstehung und Artikulation des allgemeinen Interesses ausdrückt, jedoch 
noch nicht die Möglichkeit ihrer Durchsetzung bzw. Realisierung beinhaltet. 


2. Die notwendige Besonderung der bürgerlichen Gesellschaft als Staat 
a. Der Widerspruch zwischen allgemeinen und besonderen Interessen 


In der Durchsetzung von Interessen sind die Privateigentümer jedoch an die mit den 
Besonderheiten der Revenuequelle verknüpften Handlungsweisen gebunden. Als 
einzelne in die Konkurrenz eingebundene Private nehmen sie das allgemeine Inter- 
esse, welches sie mit anderen Privaten verbindet, nicht als solches, sondern nur in 
der Form des je besonderen Interesses wahr. Jedoch ist mit der Sicherung des 
einzelnen Privateigentums an Kapital oder Boden oder Arbeit eben gerade nicht das 


96) Es darf hier nicht irritieren, daß jene beiden Bestimmungen sehr abrupt gegenübergestellt 
werden, Vgl. dazu Anm. 103 

97) Vgl. TeiIVı 3 

98) Eine dritte Bestimmung kann hier noch nicht eingeführt werden. Es ist diejenige, nach 

i der sich eine Konkurrenzvoraussetzung als allgemeine Schranke der gesamtgesellschaft- 

lichen Reproduktion erweist. Vgl. dazu Teil IV 2 

99) Die MG/Tf entwickelt die „Öffentlichkeit“ aus dem Staat ($. 24). Dies ist falsch, inso- 
fern jene Sphäre der Allgemeinheit bereits die Möglichkeit der Konstitution von Inter- 
essengruppen und der Artikulation von allgemeinen Interessen beinhaltet. Dies ist 
richtig, insofern die Öffentlichkeit bei realer Heraussetzung des Staates modifiziert wird, 
Entscheidend ist jedoch dieses Verhältnis von Staat zu Öffentlichkeit für eine nähere 
Untersuchung der Interessenorganisationen in der bürgerlichen Gesellschaft (etwa 
Verbände zu Parteien) und für die Untersuchung der Bedingungen der Artikulation von 
Interessen auf der Basis einer Produktionsweise, die nicht mehr des Staates als besonder- 
ter Institution bedarf. 
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Privateigentum überhaupt gesichert. D. h. in der Form der Verfolgung seiner be- 
sonderen inhaltlichen Bestimmtheit läßt sich ein allgemeines Interesse nicht realisie- 
ren; die Besonderungen addieren sich nicht auf, sondern schließen einander in der 
Bewegung der Konkurrenz aus. Dies bedeutet aber nichts anderes, als daß die Eigen- 
tümer der jeweils besonderen Revenuequellen als Private das allgemeine Interesse 
nicht realisieren können. Sofern jedoch die allgemeinen Interessen inhaltlich Mittel 
bzw. Voraussetzung der Verfolgung der jeweils besonderen sind, besteht die Not- 
wendigkeit, die Inhalte jener aligemeinen Interessen in einer anderen als in der 
durch die Handlungsmöglichkeiten der Privaten gegebenen Weise zu realisieren. 

Die Privateigentümer existieren folglich in doppelter Weise: als Privateigen- 
„tümer mit je besonderen Interessen und als Vertreter allgemeiner Interessen. Dieser 
Verdoppelung entspricht begrifflich diejenige in Privateigentümer und Staatsbürger, 
entspricht bezogen auf die Gesamtheit der Privateigentümer die Verdoppelung der 
Gesellschaft in Gesellschaft und Staat (100). Der den bürgerlichen Staat notwendig 
Konstituierende Widerspruch zwischen Allgemeinem und Besonderem nimmt ver- 
schiedene Existenzweisen an, auf die im folgenden exemplarisch einzugehen sein 
wird. Das nachfolgende Schema mag dafür als heuristisches Hilfsmittel dienen; einen 
systematischen Stellenwert hat es nicht: 


Arbeit Kapital Boden 
Erhaltung der 
Revenuequeile L 3 
Hohe Revenue 4 


Kontinuier- 
licher Fluß 
der Revenue 


Die vier exemplarischen Pfeile haben dabei folgende Bedeutung: 

1. Das Interesse des Eigentümers von Kapital an möglichst hoher Revenue (Pfeil- 
fuß) führt zu optimaler Ausnutzung seiner Revenuequelle Produktionsmittel. 
Resultat ist nicht nur ein gesteigertes Quantum von Produkten, sondern auch 
eine frühzeitig verschlissene Arbeitskraft, deren Revenuefluß dadurch unter- 
brochen wird (Pfeilspitze). In seiner gesamtgesellschaftlichen Relevanz bedeu- 
tet dies entweder den Keim der Krise und / oder Stagnation und / oder Ge- 
fährdung der Revenuequelle Arbeit. D. h. aus dem Antagonismus besonderer 
Interessen wird hier ein Antagonismus zwischen dem besonderen Interesse des 
Kapitalbesitzerss an hohem Profit und dem allgemeinen Interesse an 
störungsfreiem Wirtschaftsverlauf. 

2. a. Das Interesse der Eigentümer der Revenuequelle Arbeit an der Erhaltung 
der Revenuequelle treibt sie zu Forderungen gegenüber den Destruktions- 
kräften in der Produktion. Diese sind immer Eigentum des Kapitals; stellen 
sich diesem zwangsläufig als Eigentumsverletzung dar: 

100) Vgl. dazu Anm. 79. Die hier gewählte Formulierung ist eigentlich ungenau, da der 
Staatsbürger nur eine besondere spezies von Privateigentümer ist. 
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b. oder — sofern die besonderen Interessen etwa die Form von Forderungen 
nach Verbesserung der Schutzvorrichtungen etc. haben — als Schmälerung des 
Profits. 

3. Das Interesse an hoher Revenue der Eigentümer von Kapital mag — qua 
Umweltverschmutzung — die Revenuequelle des Bodenbesitzers gefährden, 
d.h. dessen Privateigentum unter Umgehung der normalen Tauschbedingun- 
gen der bürgerlichen Gesellschaft in Mitleidenschaft ziehen. 

4. Das Interesse an hoher Revenue treibt die Eigentümer von Arbeit zu 
Überstunden, Schwarzarbeit etc., treibt somit — an der Oberfläche trotz der 
vom Kapital gesetzten Zwänge als Akt der Selbstverstümmelung zu begreifen 
— zur allmählichen, frühzeitigen Destruktion ihres Arbeitsvermögens, zur 
Selbstverletzung von Privateigentum. Damit ist'eine Grenze der Freiheit im 
Umgang mit Privateigentum erreicht, die nur bei „Strafe“ überschritten wer- 
den kann. 

Die Widersprüche zwischen je besonderen Interessen innerhalb einer Gruppe 
von Revenuequellenbesitzern und zwischen ihnen beinhalten Widersprüche zwi- 
schen den besonderen und den allgemeinen Interessen. Die Verletzung des Privat- 
eigentums an Boden ist zugleich ein Vergehen gegen das allen gemeinsame Interesse 
an Sicherung von Privateigentum (z.B. Fall 3); und das Interesse an optimaler 
Ausnutzung der Revenuequelle Produktionsmittel zum Zweck der Erzielung 
hohen Gewinns (Fall 1) enthält den Keim der Krise mit der Folge einer Störung des 
kontinuierlichen Flusses von Revenue für diese oder jene Gruppe von Privateigen- 
tümern. 


b. Der Widerspruch zwischen der Nutzung und der Schaffung der Konkurrenzvor- 
aussetzungen 


Die aus den Konkurrenzbeziehungen resultierenden Widersprüche spielen in ähn- 
licher Weise bei der Artikulation von Forderungen nach gleichen bzw. besseren 
Konkurrenzvoraussetzungen eine Rolle. In der Konkurrenz geht es um optimale 
Nutzung dieser Voraussetzungen durch die Einzelnen, welche sich gegenüber ande- 
ren einen Vorsprung an Marktchancen erwerben wollen. In dieser rivalisierenden 
Beziehung ist aber kein Raum zur Schaffung der Voraussetzungen. Ihre optimale 
Ausnutzung setzt sie vielmehr voraus, führt zu ihrer „Vernutzung‘“, nicht aber 
zugleich zur Entwicklung ihrer „Nutzbarkeit“; z. B. dienen Straßen als Transport- 
wege als Voraussetzung der Konkurrenz innerhalb der Industrie; zugleich sind sie 
Mittel der Verbesserung der Reproduktionsbedingungen (z.B. Reisen, Verbindung 
zwischen Wohnung und Arbeitsplatz .. .): gemeinsam werden sie aber ‚‚vernutzt“ 
und nicht von ihren „Vernutzern‘‘ unmittelbar wiederum „nutzbar‘‘ gemacht oder 
gehalten (101). 


101) Vgl. dazu Teil V 


120 


Das besondere Dasein des Staates neben und außer der Gesellschaft der kon- 
kurrierenden Privaten — jetzt nicht mehr nur als Möglichkeit, sondern als Notwen- 
digkeit — ist das Resultat dieses Widerspruchs zwischen besonderem und allge- 
meinem Interesse in seinen verschiedenen Existenzweisen. Der Staat verkörpert die : 
Loslösung der allgemeinen Interessen aus der Sphäre der Privaten und ihre Verwal- 
tung in der Sphäre des Staates. Mit der Besonderung des Staates werden die allge- 
meinen Interessen zu seinen besonderen, deren Verwaltung allein ihm obliegt (102). 

“Dies ist die Basis, von der aus erklärbar wird, daß der Staat bisweilen zu 
Maßnahmen greift, die ihm die Schelte aller Klassen und Fraktionen einbringen. Es 
resultieren dann aus der Form der Verwaltung allgemeiner Interessen durch den 
Staat Konstellationen, in denen sich nicht nur Kapital und Arbeit, oder Arbeit und 
Staat, sondern natürlich auch solche, in denen sich Staat und Kapital gegenüber- 
stehen; sogar Arbeit und Staat gegen Kapital, und schließlich sogar Arbeit, Kapital, 
Boden gegen den Staat sind von hier aus denkbare und empirisch auffindbare Kon- 
stellationen (103). 


102) Vgl. Cirkular 3, Zur Oberfläche... .,S. 22 

103) An dieser Stelle der Bestimmung des bürgerlichen Staates wird die mit dem Begriffspaar 
„politisch“ — „ökonomisch“ verbundene Diskussion relevant. Sofern diese Begriffe nur 
die beiden jetzt entwickelten Bereiche (Staat = politischer Bereich, Gesellschaft der ; 
Privaten = ökonomischer Bereich) zu fassen versuchen, ist ihre Verwendung unproble- 
matisch. Sofern sie allerdings zur Kennzeichnung der revolutionären Relevanz von Forde- 
rungen von Teilen der Arbeiterschaft dienen, beginnen die Probleme: Zum einen sei 
festgehalten, daß sie selbst nichts anderes als ein Resultat der Oberfläche der bürgerlichen 
Gesellschaft sind. Eine politische Forderung von Teilen der Arbeiterschaft, die nur des- 
‘wegen als politische und damit ungleich revolutionärere eingestuft wird, weil sie sich an 
den Staat richtet, verkennt die inhaltliche Beziehung zwischen Staat und kapitalistischer 
Produktion. Die Forderung nach Verbesserung der Konkurrenzvoraussetzungen ist eine 
ökonomische Forderung, sofern sie sich auf die Marktchancen und somit auf die Reve- 
nue bezieht; daß in diesem Fall diese Forderung an den Staat gerichtet wird, nicht aber 
an Besitzer von Produktionsmittel, ist somit nicht der Aufweis einer besonderen revolu- 
tionären Einsicht, sondern allenfalls einer pragmatischen Einsicht in historisch-verfestigte 
Zuständigkeiten, die damit noch nicht ohne weiteres das Prädikat von „klassenbewußt“ 
verdient. Eine etwa auf dieser Verwendung des Begriffspaares aufbauende Zuordnung 
von Zuständigkeiten an die verschiedenen Organisationen der Arbeiterschaft (politische 
Forderungen = Partei, ökonomische Forderungen = Gewerkschaft) ist nichts anderes als 
ein selbst den Oberflächenvorstellungen aufsitzender Schematismus aus dem Revolu- 
tionsrezeptbuch. 

Versucht man dieser Unterscheidung im Zusammenhang der Kämpfe der Lohnarbeiter 
einen Sinn abzugewinnen, dann ließe sich allenfalls dem Begriff „ökonomisch“ ein Ver- 
halten zuordnen, welches vom Bewußtsein seiner Träger her im Rahmen der durch die 
bürgerliche Gesellschaft gesetzten Bedingungen verbleibt (ökonomisch = immanent); 
wohingegen mit dem Begriff ‚politisch‘ ein Verhalten und dito Bewußtsein gemeint ist, 
welches um die Notwendigkeit transitorischer Zielsetzungen weiß (politisch = transito- 
risch). Zu betonen ist dabei allerdings, daß es sich um Kennzeichnungen von Bewußtsein 
von etwas handelt, denn in den Aktionen der Eigentümer der Revenuequelle Arbeit ist, 
ganz unabhängig von ihrem Bewußtsein — dieses mag der Oberfläche noch voll verhaftet 
sein —, immer der Keim transitorischer Bewegung inne. Und dies der Grund dafür, daß 
durch die Erfahrung der Resultate ihrer Aktionen auch verkehrtes Bewußtsein aufge- 
brochen wird. 

implizit haben wir dies durch die Andeutung der zahlreichen Widerspruchsebenen auf 
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c. Die Verwaltung der allgemeinen Interessen 


Der Staat als Sphäre, in der die Verwaltung allgemeiner Interessen im oben bezeich- 
neten Sinne möglich ist, ist damit nicht primär dadurch bestimmt, daß er die 
jeweiligen materiellen Bedingungen zur Befriedigung der jeweiligen Inhalte allge- 
meiner Interessen zu produzieren hat. Die Verwaltung allgemeiner Interessen von 
Privateigentümern bedeutet zunächst nichts anderes als die Konstituierung einer 
Form, in der man sich mit. diesen Interessen beschäftigt. 

An diesen Stellen verschwimmen zunächst die Grenzen zwischen der Sphäre 
der Staatlichkeit bzw. Öffentlichkeit und dem Staat selbst. Wo die Funktion von 
Interessengruppierungen, welche sich für die sofortige und primäre Besorgung eines 
Interesses bei einer Fülle konkurrierender Aufgaben des Staates einsetzen, aufhört 
und wo der Staat beginnt, läßt sich nur theoretisch bestimmen. Dort, wo ein Inter- 
esseninhalt, eine bestimmte Forderung etc. in sein legislatives Stadium tritt, d.h. in 
die Beratung darüber, ob es in Form eines Gesetzes, eines Erlasses, einer allgemeinen 
Regelung, einer Richtlinie etc. kodifiziert werden soll, hat es das Stadium der 


der Oberfläche bereits angedeutet. In Verfolgung ihrer je besonderen Interessen geraten 
die Arbeitskrafteigentümer gerade deswegen, weil die Verfolgung dieses Interesses für sie 
lebensnotwendig ist, an immanente Schranken. Die Erfahrung der dieser Gesellschaft 
immanenten Lösungsmöglichkeiten von Konflikten bzw. Überwindungsmöglichkeiten 
von Schranken ist die Basis, von der aus die verkehrten Vorstellungen an der Oberfläche 
durch die in ihren Vorsteilungen noch verfangenen Akteure selbst dechiffriert werden 
können. Diese „Knotenpunkte‘“ an der Oberfläche auszumachen ist selbst noch theore- 
tische Aufgabe. Im übrigen ist dies der Punkt, an dem sich unser Oberflächenbegriff von 
dem der Erlanger MG/Tf ganz wesentlich unterscheidet. Sie meinen in den Bestimmun- 
gen der Oberfläche zugleich einen „zirkulären Prozeß der Zwecksetzung“ aufgespürt zu 
haben, dessen Resultat nichts anderes ist, als daß die Eigentümer der Revenuequelle 
Arbeit in ihren Forderungen notwendig den Bestimmungen der Oberfläche selbst ver- 
haftet bleiben müssen (vgl. S. 20.0). Dieser bedauernswerte Zustand hält solange an, wic 
„nicht das oberste Ziel die Aufhebung des Kapitalverhältnisses selbst ist‘ (S. 21). Wenn 
als Resultat dieses hermetischen Begriffs von Oberfläche gerade feststeht, daß ein der- 
artiges Ziel nicht aus der Verfolgung der Interessen an der Oberfläche bzw. den sich 
daraus entwickelnden Konflikten selbst resultiert, muß es von irgendwo außerhalb der 
Oberfläche den mit Borniertheit Geschlagenen zugesteckt werden. Woher es kommen 
mag, darüber machen sie — zunächst — keine Angaben. Die Sache löst sich jedoch auf, 
wenn man den zweiten Aufsatz in Cirkular 3 (,,‚Zum Verhältnis von sozjalistischer Intelli- 
genz und proletarischer Bewegung‘) mit heranzieht. Dort wird die bornierte Bewegungs- 
form der Arbeiterschaft aufgegriffen und zugleich die notwendige Bedingung der 
Überwindung dieser Borniertheit aufgewicsen. Diese liegt in der sozialistischen Intelli- 
genz, da sie qua Aneignung des wissenschaftlichen Sozialismus über die Kenntnis der 
Notwendigkeit des Zieles und noch einiges mehr verfügt. Man ist somit aufeinander 
verwiesen (vgl. S. 34 ff). Wer aus diesen Überlegungen nun bei der MG/Tf das leninisti- 
sche Revolutionstheorem erwartet, der wird allerdings bitter enttäuscht. In erstaunlicher 
Inkonsequenz zu ihren eigenen Ableitungen (hermetischer Oberflächenbegriff, Asymme- 
trie-Theorie von proletarischer Bewegung und sozialistischer Intelligenz) wird die Rolle 
der sozialistischen Intelligenz in einer begrüßenswerten Zurückhaltung formuliert 
(S. 38 ff), der wir uns in etwa anschließen. Es bleibt allerdings der Widerspruch zwischen 
dem Oberflächenbegriff und den Folgerungen der MG/Tf; er wird erst im Zuge weiterer 
intensiverer Bemühungen um cine „Logik der Oberfläche‘ aufzuheben sein. 
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„Staatsförmigkeit“ erreicht. Dieser ersten Beschäftigung mit ihnen, d.h. dem Ab- 
wägen, Modifizieren, Entscheiden, folgt die Kodifizierung als Gesetz, Erlaß, Bestim- 
mung etc., welche sodann die für alle Privateigentümer verbindliche Form der Wah- 
tung von allgemeinen Interessen darstellt. In negativer Weise gefaßt: Sie stellt die 
verbindliche Form dar, in der die unerlaubten Abweichungen benannt und die 
Form ihrer Sanktionierung erfaßt ist. Die Sorge für die Einhaltung der Gesetze. und 
die Durchführung von Bestimmungen mit Gesetzescharakter ist damit noch nicht 
unbedingt erfaßt. Z.B. besteht ein Unterschied zwischen dem Erlaß der Schul- 
pflicht (9 Schuljahre), der Überwachung ihrer Einhaltung (Inspektoren) und der 
staatlichen Garantie seiner Durchführbarkeit (Schulen, Lehrer etc.). Selbst in die- 
sem Bereich, dies zeigen die Ereignisse der letzten Jahre, ist gegenwärtig nicht 
einmal mehr ein Heer von Inspektoren ausreichend, um die Überwachung, Durch- 
führung und Einhaltung von Bestimmungen zu garantieren. Der insgesamt auf dieser 
Stufe staatlicher Aktivität notwendige Kontroll-, Schlichtungs- und Bestrafungs- 
apparat (Unterdrückungsapparat, die polizeilichen und militärischen Einrichtungen) 
macht zusätzlich zu seinem Verwaltungsapparat die Ausrüstung des Staates mit 
finanziellen Mitteln notwendig, welche es ihm ermöglichen, Staatsbedienstete zu 
bezahlen, Institutionen zu errichten, Apparate zu unterhalten und schließlich auch 
gemäß seiner Bestimmungen mit monetären Operationen zur Garantie von störungs- 
freiem Wirtschaftswachstum beizutragen. Dies alles bedeutet Steuern, bedeutet die 
Verfügung über Ressourcen von beträchtlicher Größenordnung. 

Die Besonderung des Staates ist damit die Grundlage der Herausbildung des 
Staates als Apparat, als Summe von Institutionen mit einer eigenen Gruppe von ihm 
subsumierten „Dienern‘“, den Staatsdienern. Werden die allgemeinen Interessen der 
Privateigentümer zu den besonderen des Staates, so liegt in dieser Herausbildung des 
gesamten Staatsapparates und seiner Träger auch die Möglichkeit der Herausbildung 
von Sonderinteressen der innerhalb des Staatsapparates Beschäftigten. 


IV. Staatsfunktionen und die Form des bürgerlichen Staates 


Unser Versuch, die Form des bürgerlichen Staates als die von dem Bereich der 
Artikulation besonderer Interessen der Eigentümer von Revenuequellen abgehobene 
Sphäre der Verwaltung allgemeiner Interessen zu kennzeichnen, enthält zugleich 
Hinweise zur Klärung des Verhältnisses von Staatsform und Staatsfunktionen (104). 
Sie sollen dazu dienen, Staatsfunktionen anders als durch ein Aufzählen all dessen, 
was der Staat tatsächlich tut, zu bestimmen. Nicht die Empirie ist der Ausgangs- 
punkt der Bestimmung von Staatsfunktionen, welche notgedrungen zur äußerst 
heterogenen Ansammlung unterschiedlichster Interventions-, Regulierungs- und 
Unterdrückungsmaßnahmen führt, sondern der Begriff des allgemeinen Interesses 
mit seinen oben entwickelten Bestimmungen. 


104) Vgl. Anm. 15 
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Damit ist erstens erreicht, daß die besondere Form des bürgerlichen Staates 
als das Resultat seiner — zunächst auf allgemeinste Weise gefaßten — Funktion 
(Verwaltung allgemeiner Interessen) begriffen werden kann. Doch läßt sich der 
Zusammenhang nicht umkehren: nicht jede empirische Aktion des bürgerlichen 
Staates oder seiner Repräsentanten ist damit schon hinreichend interpretiert. Viel- 
mehr enthält — zweitens — der dargestellte Weg der Herausbildung von allgemeiner 
Interessen, ihrer Artikulation, Durchsetzung und Verwaltung durch den Staat zu- 
gleich Gesichtspunkte, von denen aus gerade die Heterogenität der empirischen 
Aktionen des bürgerlichen Staates strukturiert werden Kann. Z. B. stehen danach 
die legislative Funktion, die biläungspelitische und die polizeiliche Funktion nicht 
separiert nebeneinander, sondern in einen spezifischen Kontext, oder es scheint uns 
möglich zu sein, z.B. von hier aus das Problem des Wandels der Erscheinungs- 
formen staatlicher Aktivitäten anzugehen. 


1. Zur gegenwärtigen Diskussion über Staatsfunktionen bei E. Altvater 
und dem Projekt Klassenanalyse 


E. Altvater listet als Antwort auf die Frage nach den Funktionen des bürgerlichen 
Staates vier Bereiche, in denen dieser wesentlich tätig sei, auf: „1. Herstellung all- 
gemeiner materieller Produktionsbedingungen (‚Infrastruktur‘); 2. Setzung und 
Sicherung von allgemeinen Rechtsverhältnissen, in denen sich die Beziehungen der 
Rechtssubjekte in der kapitalistischen Gesellschaft abspielen; 3. Regulierung des 
Konfliktes zwischen Lohnarbeit und Kapital und gegebenenfalls politische Unter- 
drückung der Arbeiterklasse .. .; 4. Sicherung der Existenz und Expansion des na- 
tionalen Kapitals auf dem Weltmarkt (105).‘“ Mit der puren Aufzählung geht jedoch 
der spezifische Zusammenhang zwischen diesen Tätigkeitsbereichen des Staates ver- 
loren. Wenn z. B. das Rechtssystem (Nr. 2) neben die Instrumente, die zur Einhal- 
tung der Rechtsnormen notwendig sind (z. T. Nr. 3), gestellt wird, und diese wie- 
derum unverbunden neben besiimmten materiellen Produktionsvoraussetzungen 
(Nr. 1), welche sowohl im Interesse der Eigentümer der Revenuequelle Arbeit oder 
im Interesse der anderen Revenuequelleneigentümer liegen können, stehen, so wird 
der Zusammenhang übersehen von Verwaltung allgemeiner Interessen (welche so- 
wohl unter Nr. 1, 3 als auch 4 subsumiert werden können), der Gestalt, in der diese 
zunächst gefaßt werden (Nr. 2), und den Mitteln, ihnen auch Geltung zu verschaf- 
‚fen (Nr. 2 und 3). Die Rechtsförmigkeit, welche allgemeine Interessen dann er- 


; halten, wenn sie durch den Staat geregelt werden, drückt nichts anderes als die 


.: Allgemeinheit als allgemeine Gültigkeit aus, die die Privateigentümer als Staatsbürger 

: gleich sein läßt. Damit ist hier (Nr. 2) nicht eine Funktion des Staates erfaßt, 
sondern die dem Staat eigentümliche Resultante der Verwaltung allgemeiner Inter- 
essen; der Apparat, welcher notwendig ist, um die Einhaltung der Gesetze und 
Bestimmungen zu garantieren, abweichendes Verhalten zu bestrafen etc. ist daraus 
erst ableitbar. 


105) E. Altvater, a.a.O., 8. 9 
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Die zwei Funktionen, die das Projekt Klasssnanalyse nennt, entsprechen in 
etwa einer Bündelung der vier Funktionen bei E. Altvater: Neben die Erstellung 
allgemeiner Produktionsbedingungen des Kapitals tritt die ordnungspolitische bzw. 
polizeilich-militärische Funktion: „Mit der Entfaltung der gesellschaftlichen Anta- 
gonismen entwickelt sich zugleich die Möglichkeit der Durchbrechung des stummen 
Zwangs der ökonomischen Verhältnisse durch den organisierten Kampf der Ar- 
beiterklasse. Da dieser Kampf zwangsläufig über den Rahmen der individuellen 
Kapitale hinausdrängen muß, zunehmend den Charakter eines Kampfes der Klasse 
der Arbeiter gegen die Kapitalistenklasse annimmt, die Niederhaltung dieses Wider- 
stands der gesamten Klasse dem Einzelkapitalisten jedoch unmöglich bleibt, muß 
der Staat in wachsendem Maße diese Aufgaben übernehmen. Er wird damit direkt 
zum Instrument der Erhaltung der bürgerlichen Ordnung durch die Anwendung von 
außerökonomischer Gewalt (106).“ 

Dieser Argumentation ist als Muster jener Zusammenhang schlicht zugrunde- 
gelegt worden, der etwa bei der notwendigen Erstellung allgemeiner Produktions- 
voraussetzungen (gemeinschaftliche Aufgaben) noch seine Berechtigung besitzt, 
weil ihre Notwendigkeit ein Resultat der konkurrierenden Revenuequelleneigen- 
tümer ist, zugleich aber eben diese Konkurrenzbeziehung die gemeinschaftliche Er- 
ledigung erschwert bzw. unmöglich macht. Es handelt sich dabei um immanente 
Voraussetzungen und Resultate der Konkurrenz; wobei zunächst einmal der Inhalt 
der Konkurrenz und die stoffliche Besonderheit der jeweils konkurrierenden Eigen- 
tümer gleichgültig ist. 

In der Argumentation des Projekts Klassenanalyse handelt es sich aber nicht 
um Konkurrenzbeziehungen innerhalb der drei Eigentümergruppen oder auch zwi 
schen ihnen, sondern um Kampf, Klassenkampf, zwischen ihnen. Und die Voraus- 
setzung ist gerade die jeweilige Existenz der Eigentümergruppen als Klasse; und 
dieses wiederum bedeutet, daß ihre Konkurrenzbeziehungen, in denen sie ihr je 
besonderes Interesse geltend machen wollen, hinter ihr gemeinsames Klasseninter- 
esse zurücktreten. Dies gilt für die Klasse der Lohnarbeiter ebenso wie für die Klasse 
der Kapitalisten. Ihr Kampf ist tendenziell Kampf um politische und ökonomische 
Macht, welcher nicht länger mehr immanent entschieden oder mit immanenten 
Mitteln ausgetragen werden kann. Zwischen dem Kampf der Eigentümer der 
Revenuequelle Arbeit für bessere Ausbildungsbedingungen (Konkurrenzvorausset- 
zungen) und dem Kampf der Lohnarbeiter als Klasse (Aufhebung von Konkurrenz- 
beziehungen überhaupt) besteht die entscheidende qualitative Differenz, welche 
Marx in dem Begriffspaar „Klasse an sich“ und „Klasse für sich“ zum Ausdruck 
gebracht hat. Im ersten Fall — und es ist wohl kaum notwendig hier noch einmal zu 
betonen, daß beide Fälle’in der Empirie nicht in dieser Weise auseinandergehalten 
werden können — beziehen sich die Lohnarbeiter (als Eigentümer der Revenue- . 
quelle Arbeit) auf die verkehrte Erscheinung der bürgerlichen Produktionsweise an. 
der Oberfläche. Es ist die Sphäre, durch deren ansatzweise Entfaltung wir das Wesen 
des bürgerlichen Staates aufzuzeigen versucht haben. Im zweiten Fall beziehen sich 
die Lohnarbeiter (als Klasse und in dem Bewußtsein, einzige Quelle von Wert und 


106) Projekt Klassenanalyse, Zur Taktik... .,„S. 132 
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Mehrwert zu sein) auf die wesentlichen Beziehungen der bürgerlichen Produktions- 
weise und ihren politischen Ausdruck: sie haben die Oberfläche dechiffriert, haben 
die Sphäre, in der sich der Staat konstituiert, als Sphäre des realen Scheins erfaßt. 
An dieser Stelle der Entwicklung des revolutionären Prozesses kann der bürgerliche 
Staat ihnen nicht das sein, als was er real scheint, da ihre „Interessen“ bereits mit 
ihrer objektiven Perspektive zusammenfallen: Indem sie das Kapitalverhältnis be- 
kämpfen, bekämpfen sie zugleich den Staat, der nur aus diesem Verhältnis heraus in 
seinen besonderen, der kapitalistischen Produktionsweise geschuldeten Bestim- 
mungen zu verstehen ist. Allenfalls in taktischer, nicht aber mehr in einer dem 
realen Schein aufsitzenden Weise bezieht sich dann die Arbeiterklasse auf den Staat 
und seine Institutionen. Und ähnliches gilt für die Instrumente und Maßnahmen, die 
der bürgerliche Staat nun im Verein mit der gesamten Kapitalistenklasse gegenüber 
der Entwicklung des revolutionären Prozesses auffährt: Der Staat fungiert nämlich 
hier und nur in dieser exzeptionellen Situation als reines Instrument der herrschen- 
den Klasse, nicht abgehoben von den einzelnen Kapitalen, sondern mit ihnen und 
von ihnen direkt unterstützt. Also gerade in dieser offenen Reaktion des bürger- 
lichen Staates als Klassenstaat verschwinden jene Momente, die den Staat im Kapi- 
talismus gegenüber dem Staat in allen vorangegangenen Produktionsweisen beson- 
ders auszeichnen; kommt dem Staat offen jene Bedeutung zu, die ihm in der 
Antike, wie im Feudalismus zukam. So nimmt es nicht Wunder, daß auch unter 
bürgerlichen Produktionsbedingungen die Abgehobenheit des Staates von der Ge- 
sellschaft, die Verdoppelung der Gesellschaft in Gesellschaft und in eine eigene 
Sphäre der Staatlichkeit, dann nicht mehr erscheint, wenn der Staat den zum Klas- 
senkampf zugespitzten Kampf zu führen hat. Die in der Antike ebenso wie im 
Feudalismus unmittelbar präsente Identität von ökonomischer und politischer Ge- 
walt tritt dann auch hier in Erscheinung. Das Besondere des bürgerlichen Staates, 
seine Abgehobenheit von der Gesellschaft und seine Funktion, die allgemeinen 
Interessen in einer alle Individuen gleich erfassenden Weise zu verwalten, wird als 
verkehrter Schein durchschaubar. Also: Nur wo die Klasse der Lohnarbeiter den 
tatsächlichen Zusammenhang der drei Revenueformen zu erkennen beginnt, hinter 
der verkehrten Erscheinungsform des bürgerlichen Reichtums sich selbst als Quelle 
entdeckt, vermag sie das Wesen des bürgerlichen Staates als falschen Schein des 
Staates jeder Klassengesellschaft entlarven. Sie vermag damit jene, die gesellschaft- 
lichen Antagonismen im Kapitalismus notwendigerweise verdeckende Sphäre zu 
durchschauen, und damit letztendlich den vermeintlichen Gegner (den Staat) als 
„Instrument“ des tatsächlichen Gegners (des Kapitals) zu begreifen. 

In den vorkapitalistischen Gesellschaftsformationen, die auf dem Antagonismus 
von Klassen basierten, existierte das „Allgemeine als illusorische Form des Gemein- 
schaftlichen“ nur in metaphysischer Gestalt, allein in der Religion. So konnte Marx 
über den Feudalismus sagen: „Die politische Verfassung war bisher die religiöse 
Sphäre, die Religion des Volkslebens, der Himmel seiner Allgemeinheit gegenüber 
dem irdischen Dasein seiner Wirklichkeit (107). Und nur insofern sich die Reprä- 
sentanten ökonomischer Macht in ihrer Funktion als Repräsentanten politischer 


107) MEW1.S.233:SperrF&H 
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Macht der Kirche versicherten, konnten sie politische Macti über die abhängigen 
Klassen ohne Kämpfe ausüben. Der Staat selbst war reiner Klassenstaat, der die 
ökonomische Ungleichheit in sich aufnahm: Das Verhältnis der jeweiligen Unter- 
tanen zum Staat war eben nicht gleich, sondern ungleich; und nur sofern der Glanz 
der überirdischen Allgemeinheit (Religion) auf ihn fiel, konnte er trotz irdischer 
Ungleichheit im Bewußtsein der Individuen allgemeine Anerkennung beanspruchen. 
Die überirdische, metaphysische Allgemeinheit bildete mit ihrem Versprechen der 
Gleichheit im Jenseits und dem Anspruch, die jeweilige Standeszugehörigkeit müsse 
als gottgewollte akzeptiert werden, die „Grundlage“ (108) der politischen Verfassung, 
d. h. des feudalen Staates. Die Basis der Gleichheit wardieziigerieine Anerkennungder 
Ungleichheit und nicht falsches Bewußtsein der ökonomischen Lage. Das Be- 
wußtsein von der eigenen Situation und der Beziehung zum Staat (als Angehöriger 
eines Standes) war klar und nicht verschleiert. Vernebelt war die Beurteilung der 
Veränderbarkeit und der individuellen Folgen von Veränderungssireben (Fegeieuer 
etc.); und dies nicht als notwendig verkehrtes Bewußtsein, welches unmittelbar aus 
der ökonomischen Lage ableitbar ist, sondern als religiöse Indoktrination (109). 
Unter bürgerlichen Produktionsbedingungen bedarf es dagegen der Religion nicht 
mehr als Grundlage der politischen Verfassung des Gemeinwesens, sondern allenfalls 
als eine seiner „Voraussetzungen“ (110). Im Prozeß der (systematischen) Genese 
des bürgerlichen Staates konstituiert sich jene Sphäre der Gleichheit, Freiheit... . als 
notwendiges Produkt der Erscheinungsformen der Distribution des Reichtums an 
der Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft. Das Verhältnis von Klassenstaat (bzw. 
Ständestaat) als irdischem Ausdruck der politischen Verfassung und von Religion 


als metaphysischer Grundlage desselben kehrt unter kapitalistischen Produktions- : 


bedingungen nicht in dieser Weise wieder. Beide Momente des Staates, als Klassen- 
staat und als Staat, welcher Ausdruck gesellschaftlicher Allgemeinheit ist, fallen 
nicht mehr auseinander in irdische Gewalt und überirdisches Versprechen, sondern 
sind gleichermaßen irdische Realität und zugleich ineinander vermittelt. Der bürger- 
liche Staat ist Klassenstaat aufs Ganze betrachtet; letztendlich perpetuiert er im 


Prozeß der Verwaltung allgemeiner Interessen die Klassenantagonismen. Er kann 


aber als bürgerlicher Staat überhaupt nur seinem Begriff nach fungieren, wenn er 
real nicht als das erscheint, was er ist. Dies heißt nun nicht, daß sich der Staat eine 
zweite Haut, einen Religionsersatz zulegt, mit dem sein „wahrer Charakter“ ver- 
schleiert wird. Die bürgerliche Produktionsweise selbst schafft jene Sphäre von 
Gleichheit, Freiheit an der Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft als irdische 
Basis des irdischen Staates in der bürgerlichen Gesellschaft. Der bürgerliche Staat ist 
gerade ausgezeichnet dadurch, daß sein Klassencharakter den Staatsbürgern nur 
vermittelt erscheinen kann; dies nicht als Folge ideologischer Indoktrination, son- 
dern dem Prozeß geschuldet, der sie zu Staatsbürgern macht. Wenn der bürgerliche 


108) Vgl. MEW 1,S. 358 

109) Dies heißt weder, daß die Religion eine Erfindung der jeweils herischenden Klassen war, 
noch daß die ökonomische Lage der abhängigen Klassen diese nicht für religiöse Indoktri- 
nation prädisponierte (vgl. MEW 1, S. 6; MEW 20, S. 294), 

110) MEW 1,8. 358 
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Staat als das erscheint, was Charakteristikum des Staates überhaupt (d. h. aller 
Klassengesellschaften) ist, dann kann er bereits nicht mehr als besonderer, bürger- 
licher Staat fungieren. Wenn Arbeiter sich nicht mehr als Eigentümer einer Revenue- 
quelle begreifen, sondern als Angehörige einer Klasse, vertreten sie nicht mehr 
Interessen, die vom bürgerlichen Staat als allgemeine verwaltet werden können, 
sondern bereits solche „Interessen“, die den Kampf gegen die Basis des bürgerlichen 
Staates und damit gegen diesen selbst beinhalten. Befindet sich der Staat weder im 
„Schutz“ der religiösen Sphäre, nech im „Schutz“ der Oberfläche als Sphäre realer 
Gleichheit und Freiheit, dann steht er nackt da; als politische Negation der objek- 
tiven Bestimmung des Proletariats, und als solche wirkt er dann nur noch polizeilich 
und militärisch. Die Mittel zur Durchsetzung der staatlich verwalteten allgemeinen 
Interessen, Mittel, welche die Einhaltung von Regeln und Bestimmungen kontrollie- 
ren und garantieren sollen, sind Mittel, die im Bewußtsein ihrer Anwender allenfalls 
in intensiverer Weise, nicht jedoch für gualitativ andere Interessen eingesetzt wer- 
den. Der Wechsel liegt in den Adressaten; besser: in der Entwicklung ihrer „Inter- 
essen“. Es sind dann nicht mehr Mittel, die für sie, sondern gegen sie eingesetzt 
werden. 

Das Projekt Klassenanalyse benennt — um auf den Ausgangspunkt zurück- 
zukommen — mit den beiden „allgemeinen Funktionen“, die seiner Meinung nach 
den Staat „wesentlich“ (111) bestimmen, zwei Formen des politischen Ausdrucks 
der bürgerlichen Produktionsweise, die mit dem Terminus „Staatsfunktionen“ nicht 
zu fassen sind. Es sind die zwei polaren Existenzweisen des bürgerlichen Staates als 
tatsächlicher und adäquater Ausdruck der Besonderheiten des bürgerlichen Staates 
(Verdoppelung der Gesellschaft) auf der einen Seite und als in der bürgerlichen 
Produktionsweise zugleich angelegte Negation dieser differentia spezifika des bür- 
gerlichen Staates, d.h. der Staat als offen sichtbares Instrument der herrschenden 
Klasse, auf der anderen Seite. In der zweiten Bestimmung muß der Staat nach 
Auffassung des Projekts Klassenanalyse ‚das Gesetz mißachten, um die Fort- 
existenz der Klassenherrschaft zu sichern“ (112). Eben mit dieser Charakterisierung 
wird jedoch deutlich, daß das Projekt Klassenanalyse diese beiden „Ebenen“ des 
Staates und ihre reale Vermitteltheit nicht erfaßt hat. Der Staat ist nicht in dieser 
Bestimmung „Gesetzesmacher“ und in der anderen Bestimmung „Gesetzesbrecher“. 
Es ist zunächst notwendig die Arbeiterklasse, welche in dem Maße, in dem sie zum 
Bewußtsein als Klasse kommt, jene Gesetze verletzen muß, welche nur ihrem Ober- 
flächeninteresse an Sicherung und optimaler Nutzung ihrer Revenuequelle geschul- 
det sind, welche ihre Klassen-, ‚Interessen‘ jedoch als tendenziell kriminelle sanktio- 
nieren. Für die politischen Repräsentanten der allgemeinen Gesetze ist die Werks- 
besetzung genauso kriminell wie ein Ladendiebstahl; in beiden Fällen handelt es 
sich um Aneignung fremden Eigentums in einer den normalen bürgerlichen Ver- 
kehrsformen nicht entsprechenden Weise. Indem das Projekt Klassenanalyse diese 
der Bewegung des Proletariats geschuldete extensivere Äußerungsform staatlicher 
Gewalt als besondere Staatsfunktion deklariert und neben die erste Funktion stelit, 


110 Prosckt Klassenanalyse, Zur Taktik... S. 131 
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zeigt es, daß es gerade das u. E. Entscheidende des bürgerlichen Staates nicht sieht, 
nämlich die notwendige Aufgehobenheit des Klassencharakter des bürgerlichen 
Staates in einer den Klassencharakter verkehrenden Form. 


2. Staatsfunktionen und die Analyse der für die Artikulation und 
Durchsetzung allgemeiner Interessen verantwortlichen ökonomischen 
Gesetzmäßigkeiten 


Die Analyse der Staatsfunktionen hat jedoch noch eine weitere, wichtige Dimen- 
sion: Mit der Beantwortung der Frage, wie es dazu kommen kann und kommen 
muß, daß allgemeine Interessen in einer vom Produktions- und Reproduktions- 
bereich der Interessenten abgehobenen Form aufgenommen, verwaltet und erfüllt 
werden, und als was den Interessenten dieser Prozeß selbst erscheint, ist noch nicht 
geklärt, warum sich bestimmte, inhaltlich konkret angebbare Forderungen, die sich 
auf verschiedene Bereiche und Verkehrsformen der bürgerlichen Gesellschaft be- 
ziehen können, jenen Status des allgemeinen Interesses erhalten und sich — wie 
gebrochen, verzögert, modifiziert auch immer — über den Staat durchsetzen. Bislang 
können wir solche konkreten Forderungen beziehen auf jene drei allgemeinen Inter- 
essen der Revenuequelleneigentümer, können vielleicht die Widerspruchsebene 
bestimmen, welche in Verfolgung eines Sonderinteresses, tangiert wird. Warum aber 
bestimmte, schließlich als Staatsaktivität erscheinende und sich u. U. zur Staats- 
funktion verfestigende Forderungen empirisch realisiert werden, dies ist von den 
bisher angestellten Überlegungen her noch nicht begründbar. Die Maßnahmen des 
Staates im Ausbildungs- und Wissenschaftsbereich, seine Funktionen im Transport- 
und Kommunikationswesen, die Konjunkturpolitik oder diese oder jene sozial- 
politische Regelung etc. etc. lassen sich auf dem bisher angedeuteten Weg histo- 
risch-materialistisch nicht aufklären. 

Mit der Charakterisierung des Prozesses an der Oberfläche erscheint dies allein 
den Akteuren, ihrem Willen etc. geschuldet zu sein. Inwieweit sie mit einem inhalt- 
lichen Interesse etwas — in verdrehter, mystifizierter Form — artikulieren, was sie 
als Charaktermasken ökonomischer Gesetzmäßigkeiten artikulieren müssen, und 
welche ökonomischen Gesetzmäßigkeiten dies sind, darüber ist noch nichts gesagt 
worden. An der Oberfläche, im Bewußtsein der gewöhnlichen Produktionsagenten 
und in den Schriften der wissenschaftlichen Apologeten (den bürgerlichen Polito- 
logen etc.) wird diese Frage nach dem WARUM nur mit dem Hinweis auf Quanti- 
täten, d.h. auf Gruppen-, Klassen-, Fraktionsstärken, auf Verfügung über Macht- 
und Einflußmittel jedweder Art (vom Fernsehen über die Lobby bis hin zu den 
Unterdrückungsinstrumenten weitaus handfesterer Natur) beantwortet. Ein politi- 
sches Phänomen wird damit jedoch selbst nur politisch erklärt (113). Begreift man 
nun nicht jede einzelne Entscheidung der Repräsentanten des bürgerlichen Staats 
bereits als jeweils adäquaten Ausdruck für ein sich momentan durchsetzendes allge- 


113) Vgl. etwa dazu die schr breiten und langatmigen Schilderungen in dem Buch von 
R. Miliband, Der Staat...,S. 239 350 
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meines Interesse, begreift man vielmehr, daß in der Empirie der Prozeß der Ver- 
waltung von allgemeinen Interessen sich nur in widerspruchsvoller und mit Ab- 
weichungen und zufälligen Maßnahmen versetzten Weise durchsetzt, dann wird 
auch die Frage nach den hinter den politischen Phänomenen verborgenen Ten- 
denzen bzw. Gesetzmäßigkeiten der kapitalistischen Produktionsweise eine plau- 
sibie Frage. 

(Das Aufspüren eines die verwirrende Vielfalt an Entscheidungen, Maß- 
nahmen, Korrekturen oder Zurücknahmen von Entscheidungen in der Empirie 
durchziehenden roten Fadens hat Marx im 8. Kapitel vorgeführt. Durch das in 
historischen Zeugnissen belegte jeweils unterschiedliche und sich auch partiell 
wandelnde Interesse der beiden großen Gruppen von Privateigentümern hindurch, 
scheint die maßlose Selbstverwertungstendenz des Kapitals durch. Präziser: Hinter 
dem von den Arbeitern artikulierten Interesse an Erhaltung und kontinuierlicher 
Nutzung des Eigentums Arbeitskraft steht das „Interesse“ des Gesamtkapitals an 
kontinuierlicher produktiver Konsumtion der Arbeitskraft.) 

Wenn die Frage, warum diese oder jene Maßnahme nach langem Ringen 
durchgesetzt und auch realisiert wurde, mit dem Hinweis auf die Stärke einer 
bestimmten Gruppe von Privateigentümern beantwortet wird, dann beantwortet 
man nur die Frage, wie sich eine den Interessenten selbst verborgen bleibende 
Tendenz Bahn schafft, klärt diese Tendenz selbst nicht und beantwortet auch noch 
nicht, warum sich diese ominöse Tendenz eben in dieser Phase geltend macht. In 
erster Linie muß sich die Frage nach dem „Warum“ auf die inhaltlichen Bezugs- 
punkte dieser Bestimmungen, kurz: auf die Interessen, selbst beziehen. Dabei 
werden wir im folgenden die Oberfläche der bürgerlichen Produktionsweise ver- 
lassen müssen, denn die ökonomischen Grundbeziehungen und Gesetzmäßigkeiten 
der an der Oberfläche artikulierten allgemeinen Interessen stehen zur Diskussion. 
Methodisch beinhaltet dies, daß wir jetzt auf der Ebene des Kapitals im allgemeinen 
oder auf der Ebene der Konkurrenz der Einzelkapitale argumentieren. Dabei muß 
darauf hingewiesen werden, daß die methodische Ebene der Konkurrenz, auf der 
die „vielen Kapitalien die immanenten Bestimmungen des Kapitals einander auf- 
zwingen und sich selbst aufzwingen“ (114), nicht schlicht gleichzusetzen ist mit der 
Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft, auf der die ökonomischen Gesetzmäßig- 
keiten in bestimmter verkehrten Form im Bewußtsein — und daraus resultierend im 
Interesse — der Individuen erscheinen und für diese die Basis ihres Handelns als 
private Subjekte, als Privateigentümer angeben. Dabei sind diese Handlungen zwar 
Reaktionen auf die Gesetzmäßigkeiten, in denen sich die Natur des Kapitals in der 
Konkurrenz durchsetzt; aber sie sind nicht einfach identisch mit den Gesetzmäßig- 
keiten selbst. Auf der Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft treffen die Indivi- 
duen als freie, nur durch ihre privaten Interessen bestimmte Individuen aufeinander; 
in der freien Konkurrenz sind nicht die Individuen, „sondern das Kapital frei 
gesetzt‘ und „das Bewegen der Individuen innerhalb der reinen Bedingungen des 
Kapitals (erscheint lediglich; d. V.) als ihre Freitheit“ (115). „Wenn es heißt, daß 


114) GR,S. 545 
115) GR,S. 544 
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Individuen rein ihrem Privatinteresse fol Be 
gemeine Interesse verwirklichen, so heißt das 
ingungen der kapitalistischen Produktion auf- 
T . selbst nur die Wiedererzeugung 
echselwirkung stattfindet“ (116). D.! 
and als Charaktermasken des Kapitals, 
x ihrem Rücken durchsetzen. Oder r 
„als Charaktermasken den Spielraum auszu- 
eweis reale Vielfalt an Methoden, die Revenus- 
zu mehren, gegeben ist. 
ehr oder wen 5 :r allgemeines | 
von uns auf den kapital 
g :äl Bigkeiten bezogen w werden. Die an 
ei nur al hr fflichkeit unterscheidbare, in ihrer ökonc- 
mischen Potenz jedoch qualitativ en Revenuequellen, müssen jetzt in 
ihrer voneinander wesentlich unterschiedenen ökonomischen Formbestimmung 
gesehen werden: Arbeit bzw. Arbeitskraft nicht als Arbeit überhaupt, sondern in 
der Form der Lohnarbeit als Quelle von Wert und Mehrwert; Kapital nicht als 
produziertes Produktionsmittel oder als Geld, sondern als prozessierender Wert, der 
im gesamten Prozeß verschiedene Gestalten annimmt: produktives Kapital, Waren- 
kapital, Geldkapital; Boden nicht mehr als vom Grundeigentümer monopolisierte 
Erde, welche nur als nichtproduziertes Produktionsmittel gilt, sondern als be- 
stimmte gesellschaftliche Voraussetzung des Produktions- und Reproduktions- 
prozesses von Kapital. 

Gehen wir von der Formel des Kapitalkreislaufs (als Kreislauf des Geld- 
kapitals) aus: GW, ...P...W-G’, so spielen die Revenuequellen in den 
verschiedenen Phasen des Kreislaufs eine unterschiedliche Rolle. 

In der Produktion selbst wirken alle drei Revenuequellen einträchtig zu- 
sammen, solange man den Produktionsprozeß als Arbeitsprozeß untersucht. Jedoch 
gehen in dieses stoffliche Zusammenwirken bereits Bedingungen doppelter Art ein, 
welche Resultat der kapitalistischen Bestimmtheit dieses Arbeitsprozesses sind. Ihr 
Sinn und Zweck ist optimale Mehrwertabpressung, das Mittel ist die Steigerung der 
Produktivkrafi der Arbeit durch zahlreiche Methoden (117). Letztere erscheinen als 
Anforderungen an die Revenuequellen wieder: zum einen müssen sie in bestimmten 
quantitativen (der technischen Zusammensetzung des Kapitals geschuldeten) Pro- 
portionen kombiniert werden und zum anderen müssen sie in einer jeweils spezi- 
fischen Qualität kombiniert werden; d.h. die Maschinen müssen ein bestimmtes 
technologisches Niveau besitzen, die Arbeitskräfte über bestimmte Qualifikationen 
verfügen und der Boden eine spezifische Konsistenz etc. aufweisen. Beide Aspekte, 
der quantitativ-proportionale und der qualitative, die konkret-nützlichen Eigen- 
schaften betreffende bilden die Komponenten der Nachfrage der einzelnen Kapitale 


116) GR,S. 545 
117) Ve. K1,S. 54 und 333 


131 


auf dem Markt. 

In den beiden Zirkulationsakten tauchen die Revenuequellen gleichfalls auf: 
zum einen als Waren, die ge- und verkauft werden, d.h. verkäuflich sein müssen; 
zum anderen als Voraussetzung des Zirkulationsaktes — das Geld; und schließlich, 
sofern die Zirkulation nicht nur in der Zeit, sondern auch im Raum vor sich geht 
(118), Boden, Wasser etc. als materielle Bedingung des Transports. Der zentrale 
Imperativ heißt hier nicht: Herstellung optimaler Bedingungen der Mehrwert- 
abpressung, sondern der Mehrwertrealisierung. Für die beiden Zirkulationsakte 
bedeutet dies; größtmögliche Kontinuität und Freiheit in den zeitlichen und räum- 

/ lichen Bedingungen der Zirkulation. Von hier aus ergeben sich die Anforderungen 
an Kapital (Geld), Boden, Arbeitskraft. Das Geld muß frei austauschbar sein, in 
 hinreichender Menge vorhanden, möglichst keinen Wertverlust erleiden etc., die 
‘ materiellen Bedingungen des Transports (Wasserwege, Straßen usw.) müssen aus- 
reichend vorhanden sein und zügigen Transport ermöglichen, die Arbeitskräfte soll- 
ten in jeder Hinsicht disponibel, flüssig etc. sein. 

Bereits an dieser Stelle, wo zunächst nur die an der Oberfläche voneinander 
getrennten Revenuequellen phänomenologisch auf den Gesamtprozeß bezogen 
worden sind, erweist sich ihr unterschiedlicher Charakter als Voraussetzung des 
kapitalistischen Gesamtprozesses. Die Veränderung der Arbeitskraft, oben lediglich 
noch im ausdrücklichen Interesse der Arbeiter, ist jetzt — wie auch immer ver- 
mittelte — Funktion der Veränderungen des kapitalistischen Produktionsprozesses. 
Sämtliche Bemühungen der Eigentümer von Arbeitskraft, ihre Fähigkeit zu kon- 
kret-nützlicher Arbeit, ihre psychische und physische Verfassung an die Bedingun- 
gen der in der Konkurrenz erfahrenen Nachfragestruktur anzupassen, sind zunächst 
ebenso wie die von ihm als zweckfreier Genuß von Revenue deklarierten Reproduk- 
tionsprozesses ‚individuelle Konsumtion“. Bezogen auf den kapitalistischen 
Gesamtprozeß ist jedoch „innerhalb der Grenzen des absolut Notwendigen ... die 
individuellen Konsumtion der Arbeiterklasse Rückverwandlung der vom Kapital 
gegen Arbeitskraft veräußerten Lebensmittel in vom Kapital neu exploitierbare 
Arbeitskraft. Sie ist Produktion und Reproduktion des dem Kapitalisten unentbehr- 
lichsten Produktionsmittels, des Arbeiters selbst. Die individuelle Konsumtion 
bleibt also ein Moment der Produktion und Reproduktion des Kapitals ... Es tut 
nichts zur Sache, daß der Arbeiter seine individuelle Konsumtion sich selbst und 
nicht dem Kapitalisten zulieb vollzieht (119).“ 

Vergegenwärtigen wir uns den Gang der Argumentation bis hierher: Die drei 
Revenuequellen erscheinen in unterschiedlicher ökonomischer Funktion (als Ware, 
als PM, als ZM...) in Produktion und Zirkulation. An sie werden bestimmte 
quantitative und qualitative Anforderungen gestellt, die in der Produktion allgemein 
durch die Gesetze der optimalen Mehrwertabpressung (Steigerung der Produkti- 
vität) und in der Zirkulation allgemein durch die Gesetze der optimalen Mehrwert- 
realisierung (Kontinuität, Freiheit bzw. Freizügigkeit) bestimmt sind. Um die stoff- 
lichen Bedingungen von Produktion und Zirkulation gemäß den daraus resultie-" 


118) Vgl. GR, S. 432 
119) K1,8.597 
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renden Anforderungen zu modifizieren, präparieren und zu konditionieren sind Mittel 
notwendig, die sich entsprechend den drei Revenuequellen und ihrer jeweiligen | 
Funktion unterschiedlich bestimmen lassen: Die Arbeitskraft bedarf einer bestimm- : 


ten Qualifikation, welche Ausbildungsprozesse und Institutionen voraussetzt; sie 
bedarf einer bestimmten physischen Konstitution, welche das Gesundheitswesen 


bedingt etc.; die Produktionsmittel setzen die Naturwissenschaft voraus, wenn ihr j 


technisches Niveau angesprochen wird etc.; der Boden einen bestimmten Grad an | 


Zivilisiertheit, der durch Kanalisation, Anschluß an Wasser und Strom, an das Ver- 


kehrsneiz etc. gesichert werden soll etc. (vgl. Schema S. 135) 


Nun war unsere Ausgangsfrage jedoch nicht die nach dem jeweiligen Bezug 


der Revenuequelle auf Momente des kapitalistischen Gesamtprozesses von Produk- 
tion und Zirkulation. Sie zielte auf die grundlegenden ökonomischen Ursachen der 
Artikulation und Verwaltung von allgemeinen Interessen. Es gilt somit bestimmte, 
notwendig gewordene Veränderungen in den jeweiligen Voraussetzungen von 
Produktion und Zirkulation abzuleiten; und zwar solche Veränderungen, die nicht 
nur den besonderen Verwertungsbedingungen eines einzelnen Kapitals geschuldet 
sind, nur einige wenige Kapitale tangieren, sondern den Produktions- und Repro- 
duktionsprozeß des Gesamtkapitals. Dort, wo der Prozeß der Entfaltung der kapita- 
listischen Produktionsweise Schranken (120) findet in dem jeweiligen Stand der 
Entwicklung der Voraussetzungen von Produktion und Zirkulation, die sich als 
Schranken der Entfaltung des Gesamtkapitals geltend machen, ist die Basis gegeben, 


von der aus Interessen als allgemeine artikuliert werden können und ihre stattliche 


Verwaltung zu einer objektiven Notwendigkeit wird. Methodisch bedeutet dies: Im : 


allgemeinen Begriff des Kapitals sind die Gründe für das Auftauchen von Schranken 
der maßlosen Selbstverwertung des Kapitals bereits angelegt. Sofern Marx in den 
Bänden I und II des „Kapital“ diese begriffliche Entwicklung bis zu dem Punkt 
darstellt, an dem Realität und Begriff zusammenfallen, erörtert er diese Schranken 
als Schranken der historischen und/oder systematischen Entfaltung des Kapitals bis 
hin zu seiner vollendeten Gestalt (reelle Subsumtion) in der begrifflichen Entwick- 
lung. Es sind dies z. T. die Stellen in den ersten beiden Bänden des „Kapital“, an 
denen er Exkurse in die Konkurrenz der Einzelkapitale macht bzw. machen muß 
(121). Denn: „Alle Momente des Kapitals, die involviert in ihm erscheinen, wenn es 
seinem allgemeinen Begriff nach betrachtet wird, bekommen selbständige Realität 
und zeigen sich auch erst, sobald es reell, als viele Kapitale erscheint. Die innere 
lebendige Organisation, die so innerhalb und durch die Konkurrenz stattfindet, 
entwickelt sich dann erst des breiteren (122). So findet man Hinweise auf Schran- 


120) Diese Schranken sind unterschiedlicher Art. Es kann sich um Naturgegebenheiten han- 
deln, welche auf einer bestimmten Stufe der Entwicklung des Produktions- und Zirkula- 
tionsprozesses als Schranken erscheinen, um ökonomische Phänomene, welche ihrerseits 
als Schranke der Mehrwertproduktion und -realisierung fungieren und schließlich auch 
um außerökonomische Schranken in Form von Gesetzen, Traditionen, Bewußtseins- 
formen etc. (vgl. K. Marx, Die Resultate des unmittelbaren Produktionsprozesses, FaM 
1969, S. 39). 

121) Vgl.ctwaK1,S. 335 tt 

122) GR,S.419 


133 


zen und allgemeine Bedingungen zu ihrer Überwindung bezogen auf Arbeitskraf 
Boden, Produktionsmittel und Geld verstreut über alle Bände: Die Fabrikges: 
Erziehungs- und Gesundheitsklausein werden im Kontext der Naturschranken des 
wenschlichen Arbeitsvermögens (123) angedeuiei; Wissenschaft taucht insbeson- 
dere dort auf, wo die Schranke der Verwertung von Kapital im Arbeitsmittel auf 
der Basis von Arbeitssteigerung liegt (124); über Regelung der Nutzung von Boden 
Wasser, Wäldern geht er u.a. im Zusammenhang der Grundrente ein (125); und 
dort, wo er die Zirkulation abhandelt, finden wir die meisten Andeutungen über die 
natürlichen, traditionellen oder bereits vom Kapital selbst gese \ 
Geldfunktionen (126). 

Folgendes sol hieran deutlich werden: 

Erstens hängt die Durchsetzung eines allgemeinen Interesses nicht in erster 
Linie von der Anzahl derjenigen ab, die diese Schranke als Schranke der Nutzung 
des Privateigentums direkt verspüren, sondern von der Relevanz der Schranke für 
den Produktions- und Reproduktionsprozeß des Gesamtkapitals. (An dieser Stelle 
wird die Inkompatibilität deutlich zwischen der auf quantitativen Bestimmungen 
begründeten bürgerlichen Demokratievorstellung und der oft gerade die quantita- 
tiven Mehrheitsverhältnisse ignorierenden Notwendigkeit für den bürgerlichen Staat, 
solche Interessen durchzusetzen, die keine Mehrheit im Volke finden würden. Auf 
der einen Seite ist die bürgerliche Demokratie die dem kapitalistischen Staat 
adäquateste Form der Durchsetzung von Interessen und der Ausübung von Politik, 
da sie das Egalitätsprinzip am reinsten in sich aufnimmt; auf der anderen Seite muß 
dieser bürgerliche Demokratiebegriff jedoch in Widerspruch zur aktuellen Not- 
wendigkeit geraten, jene Interessen zu berücksichtigen, die die sich ökonomisch am 
deutlichsten manifestierende Schranke des Reproduktionsprozesses des Gesamt- 
kapitals reflektieren, wenn es Interessen sind, die nur von einer kleinen Interessen- 
gruppe artikuliert' werden. Dieser Widerspruch wird um so eklatanier, je polarer sich 
die beiden großen Klassen gegenüberstehen und — im Gefolge davon — je mehr in 
den Forderungen von Arbeitern die Differenz zwischen ihren Interessen als Privat- 
eigentümer von Arbeit und den Klassen-, ‚Interessen‘ verschwindet.) 

Zweitens hängt die Durchsetzung eines allgemeinen Interesses nicht primär 
von der stofflichen Natur der als Schranke wirkenden Voraussetzung von Pro- 
duktion und Zirkulation ab. Entscheidend sind jene ökonomischen Gesetzmäßig- 
keiten, die einen bestimmten Zustand von Voraussetzungen der Produktion und 
Zirkulation zur Schranke werden lassen. Die menschliche Arbeitskraft z. B. ist in 
einem Zustand von geistiger Beschränktheit nicht an sich Schranke, sondern nur wo 
vom Produktionsprozeß intellektuelle Fähigkeiten gefordert sind. 

Drittens wird deutlich, daß die allgemeinen ökonomischen Gesetzmäßigkeiten, 
welche die bestimmte Beschaffenheit der Voraussetzungen von Produktion und 
Zirkulation zur Schranke werden lassen, nur um den Preis der Verflüchtigung der 
erklärenden Kategorien in dünnste Abstrakta (zunehmende Vergesellschaftung, zu- 


123) Vgl. das 8. und 13. KapitelinKi 

124) Vgl. das 13. Kapitel in K I und Passagen in den „Resultaten...“ 
125) Vgl.K II, S. 630 f, Anm. 27 

126) Vgl. K1,S. 138; KH, im I. und II. Abschnitt; K HI, S. 206 
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sel 


Arbeitskraft 


Boden 


Bezug zum Pro- 
duktions- und Zirku- 
lationsprozeß 


Voraussetzungen der optimalen 
Nutzung zur Mehrwertabpressung und 
Mehrwertrealisierung 


Mittel und Bedingungen zur Modifizierung, 
Präparierung, Konditionierung der Vor- 
aussetzung 


a) Konsumtion in 
der Produktion 


b) Freier Bezug der 
AK auf diverse 
Einzelkapitale 

(Flüssigkeit) 


a) als Teil des 
fixen Kapitals: 
aa) industriell 
agrikol 
Transportbasis 


a) physische Konstitution, 
psychische und moralische Ver- 
fassung, besondere Qualifikation 

b) allgemeine Qualifikation, 
Unabhängigkeit (vgl. Familien- 
bindung etc.) 

Ortswechsel muß möglich sein 


aa) Zivilisierung 


ab) Fruchtbarkeit 
b) bestimmte Konsistenz etc. 


a) Gesundheitswesen, Erziehung und 
Ausbildung bzw. Berufsausbildung 


b) Allgemeine Ausbildung 
Familiengesetzgebung 
etc. 


aa) ausgedehntes Versorgungsnetz 
an Strom, Wasser, Kanalisation etc. 


ab) Agronomie etc. 
b) („naturgegeben‘“) 


Kapital Konsumtion in der technisches Niveau (Produktivität, Naturwissenschaft, Technologie, z. T. 

(Produktions- Produktion Haltbarkeit, leiche Bedienbar- auch Physiologie und Arbeits- 

mittel) keit...) wissenschaft 

Kapital Zahlungsmittel Kommensurabilität, a) Finanzrecht, Kreditregelung 

(Geld) (Kredit) Anerkennung von Schuldforderungen b) internationale Zollregelung... . 
etc. Wechselkursregelung 


‚ nehmende Verschärfung des Widerspruchs von Produktivkräften und Produktions- 
verhältnissen....} auf einen gemeinsamen Erklärungsansatz gebracht werden 
können. Wenn der Staat den Arbeitstag gesetzlich regelt, so hängt dies mit den 
Bedingungen und Gesetzen der Konsumtion der Lohnarbeit Zusammen; wenn er die 
Wissenschaft fördert, so ist dies u.a. den Gesetzen der Abtrennung der geistigen 
Potenzen von der lebendigen Arbeit geschuldet; wenn er Zölle erläßt, so hängt dies 
- mit dem Verhältnis von nationalem Kapital und Weltmarkt zusammen: und wenn er 
Straßen baut bzw. dafür notwendigen Boden gewaltsam enteignet, so hängt dies 
:2.B. mit den sich ändernden Proportionen von Umlaufzeit und Produktionszeit 
zusammen etc. 

Viertens wird an dieser Stelle schließlich deutlich, daß ein methodischer 
Zwang zu einer allgemeinen Ableitung spezifischer Staatstätigkeiten in unserem 
Kontext nicht mehr besteht. Dieser resultiert nur aus dem Versuch, den bürger- 
lichen Staat (wenn schon nicht aus einer Funktion — vgl. Müller/Neusüß — so dann 
doch) über eine alle seine besonderen inhaltlichen Funktionen übergreifende 
Argumentation abzuleiten. Zu diesem Zweck wurde der Begriff der „allgemeinen 
Produktionsvoraussetzung“ bzw. „allgemeinen Rahmenbedingung der Produktion“ 
in einer ihn schließlich selbst entleerenden Weise strapaziert (127). 

In gewisser Weise sind wir damit wieder an den Anfang unserer Arbeit zurück- 
gekehrt, wo wir in vorläufiger Weise die Staatsableitung von E. Altvater und des 
Projekts Klassenanalyse kritisierten. Es hieß dort u. a.: Die Ableitung über die all- 
gemeinen Rahmenbedingungen der Produktion könne allenfalls als Nachweis der 
Schwierigkeiten der Produktion unter den Bedingungen der Konkurrenz gelten. Der 
Schritt von der negativen Bestimmung zur positiven sei noch nicht geleistet. Bei den 
Schwierigkeiten sind wir wiederum angekommen (Schranken der Reproduktion des 
Gesamtkapitals), jedoch auf einem anderen Weg, der gerade seinen Ausgangspunkt 
nahm vom Nachweis der positiven Möglichkeit der Bemühung um Abbau der 
Schranken (in der Form der Verwaltung von allgemeinen Interessen). Methodisch 
bedeutet dies nichts anderes, als daß das Wesen des bürgerlichen Staats nicht zü- 
gleich mit der Erklärung, bestimmter konkreter Inhalte, denen er sich jeweils zu 


127) Vgl. etwa Anm. 17. Im übrigen scheint uns die Begrifflichkeit „allgemeine“ Produktions- 
bedingungen, im Gegensatz zu den „besonderen“, nur in eng begrenzter Weise eine 
Bedeutung zu besitzen. Das Attribut „allgemein“ kann in diesem Kontext benutzt 
werden zur Kennzeichnung der gemeinsamen Nutzung eines besonderen Produkts durch 
viele Einzelne (z. B. eine Straße); es kann sich auf den generellen Verwendungscharakter 
eines Arbeitsresultats beziehen, wie im Fall allgemeiner geistiger Produktion (Wissen- 
schaft), deren allgemeine Resultate (bzw. Resultate „allgemeiner Arbeit“, K II, S. 113) 
nicht als allgemeine, sondern nur in besonderer Form verwendet werden können (Tech- 
nologie); und schließlich könnte man es zur Kennzeichnung der gesellschaftlich existen- 
ziellen Bedeutung von Produkten verwenden, deren Gewinnung natürlichen Monopolen 
unterliegt (Kohle, Wasser ....), die — weil auch nicht substituierbar — auch dann produ- 
ziert werden müssen, wenn es einzelkapitalistisch nicht rentabel ist. In dieser letzten 
Bedeutung ist jedoch implizit bereits eine, den Eigenschaften des Produkts geschuldeite 
Bestimmung durch eine auf die Interessen ihrer Nutzer eingehende Bestimmung ersetzt 
worden. Und deswegen läßt sich hier ohne Schwierigkeiten der Staat in seiner Bestim- 
mung als Verwalter allgemeiner Interessen hineinbringen. Vgl. im übrigen dazu auch 
Teil V. 
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widmen hat (Staatsfunktionen), erfaßt werden kann. Die Staatsfunktionen, d. h. die 
Bereiche, auf die sich staatliche Politik bezieht, und die in der Gliederung in Res- 
sorts und Ministerien aufscheinen, sind nicht konstitutiv für das Wesen des bürger- 
lichen Staates, sondern umgekehrt wird erst das Spektrum der Bereiche, auf die sich 
staatliche Politik bezieht, analytisch zugänglich, wenn von dem Begriff des bürger- 
lichen Staates ausgegangen wird, der als Kennzeichnung der Form des bürgerlichen 
Staats zugleich jedoch die Angabe der allgemeinen Bedingungen der Genese von 
Staatsfunktionen (Verwaltung allgemeiner Interessen) enthält. 


3. Ein Beispiel: Ausbildung 


Der Zusammenhang von bürgerlichem Staat und Produktions- bzw. Zirkulations- 
voraussetzungen, der bis hierher abstrakt und methodisch behandelt worden ist, soll 
noch einmal exemplarisch an der Erziehung bzw. Ausbildung durchgespielt werden. 
Dabei gehen wir jetzt nicht von der Erscheinung bestimmter notwendiger Ausbil- 
dungserfordernisse als Interesseninhalt von bestimmten Privateigentümern an der 
Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft aus. Wir fragen also z.B. nicht: Was 
„steckt hinter“ der Forderung nach Chancengleichheit im Ausbildungssektor, wie 
sie seit einiger Zeit von verschiedenen Seiten artikuliert wird, und wie muß sich der 
Staat notwendigerweise zu dieser Forderung verhalten? Vielmehr versuchen wir — 
hier nur andeutungsweise —, vom allgemeinen Begriff des Kapitals ausgehend, die 
elementaren Prägungen der Ausbildung durch die kapitalistische Form der Pro- 
duktion anzudeuten, um in zunehmend konkreter werdenden Bestimmungen jenen 
Zusammenhang zu benennen, an welchem der bürgerliche Staat Funktionen in 
bezug auf die Ausbildung übernehmen muß. (Am Rande sei darauf hingewiesen, daß 
dieser Versuch den Anspruch erhebt, die groben Umrisse einer allgemeinen Ablei- 
tung der Notwendigkeit einer Verstaatlichung von Ausbildungsprozessen anzu- 
deuten, wenngleich wir uns auf die Konkret-historischen Beispiele, die Marx in 
Kapitel I bringt, beziehen. Wie sich dieser Prozeß jedoch historisch jeweils durch- 
setzt, in welchem Ausmaß, mit welchen Gegentendenzen, in welchen Zeiträumen 
etc., läßt sich nur in empirischen Untersuchungen klären!) 

1. Bereits auf der Ebene des allgemeinen Begriffs des Kapitals impliziert die. 
Kategorie der Lohnarbeit als doppelt freie Lohnarbeit die Notwendigkeit von 
Modifikationen des natürlichen Arbeitsvermögens. Die kapitalistische Form- 
bestimmung der Arbeit als Lohnarbeit bedingt die freie Verfügbarkeit aller- 
dings nur im Sinne der Anwendung der Arbeitskraft für wechselnde Exploita- 
tionsbedürfnisse. Die Flüssigkeit des Kapitals als im allgemeinen Begriff des 
Kapitals enthaltene Bestimmung, welche die Gleichgültigkeit „gegen die Be- 
sonderheit jeder Produktionssphäre“ (128) bzw. „gegen den besonderen 
Charakter des Arbeitsprozesses, den es sich aneignet‘‘ meint, bedingt „die- 
selbe Flüssigkeit oder Variabilität in der Arbeit, also in der Anwendungsfähig- 


128) Resultate..., S. 39 
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ch den Arbeiter“ (129). 

Begriff enthaltenen Notwendigkeit der Modifizierung 
ıns der variablen Anwendungsfähigkeit wirken in 
ieı kapitalistischen Produktionsweise Veränderungen der 
segen: Im Anschluß an den zitierten Zusammenhang 


nen Tendenz enigegenstehenden. ökonomischen Hindernisse schafft“ (130). 
G ‚ durch die ‚Entwicklung der Maschinerie bedingten 


- Gesetze der Humanität, sondern gegen die 
Gesetze der Ver wertung von Kapital durch Arbeitskraft; indem die physische, 
psychische und qualifikatorische Reproduktion des Arbeitsvermögens tenden- 
ziell verhind wird, schafft sich das Kapital unter den Bedingungen der 
reellen Subsumtion der Arbeit unter das Kapital selbst eine Schranke der 
Verwertung von Kapital, die als Verhinderung der variablen Anwendungs- 
fähigkeit des Arbsitsvermögens auftritt. [Soweit daher nicht Teilung der 
Arbeit das Arbeitsvermögen ganz vereinseitigt hat, prinzipiell ist der freie 
Arbeiter zu jeder Variation seines Arbeitsvermögens und seiner Arbeitstätig- 
keit empfäng] [ i bereit (.. .), die besseren Lohn verspricht“ (131)}. 
Diese Schranke, die allgemein aufweisbar ist, wird gesellschaftlich relevant, 
sobald die Form det Arbeitsorganisation, die ihre Grundlage bildet, durch die 
Konkurrenz selbst zur gesellschaftlich durchschnittlichen Form des Arbeits- 
prozesses wird (132). Der Mangel an variabel anwendbarem Arbeitsvermögen 
wird zu einer tendenziell im Prozeß der Reproduktion des Gesamtkapitals 
spürbaren Schranke. (Kindervagabundiererei, moralische Verwahrlosung etc. 
waren historische Begleiterscheinungen.) Eine Erziehung, welche die allge- 
meinsten Voraussetzungen der variablen Anwendbarkeit von Arbeitsvermögen 
schafft, wird reale Notwendigkeit (133). 
Die Schranken der Reproduktion des Gesamtkapitals erscheinen zunächst den 
Arbeitskräften selbst bzw. — wenn es sich um Kinder handelt — ihren Eltern, 
Sie können ihre Arbeitskraft nicht mehr verkaufen, ihr Eigentum nicht mehr 
nutzen, da es durch andere Eigentümer destruiert wird. Das Interesse an 
Erziehung wird in Auseinandersetzungen und Kämpfen artikuliert und mit 
der zunehmenden Brisanz der Folgen von Nicht-Erziehung als allgemeines 
Interesse staatlich verwaltbar. Da in dieser Zeit — dies als historische Beson- 
derheit mit einer für das Verhältnis von Staat und Ausbildung allerdings 
systematischen Bedeutung — kein ausgeformtes staatliches Ausbildungssystem 
vorlag, da obendrein die Ursachen der Verrohung der Natur des Kindes offen 
zutage traten, war dieses Interesse gerichtet an den Staat, jedoch nur in der 


Ebenda 

Ebenda 

Ebenda, S.59 f 
Ve K DL S. 206 
Vgi. K1,S.508 ff 


134) 
135) 
136) 
137) 


Intention, er möge die Schuldigen, die Eigentümer von Kapital, zur Garantie 
dieses Mindestmaßes an Erziehung zwingen. |,,Der Fabrikant ist verantwort- 
lich für die Befolgung des Gesetzes. Fabrikunterricht ist obligatorisch, und er 
gehört zu den Arbeitsbedingungen (134).“°] 

Das Gesetz wird erlassen; so armselig und halbherzig (135) es auch schließlich 
ausfällt, so stellt es doch einen Sieg der Interessen der Eigentümer von 
Arbeitskraft dar, einen ersten Schutz gegen die unrechtmäßige V. ung 
der Arbeitskraft. 
Methodisch wäre hier zu bemerken, daß an dieser Stelle der Staat in einem 
gesonderten Ableitungsweg eingeführt werden müßte. Wir verzichten darauf, 
da die Ableitung noch präsent ist. Wichtig ist nur die nochmalige B 
daß mit den Schritten 1-4 nur die systematische Genese des Interesses einer 
Gruppe von Eigentümern an dem Schutz des Eigentums abgeleitet ist, d.h. 
ein spezielles Interesse wurde von uns exemplarisch vom allgemeinen Begriff 
der Mehrwertproduktion aus bis hin zur Oberfläche durchgespielt. 

Die Kontrolle der Durchführung dieser Gesetze, die sich zunächst nur auf 
einige Produktionszweige bezogen, machte die Verallgemeinerung des Fabrik- 
gesetzes auf andere Bereiche notwendig: „Es sind zwei Umstände, welche 
zuletzt (für diese Verallgemeinerung; d. V.) den Ausschlag geben, erstens die 
stets neu wiederholte Erfahrung, daß das Kapital, sobald es der Staatskon- 
trolle nur auf einzelnen Punkten der gesellschaftlichen Peripherie anheimfällt, 
sich um so maßloser an den anderen Punkten entschädigt, zweitens der Schrei 
der Kapitalisten selbst nach Gleichheit der Konkurrenzbedingungen, d.h. der 
gleichen (einzelkapitalistisch relevanten: d. V.) Schranken der Arbeitsexploi- 
tation (136). Diese Kontrolle bedingt finanzielle Mittel für den Staat, stellt 
die Basis für die Herausbildung von Institutionen (zZ. B. den Staatskommis- 
saren bzw. Fabrikinspektoren, die hier notwendigerweise — von Staats wegen 
— ein Herz für die Arbeiterklasse haben mußten) (137) für die aus der Ver- 
waltung der Interessen resultierenden ‚„Folgeleistungen‘“ dar. 

Der nächste systematische Schritt würde uns auf die gesamtkapitalistischen 
Schranken von einzelkapitalistischer Herstellung der geforderten Qualifika- 
tionen führen. 

Der Frage, warum nicht nur die die Erziehung betreffenden Gesetze vom 
Staat erlassen werden, warum er vielmehr gezwungen ist, die Erziehung/ 
Ausbildung auch inhaltlich und materiell in die Hand zu nehmen bzw. .ob 
dieser für uns heute in der BRD gewohnte Zustand Sonderfall oder generelle 
Tendenz darstellt, kann hier nicht mehr nachgegangen werden. Methodisch 
soll nur noch erwähnt werden, daß ähnlich wie unter 5. hier gleichfalls von 
gesonderten Argumentationen aus die notwendige Subsumtion von Teilen der 
Ausbildung nicht ‚nur legislativ, sondern auch curricular und finanziell/ 
materiell begründet werden muß. 


KL, 8. 507, Anm. 297 
Vgl. KI,S. 506 u. 519 
K1,8.515 

Vgl. z.B. K1,S. 306 
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Schließlich könnte man — im Vorgriff auf die Interpretation des „Wegebau“- 
Beispiels (138) — fragen, worin sich die von Marx behauptete Tendenz der 
zunehmenden Subsumtion von ehemals vom Staat durchgeführten Produk- 
tionsvoraussetzungen unter die Einzelkapitale im Bereich von Erziehung/ 
Ausbildung ausdrückt. Hier wäre nicht irgendeine erfundene Privatisierung 
von Ausbildung zu nennen, sondern die sogenannte Erziehungsindustrie, d.h. 
Lehr- und Lernmittel und Voraussetzungen werden Kapitalistisch produzier- 
bar, nicht die Qualifikation (vgl. zum Zusammenhang von 1 - 8 das folgende 


Schema). 


Ableitung des bürgerlichen 
Staates als Verwalter allge- 
meiner Interessen. 

Staat tritt als Verwalter des 
Interesses zunächst als Ge- 
setzgeber auf. 


1. Allgemeine Notwendigkeit 
der variablen Anwendungs- 
fähigkeit der AK aus dem all- 
gemeinen Begriff des Kapi- 
tals. 


2. Das Kapital schafft seibst } 
ökonomische Hindernisse. 
Variable Anwendungsfähig- 
keit wird reale Notwendig- 
keit. 


3. Schranke wird gesell- 
schaftlich erkannt und be- 
ginnt, die gesellschaftliche 
Reproduktion zu gefährden. 
Allgemeine Erziehung als 
Mittel, die Schranke zu über- 
winden. 


4. Artikulation von Aus 
bildungsinteressen bei den 


Arbeitskräften. 


ee 


5. Nach Kämpfen wird ein 
Gesetz, weiches etwas allge- 
meine Erziehung vorsieht, 
vom Staat erlassen. 


historisch besondere Be- 
dingungen im Prozeß der 
Durchsetzung des Interesses 


Ableitung der Gründe, 
warum der Staat in anderer 
als juristischer Form in die 
Erziehung eingreift, warum _ 
er selbst als Veranstalter auf- | } 
treten muß. u 


138) Vgl. Teil V 
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6. Kontrolle der Durchfüh- 
rung der Erziehung durch 
den Staat. 


7. Schwierigkeiten der Ga- 
rantie, allg. Erziehung durch 
Einzelkapitale. Staat muß 
Erziehungsinstitutionen sich 
selbst subsumieren. | 


8. Teile des Erziehungspro- 
zesses bzw. bestimmte 
materielle Bedingungen wer- 
den profitabel produzierbar 
(Lernmittel etc.). 


V. Zum Stellenwert des „Wegebau“-Beispiels in der Diskussion über den 
bürgerlichen Staat 


Im letzten Teil geht es nicht um eine Weiterentwicklung der Überlegungen, die in 
den ersten Teilen angestellt worden sind; weder um eine systematische, noch um 
eine realhistorische. Im Zentrum dieses Teils steht die Interpretation jenes Ab- 
schnittes in ‘den „Grundrissen....‘“ (139), in dem Marx den Begriff verwendet, 
welcher derzeit ein verbreitetes begriffliches Konstituens des bürgerlichen Staates 
ist: „allgemeine Bedingungen der Produktion“ (140) bzw. „gemeinschaftliche, allge- 
meine Bedingungen der gesellschaftlichen Produktion“ (141). Der Bezug auf diesen 
Abschnitt bei Marx hat jedoch seine Tücken. Zunächst wird sehr oft der Staat über 
diese „allgemeinen Bedingungen der Produktion“ eingeführt, dann löst man sich vom 
Text und stellt eine „Zunahme“ von Staatstätigkeiten, Staatsfunktionen oder Staats- 
eingriffen in der Gegenwart fest, obwohl eben diese Feststellung — begründet wird sie 
mit empirischen Indikatoren wie zunehmendem Anteil des Staatshaushalts am Sozial- 
produkt, Zunahme staatlicher Einrichtungen, Zunahme der Staatsbediensteten etc. — 
auf den ersten Blick erheblich mit Aussagen konfligiert, die Marx in dem 
Abschnitt in den „Grundrissen ...‘“ macht, aus dem man seine Staatstheorie mehr 
oder weniger bezogen hat. Es heißt dort: „Die höchste Entwicklung des Kapitals ist, 
wenn die allgemeinen Bedingungen des gesellschaftlichen Produktionsprozesses 
nicht aus dem Abzug der gesellschaftlichen Revenue hergestellt werden, den Staats- 
steuern — wo Revenue, nicht Kapital, als labour funds erscheint und der Arbeiter, 
obgleich er freier Lohnarbeiter ist wie jeder andere, doch ökonomisch in einem 
anderen Verhältnis steht —, sondern aus dem Kapital als Kapital (142).“ Noch 
verwirrender wird es, wenn man versucht, verschiedene „Phasen“-Folgen aus dem 
Text herauszulesen. Etwa: Zunächst würden allgemeine Produktionsbedingungen 
privat hergestellt (143), dann hätte sich der Staat ihrer anzunehmen (144) und 
schließlich hätten die Kapitale sich ihre Produktion wieder subsumiert (145). Oder: 
Am Anfang hätte der Staat ihre Produktion zu übernehmen und mit zunehmender 
Entwicklung des Kapitalverhältnisses würden die Kapitale selbst für die Produktion 
allgemeiner Produktionsbedingungen sorgen. Beließe man es bei dieser Interpreta- 
tion und würde sie als generelles Gesetz für Staatsfunktionen oder allgemeine Pro- 
139) GR,S. 422-432 
140) Vgl. GR, 5. 422, 429, 430 
141) GR, S. 432. Dieser Begriff spielt bei E. Altvater eine zentrale Rolle, wenngleich er bei 
ihm nicht zum alleinigen Konstituens des Staates wird. Auch beim Projekt Klassenana- 
lyse bildet er die zentrale begriffliche Grundlage, wenngleich verschiedene Argumenta- 
tionen durcheinanderlaufen (vgl. Teil I). Auf dieser Stellen bauen u.a. auch auf: 
A. Evers, M. Lehmann, a.2.0.; J. Ritsert, C. Rolshausen, a.a.0.; differenzierter beziehen 
sich V. Ronge und G. Schmieg auf den Zusammenhang in ihrer Dissertation: Restrik- 
tionen politischer Planung, München 1972, 8. 555 £ (Manuskript). In das Zentrum seiner 
Diplomarbeit stellt D. Läpple diese Passage von Maıx, bei ihm findet sich wohl die 
ausführlichste Untersuchung der genannten Passage. 
1427 GR, S. 431 
143) GR,S.430 


144) GR, S. 430, 424 
145) Zum Beispiel: Evers/Lehmann, a.2.0., S. 60 f 
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annehmen, dann wäre etwa die Ausdehnung des staatlichen 
nsc unerklärlich, wie die quantitative Ausdehnung staatlich 
eiler Bedingungen gesellschaftlicher Produktion und Repro- 
würde — vorschnell, wie sich herausgestellt hat — die Einrich- 


hafts-GmbA als ersten empirischen Indikator für die zuneh- 
g der Produktion allgemeiner Theorie aus der staatlichen Sphäre 


: Der Abschnitt aus den „Grundrssen ..." ist weder zu 
dla einer Staatsthenrie zu machen, denn dieses 
- bei we Interpretation des Tees — gerade auf eine 

s bürgerlichen Staates hinaus j tion des 
mäßige Folgs von Phasen festst Ilen will, übersieht den 
wert dieser Passage in den „Grund “ und verstrickt 
, da sie den Staat bereits über die Notwendigkeit der Herstel- 
gemeiner Produktionsbedingungen eingeführt hat. Die Differenz (147) zwi- 
schen der Verwaltung der allgemeinen Interessen als Kodifizierung und als inhalt- 
lich-materielle Garantie (Herstellung, Produktion) fehlt (148). Der Staat wird nur in 
der zweiten Bestimmung begriffen, welche u. E. nur die Folge der ersten Bestim- 
mung sein kann. Dabei ist es zunächst gleichgültig, ob in dieser Passage von Marx 
eine derartige Differenzierung im Verhältnis von Staat und allgemeiner Produktions- 
bedingung mitgedacht worden ist oder nicht. 

Im folgenden werden wir daher 1. auf den Stellenwert des Abschnittes in den 
Grundrissen eingehen, ihn 2. inhaltlich etwas untersuchen — insbesondere die 
„Phasen“ und 3. die Frage stellen, ob verallgemeinerbare Aussagen und gar Gesetz- 
mäßigkeiten zu finden sind. 


© 


I. Zum Stellenwert des „Wegebau‘-Beispiels innerhalb der Entwicklung 
des Kapitalbegriffs 


Die vielzitierte Textstelle wird von Marx selbst als „Abschweifung“ (149) dekla- 
riert, welche von der Erörterung der Gesetzmäßigkeiten der kapitalistischen Zirkula- 
tion ausgeht. Nach der erstmaligen Erörterung des Umlaufs des Käpitals (150) stößt 
Marx, indem er den Umlauf quantitativ (Zirkulationszeit) betrachtet (151), auf die 


146) Vgl. z.B. J. Hirsch, S. Leibfried, Materialien zur Wissenschafts- und Bildungspolitik, FaM 
1971,8.95 ff 

147) Vgl. Teil IT, 1 und IV dieser Arbeit 

148) Diese Unterscheidung taucht bei E. Altvater in einer etwas anderen Begrifflichkeit und 
auf einem anderen methodischen Weg auf. Er unterscheidet zwischen „Produktion und 
Betrieb“ (S.19 f) und gewinnt diese Unterscheidung phänomenologisch. Als aus dem 
Begriff des Staats ableitbare Formen der Verwaltung allgemeiner Interessen sind sie bei 
ihm noch nicht herausgearbeitet. 

149) GR,S.432 

150) GR.S.415 ff 

151 GR.S.419 f 
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Frage, wie hier die Transportzeit zu lokalisierer 

Gehört die Überwindung der räum! 
und Markt zur Produktionszeit oder zur Zirku 
„Kann auf die Transportkosten nach den v 
ein Mehrwert herausgeschlagen werden (152 
schnitt an, welcher uns interessiert, und der 
Transportkosten“ (153) und nicht etwa al 
und der bürgerliche Staat“ ausgewiesen ist. 
Eisenbahn etc. sind somit nicht etwa belie 
Gesundheitswesen, Umwelt-Schutz, Sezi 
könnten, sondern sie sind gezielte Beist 
mittel“ (154), welche als allgemeine Prod 
Frage, um die es Marx somit hier ausschliet 
gen muß sich der bürgerliche Staat in die Pro 
tionsmitteln einschalten und unter welchen Bedi 
profitlichen Anlagesphäre für Kapitale? 

Es kann so auch nicht verwundern, daß Marx diesem Zusammenhang nKI 
nur einen geringen Platz einräumt (155). Überdies weist er in den „Grundrissen‘“ 
selbst explizit jede weitergehende Interpretation des in der „Abschweifung‘“ dar- 
gestellten Zusammenhangs zurück: „Nur hat sich uns nebenbei die Aussicht er- 
öffnet, die an diesem Punkt noch nicht scharf gezeichnet werden kann, von einem 
spezifischen Verhältnis des Kapitals zu den gemeinschaftlichen, allgemeinen Bedin- 
gungen der gesellschaftlichen Produktion, im Unterschied zu denen des besonderen 
Kapitals und seines besonderen Produktionsprozesses (156). 

Transport- und Kommunikationsmittel befriedigen ein „gesellschaftlich ge- 
setztes Bedürfnis‘; sie gehören zu jenen Mitteln, „die es (das Individuum; d. V.) 
nicht als einzelnes Individuum in der Gesellschaft, sondern gemeinschaftlich mit 
anderen konsumiert und bedarf — deren Weise der Konsumtion der Natur der Sache 
nach eine gesellschaftliche ist... .“ (157). Es geht somit um Dinge, die als besondere 
Einzelne aufgrund ihres spezifischen stofflichen Charakters von vielen benutzt wer- 
den können, sofern sie kommunikativen Zwecken dienen. Ausgeschlossen ist damit, 
daß sich Hersteller von Waren bzw. Individuen, weiche ein Bedürfnis nach Transport 
und raumüberwindender Kommunikation haben, sich ihr eigenes Kommunikations- 
netz schaffen bzw. ihr eigenes Straßennetz bauen, wobei unter die zitierte Formu- 
lierung der Transport von Waren von der Fertigungsstätte auf den Markt, der Trans- 
port der Arbeitskraft von der Reproduktionsstätte an die Produktionsstätte, als 
auch die Benutzung der Transport- und Kommunikationsmittei zu rein reproduk- 
tiven Zwecken subsumiert werden kann. Im Kontext des gesamten Abschnittes 
betrachtet handelt es sich jedoch nur um die materiellen Bedingungen des Umlaufs 


152) GR,S.421 

153) GR, S. 1098 

154) GR,S.422 

155) Vgl. KI,S. 150 ff, 236 f, 254 
156) GR, S. 432; Sper.F&H 
157) GR, S. 431; Sperr. F& H 
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und der produktiven Konsumtion von Kapital und die sich im Zusammenhang 
damit ergebenden Schranken für die Verwertung von Kapital. Dabei wirkt die Um- 
laufzeit (Zirkulationszeit) selbst zunächst einmal als Schranke: „Die Expansion und 
Kontraktion der Umlaufzeit wirkt daher als negative Schranke auf die Kontraktion 
oder Expansion der Produktionszeit oder des Umfangs, worin ein Kapital von ge- 
gebener Größe als produktives Kapital fungiert... Die Umlaufzeit des Kapitals 
beschränkt also überhaupt seine Produktionszeit und daher seinen Verwertungs- 
prozeß (158).‘ Der Transport gehört nun zwar begrifflich der Produktion an, denn 
„in ökonomischer Zirkulation befindet sich (das Produkt; d. V.) erst, sobald es auf 
dem Markt befindlich ist‘ (159), vom Standpunkt des Kapitals aus ist sie jedoch 
gleich der Arbeit, „die erheischt ist, als Bedingung für den Produktionsprozeß 
(160). Sie bildet eine Schranke wie die Umlaufzeit überhaupt, weil sie den Prozeß 
des produktiven Fungierens von Kapital (161) herauszögert. Bei der Untersuchung 
der Möglichkeiten, diese Schranke zu überwinden, stellt sich dann Marx die Frage, 
inwieweit die Herstellung bestimmter Transport- und Kommunikationsmittel, deren 
Konsumtion nur gemeinschaftlich möglich ist [also Straßen und nicht Autos, 
Kanäle und nicht Schiffe, dagegen aber damals Schienennetz und Eisenbahnen 
(162)], für das Einzelkapital profitabel sein kann. 

Die Hindernisse, die der einzelkapitalistischen Herstellung von Transport- und 
Kommunikationsmitteln generell entgegenstehen (und nur je nach Nachfrage kom- 
pensiert werden können), liegen in der Natur des Produkts selbst. Die Straße ist ein 
Produkt „kontinuierlicher Natur“, d.h. der Arbeitsprozeß „erstreckt sich über eine 
längere Anzahl täglicher Arbeitsprozesse, die in ihrer Verbindung, in der Konti- 
nuität ihrer Operation erst nach längerer Frist ein fertiges Produkt liefern‘ (163). 
Das Resultat dieser längeren Arbeitsperiode — und dabei zeigt sich der „Unterschied 
von fixem und zirkulierendem Kapital in seiner praktischen Wichtigkeit“ (164) — 
besteht in der Verlängerung der Umschlagsgeschwindigkeit. D. h. täglich ist neues 
Kapital für den Einkauf der zirkulierenden Bestandteile des Kapitals vorzuschießen, 
obgleich — die Bedingungen des Verkaufs bei Straßen einmal außer acht gelassen — 
noch kein Kapital returniert ist. Je größer die Kapitalauslage für einen längeren 
Zeitraum, d.h. bei einer Produktion von Prodıkten kontinuierlicher Natur, desto 
größer ist selbstredend auch das Risiko. Das Problem beginnt jedoch bereits beim 
Kapitalvorschuß selbst. „Auf den unentwickelteren Stufen der kapitalistischen Pro- 
duktion werden Unternehmungen, die eine lange Arbeitsperiode, also große Kapital- 


158) KII,S. 127 £; vgl. GR, S. 446 

159) GR,S. 423; vgl.a KII,S. 151, GR. S. 422, 432, 529 

160) GR,S. 423 

161) Vgl. Differenz zwischen Produktionszeit und Arbeitszeit inK HH, S. 241 

162) Vgl. GR,S.430 

163) KII,S. 231 

164) KII, S. 233. In den „Grundrissen....‘“ geht Marx zunächst davon aus, daß Transport- 
und Kommunikationsmittel „eine Form des capital fixe bilden, die eigene Gesetze der 
Verwertung hat“ (S. 422). Am Ende der Erörterung steht jedoch fest: „Das Resultat 
unserer Abschweifung ist übrigens, daß Produktion von Kommunikationsmitteln, den 
physischen Bedingungen der Zirkulation, (sich) unter die Kategorie des capital fixe ran- 
giert, also keinen besonderen case konstituiert‘‘ (S. 432). 
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auslage für längere Zeit bedingen, namentlich wenn nur auf großer Stufenleiter 
ausführbar, entweder gar nicht kapitalistisch betrieben, wie z. B. Straßen, Kanäle 
etc. auf Gemeinde- oder Staatskosten (in älteren Zeiten meist durch Zwangsarbeit, 
soweit die Arbeitskraft in Betracht kommt). Oder solche Produkte... werden nur 
zum geringsten Teil durch das Vermögen des Kapitalisten selbst fabriziert. Z.B. 
beim Hausbau zahlt die Privatperson, für welche das Haus gebaut wird, portions- 
weise Vorschüsse an den Bauunternehmer... In der entwickelten kapitalistischen 
Ära dagegen, wo einerseits massenhaft Kapitale in den Händen einzelner konzen- 
triert sind, andererseits neben den Einzelkapitalisten der assoziierte Kapitalisi 
(Aktiengesellschaften) tritt und gleichzeitig das Kreditwesen entwickelt ist, baut ein 
kapitalistischer Bauunternehmer nur noch ausnahmsweise auf Bestellung für ein- 
zelne Privatpersonen (165).‘“ Bei Produkten mit langer Arbeitsperiode wird ihre 
Produktion bzw. die Aufbringung des für die Produktion notwendigen Kapitalvor- 
schusses je nach dem Stand der Entwicklung des Kapitalverhältnisses unterschied- 
lich geregelt: Per Zwangsarbeit, Kapitalvorschuß aus Steuermitteln, Kapitalvorschuß 
von Privatpersonen bei Produktion auf Bestellung, über Kredite, durch Aktiengesell- 
schaften etc. In den Beispielen geht es jedoch nicht mehr allein um Produkte, die 
durch jene zwei Bestimmungen ausgezeichnet sind, die die Transportmittel aus- 
zeichnen: gemeinsame Konsumtion, lange Arbeitsperiode, sondern immer nur um 
die letzte Bestimmung. Dort, wo beide Bestimmungen zusammenfallen (Straßen- 
bau), kann jene Produktion für den Markt (wie etwa bei den Häusern für Privat- 
personen) nicht funktionieren, es sei denn, alle potentiellen Konsumenten schlössen 
sich zu einer Konsumentengenossenschaft zusammen. Unter den oben entwickelten 
Bestimmungen des Verhältnisses von Produktionszeit und Umlaufzeit, in denen der 
Transport als Schranke auftaucht, für den der Kapitalvorschuß möglichst gering zu 
halten ist, scheint die Vorstellung einer Konsumentengenossenschaft aus Einzel- 
kapitalen, welche gemeinsam den Straßenbau finanzieren, eine abgeschmackte Vor- 
stellung zu sein. (Hinzu kommt: die Verlagerung von Kapital bedingt andere Trans- 
portwege; das ehemals bezahlte Stück kann jedoch nicht unter den Arm genommen 
werden.) Die Zahlung des Kapitalvorschusses aus Steuern durch den Staat ist hier 
die Regel. 

Fassen wir zusammen: 

Es geht Marx um die Bedingungen der Produktion von Transport- und Kom- 
munikationsmitteln, welche als allgemeine Bedingungen der Produktion durch die 
Bestimmungen: „gemeinschaftliche Vernutzung“ und „lange Arbeitsperiode" ge- 
kennzeichnet werden können. Aus diesen beiden Bestimmungen lassen sich die 
Schranken und Hindernisse bei der Produktion, Zirkulation und Konsumtion der 
Transport- und Kommunikationsmittel ableiten (großer Kapitalvorschuß:; läßt sich 
nach Kauf nicht wie gewöhnliches sachliches Privateigentum behandeln etc.). Ins- 
gesamt sagen die entwickelten Bedingungen mehr über die Gesetze des Kapital- 
umschlags und über die Bedeutung von fixem und zirkulierendem Kapital im Um- 
schlag aus als über das Verhältnis von Staat und Einzelkapital. 


165) K11,S. 236: Sperr. F& H 
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2. Zur Theorie der ‚Phasen‘ 


Wenn man sich über den Stellenwert des Abschnittes klar geworden ist, sollten die 
Aussagen über Phasen in der Entwicklung der Produktion von Transport- und Kom- 
munikationsmitteln kaum noch irritieren können. Es erledigt sich nämlich das 
Unterfangen, bei jeder fixierten Phase die allgemeinen Kenntnisse oder empirischen 
Fakten über die Entwicklung der Produktion anderer allgemeiner Produktionsbedin- 
gungen mitdenken zu müssen. Nun handelt es sich schlicht um Straßenbau und 
ähnliches; und Marx selbst benutzt hier seine eigenen historischen Kenninisse zur 
Illustration. 

Er beginnt mit der Aufzählung von Produktionsweisen der Straßen, Wege, 
Kanäle etc., welche noch nicht durch das Kapitalverhältnis allgemein bestimmt 
sind: „Andererseits Kommunikationsstraßen fallen ursprünglich dem Gemeinwesen, 
später lange Zeit den Regierungen anheim, als reine Abzüge an der Produktion, die 
vom gemeinschaftlichen Surplusprodukt des Landes abgehen ... (166). Wie dies 
im einzelnen durchgeführt wird, deutet er gleichfalls an: Entweder über die Vertei- 
lung von Arbeit innerhalb des Gemeinwesens nach gemeinschaftlicher Regelung 
(unmittelbar gesellschaftliche Arbeit) (167), über die Einziehung von Arbeitskräften 
zur Fronarbeit durch den Staat oder in entwickelteren Gesellschaftsformen mit 
gleichfalls entwickelterem Staatswesen über Steuern, was jedoch im Prinzip nichts 
daran ändert, daß es sich um „zwangsweise Verwandlung eines Teils der Surplus- 
arbeit oder des Surplusprodukts des Landes in Straßen‘ (168) handelt. Zwar kön- 
nen die letzten beiden Formen auch unter Bedingungen kapitalistischer Produktion 
vorkommen (169), sie reichen jedoch noch nicht zur Kennzeichnung als kapitali- 
stisch bestimmte :aus. Auf diesem historisch-beschreibenden Weg sind sie auch nicht 
zu erhalten. Hier ließe sich nur konstatieren, daß z.B. die Ziele, die der feudale 
Staat mit dem Straßenbau verfolgte, rein militärische gewesen seien, daß er aber 
objektiv damit bereits der Entfaltung des Kapitalverhältnisses — räumlich — erheb- 
lichen Vorschub leistete, daß natürlich mit der Liquidierung feudaler Produktions- 
weisen und Regierungsformen nach wie vor Straßen gebaut und ihre Herstellung, 
Reparatur, Benutzung geregelt werden muß, und daß dies natürlich zunächst in den 
Formen weitergeführt wird, welche historisch überkommen sind etc. (170). 


166) GR,S. 423 

167) KLS.92 

168) GR,S. 424 

169) Bei Steuern ist dies sowieso der Fall. Der Zwangsarbeit würde der Arbeitsdienst ent- 
sprechen. 

170) Dieses Problem müßte natürlich gesondert genauer scklärt werden. Es sagt sich so leicht 
hin, daß der Staat im Übergang von der feudalistischen zur kapitalistischen Produktions- 
weise die letztere z. B. durch Straßenbau objektiv unterstützt habe. Die Schwierigkeiten 
kommen hinein, wo gerade in dieser Phase der Staat gegen das aufkommende Bürgertum 
agierte. Zudem ist der Staat als feudaler Staat nicht in der Weise Garant allgemeiner 
Interessen, wie wir dies etwa beim bürgerlichen Staat festgestellt haben. Schließlich wäre 
zu klären, ob diese Fragen überhaupt systematisch oder nur historisch zu klären sind. Als 
knappe These wäre hier zu formulieren: Der Staat unterstützt „objektiv“ die Heraus- 
bildung des Kapitalverhältnisses, nicht indem er diesem Zweck als übergeordnetem 
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Was also leicht als eine erste „Phase“ der Entwicklung der Produktion von 
Transport- und Kommunikationsmitteln verstanden werden Kann, ist nichts anderes 
als die illustrative Kennzeichnung eines historischen Ausgangspunktes bzw. vor- 
kapitalistischer Möglichkeiten, den Wegebau zu organisieren und durchzuführen. 

Erst dort, wo in der Entwicklung des Kapitalbegriffs die Transport- und Kom- 
munikationsmittel als Schranke der Mehrwertproduktion bzw. -realisierung syste- 
matisch auftauchen, läßt sich nach der kapitalistischen Bestimmtheit fragen. Es ist 
dies der bereits oben bezeichnete Zusammenhang, in dem auf der einen Seite die 
bestehenden Transport- und Kommunikationswege als Schranke zur Verkürzung der 
Umschlaggeschwindigkeit von Kapital erscheinen (171) und in dem auf der anderen 
Seite die Transportkosten für die Kapitale selbst eine Schranke der Verwertung von 
möglichst großen Quanta an Kapital im unmittelbaren Arbeitsprozeß (172) dar- 
stellen. Von hier ausgehend ließe sich allgemein die Notwendigkeit zur Verbesse- 
rung der gegebenen Transportmittel und -wege ableiten. Von hier aus ist gleichfalls 
dann ein Interesse bei Einzelkapitalen bestimm- und erklärbar, welches sich in 
Forderungen nach mehr und besseren Transportwegen und -mitteln äußert. Ob an 
dieser Stelle der Entwicklung von Möglichkeiten, Schranken der Kapitalverwertung 
zu überwinden, bereits der Staat hineinkommt bzw. ob einzelne Kapitale es zu 
ihrem besonderen Geschäft machen, diese Schranken zu überwinden (Eisenbahn- 
Gesellschaften ete.), kann nicht ohne Zusatzbestimmungen, welche die Natur der 
Sache einbeziehen müssen, geklärt werden. Gemeinsame Vernutzung und lange 
Arbeitsperiode waren jene Kennzeichen, die dazu führen, daß unter den Bedingun- 
gen nichtentwickelter Kreditverhältnisse und geringer Zentralisation von Kapital 
einzelne Kapitale nicht in der Lage sind, jenen Vorschuß aufzubringen, welcher die 
Produktion von Straßen oder Errichtung einer Eisenbahnlinie erfordert (173). „Ein 
Land, wie z. B. United States, kann selbst in produktiver Beziehung die Notwendig- 
keit von Eisenbahnen fühlen; dennoch kann der unmittelbare Vorteil, der für die 
(profitable; d. V.) Produktion daraus hervorgeht, zu gering sein, als daß die Auslage 
anders als a fonds perdu erschiene. Dann wälzt das Kapital sie auf die Schultern des 
Staates... (174).“ Die Form, in der der Staat die Erstellung einer Eisenbahnlinie 


nachgeht, sondern in der Verfolgung anderer Zwecke, die sich lediglich mit Mitteln 
erreichen lassen, die auch der Herausbildung des Kapitalverhältnisses förderlich sind. Er 
baui z. B. Straßen, welche die Bedingung für die Entfaltung des Handelskapitals ebenso 
wie für militärische „Entfaltungen“ sind, indem er seiner feudalen Bestimmung ent- 
spricht, oder einem nur aus der Übergangsphase erklärbarem Eigeninteresse folgt. Mara 
selbst deutet diese andere Bestimmung des Staates anı .... wo der Staat traditionell 
ihm gegenüber (dem Kapital; d. V.) noch eine superiore Stellung einnimmt, besitzt er 
noch das Privilegum und den Willen, die Gesamtheit zu zwingen, einen Teil ihrer 
Revenuc, nicht ihres Kapitals in solche allgemein nützliche Arbeiten (zu stecken)..." 
(GR, S. 430; vgl. auch GR, S. 544). 

171) KH,5. und 14. Kapitel 

172) KU, 6. Kapitel 3. Abschnitt; GR, S. 422 ete. 

173) Die in der Wüste versandenden Kisenbahnlinien ein beliebtes Requisit von Western 
sind Zeichen solcher fehlgeschlagenen Unternehmungen von Finzelkapitalen {vel. GR, 
8.430). 

174) GR, 8.430; das „Abwälzen” bezieht sich auf die Notwendigkeit der Überwindung von 
Schranken, welche als Fehlen von Eisenbahnen oder als bankrottes Fisenbahnunter- 
nehmen erscheinen kann. 
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nun unternimmt, ist damit noch nicht bestimmt: Es kann die Form von reiner 
Verwaltung dieses Interesses annehmen, d.h. der Staat würde eine Eisenbahnlinie 
beschließen, in Auftrag geben und die Einrichtung kontrollieren; oder es nimmt die 
Form der staatlichen Herstellung selbst an. Im zweiten Falle wäre — idealtypisch — 
an der Einrichtung und am Betreiben kein Kapital beteiligt; im ersten Fall würde die 
Herstellung durch Kapitale geschehen, weiche auf Bestellung arbeiten und einen 
Vorschuß erhalten, das Betreiben aber durch den Staat erfolgen. Die einzelkapitali- 
stische Herstellung erfolgt aber in diesem Falle nicht, weil eine große Nachfrage 
vorhanden ist, sondern weil der Absatz von vornherein und im vorhinein gesichert 
ist. Ohne die staatliche Garantie könnte an dieser Stelle noch nicht ohne weiteres 
von einzelkapitalistischer Produktion der Transport- und Kommunikationsmitteln 
ausgegangen werden. 

Bleiben wir noch beim zweiten Fall: Der Staat garantiert dem Hersteller von 
Eisenbahnen und Schienen die Abnahme eines bestimmten Warenkontingents, also 
z.B. eine bestimmte Linie mit allem, was dazu gehört. Um sie bauen zu können, 
bedarf es eines Kapitalvorschusses, welcher jedoch erheblich über dem Wert der 
Eisenbahnlinie (c+v+m=w) liegt. in den Vorschuß geht jenes fixe Kapital mit ein, 
welches z. B. ausreicht, um 10 Eisenbahnlinien herzustellen. In c erscheint aber nur 
1/10 des fixen Kapitals wieder. Da die Einrichtung weiterer Eisenbahnlinien noch 
nicht geplant ist, wird an dieser Stelle kein Einzelkapitalist die Eisenbahnlinie 
bauen; selbst auf Bestellung und mit Vorschuß nicht, denn der Wert der herzustel- 
lenden Eisenbahnlinie ersetzt ihm nur das Kapital, welches in die Ware eingeht und 
bringt ihm einen Mehrwert. Es ersetzt ihm aber nicht den gesamten Kapitalvor- 
schuß. Die Vorstellung, daß der Überschuß (m) nicht nur den Mehrwert enthalte, 
sondern eine „Risikoprämie“ in Höhe des noch nicht verwerteten 9/10 fixen 
Kapitals, wäre nicht nur übelste Prellerei, sondern wäre im übrigen mit dem ersten 
Fall identisch: Der Staat hätte selbst nicht nur den Wert des Produkts des Einzel- 
kapitals realisiert (die Eisenbahn gekauft), sondern den gesamten Betrieb erst ein- 
mal eingerichtet, also das gesamte zirkulierende und fixe Kapital vorgeschossen. In 
diesem Falle wäre eine Trennung zwischen Staat als Käufer und Einzelkapital als 
Verkäufer nicht mehr vorhanden. Unter den genannten Bedingungen (kein Aktien- 
kapital bzw. niedriger Stand der Kapitalzentralisation, geringe Kreditmöglichkeiten 
etc.) wäre das „Abwälzen“ auf die Schultern des Staates identisch mit staatlicher 
Verwaltung, Herstellung und Betrieb des Transportmittels. 

Damit ist implizit bereits entwickelt, wie jene Phase zu verstehen ist, die Marx 
die „höchste Entwicklung des Kapitals“ (175) nennt (176). Diese sei erreicht, 
„wenn die allgemeinen Bedingungen des gesellschaftlichen Produktionsprozesses 
nicht aus dem Abzug der gesellschaftlichen Revenue hergestellt werden, den Staats- 


175) GR,S.431 

176) Die Formulierung „höchste Entwicklung‘ könnte zu dem Mißverständnis führen, hier sei 
so etwas wie die letzte Phase, das Sterbestündlein etc. des Kapitalismus gemeint. U. E. 
will Marx nur jene „Phase“ kennzeichnen, in der die Realität den Begriff des Kapitals in 
Produktion, Zirkulation und Staat eingeholt hat. Das „reelle Gemeinwesen (hat) sich in 
der Form des Kapitals konstituiert‘“‘ (GR, S. 430) (vgl. auch S. 431, 429 u. 427 Anm. 2). 


148 


steuern —... —, sondern aus dem Kapital als Kapital“ (177). Ausführlich benennt 
Marx jene Bedingungen, die gegeben sein müssen, damit „der Kapitalist nun den 
Wegebau als Geschäft unternehme, auf seine Kosten“ (178): „Erstens: Größe des 
Kapitals selbst vorausgesetzt, des in einer Hand konzentrierten Kapitals, um Arbei- 
ten von solcher Dimension und solchem langsamen Umschlag, Verwertung überneh- 
men zu können. Daher meist Aktienkapital... Zweitens: Ist von ihm erheischt, daß 
es Zinsen, nicht daß es Profit bringt (es kann mehr als Zinsen bringen, das ist aber 
nicht nötig)... Drittens: Als Voraussetzung solcher Verkehr — geschäftsmäßiger 
vor allem --, daß der Weg sich rentiert, d.h. daß der Preis, der verlangt wird für 
Benutzung des Wegs, so viel Tauschwert für die Produzenten wert ist oder eine 
Produktivkraft liefert, die sie so teuer bezahlen können. Viertens: Einen Teil (des) 
seine Revenue in diesen Artikel der Lokomotion auslegenden genießenden Reich- 
tums (179). 

Damit sind insbesondere jene Bedingungen angegeben, die erfüllt sein müssen, 
damit überhaupt ein Kapitalvorschuß von erheblicher Quantität aufgebracht werden 
kann. Zudem wird die „Notwendigkeit in produktiver Beziehung“ für potentielle 
Benutzer zunehmend spürbar. [,,Das Kapital als solches — sein Dasein gesetzt zu 
dem nötigen Umfang — wird erst Wege produzieren, sobald die Produktion von 
Wegen zu einer Notwendigkeit für die Produzenten, speziell für das produktive 
Kapital selbst geworden ist; eine Bedingung für das Profitmachen des Kapitalisten 
(180).““] Diese Bedingung war bereits gegeben, als jenes Geschäft auf den Staat 
abgewälzt wurde: als notwendige, wenngleich für sich allein nicht hinreichende 
Bedingung bleibt sie bestehen. 

Unterschlagen werden von Marx hier jedoch die dem besonderen Charakter 
der Transportwege (bei Transportmitteln wie Flugzeugen und Schiffen verhält es 
sich etwas anders) geschuldeten Schwierigkeiten des Kaufs und Verkaufs, welche ja 
vor der Konsumtion (Benutzung) liegen (181). Dort wo das Transportieren selbst 
die „Ware“ (besser: die Dienstleistung) (182) ist, ergeben sich keine Schwierigkei- 
ten. Die Lokomotion wird gekauft, indem man ein Ticket zahlt, eine Passage bucht, 
eine Fahrkarte kauft oder die Fracht bezahlt. Problematischer ist es, wenn die 
Transportvoraussetzungen wie Straße, Kanal etc. gekauft und verkauft werden 
müssen (183). Unterscheiden lassen sich zwei Möglichkeiten (wenn man die Kon- 
sumgenossenschaft und den Privatkauf außer acht läßt): Erstens das Erheben von 


177) GR,S.431;Sperr. U & H 

178) GR, S. 428 

179) GR,S.428 f 

180) GR,S.429 

181) An mehreren Stellen setzt sich Marx explizit über diese P’ragen hinweg: „Denke, der Weg 
könne at once verkauft werden, wie ein Rock oder eine Tonne Eisen..." (8.422). 
Oder: „... (Zeitraum und Art des Verkaufens geht uns hier nichts an)... ." 8. 430). 

182) Vel. TMW, 26.1, S. 379: „Wo der Austausch des Geldes direkt gegen Arbeit stattfindet, 
ohne daß letztere Kapital produziert... wird sie als Dienst gekauft, was überhaupt 
nichts als ein Ausdruck für den besonderen Gebrauchswert ist, den die Arbeit leistet, wie 
jede andere Ware; aber spezilischer Ausdruck für den besonderen Gebrauchswert der 
Arbeit, soweit diese nicht als Sache Dienste leiste, sondern als Tätigkeit..." 

183) Hier müßte noch die Rolle der Grundrente untersucht werden. Vel. auch K 11.8. 437 
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direkter Benutzungsgebühr (vgl. die Mautgebühren) und zweitens die indirekte Be- 
nutzungsgebühr, welche in Form eines kontinuierlichen Revenueabzuges zu Buche 
schlägt (Steuern). In der zweiten Form ist notwendigerweise der Siaat voraus- 
gesetzt, als einzige Sphäre und Instanz der Gesellschaft, welche bei Bedürfnissen, die 
nur gemeinschaftlich durch Benutzung ein- und derseiben ‚Ware‘ befriedigt werden 
können, auch allgemeine Regeln der Zahlung von Benutzungsgebühren erlassen 
kann. In der ersten Form taucht die Schwierigkeit mit dem Kapitalvorschuß nicht 
nur einmal, nämlich zu Beginn des ersten Umschlags des zirkulierenden Kapitals, 
sondern beim zweiten und dritten Umschlag etc. gleichfalls auf. Fixes Kapital in 
Geräten für Straßenbau muß nach Beendigung einer Straße wieder angewandt wer- 
den, wenn nicht Wertverluste eintreten sollen. Für den Bau einer zweiten Straße 
bedarf es nun zwar nicht des gesamten Vorschusses an fixem und zirkulierendem 
Kapital. Es muß jedoch der Wert des in den Bau der Straße 1 eingegangenen Kapi- 
tals bereits wieder zurückgeflossen sein (plus einem Überschuß, der nicht mit m 
identisch zu sein braucht), ehe mit dem Bau der Straße 2 begonnen werden kann. 
Bei kontinuierlicher Erhebung von Benutzungsgebühr dauert es jedoch ein Viel- 
faches der Bauzeit, che dieser Wert umgeschlagen ist. Die Folge: Erneute Kredit- 
aufnahme, welche zu zusätzlicher Spaltung des Profits führt. Erst nach einer Viel- 
zahl von Produktionsperioden wird das zirkulierende Kapital voll umgeschlagen 
sein; vorausgesetzt, die Nachfrage nach neuen Straßen lohnt weiteren Bau; voraus- 
gesetzt, die Benutzungsgebühren fließen regelmäßig und vorausgesetzt, es finden 
sich erneut private Kreditgeber (184). So bleibt es verständlich, daß die zweite 
Form nur als theoretische Möglichkeit noch offensteht, und auch empirische Bei- 
spiele kaum zu finden sind. Die vorherrschende Form der Herstellung der Trans- 
portmittel aus Kapital als Kapital bleibt somit diejenige, in der die Verwaltung des 
Straßennetzes etc. in der Hand des Staates ist, dieser Aufträge an Bauunternehmer 
erteilt, welche die Straßenherstellung als Geschäft unternehmen (185). 

Das Resultat unserer Interpretation ist kein Phasen-Modell. Vielmehr haben 
wir, ausgehend von der Beschreibung vorkapitalistischer Regelung des Baus von 
Transport- und Kommunikationsmitteln, jenen systematischen Zusammenhang 
innerhalb der Entwicklung der Gesetze der Zirkulation (Umlauf und Umschlag) 
aufgewiesen, an dem Transportkosten bzw. fehlende Transportwege und -mittel als 
Schranke der Kapitalverwertung erscheinen. Hierauf aufbauend haben wir dann jene 
Bedingungen nach und nach eingeführt, welche eine Überwindung dieser Schranken 
unter der Prämisse der zunehmenden Kapitalisierung (186) aller gesellschaftlichen 


184) Die Schwierigkeiten beim Häuserbauen schildert Marx: „Die Fonds werden beschafft 
durch die Aufnahme von Hypotheken, und das Geld dem Unternehmer zur Verfügung 
gestellt im Maß, wie der Bau der einzelnen Häuser fortschreitet. Kommt dann eine Krisis, 
die die Einzahlung der Vorschußraten zum Stocken bringt, so scheitert gewöhnlich die 
ganze Unternehmung. Im besten Fall bleiben die Häuser unvollendet bis auf bessere 
Zeiten, im schlimmsten Fall kommen sie unter den Hammer und werden zum halben 
Preis losgeschlagen. Ohne Spekulationsbau und das auf großer Stufenleiter, kann heute 
kein Unternehmer mehr vorankommen (K II, S. 237). 

185) Welche Auswirkungen die Bedingungen eingeschränkter Konkurrenz (Nachfragemonopol 
durch den Staat) auf diesen Zusammenhang haben, bliebe zu untersuchen. 

186) KIN,S. 206; GR,S. 431 u. 441 
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Sphären möglich machen können. Dabei können wir als Resultat festhalten, daß 
eine vollständige Kapitalisierung der allgemeinen Produktionsbedingungen, die hier 
als Transport- und Kommunikationsmittel bezeichnet worden sind, kaum vorstell- 
bar ist. Es bedarf der Verwaltung durch den Staat, sofern und solange es sich um ; 
„gesellschaftlich gesetzte Bedürfnisse‘ (187) handelt; die Herstellung der mate- 
riellen Bestandteile dagegen mag in zunehmendem Maße ein profitables Geschäft 
werden. 


Mit diesem Resultat -- das muß noch einmal betont werden — ist zunächst 
nichts über andere allgemeine Produktionsbedingungen bzw. allgemeine Voraus- 
setzungen von Produktion und Zirkulation ausgesagt. Weder lassen sich diese Über- 
legungen ohne weiteres auf Wissenschaft und Ausbildung, noch unmodifiziert auf 
Umweltschutz und Gesundheitswesen übertragen. Verallgemeinerbar sind allenfalls 
einige Fragestellungen und methodische Bestimmungen: Inwieweit taucht die aus 
der Ableitung des Staates gewonnene Unterscheidung zwischen verschiedenen For- 
men der Verwaltung allgemeiner Interessen.durch den Staat (Kodifizierung in Ge- 
setzen, Kontrolle der Durchführung, eigene Durchführung inklusive Herstellung der 
materiellen Bedingungen) bei anderen allgemeinen Voraussetzungen von Zirkulation 
und Produktion auf? Welche Elemente lassen sich kapitalistisch, d. h. profitabel 
‘herstellen? Welche Elemente müssen notwendig beim Staat verbleiben? Welche | 
Probleme tauchen bei einzelkapitalistischer Produktion bei Kauf und Verkauf und 
bei’der Konsumtion auf? 


3. Mehrwertrealisierung durch den Staat 


Von einem Zusammenhang her ergibt sich jedoch ein Aspekt für weitere Unter- 
suchung der Ursachen der Zunahme der Staatstätigkeit (was immer dies auch heißen 
mag), welcher — vom „Wegebau“-Beispiel ausgehend — u. E. verallgemeinerbar ist. Wir 
kontrastieren dazu noch einmal den Fall I, in dem der Staat den Straßenbau voll in 
eigener Regie hat, d. h. ihn verwaltet, betreibt und die Straßen selbst herstellt, mit 
dem Fall 2, in dem der Staat nur noch als Verwalter des Betriebs, nicht mehr als 
Produzent auftritt, also die materiellen Bedingungen von privaten Bauunternehmern 
kaufen muß. 

Der Staat stellt in Fall I die zur Wahrnehmung der notwendigen Funktionen 
vorhandenen Arbeitskräfte nicht „zum Behuf der Produktion von Werten“ (188) 
ein, tauscht ihr Arbeitsvermögen also nicht gegen Kapital, sondern gegen Geld, 
welches - vermittelt über Steuern Abzüge von den Revenuen darstellt. „Wäre die 
Arbeitszeit in der unmittelbaren Produktion ganz konsumiert (oder, vermittelt aus- 
gedrückt, unmöglich Surplussteuern für diesen bestinnmten Zweck zu erheben) so 
müßte der we ungebaut bleiben. Wird die ganze Gesellschaft als ein Individuum 


187) GR,S. 431: vel. Teil IV 
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betrachtet, so bestünde die notwendige Arbeit in der Summe aller besonderen Ar- 
beitsfunktionen, die durch die Teilung der Arbeit verselbständigt sind (189). Die 
Arbeiten, welche allgemeine Bedingungen der gesellschaftlichen Produktion reprä- 
sentieren, gehören also zur notwendigen Arbeit hinzu; nur müssen sich an ihnen 
unter kapitalistischen Verhältnissen die einzelnen Individuen in einer durch die 
Form der Steuer vermittelten Weise an ihr beteiligen. Wenn der Weg von einem 
Einzelkapital und nicht vom Staat gebaut wird, so will es sein Kapital verwerten; es 
will den Arbeitern Mehrarbeitszeit abpressen und diese beim Verkauf des Produkts 
auch realisieren. Marx knüpft hieran folgende Berechnung: Angenommen die Pro- 
duktion eines Weges dauere 12 Monate für einen Arbeiter. Der Wert des Weges 
beträgt somit 12 Monate. Angenommen gleichfalls, daß zur Reproduktion des Ar- 
beiters im gesellschaftlichen Durchschnitt nur das Wertäquivalent von 6 Monaten 
benötigt wird. Bei kapitalistischer Herstellung des Weges zwingt das Kapital den 
Arbeiter 12 Monate zu arbeiten und zahlt ihm den Gegenwert von 6 Monaten 
Arbeit. „Der Teil des Weges, der seine Surplusarbeit enthält, bildet den Profit des 
Kapitalisten (190).“ Für die „Käufer“, welche zum Kauf durch Steuerabzug von der 
Revenue gezwungen werden, wären also nur 6 Monate an notwendiger Arbeit auf- 
zuwenden. Zahlen müssen sie aber 12. 

Für die öffentliche Herstellung des Weges schreibt Marx: „Es müßte, wenn die 
Gemeinde den Weg baute, und der Arbeiter nur die notwendige Zeit arbeiten 
wolite, ein anderer Arbeiter, der 6 Monate arbeitet, hinzugezogen werden (191).“ 
Nach dieser Argumentation würde der Weg für die „Käufer“ also wieder 12 Monate 
kosten; nun nicht verteilt auf einen, sondern auf zwei Arbeiter. Für kapitalistische 
Verhältnisse ist diese Argumentation jedoch nicht zutreffend. Zwar geht es dem 
Staat, wenn er den Weg selbst herstellen läßt, nicht um die Verwertung von Kapital, 
sondern die Herstellung eines gesellschaftlich direkt notwendigen Gebrauchswerts. 
Die Dauer des Arbeitstages bemißt sich jedoch nicht an der jeweils notwendigen 
Arbeitszeit, sondern an der gesellschaftlich durchschnittlichen Dauer des Arbeits- 
tages, in der ein wie immer geartetes Verhältnis von notwendiger zu Mehrarbeit 
aufgehoben ist. So arbeitet der Arbeiter im Staatsdienst ebensolange wie sein Kol- 
lege unter dem Einzelkapital und erhält einen vergleichbaren Lohn. Das hieße, in 
beiden Fällen würde ein Weg von 12 Monaten Dauer von einem Arbeiter hergestellt 
werden. Dies ist das Gemeinsame. Der Unterschied besteht in der Verrechnung der 
Mehrarbeitszeit: 

In Fall 2 wandert der Mehrwert in die Taschen des Kapitals, d.h. das Wert- 
äquivalent von 6 Monaten ist dem Steuerfond entzogen und nun in den Händen von 
privatem Kapital. Im Fall 1 wird dem Steuerfond nur der zur Reproduktion der 
Arbeitskraft notwendige Teil entzogen: das Wertäquivalent von 6 Monaten. Der 
Rest, gleichfalls ein Wert von 6 Monaten, ist Einsparung am Steuerfond und kann 
zur Produktion eines zweiten Weges verwendet werden. 

Die Konsequenz liegt auf der Hand: Da es die Tendenz der kapitalistischen 
Produktionsweise ist, „das Ganze den gesellschaftlichen Voraussetzungen ... ihrem 
189) GR, S.425 


190) GR, 8.424 
191) GR, 5.424 


152 


spezifischen Charakter und ihren immanenten Gesetzen zu unterwerfen“ (192), 
werden in zunehmendem Maße {und eben dies ist nur durch Einzeluntersuchungen 
präziser einzulösen) Elemente der allgemeinen Produktionsbedingungen kapitali- 
stisch produziert werden: im Wegebau die Straßen etc., im Ausbildungswesen die 
Lehr- und Lernmittel neuerdings zuzüglich zu den Schulbauten und Ausrüstungen, 
im Gesundheitswesen die Pharmaka etc. In dem Maße, in welchem dieses auftritt, 
ergibt sich ein paradoxes Resultat: Auf. der einen Seite nimmt die Herstellung 
materieller Bedingungen der allgemeinen Produktionsvoraussetzungen durch den 
Staat ab, auf der Seite jedoch nimmt der Umfang des Staatshaushalts (Steuern plus 
Staatsverschuldung) zu, sofern jene materiellen Bedingungen nach wie vor über den 
Staat betrieben werden müssen. Für gleiche Gütermengen muß mehr aufgebracht 
werden, da es den Kapitalen um Realisierung des in den Gütern enthaltenen Mehr- 
werts geht. Oder anders herum formuliert: Für gleich große Teile des Staatshaus- 
halts stehen dem Staat weniger Gütermengen zur Verfügung. Wenn obendrein die '- 
freie Konkurrenz eingeschränkt ist, d. h. der Zwang der Steigerung der Produktiv- . 
kraft der Arbeit nicht mehr in dem Maße existiert und den Wert pro Produktenein- . 
heit nicht mehr sinken läßt, läßt sich ermessen, daß zumindest der Indikator 
„Staatshaushalt“ über die Zunahme von Staatstätigkeit nur geringe Aussagen macht. 
Die hier angedeutete Gesetzmäßigkeit reflektiert auf der einen Seite eine Verschie- - 
bung innerhalb der Staatstätigkeiten: Weniger eigene Herstellung, mehr nur Betrieb. 
Auf der anderen Seite bringt sie die Folgen für den Staatshaushalt und d.h, für 
Steuer- und Staatsverschuldungspolitik zum Ausdruck. In die Verteilung der Kosten 
für gesellschaftliche Bedürfnisse geht bei ihrer Befriedigung durch private Herstel- | 
lung somit immer mehr nicht die gesellschaftliche notwendige Arbeitszeit ein, son-, 
dern ebenso die Mehrarbeit. So wälzt das Kapital nicht mehr nur die Erledigung der . 
gesellschaftlichen Bedürfnisse auf die Schultern des Staates, sondern auch die Realisie- 
rung seines Profits. 
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